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Die Ungarn-$ahrt der deutſchen Kechtswahrer 


Keine Erholungsreiſe im landläufigen Sinne iſt die in der letzten Juni⸗Woche ſtattfindende Fahrt von 500 deutſchen 
echtswahrern aller Berufsgruppen in das ſchöne Ungarland, ſondern vor allem ein Bekenntnis der kameradſchaftlichen Ver⸗ 
undenheit des deutſchen Rechtsſtandes mit den Rechtswahrern der befreundeten ungariſchen Nation, dieſes ritterlichen und 

tapferen Volkes, das während des Weltkrieges Schulter an Schulter mit uns gegen eine ungeheure Übermacht gekämpft hat, 
ſſen Land — gleich dem unſrigen — nach heldenmütiger Gegenwehr durch einen unvernünftigen Gewaltftieden zerſtückelt 

wurde, das aber — wie Deutſchland — nach Überwindung der kommuniſtiſchen Seuche aus eigener Kraft, ohne fremde 
ilfe, unter Führung ſeines genialen Reichsverweſers von Horthy den Wiederaufſtieg zur nationalen Größe erlebt und 
amit nicht nur ſeine Ehre wiederhergeſtellt, ſondern bei allen Völkern der Erde bewundernde Achtung errungen hat. 

5 Vei der engen Verbundenheit und bewährten Waffentreue zwiſchen dem ungariſchen und dem deutſchen Volke iſt es 

eine Selbſtverſtändlichkeit, daß der feierliche Höhepunkt dieſer Ungarn⸗Fahrt deutſcher Rechtswahrer, an der viele alte Front- 
ämpfer teilnehmen werden, in einer Ehrung am Grabe des unbekannten ungariſchen Soldaten beſtehen wird. 

Daneben wird es für die Abgeſandten des nationalſozialiſtiſchen deutſchen Rechtswahrerſtandes von beſonderem und 
bleibendem Werte ſein, nicht nur die ſtolzen Denkmäler der ruhmreichen ungariſchen Vergangenheit und die vielbeſungenen 
Schönheiten der ungariſchen Hauptſtadt kennenzulernen, ſondern auch mit ihren ungariſchen Berufskameraden in einen per⸗ 
önlichen Meinungsaustauſch einzutreten über die ihnen wie uns vor allem am Herzen liegenden Probleme der Geſtaltung 
und Anwendung eines auf Treue und Glauben und ſozialer Gerechtigkeit beruhenden, wahrhaft volksverbundenen Rechts. 

Die deutſchen Rechtswahrer grüßen bei Antritt ihrer Ungarn⸗Fahrt die befreundete ungariſche Nation und ihren 

großen Führer! 
Der Stellvertreter des Reichs juriſtenführers 


Ungarns Juſtizminiſter über die ungariſche und deutſche Rechtsentwicklung 


Ein Mitarbeiter der Juriſtiſchen Wochenſchrift hatte 
Kürzlich die Möglichkeit, mit dem ungariſchen Juſtizminiſter 
Exzellenz Dr. Andor Lazar über die durch Reichsverweſer 
von Horty angekiindigte Rechtsreform in Ungarn zu ſprechen. 
Hierzu gab Exzellenz Lazar folgende Erklärung ab: 


55 „Unfere ungariſche Rechtsordnung iſt in jeder Hinſicht 
ii entftanden. Seit etwa 60— 70 Jahren beſitzt unſer 
ER ein kodifiziertes Recht, das auch die Reformen von 1848 
ein das alte ungariſche Gewohnheitsrecht in einem großen, 
9 neittichen Syſtem vereinigt. Es beruht auf einheitlichen 

un brinzipien, an denen nicht gerüttelt werden ſoll. Jedoch 
der B, wenn die Rechtsauffaſſung der Nation ſich ändert, in 

Rechtsnormen dieſem Wechſel Rechnung getragen werden. 


So iſt z. B. das Tempo im wirtſchaftlichen Leben heute 
viel raſcher als früher; die Prozeßordnung und alle juriſtiſchen 
Einrichtungen müſſen ſich deshalb dieſem raſcheren Tempo 
angleichen. Wir beabſichtigen daher eine durchgreifendere Re⸗ 
form des bürgerlichen wie auch des Strafprozeßrechts, die 
wohl Verbeſſerungen und Vereinfachungen, aber keine tief⸗ 
greifenden Umwälzungen mit ſich bringen wird. 

Ferner wird das Preſſerecht reformiert werden. Der 
Grundgedanke der Freiheit ſoll hier unangetaſtet bleiben, 
jedoch ein neues Rechtsethos zu Geltung kommen: die Preſſe⸗ 
freiheit ſoll nicht mehr ſo weit gehen, daß man das Familien⸗ 
leben und ethiſche Werte aus Senſationshunger vernichten 
darf. Das Verantwortlichkeitsgefühl einer gewiſſen Klaſſe 
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von Journaliſten muß ſtärker werden. Angelegenheiten rein 
privater Natur, an denen kein irgendwelches nationales In⸗ 
tereſſe beſteht, ſollen nicht mehr an die Offentlichkeit gezerrt 
werden. In dieſer Beziehung iſt man ja in Deutſchland, wo 
man ſchon durch Beſeitigung der Revolver- und Senſations⸗ 
preſſe ein gutes Werk getan hat, mit gutem Beiſpiel voran⸗ 
gegangen. 

Auf landwirtſchaftlichem Gebiete werden verſchiedene 
grundlegende, wenn auch die beſtehenden Rechtsprinzipien 
nicht berührende Anderungen zu bemerken ſein. Ein neues 
Siedlungsgeſetz wird hier den Gedanken der Seßhaftmachung 
insbeſondere von Kleinbauern unter gleichzeitiger größtmög⸗ 
lichſter Sicherung ihrer Exiſtenz verwirklichen. — Ferner wird 
das Fideikommißrecht moderniſiert werden müſſen, vor allem 
durch Einführung einer in nationalem Intereſſe vertretbaren 
Maximalgröße. Ein Erbhofrecht, ähnlich dem deutſchen, iſt 
für Ungarn heute nicht möglich. Jedoch wird man verſuchen, 
einer Reihe fühlbarer Mängel, jo insbeſondere der Boden— 
zerſplitterung, auf andere Weiſe abzuhelfen. 

Die Zerſplitterung des Agrarbeſitzes iſt in Ungarn über⸗ 
aus groß und ein anerkanntes Übel, weil ſie enorme Arbeit⸗ 
und Materialverluſte im Gefolge hat. Es gibt Bauern, welche 
ihren Beſitz von 20—30 Kataſterjoch (ein Kataſterjoch iſt rund 
zwei Morgen) in nicht weniger als 150 Stücke aufgeteilt, 
bearbeiten müſſen. In einem Dorfe betrug das Ausmaß der 
zwiſchen den einzelnen Grundſtücken liegenden unbenutzbaren 
Grundraine allein gegen 150 Kataſterjoch! Hiergegen wird 
man mit einer gerechten und intenſiveren Durchführung der 
ſogenannten Kommiſſation, d. h. einem auf die Zuſammen⸗ 
legung der Einzelſtücke in möglichſt wirtſchaftlicher Form ab⸗ 
zielenden Verfahren, angehen müſſen. 

Im Aktienrecht wird man danach trachten, die Reellität 
im Geſchäftsleben wiederherzuſtellen und insbeſondere die Lage 
der Aktienminderheiten zu beſſern. Mit Intereſſe habe ich hier 
beobachtet, wie man in Deutſchland dem alten Rechtsgrund⸗ 
ſatz von „Treu und Glauben“ im Wirtſchaftsleben wieder zum 
Siege verhalf. 

Schließlich ſind noch einige kleinere Abänderungen in dem 
gleichfalls etwa 60 Jahre geltenden, der heutigen Rechts⸗ 
anſchauung ebenfalls teilweiſe nicht mehr entſprechenden Straf⸗ 
recht in Vorbereitung. Auf allen Gebieten wird man dem 
heutigen Rechtsempſinden Rechnung tragen. 

Was jedoch den ſeit fünf Jahren vorliegenden Entwurf 
eines neuen BGB. anlangt, fo wird er nicht in allen Teilen 


aufrechterhalten werden können. Die Auffaſſungen vom Kapi⸗ 
talismus, von der Solidarität der Nation uſw. ſind ja augen⸗ 
blicklich ſo im Fluſſe, daß man ein Geſetz kaum in der heutigen 
Zeit für eine kange Periode machen kann. Der Geſetzentwurf 
befindet ſich deshalb zur Zeit in der Hand der Richter, welche 
aus der Praxis heraus entſcheiden ſollen, was den Wandel 
der Zeiten überdauert. — Alles in allem wird auch, wie Sie 
ſehen, in Ungarn tüchtig auf dem Gebiete der Rechtsreform 
gearbeitet.“ 

Über die auf Einladung des Kgl. Ungariſchen Fremden⸗ 
verkehrsſenates für Ende Juni angeſetzte Ungarnreiſe des 
BNS DJ. äußerte ſich Exzellenz Lazar äußerſt erfreut: 

„Ich halte mich ſtets auf dem laufenden über die neue 
deutſche Rechtsentwicklung, welche mich auf allen Gebieten 
ſtark intereſſiert. Ein derartiger Beſuch der deutſchen Berufs- 
kollegen wird mehr als alles andere dazu beitragen, die be⸗ 
ſtehenden Beziehungen zu vertiefen und unſere gegenſeitige 
Rechtsauffaſſung, welche in manchen Punkten natürlich ver⸗ 
ſchieden iſt, kennenzulernen. Ich perſönlich, wie auch viele 
ungariſche Juriſten, werde es daher ſehr begrüßen, bei dieſer 
Gelegenheit einen tieferen Einblick in das deutſche Rechtsleben 
zu bekommen. Jedes Land kann ja nur aus der Praxis eines 
anderen lernen! Ganz beſonders würde es mich aber freuen, 
wenn ich auf dieſe Weiſe vielleicht auch den Führer der 
„Deutſchen Rechtsfront‘, Reichsminiſter Dr. Frank, von deſſen 
Tatkraft uno Erfolgen im Kampfe um ein neues deutſches 
Recht ich ſchon ſoviel gehört habe, perſönlich kennenlernen 
würde.“ 

Exzellenz Lazar ſchloß feine intereſſanten Ausführungen 
dann mit folgenden bedeutſamen Worten: 

„Ungarn wird die deutſchen Freunde in traditioneller Gaſt⸗ 
freundſchaft aufs beſte empfangen! Wir alle aber müſſen bei“ 
ſuchen, in Europa die durch die Friedensverträge geſchaffenen 
Verhältniſſe, mit welchen man im großen und ganzen abſolu 
nicht zufrieden iſt, zu beſſern. Viele wirtſchaftliche Unmög⸗ 
lichkeiten find aber dadurch zuſtande gekommen, daß man nicht 
Juriſten, welche für die Zukunft denken, ſondern Politiker und 
insbeſondere auch Geſchäftsleute, deren Sinn nur auf den 
Augenblick gerichtet iſt, bei der Abfaſſung der Verträge gefragt 
hat. Es wäre deshalb ſicherlich nur zu Europas Wohle, wenn 
man den ſcharf denkenden, kühl abwägenden und gerecht ur 
teilenden Juriſten mehr als bisher zu Worte kommen laſſen 
würde!“ 


Wiederbelebung von Firmen 


Fugleich ein Beitrag zur Wandlung der Rechtsanſchauung im geltenden Recht 
Von Amtsgerichtsrat Groſchuff, Berlin 


Seitdem der Weltkrieg im Wirtſchaftsleben ſeine ver⸗ 
heerenden Spuren gezogen, die Inflation auf dem Trümmer⸗ 
feld eine Scheinblüte emporgetrieben und die nationale Er⸗ 
hebung wagemutig den Wiederaufbau in Angriff genommen 
hat, wird die tägliche Regiſterrechtspraxis von der Frage be⸗ 
herrſcht, unter welchen Vorausſetzungen einerſeits Firmen 
gelöſcht, andererſeits gelöſchte Firmen wiederbelebt 
werden können. Kann z. B. eine betriebs⸗ und vertreterloſe 
GmbH. oder AktG., die als einziges Vermögensſtück ein 
überlaſtetes Grundſtück beſitzt, ohne Liquidation im Handels⸗ 
regiſter gelöſcht werden? Muß umgekehrt eine ohne Liqui⸗ 
dation gelöſchte GmbH. oder AktG. wieder ins Handels⸗ 
regiſter eingetragen werden lediglich deshalb, weil ſich nach⸗ 
träglich herausſtellt, daß ein ihr gehöriges Grundſtück unter 
Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung ſteht? Iſt ſie 
bejahendenfalls als Erwerbsgeſellſchaft wiedereinzutragen, ob⸗ 
wohl die Eintragung als erwerbende Geſellſchaft der 
wahren Sachlage ins Geſicht ſchlägt? Kann eine GmbH. oder 
Akt., die ihr Vermögen im Wege der Liquidation ganz 


oder teilweiſe verſilbert hat, durch Beſchluß ihrer Geſell⸗ 
ſchafter fi in eine erwerbende Geſellſchaft noch zurückvet⸗ 
wandeln? Hat die Geſetzgebung des Dritten Reichs in 
die bisherige Rechtsauffaſſung eine Breſche geſchlagen oder 
gar ſie ganz beſeitigt? 

Die gleichen Fragen tauchen auf bei den — eigener 
Rechtsperſönlichkeit entbehrenden — Perſonengeſamtheiten der 
OHG. und Kommceſ. Sie werden in der Praxis ſogar bei 
Einzelfirmen wiederholt angeſchnitten. 


J. Die Frage der materiellen Wiederbelebung einer 
Firma korreſpondiert grundſätzlich zunächſt mit der Frage, 
welche Vorausſetzungen materiell für ihre Gründung 
vorhanden ſein müſſen. Dieſe Vorfrage iſt daher zuvor zu 
klären. Sie iſt verſchieden zu beantworten einerſeits bei 
Firmen der Einzelkaufleute und der Perſonengeſamtheiten, 
andererſeits bei juriſtiſchen Perſonen. 4 

Die Firma eines Einzelkaufmanns entſteht mit 
dem Betriebe eines Handelsgewerbes i. S. der 88 1—9 
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HGB. In dieſer Hinſicht wird — um Wiederholungen zu 
vermeiden — auf die eingehenden Unterſuchungen des Ver⸗ 
faſſers in JW. 1934, 3030 ff. (zu 18) verwieſen, die ſich 
im Ergebnis mit der herrſchenden Judikatur decken. Es ge⸗ 
nügt an dieſer Stelle, zuſammenfaſſend daran zu erinnern, 
daß die Betriebsart eine „großgewerbliche“ ſein muß, 
die „kaufmänniſche“ Einrichtungen „erfordert“ (z. B.: Vuch⸗ 
ührung, Korreſpondenzakten, getrennte Kaſſenführung, Kon⸗ 
trollperſonal, Wechſelkredit u. dgl.): im Gegenſatz zur „klein⸗ 
gewerblichen“ Betriebsart, die ſich meiſt mit Barverkehr be⸗ 
gnügt, und im Gegenſatz zur „handwerklichen“ Betriebsart, 
die lediglich in Ausführung von Facharbeiten durch „ge⸗ 
lernte“ Handwerker (auch beim motoriſierten Großhandwerk) 
beſteht. Für Perſonengeſamtheiten (OũG., Komm⸗ 
Geſ.) gelten die gleichen Grundſätze wie bei Ein⸗ 
zelkaufleuten laut ausdrücklicher Vorſchrift des 
§8 4 Abſ. 2 und 6 Abſ. 1 HGB.: denn nicht nur finden „die 
in betreff der Kaufleute gegebenen Vorſchriften auch auf die 
Handelsgeſellſchaften Anwendung“, ſondern es kann „durch 
eine Vereinigung zum Betriebe eines Gewerbes, auf welches 
die (sc.: in Abſ. 1 des 8 4 HGB.) bezeichneten Vorſchriften 
keine Anwendung finden, eine OHG. oder eine KomncGeſ. 
nicht begründet werden“. Demgemäß binden ss 105 Abſ. 1, 
161 Abſ. 1 HGB. die Zweckbeſtimmung einer OG. und 
einer KommGeſ. an den „Betrieb eines Handels gewerbes 
unter gemeinſchaftlicher Firma“. Es kommt alſo für 
die Entſtehung der Kaufmannseigenſchaft und 
damit des Firmenrechts (88 29, 17 HGB.) ſowohl 
beim Einzelkaufmann als bei der Perſonen⸗ 
geſamtheit entſcheidend an auf das „Vorhan⸗ 
denſein“ des fog. vollkaufmänniſchen Handels- 
gewerbes: Einzelkaufleute und Perſonengeſamtheiten wer⸗ 
den mit ihrer Firma ins Handelsregiſter eingetragen, weil 
ſie dieſes „Handelsgewerbe“ betreiben. Ob ſie 
dagegen „Vermögen“ haben, iſt rechtlich un⸗ 
erheblich. 
Gerade umgekehrt liegt die Rechtslage bei 
juriſtiſchen Perſonen. Dieſe werden ins Handelsregiſter 
eingetragen, weil ſie „Vermögen“ haben und haben 
müſſen, das in Form des Grund⸗ oder Stammkapitals 
ſtändig bilanzmäßig in ſatzungsgemäß eingetragener Höhe zu 
erhalten iſt (88 239 ff., 260 ff., 312 ff., 320 Abſ. 3, 325, 
329 HGB.; 88 30 ff., 41 ff., 82 Ziff. 3ff. GmbH®.). Darum 
gelten ſie als Handelsgeſellſchaften, „auch wenn der Gegen⸗ 
ſtand nicht in dem Betrieb eines Handelsgewerbes beſteht“ 
(88 210 Abſ. 2, 320 Abſ. 3 HGB.; 8 13 Abſ. 3 GmbHG.) 
emgemäß beſtimmt ſchon 8 6 Abſ. 2 HGB.: „Die Rechte 
und Pflichten eines Vereins !), dem das Geſetz ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Gegenſtand des Unternehmens die Eigenſchaft 
eines Kaufmanns beilegt, werden durch die Vorſchrift des 
8.4 Abſ. 1 HGB. nicht berührt“: d. h. die Vorſchriften über 
die Firmen, die Handelsbücher und die Prokura finden auf 
dieſe ſog. Kapital geſellſchaften Anwendung, gleichviel, ob 
ie ein Großgewerbe oder aber ein Kleingewerbe, Handwerk 
oder Nichtgewerbe betreiben. Das bilanzmäßig zu erhaltende 
Grund⸗ oder Stammkapital bedingt ſchon für ſich allein 
taufmänniſche Einrichtungen, auch weun der „Betrieb“ 
ie nicht erfordert. 


II. Die Wiederbelebung einer Firma iſt nicht möglich, 
wenn ſie bereits erloſchen, d. h. materiell „tot“ iſt. Es 
iſt daher das Feld, auf dem eine Wiederbelebung möglich 
iſt, zuvor negativ abzuſtecken durch die Erörterung, wann 
eine Firma „erliſcht“. 

Hierüber herrſchen in der Praxis verworrene Vor⸗ 
ſtellungen, weil das Geſetz ſelbſt dieſe Frage nirgends ein⸗ 
Aung beantwortet. Es jagt vielmehr lediglich in den 88 31 
Ab. 2, 157 Abſ. 1, 161 Abſ. 2, 302 Abs. 1, 320 Abſ. 3, 331 
GB., daß und von wem das Erlöſchen formell „anzu⸗ 
melden“ if. Für GmbH. fehlt ſogar in dieſer Richtung 


„ Nach unſtreitiger Judigatur find ju riſtiſche Perſonen 
0 Vereinen, weil ſie — wie dieſe — eigene Rechtsperſönlichkeit 
Ii gleichgeſtellt: Joh. 23, A 105; 34, A 55; RG. 68, 180 JW. 

08, 311; 74, 301 JW. 1911, 59; vgl. Jurgdſch. 1934, 222, zu 2. 


eine ausdrückliche Vorſchrift (analog § 302 Abſ. 1 HGB.) 
gänzlich, fo daß nach $ 13 Abſ. 3 GmbHG. lediglich aus 831 
Abſ. 2 i. Verb. m. § 6 HGB. die Anmeldepflicht zu folgern 
iſt, die nach unſtreitiger Praxis den geſetzlichen Vertretern 
(wie bei der Aktch.) obliegt. Aus dem Schweigen bes Geſetzes 
entnimmt man, daß die Frage des „Erlöſchens“ der Firma 
Tatfrage ſei. Das iſt richtig, beantwortet aber nicht die ent⸗ 
ſcheidende Frage, wann die Tatumſtände die Feſtſtellung des 
Erlöſchens der Firma rechtfertigen. Es liegt nahe, die Ant⸗ 
wort für die allgemein gültige Formel darin zu finden: Die 
Firma „erliſcht“ materiell mit dem Fortfall 
der Vorausfetzungen ihrer materiellen Eintragungs⸗ 
fähigkeit. 


1. Tatſächlich erliſcht die Firma der juriſtiſchen 
Perſon grundſätzlich mit dem Verluſte des Vermögens. 
Dies geht deutlich daraus hervor, daß ſie grundſätzlich der 
Verſilderung des Vermögens durch Liquidation oder Konkurs 
bedarf, bevor die Geſellſchaft und damit ihre Firma „er 
liſcht“ (88 301 f., 292 ff., 330 HGB.; 88 73, 60 ff. Gmb G.). 
Hat ſie kein Vermögen, ſo bedurfte es nach der bisherigen 
Rechtſprechung nicht der ſinnlos gewordenen Förmlichkeit der 
Liquidation: Geſellſchaft und Firma erloſch vielmehr ſofort 
nach § 31 Abſ. 2 HGB., ſofern die Geſellſchafter das ge⸗ 
ſellſchaftliche Leben nicht fortſetzen wollten, was ſich 
nach Lage des Einzelfalls ſchon in der Betriebsein⸗ 
ſtellung offenbart. Dies galt auch dann, wenn der er⸗ 
öffnete Konkurs mangels einer den Koſten des Verfahrens 
entſprechenden Maſſe eingeſtellt (8 204 KO.) oder, wenn 
von vornherein die Konkurseröffnung aus dieſem Grunde 
abgelehnt war (8 107 KO.) 2). Dieſe Rechtſprechung er⸗ 
möglichte zwar verfahrensmäßig die Handelsregiſterbereini⸗ 
gung, war aber noch nicht von dem Gedanken getragen, daß 
es eigentlich das „Vermögen“ war, welches allein durch ſeine 
zweckgebundene Verſelbſtändigung den Verbleib der juriſtiſchen 
Perſon im Handelsregiſter rechtfertigte. Es beſtand daher 
die Gefährdung der Offentlichkeit weiter, wenn vermögens⸗ 
loſe Kapitalgeſellſchaften mit Fremdkapital oder auch ohne 
Kapital einen fragwürdigen Betrieb mehr oder minder auf- 
recht erhielten. Die von der Rechtſprechung des KG. ent⸗ 
wickelten Grundſätze über die Unzuläſſigkeit der Mantelver⸗ 
wertungs), die überdies von manchen OLG. abgelehnt 
wurde , reichten zur Bekämpfung der Mißſtände nicht aus. 
Die dadurch entſtandenen Schwierigkeiten löſt für das ge⸗ 
ſamte Reichsgebiet einheitlich das „Geſetz über die Auf⸗ 
löſung und Löſchung von Geſellſchaften und Ge⸗ 
noſſenſchaften v. 9. Okt. 1934 (RGBl. I, 914): dieſes 
läßt insbeſondere in 8 2 die liquidationsloſe Amtslöſchung 
einer Akt., KommGeſ. a. A. und Gmbh. ſchon dann zu, 
wenn ſie „kein Vermögen“ beſitzt, alſo ohne Rückſicht 
darauf, ob der Betrieb eingeſtellt iſt oder nicht)). 
Damit iſt nicht nur der Rechtſprechung „eine klare geſetzliche 
Grundlage“ geſchaffen und ihr „der weitere Weg geebnet“), 
ſondern auch die bisherige Rechtſprechung über⸗ 
holtse) und zugleich rechtlich anerkannt, daß die 
genannten juriſtiſchen Perſonen als Kapital⸗ 
geſellſchaften mit dem Vorhandenſein des Ver⸗ 
mögens ſtehen und fallen ). Das Geſetz v. 9. Okt. 
1934 geht aber noch weiter und legt die Sonde an das Ver⸗ 
mögen ſelbſt, das oft ſo gering iſt, daß es „die Fortführung 
eines Scheindaſeins zahlreicher Geſellſchaften ermöglicht, die 


2) KG.: ITS. 4, 178 ff. = IW. 1927, 1383, 175; vgl. Gro⸗ 
ſchuff: JW. 1934, 944. 

3) KG. 1 b X 304/32; 336.10, 152 ff.: 1b X 772/32. Vgl. 
Groſchuff: Jurgdſch. 1933, 85 ff. 

4) OG. Dresden: Id G. 8, 157; OSG. Darmſtadt: IFG. 10, 120. 

5) Vgl. Eriſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, Umwandlung und 
ben von Kapitalgeſellſchaften, Anm. 5, 2 u. 3 zu 8 2 Löſchungscg. 

6) Amtl. Erl. im RAnz. 1934 Nr. 243; abgedr. bei Criſolli⸗ 
Groſchuff-Kaemmel a. a. O. S. 142. 
\ sa) Eriſolli⸗Groſchuff⸗Ka emmel a. a. O., Anm. 2, 3, 5 
zu § 2 LöſchungsG., S. 154. . 

7) § 2 Geſ. v. 9. Okt. 1934 findet nach § 3 übrigens auch auf 
Genoſſenſchaften Anwendung. 
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außerſtande ſind, ihre dringendſten Verpflichtungen, ins⸗ 
beſondere ſteuerlicher Art, zu erfüllen und infolge gänzlichen 
oder doch überwiegenden Verluſtes ihres Aktiv vermögens 
kaum Ausſicht auf wirtſchaftlichen Wiederaufſtieg beſitzen ... 
Sie können deshalb im Rechtsleben nicht weiter geduldet, ge⸗ 
ſchweige denn vom Staat als ſelbſtändige Rechts perſönlich⸗ 
keiten (!) anerkannt werden?)“. Um dieſe lebensunfähigen Ge⸗ 
bilde auszuſchalten, ordnet § 1 des zit. Gef. für die wich⸗ 
tigſten juriſtiſchen Perſonen — die Akt., KommöGeſ. a. A., 
GmbH. — zwangsweiſe die Auflöſung an, wenn ein An⸗ 
trag auf „Eröffnung“ des Konkursverfahrens mangels 
einer den Koſten des Verfahrens entſprechenden Maſſe 
rechtskräftig abgewieſen wirds). Gleichgültig iſt hierbei, ob 
der Konkursgrund auf Zahlungsunfähigkeit oder Überſchul⸗ 
dung beruht 10). Die Wirkung der erzwungenen Auflöſung 
tft der Eintritt der Liquidation nach allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten 11). Es iſt alſo bei dieſen juriſtiſchen Perſonen ſchon 
wegen unzureichenden Vermögens das Endziel des 
Erlöſchens vorbereitet, das nach Durchführung der Verſilbe⸗ 
rung und Verteilung eines etwaigen Überfchuffes endgültig 
eintritt. Dies iſt gegenüber dem bisherigen geſetzlichen Rechts⸗ 
zuſtand eine völlige Neuerung 9), der eine Zwangsauflöſung 
wegen eines zur Wiederaufnahme eines Betriebes nicht aus⸗ 
reichenden Vermögens nicht kennt. Die Rechtſprechung !) hatte 
hier lediglich einen „leeren Mantel“ feſtſtellen und ſeine Ver⸗ 
wertung wegen Vezſtoßes gegen die guten Sitten oder die 
zwingenden Gründungsvorſchriften als nichtig behandeln 
können, ohne das phfitive Ziel einer Handelsregiſterbereini⸗ 
gung und damit der Sicherung der Offentlichkeit vor der 
Täuſchung über den inneren Unwert lebensunfähiger Unter⸗ 
nehmungen erreichen zu können. Durch das „Geſetz über 
die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften“ vom 
5. Juli 1934 (RGBl. I, 569) nebſt Durchf VO. vom 
14. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1262) iſt ein weiterer Ausbau 
hinſichtlich des Erlöſchens der Kapitalgeſellſchaft und ihrer 
Firma erfolgt. Danach kann die Kapitalgeſellſchaft bei Vor⸗ 
handenſein eines „Handelsgewerbes“ ihr Vermögen als 
Ganzes, unter Ausſchluß der Liquidation auf eine be⸗ 
ſtehende oder zu errichtende OHG. oder KommöGeſ. oder 
einen eingetragenen Einzelkaufſmann und mangels eines 
vollkaufmänniſchen Handelsgewerbes auf die Einzelperſon oder 
auf die mehreren Geſellſchafter als Geſellſchafter bürgerlichen 
Rechts übertragen (SS 1, 2, 8, 9, 12, 13, 14 UmwandlG., 
85 1, 2 DurchfVOO.): die Umwandlung hat die Wirkung, 
daß die Kapitalgeſellſchaft aufgelöſt iſt und grundſätzlich ihre 
Firma erliſcht“ (88 4, 5 Abſ. 1 UmwandlG.). Dieſe Um⸗ 
wandlung iſt möglich, ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um 
eine kapitalkräftige oder kapitalſchwache Kapitalgeſellſchaft 
handelt: der Unterſchied zeigt ſich lediglich darin, daß letzteren⸗ 
falls die Eintragung (im A-Regiſter) als firmenberechtigte 
Einzelperſon oder Perſonengeſamtheit in Frage geſtellt iſt, 
weil der Betrieb möglicherweiſe nur kleingewerblich iſt. Nicht 
genügend bekannt iſt, daß eine verſtändige Handhabung der 
Umwandlungsgeſetzgebung in der Praxis die Ausſicht bietet, 
eine nach dem vorerwähnten Löſchungsgeſetz v. 9. Okt. 1934 
unmögliche Löſchung dennoch herbeizuführen. Iſt z. B. die 
Löſchung nach § 2 des Gef. v. 9. Okt. 1934 deshalb nicht 
ausführbar, weil die betriebsloſe juriſtiſche Perſon noch ge- 
ringes Vermögen etwa in Form ausſtehender Forderungen 
(3. B. 500 RM) hat, jo kann der Zweck der Handelsregiſter⸗ 
bereinigung dadurch erreicht werden, daß die Kapitalgeſell⸗ 


8) Vgl. Note 6. £ 

9) Bei Genoſſenſchaften findet die Auflöſung ſtets ſchon 
durch Konkurseröffnung ſtatt, weil nach 8 100 Abſ. 3 GenG. eine 
Konkursablehnung mangels Maſſe nicht zuläſſig iſt. 

10) 8207 KD., 863 GmbHG. 

11) Auf dieſe nimmt 81 Geſ. v. 9. Okt. 1934 Bezug mit den 
Worten „außer in den bisher beſtimmten Fällen“. Vgl. Criſolli⸗ 
894905 uff⸗Kaemmel a. a. O., Anm. 13 zu 8 1 LöſchungsG., 

12) Bereits von Criſolli gefordert im „Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes zur Vereinheitlichung, Bereinigung und Reinhaltung des Han⸗ 
delsregiſters“ (Berlin u. Leipzig 1934) S. 15 u. 35 (Nr. 36). 

13) Bol. Note 3. 


ſchaft ſich in der Weiſe umwandelt, daß ſie dieſes geringe 
Vermögen auf den alleinigen Geſellſchafter perſönlich oder 
die mehreren Geſellſchafter perſönlich als Geſellſchafter bür⸗ 
gerlichen Rechts überträgt: das Ziel des Erlöſchens 
kann alſo hier dann erreicht werden, wenn die 
Geſellſchaft ſich im Hinblick auf die Steuer’ 
freiheit zur „Umwandlung“ beſtimmen läßt, wo⸗ 
mit in gleicher Weiſe den Belangen der Geſell- 
ſchaft, der Geſellſchafter, der Gläubiger und 
der Offentliehkeit gedient iſt ge). Auf dieſe Weile 
verſchwindet die bisherige Firma, ohne daß eine neue Firma 
an ihre Stelle tritt. 


2. Für Perſonengeſamtheiten (OHG., Komme 
Gef.) und Einzelkaufleute gelten dagegen andere Grundſäßze, 
die ebenfalls korreſpondieren mit den Vorausſetzungen ihrer 
Eintragungsfähigkeit. Ihre Firmen erlöſchen mit (endgültiger) 
Einſtellung des „Handelsgewerbes“ oder im Fall des 8 2 
HGB. ſofort mit Wegfall einer der Vorausſetzungen der 
S$ 2, 3 HGB. Bei Firmen der Einzelkaufleute iſt dies un⸗ 
ftreitig . Bei Firmen der Perſonengeſamtheiten iſt es da⸗ 
gegen beſtritten. Die herrſchende ältere Judikatur ſtellt ſie 
den „juriſtiſchen Perſonen“ gleich 15), obwohl fie weder ein 
mit eigener Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattetes verſelbſtän⸗ 
digtes Vermögen haben noch begrifflich überhaupt Ver⸗ 
mögen zu beſitzen brauchen. Das Vermögen, das die Per- 
ſonengeſamlheiten möglicherweiſe „unter ihrer Firma er⸗ 
werben“ (8 124 HGB.), iſt lediglich ungeteiltes Sonder⸗ 
vermögen, das den Geſellſchaftern ſelbſt zur geſamten Hand 
als Vermögenträgern zuſteht 16a). Begriffsnotwendig iſt der 
Perſonengeſamtheit lediglich der „Betrieb eines Handels⸗ 
gewerbes unter gemeinſchaftlicher Firma“, und dieſes 
Eſſentiale rückt fie hinſichtlich des Schickſals der „Firma“ 
in die Nachbarſchaft der kaufmänniſchen Einzelperſon. Dies 
wird überſehen. Die Liquidationsvorſchriften, die auch dem 
Recht der OHG. und Kommceſ. nicht fremd find (88 145, 
161 Abſ. 2 HGB.), haben eine ganz andere Bedeutung als 
die für Akt. und GmbH. erlaſſenen Vorſchriften (88 294ff. 
HGB., 88 66 ff. Gmb.) 16): während dieſe zwingend 
eine „Gläubigerbefriedigung“ im Fall der Auflöſung an⸗ 
ordnen, weil die Gläubiger ſonſt ihren Schuldner, die 
juriſtiſche Perſon, einbüßen 1), ſtellen jene fie ins fakul“ 
tative Belieben der Geſamthandsgeſellſchafter, die ja jeder 
einzeln dem Gläubiger perſönlich haften und auch nach Er 
löſchen der Firma weiter haften; die Liquidation der Per 
ſonengeſamtheit bedeutet demgemäß nicht: Zerſtörung der 
Vermögensgrundlage einer „Rechtsperſönlichkeit“, wie bei der 
juriſtiſchen Perſon, ſondern lediglich: Auflöſung eines Son⸗ 
dervermögens der Geſamthandsgeſellſchafter, die weiterhin 
Schuldner bleiben. Die Liquidation der Perſonengeſamtheit 
bezweckt ſomit lediglich die interne „Auseinanderſetzung“ der 
Geſellſchafter, die es auch im Liquidationsfalle auf Grund 
des § 152 HGB. noch in der Hand haben, einſtimmig den 
Gläubiger von der Befriedigung auszuſchließen und auf ihre 
perſönliche Haftung zu verweiſen 18). Hierauf hat Verfaſſer 
bereits andernorts mit ausführlicher Rechtsbegründung, auf 
die zur Vermeidung von Wiederholungen Bezug genommen 


13 2) Fur Liquidationsgeſellſchaften vgl. hierzu Art. 3 DurchfVO. 
v. 14. Dez. 1934 (RG Bl. 1, 1262). 

14) Pgl. Groſchuff: JW. 1934, 941 ff. 

15) Z. B. OLG. 24, 171; RIA. 11, 42; Dot. 1926, 491. 
Vgl. aber Note 19. 

152) RGB. 65, 230 f., 227 — ZW. 1907, 303; 68, 410, 412 
— ZW. 1908, 450. 

16) Groſchuff: ZurNdich. 1933, 90 ff.; JW. 1934, 945. Auch 
Andreae geht in ſeiner 1935 veröffentlichten beachtenswerten Schrift 
„Die bei der Liquidation der Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts 
und des Handelsrechts unberückſichtigt gebliebenen Geſellſchaftsſchulden“ 
(Druck: Triltſch & Huther, Berlin) von dem Weſensunterſchied zweier 
verſchiedener Liquidationsarten — der juriſtiſchen Perſon einerſeits, 
der Geſamthand andererſeits — aus. Andreae wendet ſich mi 
zutreffender Begründung ausführlich gegen die Verſuche Wim pf“ 
heimers und Laſtigs, einen einheitlichen Liquidattonsbegriff zu 
Ronſtruieren. 

17) Gläubigerbefriedigungsliquidation. 

18) Auseinanderſetzungsliquidation. 
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wird, hingewieſen (Jurgidſch. 1933, 90 ff.; SW. 1934, 944 
bis 946); er hat ſeine Unterſuchungen ſchließlich dahin zu⸗ 
ſammengefaßt: daß vorbehaltlich der im § 131 HGB. ge⸗ 
ſetzlich normierten Auflöſungsgründe, insbeſondere der Ziff. 2, 
die „Firmen“ der Perſonengeſamtheiten nach 8 31 Abſ. 2 
HGB. ohne Liquidation durch Verluſt ihrer Eintragungs⸗ 
fähigkeit i. S. der 88 1—3 HGB. — genau wie Firmen 
der Einzelkaufleute — „erlöſchen“ 16). 

Hiernach läßt ſich aus dem Geſetz ſelbſt ableiten, daß 
das Vorhandenſein von „Vermögen“ mit dem Werden und 
Vergehen der handelsrechtlichen „Firma“ einer Per⸗ 
ſonengeſamtheit begrifflich nichts zu tun hat. Wollen 
die Geſellſchafter trotz Aufgabe des Handelsgewerbes keine 

iquidation des etwa noch vorhandenen ungeteilten Sonder⸗ 

vermögens vornehmen, ſo beſteht in Anſehung desſelben 
lediglich die „Geſellſchaft“ fort: ohne Firmenrecht als 
„Geſellſchaft bürgerlichen Rechts“ (88 105 Abſ. 2, 161 Abi. 2 
HGB., 88 705 ff. BGB.) 20). Auch 8 158 HGB. hat dieſe 
Möglichkeit im Sinne: „Vereinbaren die Geſellſchafter ſtatt 
er Liquidation eine andere Art der Auseinanderſetzung 
(3. B. Veräußerung des Geſchäfts mit Firma an einen 
von ihnen oder einen Dritten), ſo finden, ſolange noch un⸗ 
geteiltes Geſellſchaftsvermögen vorhanden iſt, im Verhält⸗ 
nis zu Dritten die für die Liquidation geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung“: Gläubiger können alſo 
in das Sondervermögen (4. B.: Reſtvermögen, Valuta) voll⸗ 
trecken bzw. die Geſamthänder verklagen im ordentlichen 
oder ſummariſchen Prozeß, obwohl dieſe keine 
„Firma“ mehr haben. Die Erkenntnis, daß das Be⸗ 
ſtehen einer „Geſellſchaft“ mit der Frage des Erlöſchens 
Einer handelsrechtlichen Firma nichts zu tun hat, hat neuer⸗ 
ings ihren Niederſchlag gefunden in der Umwandlungs⸗ 
geſetzgebung. Denn nach SS 1, 2 DurchfVoO. zum Geſetz 
über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften v. 14. Dez. 
1934 (RG Bl. I, 1262) kann, wenn der Gegenſtand des 
Unternehmens einer Aft®., KommGeſ. a. A. oder GmbH. 
nicht den geſetzlichen Vorſchriften für die Errichtung einer 
DIS. (88 105, 4 HGB.) entſpricht, die Umwandlung auch 
in der Weiſe erfolgen, daß die Errichtung einer Geſellſchaft 
bürgerlichen Rechts und die Übertragung des Ver⸗ 
mögens der Kapitalgeſellſchaft auf ſie beſchloſſen wird. 
Der § 124 HGB. gilt für Geſellſchaften bürgerlichen Rechts 
nicht 2). Die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts hat keine 
handels rechtliche Firma i. S. des § 17 Abſ. 1 HGB. 23), 
te hat infolgedeſſen weder die Möglichkeit, die Firma der Kapital⸗ 
geſellſchaft nach 85 UmwandlG., § 12 DurchfVoO. fortzuführen 
noch ſich eine neue urſprüngliche Firma nach 88 10 Abſ. 3, 12 
Amwandlö. beizulegen 2). Die OHG. und die KommcGeſ. 
md nach 88 105 Abſ. 2, 161 Abſ. 2 HGB. lediglich handels⸗ 
rechtliche Unterformen der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts: 
mit der Grundanſchauung der Umwandlungsgeſetzgebung ſteht 
alſo die hier vertretene Rechtsanſchauung in Einklang, daß 
die Perſonengeſamtheiten des HGB., wenn fie ihren handels⸗ 
rechtlichen Charakter durch Aufgabe des Handelsgewerbes 
Dan 


0 19) Eine Annäherung an dieſe Rechtsauffaſſung enthält bereits 
. 16 X 474/32, wonach trotz entgegenſtehenden Willens der Geſell⸗ 
ſchafter die Tatſache der Betriebseinſtellung des Handels⸗ 
gewerbes den Auflöſungstatbeſtand des 8 131 Ziff. 2 HGB. bildet. 
rell, hierzu Groſchuff: Zurich. 1933, 93 f. u. JW. 1934, 944 
echts oben. 

d: 20) Die fpätere Auseinanderſetzung erfolgt dann nach Auflöſung 
teſer BGB. ⸗Geſellſchaft gemäß 88 730 ff. BGB. 

„ ) Vgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗-Kaemmel a. a. O., 8 1 
Anm. 18 % 16 (©. 2 50). f ; 
7 23) Auch ein Recht auf eine nichthandelsrechtliche „Geſchäfts⸗ 
bor ichnung⸗ kennt das BGB. nicht. Das Vermögen wird vielmehr 
Lic ſämtlichen⸗Geſellſchaftern unter ihren (vollen) perſön⸗ 
5 chen Namen zur geſamten Hand erworben und verwaltet. Der Ge⸗ 
Ne einer unperſönlichen Geſchäftsbezeichnung kann den Eindruck 
ner kaufmännischen Firma erwecken und nach 8 37 HGB. verfolgt 


458 en (KGG. 1b X 574/33; RSRKomm. $ 705 Anm. 1; JW. 1906, 
9. 


25) Vgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel a. a. O., 8 1 
Umwandlch. Anm. 19 (S. 52), § 10 Anm. 23 (S. 114). 
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verlieren und nicht gemäß 88 131, 161 Abſ. 2, 145 
HG B. als handelsrechtliche Liquidationsgeſell⸗ 
ſchaften fortbeſtehen, das etwa vorhandene Vermögen 
nur als Geſellſchaften bürgerlichen Rechts verwalten können, 
ihr handelsrechtliches Firmenrecht alſo nach § 31 Abſ. 2 
HGB. „erliſcht“. Das gilt auch bei Vorhandenſein von 
Grundvermögen 25). 


Den hier entwickelten Grundſätzen entſpricht auch die 
geſetzliche Behandlung der Nichtigkeit der Gründung einer 
OG. und Kommckeſ. Während bei einer GmbH., AktG. 
und KommcGeſ. a. A. die wegen weſentlicher Satzungsmängel 
einzutragende Nichtigkeit geſetzlich den Eintritt in den Liqui⸗ 
dationszuſtand zur Folge hat (88 75, 77 GmbH., 88 309, 
311, 320 Abſ. 3 HGB., § 144 Abſ. 1 RG.) und erſt 
nach Beendigung desſelben die Geſellſchaft und die Firma 
erliſcht, gibt es eine entſprechende Beſtimmung bei 
Perſonengeſamtheiten überhaupt nicht, weil hier 
durch Satzung kein Vermögen verſelbſtändigt und zweck⸗ 
gebunden iſt, mithin auch den Gläubigern nicht zur Be⸗ 
friedigung bereitgeſtellt werden muß. Iſt bei juriſtiſchen 
Perſonen der Geſellſchaftsvertrag nicht wegen Mängel der 
Satzung, ſondern aus allgemeinen Gründen (z. B.: Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit eines Geſellſchafters) nichtig, ſo wendet die Praxis 
entweder 8 75 GmbHG., § 309 HGB. analog an oder 
nimmt ſogar Rechtsgültigkeit infolge Eintragung an 2s a); bei 
Perſonengeſamtheiten jedenfalls iſt die „Firma“ ſo⸗ 
fort auf Grund des 8142 RF GG. von Amts wegen 
zu löſchen: etwaiges Vermögen haben die Be⸗ 
teiligten ſich unſtreitig lediglich gemäß 8$ 731 
S. 2, 751 ff., 812 BOB. zurückzugewähren, gegebenen- 
falls im Prozeßwege. Eine Liquidation kann hier gar nicht 
in Frage kommen, weil die Vorausſetzungen des SS 131, 145 
HGB. fehlen, fie kann insbeſondere nicht einmal „verein— 
bart“ werden. 


III. Nachdem die Frage abgegrenzt iſt, welche materiellen 
Vorausſetzungen eine Firma haben muß und wann ſie er⸗ 
liſcht, kann an die Erörterung gegangen werden, unter welchen 
Bedingungen eine erloſchene Firma „wiederbelebt“ wer⸗ 
den kann. Die Antwort läßt ſich dahin zuſammenfaſſen: nur 
ſcheinbar erloſchene Firmen können wiederaufleben. Es 
handelt ſich um Fälle des ſog. Scheintodes einer 
Firma 25 b): dieſe iſt in Wahrheit materiell nicht „erloſchen“, 
ſondern lediglich im Handelsregiſter zu Unrecht „gelöſcht“. 
Es wird hierbei zu erörtern ſein, ob es der Wiedereintra— 
gung der „gelöſchten“ Firma unter allen Umſtänden bedarf. 


1. In der Praxis am häufigſten tritt dieſe Frage dann 
auf, wenn nach ſtattgefun dener Liquidation die 
Firma gelöſcht iſt, nach Löſchung aber noch irgendein Ver⸗ 
mögensſtück ſich anfindet, das bei der Liquidation überſehen 
iſt (3. B.: Hypothek; Wegegerechtigkeit; Hinterlegungsſumme; 
Aufwertungsvermögen, das eine Erklärung des Liquidators 
nötig macht; löſchungsfähige Quittung u. dgl.). Die Liqui⸗ 
dation war in dieſem Falle tatſächlich noch nicht „beendet“. 


25) Es könnten alſo m. E. im Wege der Grundbuchberich⸗ 
tigung die Geſellſchafter unter ihren perſönlichen Namen zur ge⸗ 
ſamten Hand als Grundſtückseigentümer, Hypothekengläubiger uſw. 
ins Grundbuch eingetragen werden. Die Geſamthandsgeſellſchaft iſt die 
gleiche geblieben; lediglich der „Name“, unter dem ſie im bisherigen 
Handelsgewerbe Geſchäfte betrieben hatten, iſt weggefallen (817 HGB.). 
Unterbleibt die Grundbuchberichtigung, ſo kann trotz Löſchung der 
„Firma“ im Handelsregiſter von den verfügungsberechtigten Geſamt⸗ 
handsgeſellſchaftern auf Grund des beglaubigten Regiſterauszugs die 
Legitimation geführt werden genau wie im Fall der Löſchung der 
von einer OHG. abgeleiteten Firma eines Einzelkaufmanns. (Vgl. 
Groſchuff: ZW. 1934, 945 unten und 942 rechts oben.) Gl. M. 
RGRKomm. 8 925 Anm. 22; a. A. RG. 136, 402. Über die bei 
der „Umwandlung“ entſtehenden Schwierigkeiten vgl. Criſolli: 
JW. 1935, 842f. 

25) Die nähere Erörterung überſchreitet den Rahmen dieſes 
Aufſatzes. Vgl. im übrigen über die Praxis: Brodmann, GmbH. 
875 Note 1, u. 85 Note 3, der Rechtsgültigkeit verneint und 8 75 
GmbHG. nicht analog anwendet. 

250) Vgl. ZW. 1934, 962f. 
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Ob aber rechtlich die „Firma“ noch nicht „erloſchen“ 
war, beantwortet ſich verſchieden, je nachdem die Firma einer 
juriſtiſchen Perſon oder einer Perſonengeſamtheit in 
Frage ſteht. 

a) Wie oben (sub II) dargelegt, erliſcht die Firma einer 
„juriſtiſchen Perſon“ erſt mit Erlöſchen der Geſell⸗ 
ſchaft durch völlige Zerſtörung ihrer Vermögens grund⸗ 
lage. Da dieſe infolge nachträglicher Ermittlung eines Ver⸗ 
mögensſtückes noch nicht reſtlos zerſtört war, entſprach die 
Eintragung der Liquidationsbeendigung und des Erlöſchens 
der Firma nicht der wahren Sachlage. Die Eintragung des 
Erlöſchens war daher wegen des tatſächlichen Mangels der 
Liquidationsbeendigung und des rechtlichen Mangels des Er⸗ 
löſchens der Firma unzuläſſig: mithin „kann“ die Löſchung des 
Löſchungsvermerks gem. § 142 RF GGG. von Amts wegen er⸗ 
folgen, ſo daß die Tatſache des Liquidationszuſtandes im 
Handelsregiſter wieder ſichtbar wird. Der bisherige Liquidator iſt 
ohne weiteres zur Fortſetzung der Liquidation legitimiert ?“). 
Hält der Richter im Hinblick auf die Kannvorſchrift die 
Amtslöſchung nicht für „angemeſſen“, ſo iſt auch Anmeldung 
der „Fortſetzung der Liquidation“ möglich und vielfach üb⸗ 
lich. Die Geſellſchaft beſteht alſo unter ihrer Firma fort ?s a). 

Sie beſteht aber unter ihrer Firma auch fort ohne 
Wiedereintragung, weil der Löſchungsvermerk nur dekla⸗ 
ratoriſche Bedeutung hat, d. h. lediglich im Handels⸗ 
regiſter kundbar macht, daß die Tatſache der Vermögens- 
zerſtörung und damit die Folge des Erlöſchens eingetreten iſt. 
Iſt dieſe Kundbarmachung aus irgendeinem Grunde unrichtig, 
ſo berührt das die Exiſtenz der Rechtsperſönlichkeit der juriſti⸗ 
ſchen Perſon unter ihrer Firma nicht: denn die Rechts⸗ 
perſönlichkeit beſteht weiter, ſolange „Vermögen“ noch zweck⸗ 
gebunden geblieben iſt. Infolgedeſſen hat die Rechtſprechung ?“) 
anerkannt, daß eine juriſtiſche Perſon auch ohne Wiederein⸗ 
tragung von einem Gläubiger verklagt werden und ohne 
Wiedereintragung auch Rechte (z. B. auf Grund der Be⸗ 
teiligung an einer anderen GmbH. oder AktG.) geltend 
machen kann. Die Wiedereintragung der Firma der juriftie 
ſchen Perſon, die — insbeſondere wegen der Wiederlöſchung 
— vermeidbare Koſten verurſacht, hat nur die Bedeutung 
einer Legitimationserleichterung, indem ſie das Handels⸗ 
regiſter in Übereinſtimmung bringt mit der wahren Sach⸗ 
lage. Dieſe Regiſterberichtigung iſt aber wegen ihrer vorüber⸗ 
gehenden Natur von geringfügigem öffentlichen Intereſſe 
und kann daher von dieſem Geſichtspunkt aus auch unter⸗ 
bleiben. Dies bringt das Geſetz ſelbſt mit der Kann vor- 
ſchrift des 8 142 RF GG. zum unzweideutigen Ausdruck 2s). 
Die bloße Legitimation kann in der Regel durch Vorlage 
auch eines beglaubigten Regiſterauszugs der gelöſchten Firma 
geführt werden, da die Verhältniſſe ſeit der Löſchung meiſt 
unverändert geblieben find. Da es ſich nur um eine Legi⸗ 
timationserleichterung zugunſten der juriſtiſchen Perſon 
handelt, iſt ein Gläubiger überhaupt nicht „Beteiligter“ i. S. 
des § 20 R.: er iſt weder beſchwerdeberechtigt gegen⸗ 
über einer Löſchung noch antrags⸗ und beſchwerdeberechtigt 
für die Wiedereintragung es). 

Der bisherige Liquidator iſt dann Liquidator geblieben: 
denn ſeine (unrichtige) Anmeldung der Liquidationsbeendi⸗ 
gung war keine Abberufung als Liquidator. Amtliche Be⸗ 


26) Vgl. Brodmann a. a. O. 8 74 Note 3. Nur bei Akt. 
iſt nach § 302 Abſ. 4 Och. vom Gericht ein Liquidator, der auch 
der bisherige ſein kann, zu beſtellen. Vgl. hierzu Peus: JW. 1935 
Heft 21. 

26a) Iſt die bisherige Firma nicht mehr i. S. des § 30 HGB. 
„frei“, fo muß die ſpäter eingetragene einen Unterſcheidungszuſagz 
annehmen. 

27) KG. 1b X 907/32 — 93 HRB 37023 des AG. Berlin; RG. 
109, 387; Joh. 45, 184; 356. 5, 233; RA. 14, 61. Vgl. 
Criſolli: JW. 1934, 963; Groſchuff: Jurgidſch. 1933, 224, zu 3. 

25) JFG. 1, 212; Joh. 44, 152 a. E.; JW. 1934, 988%. 

29) Vgl. Note 27. Vgl. jedoch für Akt. § 302 Abſ. 4 HGB., 
wo die Praxis auch einem Gläubiger ein Antragsrecht wenigſtens auf 
Liquidatorbeſtellung einräumt. Iſt eine Gmbh. nicht gelöſcht, „fehlt“ 
aber ein Liquidator, ſo hat hier inſoweit auch ein Gläubiger das 
Antragsrecht aus 88 29, 48 BGB. (Vgl. Groſchuff: Jurgfdſch. 
1933, 223.) 
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ſtellung eines Liquidators nach SS 29, 48 BGB. oder 8 66 
GmbHG. lediglich aus dem Grunde der Liquidationsfort⸗ 
ſetzung kommt daher nicht in Frage, ſondern lediglich, wenn 
er ſein Amt niedergelegt hat oder niederlegt, abberufen iſt 
ohne Möglichkeit der Erſatzbeſtellung durch Geſellſchafter⸗ 
beſchluß oder verſtorben ift. Nur für AktG. iſt nach $ 302 
Abſ. 4 HGB. der bisherige Liquidator erneut oder ein an⸗ 
derer Liquidator zu beſtellen. Dies gilt ſowohl für den Fall 
der Wiedereintragung der Firma als des Unterbleibens der 
Wiedereintragung: es kann letzterenfalls der neue Liquidator 
ſeine Legitimation führen auch durch Vorlegung eines Be⸗ 
ſchluſſes des Regiſtergerichts, in dem er zum Liquidator 
beſtellt iſt 3%). 

Die Fortſetzung der Liquidation — gleichviel, ob Wie⸗ 
dereintragung erfolgt oder unterbleibt — hat zur Voraus- 
ſetzung, daß Aktivbermögen vorhanden iſt. Denn nur dieſes 
iſt „Vermögen“. „Schulden“ allein, denen keine Aktivmaſſe 
gegenüberſteht, können nicht getilgt werden: die Geſellſchaft 
und ihre Firma iſt und bleibt in dieſem Fall erloſchen. Vor⸗ 
handenſein von Schulden genügt zur Liquidationsfortſetzung 
aber dann, wenn als Aktivum ein Ausgleichs⸗ oder Regreß⸗ 
anſpruch entſteht i). Im übrigen iſt daran feſtzuhalten: nur 
das, was ein ordentlicher Kaufmann noch als Aktivum in 
ſeine Bilanz einſetzt, iſt Vermögen. Geringwertige, für eine 
Gläubigerbefriedigung nicht in Betracht kommende Gegen“ 
ſtände (z. B.: abgenutztes Mobiliar, veraltete Maſchinen, 
Reklamedruckſachen, veraltete Packungen), uneinbringliche 
(dubioſe) jahrealte Forderungen, nicht mehr auswertbare Pa⸗ 
tente, der leere Geſellſchaftsmantel, der Firmenwert der ſonſt 
vermögensloſen Geſellſchaft ſind kein „Vermögen“. Die 
Forderungen gegen die Geſellſchafter oder deren Rechtsvor⸗ 
gänger auf die reſtliche Einzahlung des Stammkapitals 
(SS 19 ff. Gmb.) find nur dann noch „Vermögen“, wenn 
Gläubiger vorhanden und etwaige mithaftende Rechtsvor⸗ 
gänger zahlungsfähig ſind: denn bei Zahlungsunfähigkeit 
ſteht die Forderung nur auf dem Papier, bei Fehlen von 
Gläubigern handelt es ſich nicht mehr um zweckgebundenes 
verſelbſtändigtes, ſondern um nicht eingezogenes, in Wahrheit 
alſo bereits verteiltes Vermögen 32). Prozeſſe — auch nicht 
ſolche, aus denen im Falle des Obſiegens Vermögen erhofft 
wird — find noch kein „Vermögen“ 39). Beſtellung der 
juriſtiſchen Perſon zum „Treuhänder“ iſt gleichfalls kein 
Vermögensſtück: das Treuhandverhältnis erliſcht vielmehr, 
wenn die treuhänderiſche juriſtiſche Perſon wegen Vermö⸗ 
gensloſigkeit erloſchen iſt. 

Zuſammenfaſſend läßt ſich hiernach jagen: die regiſter⸗ 
rechtliche Löſchung einer juriſtiſchen Perſon und ihrer Firma 
iſt für die Frage der Fortdauer ihrer Rechtsperſönlichkeit 
ohne Bedeutung. Von Bedeutung iſt allein das Vorhanden⸗ 
fein liquidationsfähigen Aktivvermögens. Eine „Wiederbele- 
bung“ erloſchener Firmen in dieſem Zuſammenhange gibt es 
nicht, weil die Firma eben überhaupt nicht erloſchen iſt. Die 
Löſchung des Löſchungsvermerks im Handelsregiſter iſt reine 
Zweckmäßigkeitsfrage, deren Entſcheidung im ſachgemäßen 
Ermeſſen des Regiſterrichters liegt, der ſich lediglich von der 
Abwägung privater und öffentlicher Belange leiten läßt. 
Darum iſt es z. B. ſinnloſer Formalismus, eine juriſtiſche 
Perſon nur deshalb wiedereinzutragen, weil ſich nachträglich 
herausſtellt, daß noch ein der Geſellſchaft gehöriges Grund- 
ſtück unter Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
ſteht: der Umſtand, daß dieſes Verfahren unabhängig von 
der Regiſtereintragung weiter läuft, beweiſt die Entbehrlich⸗ 
keit der Wiedereintragung; es iſt zwecklos, die Firma wieder 
einzutragen, wenn niemand daran ein Intereſſe hat, und nach 
Beendigung des Zwangsverſteigerungsverfahrens die Firma 
wieder zu löſchen. Dasſelbe gilt, wenn ſich nachträglich her⸗ 
ausſtellt, daß die gelöſchte Geſellſchaft noch ein überlaſtetes 


30) Pgl. Groſchuff: Jurgdſch. 1933, 236, zu 7, und 233, zu 40. 

31) 92 HRB 16642 des AG. Berlin; RG. 119, 134; 109, 3875 

32) Vgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel a. a. O. 37 
Löſchungsc. Anm. 7 (S. 155); Groſchuff: Jurqdſch. 1933, 85, 
zu 4 g. E. 

33) CG. Berlin in 91 HRA 42735 des AG. Berlin. 
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Grundſtück beſitzt: ob ein „überlaſtetes“ Grundſtück noch ein 
Aktiv vermögen darſtellt, kann mit Rückſicht auf die Mannig⸗ 
faltigkeit der Einzelfälle unerörtert bleiben; auf jeden Fall 
findet in Anſehung desſelben keine „Liquidation“ ſtatt, wenn 
die Liquidatoren eine freiwillige Verſilberung nicht er⸗ 
zielt haben, und kann die Verſilberung im Zwangs ver⸗ 
teigerungsverfahren auch ohne Wiedereintragung der Liqui⸗ 
dationsgeſellſchaft vom Gläubiger wirkſamer betrieben wer⸗ 
den als es durch einen Liquidator geſchehen kann 34). Das 
gilt namentlich dann, wenn die Geſellſchaft vertreterlos, 
alſo an Betriebsaufnahme nicht zu denken iſt. 

b) Wie oben (zu II) dargelegt, erliſcht die Firma einer 
Perſonengeſamtheit (OHG., Kommceſ.) mit Aufgabe 
des Handelsgewerbes, es ſei denn, daß die Handels⸗ 
geſellſchaft gemäß 88 131, 145 HGB. als Abwicklungs⸗ 
geſellſchaft handelsrechtlich unter ihrer Firma weiterbeſteht. 
Auch hier iſt es möglich, daß nach Löſchung ſich noch irgend⸗ 
ein nichtliquidiertes Vermögensſtück anfindet. Wie zu ver⸗ 
fahren iſt, wenn die Löſchung ohne Liquidation erfolgt iſt, 
wird unter 2 erörtert werden. An dieſer Stelle interefjtert 
nur der Fall, daß auf Grund der 88 131, 145 HGB. der 
Löſchung ein Liquidationsverfahren vorangegangen war, weil 
ſich hier eine ähnliche Situation ergibt, wie zu a hinſichtlich 
der juriſtiſchen Perſonen. Dieſe Ahnlichkeit beruht aber nicht 
etwa darauf, daß die Perſonengeſamtheiten eine der juriſti⸗ 
ſchen Perſon gleiche oder gleichartige beſondere Rechtsperſön⸗ 
lichkeit hätten oder daß für ihr Werden und Vergehen das 

orhandenſein von Vermögen begrifflich irgendwie von Be⸗ 
deutung wäre, ſondern lediglich auf der poſitiven Geſetzes⸗ 
beſtimmung der 88 131, 145 HGB., wonach bei beſtimmten 
auflöſungsbegründenden Tatſachen mangels anderweiter Ver⸗ 
einbarung die Auseinanderſetzung in Form einer Liquidation 
zu erfolgen hat, zu der nach § 149 HGB. grundſätzlich auch 
die Gläubigerbefriedigung gehört. Es iſt daher auch hier eine 
Nachtragsliquidation denkbar. 
Der entſcheidende Unterſchied gegenüber dem Abbau einer 
juriſtiſchen Perſon liegt aber darin, daß die Gläubigerbefris⸗ 
digung hier keine begriffsweſentliche Aufgabe der Liquidation 
iſt, vielmehr ausſchließlich als rein interne Angelegenheit 
er Geſellſchafter in deren eigenem Intereſſe erfolgt. Sie 
önnen daher ſo, wie ſie wollen, liquidieren und auf Grund 
des § 152 HGB. die Befriedigung einzelner oder aller 
Gläubiger ausſchließen. Sie können daher in jedem Stadium 
der Liquidation dieſe beenden und gemäß 8 145 HGB. — 
unbeſchadet des 8 158 HGB.) — „eine andere Art der 
useinanderſetzung vereinbaren“ 36). Die Fortdauer der Per⸗ 
ſonengeſamtheit als handelsrechtlicher Abwicklungsgeſellſchaft 
und damit der Untergang der „Firma“ hängt alſo vom Be⸗ 
lieben der Geſellſchafter ab. Damit iſt bei Perſonengeſamt⸗ 
heiten einem Amtslöſchungsverfahren aus § 142 RG. 
von vornherein der Boden entzogen, weil die Löſchung der 
Firma nicht wegen des Mangels der Liquidationsbeendi⸗ 
gung „unzuläſſig“ war. Wollen die Geſellſchafter die Liqui⸗ 
ation unter der Firma fortſetzen, ſo müſſen ſie daher die 
Fortſetzung der Liquidation anmelden?“). Sie werden 
ies im Hinblick auf die Koſtenlaſt bei vernünftiger Prüfung 
nur tun, wenn ſie triftigen Grund zur Annahme haben, ohne 
ie Wiedereintragung der Firma nicht zum Ziele zu kommen. 
Die Geſellſchaftsgläubiger ſind jedenfalls nicht in der Lage, 
ie Wiederaufnahme der „Liquidation“ zu veranlaſſen und 
find, ſolange ungeteiltes Sondervermögen vorhanden iſt, auf 


8 64) Über die Zuſtellung des Zwangsverſteigerungsbeſchluſſes 
Wie Groſchuff: Jurkkdſch. 1933, 223 unten. Evtl. würde ftatt 
5 iedereintragung der Geſellſchaft eine Liquidatorbeſtellung „zwecks 
auge gennahme der Zuſtellung“ durch Beſchluß des Regiſtergerichts 
usreichen. (Vgl. Note 30.) 
35) Vgl. oben Text nach Anm. 20. 

ſchaf 36) Joh. 39, A112. — Vom Fall der Kündigung eines Geſell⸗ 
haftergläubigers und des Konkurjes abgeſehen, wo es der Zuſtim⸗ 
18105 des Gläubigers bzw. Konkursverwalters bedarf (88 145 Abſ. 2, 

1 Ziff. 3, 4 u. 6 968.) 

=. 37) Für Anwendung des 8 142 NFGG. dagegen Joh. 34, A125; 
NIW. 13, 234; Nc. 46, ee ’ N | 
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den Zugriff nach 8 158 HGB. und außerdem ſtets auf die 
Inanſpruchnahme der perſönlichen Haftung der Geſellſchafter 
beſchränkt ss). 


Wenn auch die Fortſetzung der „Liquidation“ in das Be⸗ 
lieben der Geſellſchafter geſtellt iſt, ſo folgt daraus noch nicht 
ohne weiteres, daß auch die Wiederbelebung der „Firma“ 
der Perſonengeſamtheit in ihrem Belieben ſteht. Denn der 
Widerſpruch zwiſchen der Anmeldung der Liquidationsbeendi⸗ 
gung und der ſpäteren Anmeldung der Liquidationsfort⸗ 
ſetzung wird — wenn dies nicht ſchon in der Anmeldung oder 
ihrer Anlage erläutert iſt — den Regiſterrichter veranlaſſen, 
mindeſtens Aufklärung über die Gründe der Liquidations⸗ 
fortſetzung zu verlangen (8 12 RFGG.). Hierbei kann ſich 
ergeben, daß die Firma bereits „erloſchen“ iſt, weil liqui⸗ 
dationsfähiges Vermögen nicht vorhanden iſt, Es gilt hin⸗ 
ſichtlich der Vorausſetzungen der Fortſetzung der Liquidation 
alſo dasſelbe, wie für juriſtiſche Perſonen. Es würde auch 
widerſinnig fein, Perſonengeſamtheiten, die „als ſolche“ nicht 
Träger von Vermögen find, freier zu ftellen als die Träger 
zweckgebundenen verſelbſtändigten Vermögens. Im Gegenteil 
iſt der Begriff des Vermögens hier enger, weil die Geſell⸗ 
ſchafter perſönlich an die Stelle der erloſchenen Geſamthands⸗ 
geſellſchaft treten können und tatſächlich treten. Dies zeigt 
ſich z. B. dann, wenn lediglich eine formale Erklärung 
der OHG. oder Komme. erforderlich iſt (3. B.: Einwilli⸗ 
gung in die Rückzahlung einer Hinterlegungsſumme nach 
8 109 ZPO.): Dieſe formale Erklärung iſt kein „Vermögen“; 
ſie iſt infolgedeſſen nicht, wie bei der juriſtiſchen Perſon, von 
deren Organ, den Liquidatoren, ſondern von den Geſell⸗ 
ſchaftern ſelbſt abzugeben. 


2. In der Praxis am wichtigſten iſt aber der Fall, wie 
zu verfahren iſt, wenn die Firma einer Geſellſchaft „ohne“ 
Liquidation gelöſcht iſt, ſich nachträglich aber Ver⸗ 
mögen anfindet. g 

Auch hier ift ſtreng zu unterſcheiden zwiſchen „juriſtiſcher 
Perſon“ und „Perſonengeſamtheit“. 

a) Wie oben zu II ausgeführt, hatte ſchon die Recht⸗ 
ſprechung die liquidationsloſe Löſchung juriſtiſcher Perſonen 
nach § 31 Abſ. 2 HGB. zugelaſſen, wenn Vermögen nicht 
ermittelt war. Dies hatte zur Folge, daß bei nachträglichem 
Auftauchen von Vermögen, mochte dies auch noch jo gering 
fein, der Löſchungsvermerk gemäß § 142 RFGG. von Amts 
wegen zu löſchen war und infolge Fehlens der Liquidations⸗ 
eintragung die juriſtiſche Perſon als Erwerbsgeſellſchaft 
wieder in Erſcheinung trat 4). Die Erzwingung eines Liqui⸗ 
dationsbeſchluſſes der Geſellſchaft war nicht möglich. 
Dieſes Ergebnis ſchlug der wahren Sachlage ins Geſicht, 
wenn weder der Betrieb aufgenommen noch die Liquidation 
beſchloſſen und angemeldet wurde. Bedenklicher aber noch 
waren die Folgen, wenn mit unzureichendem Vermögen der 
Betrieb aufgenommen wurde, weil die Gefahr beſtand, daß 
die Öffentlichkeit über die Kreditwürdigkeit der tatſüchlich 
wirtſchaftlich längſt zuſammengebrochenen Geſellſchaft getäuſcht 
wurde. Mit dieſen Mißſtänden räumt das Löſchungs⸗ 
geſetz v. 9. Okt. 1934 (RGBl. I, 914), das — wie gleich⸗ 
falls zu II erörtert — die bisherige Löſchungsrechtſprechung 
verdrängt und auf eine großzügigere geſetzliche Baſis geſtellt 
hat, gründlich auf. In Anerkennung der Tatſache, daß zweck⸗ 
gebundenes „Vermögen“ das Erlöſchen der Rechtsperſönlich⸗ 
keit zwar hindert, aber, weil dieſes zur ſatzungsgemäßen Be⸗ 
triebsaufnahme nicht ausreicht, noch nicht eine Erwerbs⸗ 
geſellſchaft wiederbeleben kann, ordnet es in 8 2 Abſ. 3 a. a. O. 
bei Auftauchen eines Vermögensſtücks die Zwangsliqui⸗ 
dation an ). Da der Liquidationszuſtand bisher aus dem 
Handelsregiſter nirgends erſichtlich war und durch bloße 


86) Ebenſo Andreae a. a. O. S. 65 mit Literaturangaben. 
Vgl. RG.: DIR. 1930, 1521. 

40) Vgl. Anm. 2. — Erijolli: JW. 1934, 963. 

41) Entſprechend dem § 2 Abf. 3 der „BD. über die Eintragung 
der Nichtigkeit und die Löſchung von Geſellſchaften u. Genoſſenſchaften 
wegen Unterlaſſung der Umſtellung“ b. 21. Mai 1926 (RGBl. I, 248). 
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Löſchung des Löſchungsvermerks gemäß § 142 RFGG. auch 
nicht in Erſcheinung treten kann, iſt (auch ohne ausdrückliche 
Vorſchrift) der Liquidationszuſtand einzutragen. Auf An⸗ 
trag eines der nach § 2 Abſ. 1 und 2 a. a. O. Beteiligten iſt 
vom Regiſtergericht ein Liquidator zu beſtellen und gleichfalls 
einzutragen. Damit iſt klargeſtellt, daß die juriſtiſche Perſon 
nur als Abwicklungsgeſellſchaft fortbeſteht. 

Denkbar aber iſt auch der Fall, daß die juriſtiſche Perſon 
nach eingetretener Vermögensloſigkeit, aber vor Einleitung 
oder vor Beendigung des Löſchungsverfahrens aus § 2 des 
Geſ. v. 9. Okt. 1934 unter ihrer Firma neues Vermögen 
wieder erwirbt: z. B., um das drohende Löſchungsverfahren 
zu vereiteln, borgt der Geſchäftsführer (Vorſtand) den Geſell⸗ 
ſchaftern Geld, wirtſchaftet mit dieſem Darlehn namens der 
Geſellſchaft und erhält es nach Gewinnerzielung auch zurück. 
Dieſer Fall gehörte auch unter dem bisherigen Rechtszuſtand 
keineswegs zu den Seltenheiten 42). Es fragt ſich, ob eine 
Wiederbelebung durch Einſchuß neuen Vermö⸗ 
gens zuzulaſſen iſt. Schon nach der bisherigen Rechtſprechung 
iſt und bleibt die durch Vermögensverluſt einmal erloſchene 
Geſellſchaft tot, wie eine verſtorbene natürliche Perſon: „das 
Erlöſchen würde immer auf den Zeitpunkt zurückzuverlegen 
fein, in dem die Vermögensgrundlage beſeitigt war 48)“, Die 
ſo einmal erloſchene Firma der Geſellſchaft beſteht nur aus 
dem Namen und dem Geſellſchaftsmantel. Dieſer darf nicht 
mit einem neuen Betrieb und unzureichendem Kapital und, 
weil die Firma bereits „erloſchen“ ift, auch mit ausreichen 
dem Kapital nicht aufgefüllt werden. Die Mantelverwertung 
iſt nicht nur nach 88 138 Abſ. 1, 134 BGB. wegen Um⸗ 
gehung der zwingenden Gründungsvorſchriften nichtig 4a), 
ſo daß etwaige nach dem Zeitpunkt des Erlöſchens gefaßte 
Geſellſchafterbeſchlüſſe nicht zur Eintragung gelangen dürfen, 
ſondern der Weitergebrauch der Firma ſchließt auch einen 
zum Einſchreiten nach 8 37 HGB. berechtigenden Firmen⸗ 
mißbrauch ein und verpflichtet nach SS 823 ff., 826 BGB. 
den Gläubigern gegenüber zum Schadenserſatz. Die Löſchung 
der Firma wird daher durch dieſes doloſe Verhalten der 
Beteiligten nicht nur nicht gehindert, ſondern die Rückver⸗ 
wandlung der erloſchenen Geſellſchaft — gleichviel, ob ge⸗ 
löſcht oder nicht — muß im Intereſſe der Verkehrsſicherheit 
verhütet werden: es bedarf daher ſtets der Feſtſtellung, 
wann das angeblich nachträglich ermittelte Vermögen ſich 
gebildet hat, ob vor oder nach dem Zeitpunkt des Erlöſchens; 
letzterenfalls liegt lediglich eine in Wahrheit nicht eingetra⸗ 
gene gleichlautende Geſellſchaft vor, die rechtlich nicht zur 
Entſtehung gelangt iſt (8 11 GmbcG., § 200 HGB.). An 
dieſem Rechtszuſtand hat das Löſchungsgeſetz v. 9. Okt. 
1934 in § 2 nichts geändert. Denn im vorliegenden Fall 
„beſitzt“ nur die nich teingetragene rechtsunwirkſame Geſell⸗ 
ſchaft, die keine GmbH. oder AktG., mithin keine juriſtiſche 
Perſönlichkeit iſt, Vermögen, nicht aber die eingetragene 
juriſtiſche Perſon. Eine andere Auslegung iſt nach dem Sinn 
und Zweck des Geſetzes unmöglich, der dahin geht, wirtſchaft⸗ 
lich ſchwach gewordene Geſellſchaften zu beſeitigen, weil ſie in⸗ 
folge einmal eingetretener Vermögensloſigkeit „erloſchen“ ſind. 
Die entgegengeſetzte Anſicht würde zur Umgehung der zwin⸗ 
genden Vorſchriften über die Gründung führen und 8 2 
Löſchungs G. ſabotieren. Die dadurch etwa im Einzelfall ent⸗ 
ſtehenden Härten laſſen ſich durch den Umſtand vermeiden, 
daß 8 2 eine ſog. Kannvorſchrift iſt: es iſt alſo möglich, der 
Tatſache einer erfolgreichen „Betriebsaufnahme“ Rechnung 
zu tragen; der „Betrieb“ hindert alſo zwar — wie zu II 1 
ausgeführt — nicht eine Löſchung, ermöglicht aber u. U. die 
Wiederbelebung der materiell erloſchenen Firma. Doch iſt auf 
jeden Fall im Intereſſe der Verkehrsſicherheit ein beſonders 
ſtrenger Maßſtab anzulegen). 

b) Während bei irriger Löſchung einer Perſonen⸗ 
geſamtheit, die ihre Liquidation tatſächlich noch nicht be⸗ 


4) Vgl. Groſchuff: Jurqdſch. 1938, 88, zu 5. 

43) IFG. 4, 178 ff.; 10, 157. 

4 ) Vgl. oben Anm. 3. 

44) Vgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel a. a. O., Aum. 8 
zu § 2 LöſchungsG. (S. 156). 
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endet hatte, die Firma (auf Grund Anmeldung der Fort- 
ſetzung der Liquidation) als Liquidationsgeſellſchaft wieder 
eingetragen werden kann, kann nicht ohne weiteres die 
Firma wiederbelebt werden, wenn eine Liquidation nicht 
ſtattgefunden hatte. Die Wiedereintragung als Erwerbs- 
geſellſchaft iſt nur möglich, wenn das „Handelsgewerbe“ tat⸗ 
ſächlich niemals aufgegeben war, die Firma alſo auf Grund 
tatſächlich unzutreffender Ermittlungen (z. B. unrichtiger Aus⸗ 
kunft des Einwohnermeldeamts, unbekannt gebliebene Ge⸗ 
ſchäftslokalverlegung) im amtlichen Erlöſchensverfahren (8 141 
RG.) oder auf Grund bewußt falſcher Anmeldung gelöſcht 
war (8 31 Abſ. 2 HGB.). Fälle dieſer Art gehören zu den 
Ausnahmen, begründen aber, wo ſie auftauchen, die Note 
wendigkeit der Amtslöſchung des Löſchungsvermerks (8 142 
RG.) Eine „Wiederbelebung“ der Firma liegt dann nicht 
vor, weil dieſe niemals „erloſchen“ war, ſondern lediglich eine 
Berichtigung des Handelsregiſters. (Das gleiche würde übrie 
gens ſelbſtverſtändlich bei Firmen der Einzelkaufleute zu 
gelten haben.) Nachträgliche Ermittlung von „Vermögen 
dagegen rechtfertigt nicht eine Wiederbelebung der Firma 
der Perſonengeſamtheit als Erwerbs geſellſchaft: weder, 
wenn ein Handelsgewerbe nicht betrieben wird, noch wenn das 
endgültig aufgegeben geweſene Handelsgewerbe auf Grund des 
angefundenen Vermögens wieder aufgenommen wird; es liegt 
letzterenfalls ein neues Handelsgewerbe vor, das bei Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen der 88 1—3 HGB., wenn es über 
ein Kleingewerbe oder ein Handwerk hinausgeht (8 4 HGB.), 
unter einer urſprünglichen neuen Firma zur Eintragung an⸗ 
zumelden fein würde (88 106, 162, 19 HGB.). 

Bei folgerichtiger Anwendung der oben zu II entwickelten 
Grundſätze rechtfertigt aber das Auftauchen von ungeteiltem 
Sondervermögen nicht einmal die Rückverwandlung in eine 
Liquidationsgeſellſchaft. Denn, da hier — im Gegenſatz 
zu den Ausführungen zu II, 2 — eine Liquidation unter der 
Firma nicht eingetreten, die Firma vielmehr infolge Aufgabe 
des Handelsgewerbes „erloſchen“ war, ſteht keine „Fort- 
ſetzung“ der Liquidation in Frage. Es iſt insbeſondere auch 
nicht möglich, die Fortſetzung der Erwerbsgeſellſchaft und 
gleichzeitig einen Beſchluß der Auflöſung mit Liquidations⸗ 
folge (88 131 Ziff. 2, 145 HGB.) anzumelden, weil beides 
miteinander in Widerſpruch ſteht und die Anmeldung der 
Fortſetzung der Erwerbsgeſellſchaft der wahren Sachlage 
ins Geſicht ſchlägt: denn das „Handelsgewerbe“ ſoll 
tatſächlich „nicht“ fortgeſetzt werden und kann 
unter der früheren Firma nicht wiederauf⸗ 
genommen werden, weil infolge endgültiger 
Aufgabe desſelben die Firma bereits ,erloſchen“ 
war. Es iſt daher aus Anlaß der Ermittlung ungeteilten 
Sondervermögens Wiederbelebung auch nur als Liquidations“ 
geſellſchaft weder unter Zuhilfenahme des 8 142 RF GG. 
noch auf Grund Anmeldung möglich. Es iſt hierzu auch kein 
Bedürfnis: denn bet Vorhandenſein ungeteilten Sonderver⸗ 
mögens beſteht — wie zu II 2 ausgeführt — auch nach 
Löſchung der „Firma“ die „Geſellſchaft“ gemäß 88 105 
Abſ. 2, 162 HGB. i. Verb. m. 88 730 ff. BGB. fort. 

Eine andere Rechtsauffaſſung iſt m. E. nur vertretbar 
auf Grund poſitiver Geſetzesvorſchrift. Tatſächlich bilden die 
Fälle, in denen die Auflöſung der Geſellſchaft infolge eines 
tatſächlichen Ereigniſſes eingetreten iſt, eine ſolche Aus⸗ 
nahme: es ſind dies die Fälle des Zeitablaufs des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages, Todes, Konkurſes, der Kündigung und ge 
richtlichen Entſcheidung (8 131 Ziff. 1, 3-6 HGB.). Hier 
tritt als Folge des Ereigniſſes grundſätzlich die Liquidation 
ein. War alſo in dieſen Fällen die Firma gelöſcht ohne Liqui⸗ 
dation, ſo iſt bei Auftauchen eines Vermögensſtücks der 
Löſchungsvermerk von Amts wegen zu löſchen (§ 142 RFGG.) 
und die Anmeldung der Liquidation zu erzwingen; es ſei 
denn, daß die Geſellſchafter eine andere Art der Aus⸗ 
einanderſetzung als die Liquidation „vereinbart“ haben 
(8 145 Abſ. 1 und 2 HGB.). 2 

c) Bei den bisherigen Unterſuchungen war davon aus⸗ 
gegangen, daß die Firma der juriſtiſchen Perſon und der 
Perſonengeſamtheit durch Löſchung aus dem Handelsregiſter 
verſchwunden iſt, tatſächlich aber nicht „erloſchen“ iſt oder 


64. Jahrg. 1935, Heft 25 
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nicht erloſchen fein ſoll. Es gibt aber noch eine Löſchung, 
bei der ſie nicht verſchwindet, ſondern nur an einer anderen 
Stelle des Handelsregiſters auftaucht. Es handelt ſich um 
die 88 31, 35 der in Preußen geltenden Allg Vfg. v. 7. Nov. 
1899 „über die Führung des Handelsregiſters“ (JM Bl. 
313), die eine Rechtsverordnung, alſo ein „Geſetz“ iſt ka): 
danach iſt im Falle des $22 HGB. bei Übergang einer 
Firma des A⸗Regiſters (Einzelkaufmann, OHG., Kommdei.) 
auf eine juriſtiſche Perſon (GmbH., Akt., 8 33 HGB.) die 
Firma im A-Regiſter zu „löſchen“ und im B⸗Regiſter, wo 
ſie nunmehr hingehört, einzutragen und entſprechend um⸗ 
gekehrt bei übergang der Firma einer juriſtiſchen Perſon auf 
einen Einzelkaufmann, eine OHG. oder KommGeſ. im 
Regiſter zu löſchen und nunmehr im A- Regiſter einzutragen 
bzw. bei Übergang auf eine andere juriſtiſche Perſon an einer 
neuen Stelle des B-Regiſters einzutragen. Dieſe mit Wieder⸗ 
eintragung verbundene „Löſchung“ wegen Übergangs der 
irma hat mit materiellem oder formellem „Erlöſchen“ 
nichts zu tun und dient lediglich regiſtertechniſch zur Ver⸗ 
hütung der Doppelführung der Firma, die die Entſtehung 
von Geſellſchaftsmänteln und Regreßgefahr zur Folge haben 
kann 46). Dies Verfahren iſt ſtets zu beobachten, gleichviel, 
ob die veräußernde Firma ſich im Liquidationsſtadium be⸗ 
findet oder nicht 40). 

Es fragt ſich nun, was zu geſchehen hat, wenn ſich nach 
Durchführung dieſer regiſtertechniſchen Löſchung noch ein Ver⸗ 
mögensſtück anfindet, das nach Anſicht der Beteiligten nicht 
auf den Erwerber der Firma übergegangen iſt. 

Dieſer Fall gehört — wenigſtens in der großſtädtiſchen 
Regiſterrechtspraxis — keinesfalls zu den Seltenheiten. Es 
iſt in Berlin ſogar vorgekommen, daß von den Beteiligten. 
Grundſtücke „vergeſſen“ worden ſind. Eine Wiederein⸗ 

ragung unter der „bisherigen“ Firma kommt 
— ganz abgeſehen von den nach III, I und 2 etwa zutreffeu⸗ 
den Gründen — ſchon deshalb nicht in Frage, weil 
ie „Firma“ mit dem Geſchäft auf einen anderen 
„übergegangen“ iſt. Dies wird von den Beteiligten oft 
überſehen. Durch dieſe Situation wird die Legitimation zur 
erfügung beſonders über reſtliches Grundſtücksvermögen 
empfindlich erſchwert. Dieſe Legitimationsſchwierigkeiten ſind 
— fofern nicht ein Rechtsſtreit gegenüber dem Erwerber des 
Geſchäfts noch auszutragen iſt — grundſäßlich gegenüber dem 
Grundbuchamt zu beheben (vgl. noch 8 12 R.), da das 
Handelsregiſter über Eigentumsverhältniſſe nichts ausſagt. 
ie bieten daher keinen Anlaß, von den bisher entwickelten 
Richtlinien abzuweichen. Die Rechtslage iſt danach folgende: 

a) Hat eine juriſtiſche Perſon mit dem Geſchäft die 
Firma veräußert, ſo iſt die Geſellſchaft infolge Vorhan⸗ 
denſeins nichtmitübergegangenen Reſtvermögens nicht 
untergegangen, aber ohne Firma. Sie darf in⸗ 
des, weil ſie eigene Rechtsperſönlichkeit hat, nicht ohne 
Firma ſein. Es iſt daher ebenſo zu verfahren, wie bei 
Kenntnis des Vermögensreſtes im Zeitpunkt der Ver⸗ 
äußerung zu verfahren geweſen wäre: d. h. die Geſell⸗ 
ſchaft muß durch Satzungsänderung, die hier ausnahms⸗ 
weiſe auch im Liquidationsſtadium zuläſſig iſt, eine 
neue Firma annehmen und anmelden (RGZ. 107, 31 = 
JW. 1923, 830). Die Löſchung des Löſchungsvermerks 
erfolgt dann von Amts wegen gemäß § 142 RF GG. 

Dies gilt gleichviel, ob vor Löſchung Liquidation 
ſtattgefunden hatte oder nicht. 

6) Hat eine Perſonengeſamtheit (OHG; Komme 
Geſ.) das Geſchäft mit Firma veräußert, ſo beſteht zwar 
gleichfalls in Anſehung des reſtlichen ungeteilten Son⸗ 
dervermögens die Geſellſchaft fort. Dieſe Geſellſchaft hat 
aber keine eigene Rechtsperſönlichkeit ““), vielmehr ſteht 
das Reſtvermögen den Geſellſchaftern ſelbſt als 

Aue, ; 


#42) Joh. 29, 213. 
40) Vgl. Groſchuff: JW. 1934, 950, zu 4. 
„%) Daß dieſe ſog. uneigentliche Umwandlung nicht der „Li⸗ 
Te bedarf, ergibt IF G. 7, 198. 
5 GZ. 65, 230 f., 227 = ZW. 1907, 303; 68, 410 412 
= IM. 1908, 450. ; 0 } r 


Vermögensträger zur geſamten Hand zu. Infolgedeſſen 
bedarf ſie auch nicht einer Firma. Die bisherige Firma 
kann ſie nicht — wie zu III 1 b — wieder annehmen, 
weil ſie ihr nicht mehr gehört; eine neue Firma kann 
ſie nicht annehmen, weil ſie kein „Handelsgewerbe“ be⸗ 
treibt. Die Geſamthandsgeſellſchafter müſſen das Reſt⸗ 
vermögen als Geſellſchaft bürgerlichen Rechts gemäß 
88 105 Abſ. 2, 161 Abſ. 2 HGB. i. Verb. m. 88 730 ff. 
BGB. liquidieren ). 

Dies gilt infolge Verluſtes der Firma auch für die 
Fälle der Auflöſung durch Eintritt eines „Ereigniſſes“ 
(8 131 Ziff. 1, 3—6 HGB!) und findet feine beſondere 
Stütze in 88 158, 145 HGB., wonach ſtatt der Liqui⸗ 
dation auch „eine andere Art der Auseinanderſetzung“ 
ſeinerzeit mit intern bindender Wirkung erfolgen 
konnte s). Es gilt gleichviel, ob der regiſtertechniſchen 
Löſchung eine teilweiſe Liquidation vorangegangen war 
oder nicht, die Veräußerung alſo ohne Liquidation oder 
während einer ſolchen erfolgt war. 


3. Während die Zulaſſung der Wiedereintragung ge⸗ 
löſchter Firmen durch die Belange der Offentlichkeit immer⸗ 
hin nicht unweſentlich beeinflußt wird, läßt ſich das gleiche 
nicht behaupten für die Rückverwandlung einer Liqui⸗ 
dationsgeſellſchaft in eine Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaft. Hier ſtehen lediglich private Belange der Geſell⸗ 
ſchafter auf dem Spiel. Offentliche Belange gebieten vielmehr 
hier die Eindämmung der Rückverwandlungsbeſtrebungen, 
weil ſie zur Umgehung der Gründungsvorſchriften führen 
können und dadurch den Gläubigerſchutz problematiſch machen. 
a) Bei juriſtiſchen Perſonen hat bekanntlich das 


RG. in einer grundlegenden Entſcheidung (RG. 118, 339ff. 
JW. 1928, 633) ſich dahin ausgelaſſen: eine durch Ge⸗ 
ſellſchafterbeſchluß aufgelöſte, in Liquidation befind⸗ 
liche Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung kann durch ein⸗ 
ſtimmigen Beſchluß der Geſellſchafter ohne Neugründung in 
eine werbende Geſellſchaft zurückverwandelt werden, wenn 
die Liquidation noch nicht beendet und das Stammkapital 
ſelbſt entweder unverſehrt geblieben oder, ſoweit ſchon aus⸗ 
gezahlt, wieder hereingebracht iſt. — Das gleiche wird für 
AktG. zu gelten haben. 

Das RG. hat damit den Bedürfniſſen des Gläubiger⸗ 
ſchutzes materiell Rechnung getragen. Es hat aber die Frage 
offengelaſſen, welche formellen Unterlagen dem Regiſter⸗ 
gericht für die Anmeldung der Rückverwandlung beizubringen 
ſind so), und dadurch der Ermittlungspflicht des Regiſter⸗ 
gerichts (8 12 RFGG.) und feinem Ermeſſen eine Bürde 
auferlegt, die eine Gefahrenquelle in ſich ſchließt. Es iſt ins⸗ 
beſondere zweifelhaft, was als Vermögen zurückzubringen 
iſt. Das Stamm⸗ oder Grundkapital iſt ein fiktives Ver⸗ 
mögen, weil es ſofort nach Einlage im Unternehmen arbeitet 
und als ſolches verſchwindet; es iſt daher kein tatſächliches 
Vermögen, ſondern ein Abſtraktum. Iſt nun bei einem ein⸗ 
getragenen Stammkapital von 20000 Ast, wenn die Gmbh. 
vor der Liquidation 100 000 RM Vermögen und 2000 AM 
Schulden hatte, 22 000 A oder 100000 AM oder wieviel 
ſonſt zurückzubringen? Dieſe Frage iſt von den Regiſter⸗ 
richtern ſehr verſchieden beantwortet worden, da einerſeits 
die Gläubiger nur Anſpruch auf Vermögen in Höhe des ein⸗ 
getragenen Stammkapitals haben, andererſeits aber im In⸗ 
tereſſe des Gläubigerſchutzes die tatſächliche Vermögensgrund⸗ 
lage wiederherzuſtellen iſt. 

Noch weiter als das RG. ging das KG. Während das 
RG. nur die infolge freiwilligen Auflöſungsbeſchluſſes ein⸗ 
getretene Liquidation im Auge hatte, erklärte das KG. (JW. 
1934, 11241): auch eine für nichtig erklärte und dadurch 
kraft Geſetzes zwangsweiſe in Liquidation getretene Gmbh. 
kann in eine werbende Geſellſchaft zurückverwandelt werden, 
wenn die Nichtigkeit auf einem heilbaren Mangel beruht. Es 
handelte ſich hier um eine Lebensmittelimportfirma mit 

48) Vgl. Anm. 45. 

49) Vgl. Text bei Anm. 16 u. 25. 


50) Verſicherung analog 8 8 Abſ. 2 GmbH®.? Bekanntmachung 
der Sacheinlagen nach 8 10 Abſ. 3 Gmb. 
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einem Stammkapital von 500 RM, die erſt nach Eintragung 
des rechtskräftigen (1) Nichtigkeitsbeſchluſſes im Wege der 
Neugründung die Gegenſtandsänderung in eine Grundſtücks⸗ 
verwaltung und die Kapitalserhöhung um 19 500 AM an⸗ 
meldete, die neue Einlage aber mit einer Hypothek belegte, 
die offenbar durch den wirtſchaftlichen Wert des belaſteten 
Grundſtücks nicht gedeckt war. Das KG. erweiterte ſomit 
nicht nur die an ſich ſchon bedenkliche Möglichkeit der Rück⸗ 
verwandlung einer Liquidationsgeſellſchaft in eine Erwerbs⸗ 
geſellſchaft, ſondern verband mit ihr — im Widerſpruch mit 
der eigenen Rechtſprechung 1) — die bedenkliche Zulaſſung 
einer Mantelverwertung, indem es die Nachprüfung des 
Wertes der Sacheinlage unterſagte. 

Verfaſſer hat aus dieſem Anlaß bereits die Frage auf⸗ 
geworfen 52), ob nicht nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung 
der Ausgangspunkt — die grundſätzliche Zulaſſung der 
Rückverwandlung einer im Liquidationsſtadium bereits be⸗ 
findlichen juriſtiſchen Perſon überhaupt — ohne geſetzliche 
Garantien die Belange der öffentlichkeit gefährdet, und 
den Geſetzgeber des Dritten Reichs zur Eutſcheidung an⸗ 
gerufen. 

Wenn auch die Regelung allgemein noch nicht erfolgt iſt, 
ſo iſt die Frage doch in ein akutes Stadium getreten durch 
die Umwandlungs⸗ und Löſchungsgeſetzgebung 
und dadurch einer neuen Rechtsanſchauung der Weg geebnet, 
die auch ohne weitere geſetzliche Regelung zur Preisgabe der 
vom RG. angebahnten und vom KG. weiter gebildeten Judi⸗ 
katur führen muß. 

Es war nämlich in der Praxis und Literatur die Frage 
ſtreitig geworden, ob das UmwandlG. v. 5. Juli 1934 auch 
auf Liquidationsgeſellſchaften Anwendung findet. Während 
dies vielfach bejaht wurde 5s), hat Verfaſſer dies nur für 
zuläſſig erklärt, wenn im Sinne der Entſcheidung RGZ. 118, 
339 = JW. 1928, 633 neben der Einſtimmigkeit der Geſell⸗ 
ſchafter die Unverſehrtheit des Stammkapitals, das alſo ge⸗ 
gebenenfalls wieder aufzufüllen iſt, nachgewieſen wird 6). 

Die Streitfrage iſt entſchieden worden durch Art. 3 
DurchfVO. z. UmwandlG. v. 14. Dez. 1934 (RGBl. 1, 1262). 

Danach kann eine AktG., KommGeſ. a. A. und Gmbh., 
die durch Zeitablauf oder durch Generalverſammlungs⸗ (Ge⸗ 
ſellſchafter⸗) Beſchluß aufgelöſt iſt, umgewandelt werden durch 
Übertragung ihres Vermögens auf eine beſtehende oder zu 
errichtende OHG., KommGeſ., eine zu errichtende BGGBGeſ. 
oder auf einen Einzelkaufmann, ſolange noch nicht mit 
der Verteilung des nach der Berichtigung der Schulden 
verbleibenden Vermögens an die Geſellſchafter be- 
gonnen iſt. 

Das bedeutet zunächſt, daß die Kapitalgeſellſchaft aus 
dem Liquidationsſtadium heraus zurückverwandelt werden 
kann in ein Erwerbs unternehmen, wobei der Umſtand, daß 
das Erwerbsunternehmen ſtatt in anonymer in eigenverant⸗ 
wortlicher Rechtsform wiederauflebt, ſich lediglich aus der 
Tendenz des UmwandlG. erklärt, alſo hier außer Betracht 
bleiben kann. 

Es bedeutet aber ſodann — was in unſerm Zuſammen⸗ 
hang von entſcheidendem Gewicht ift —, daß eine Rückver⸗ 
wandlung durch Wiederauffüllung des Stamm⸗ oder Grund⸗ 
kapitals nach Anſicht des Geſetzgebers nicht möglich iſt: iſt 
mit der „Verteilung“ des Vermögens bereits „begonnen“, 
ſo kann das Verteilte zum Zwecke der Rückverwandlung und 
Umwandlung nicht zurückgebracht werden; es iſt vielmehr die 
Liquidation zu beenden durch Verteilung des Reſtvermögens; 
andererſeits iſt nicht das dem fiktiven Stamm⸗ oder Grund⸗ 
kapital entſprechende Vermögen, ſondern das am Bilanzjtich- 
tage vorhandene tatſächliche höhere oder niedrigere Vermögen 
auf die eigen verantwortlichen Perſonen zu übertragen, doch 


51) JF. 10, 152 fl, 156. Bal. die Beſprechung des Verf. in 
JW. 1934, 1126 zu 1. 

52) JW. 1934, 1125 zu 1. 

53) Z. B. von Böttcher⸗Meilicke, Umwandlung und Auf 
löſung von Akt. u. GmbH. (1. Aufl.) S. 19, Note III 3 zu 8 1; 
S. 61, Note II zu 88 1, 2 StErl®. 

54) JW. 1934, 2663f. 


darf von dem vor Auflöſung vorhandenen Vermögen noch 
nicht ein Pfennig an die Geſellſchafter ſelbſt zur Verteilung 
gelangt ſein. 

Damit iſt — zunächſt auf dem Gebiete des 
Umwandlungsrechts — die vom RB. 118, 339 = 
J W. 1928, 633 eingeleitete Rechtſprechung ab- 
gelehntss). 

Wie ſich aus der halbamtlichen Erläuterung durch 
Duaffomsfi (DJ. 1934, 1631) ergibt, beſteht der Grund 
für dieſe Regelung darin, daß „die Prüfung und Feſtſtellung, 
ob das verteilte Vermögen wieder hereingebracht iſt, mit 
Schwierigkeiten verbunden ſein könnte und für das Regiſter⸗ 
gericht, dem fie obliegen würde, eine erhebliche Verantwor⸗ 
tung begründen könnte“. Hinzutritt, daß nach Quaſſ owski 
(a. a. O.) durch den Beginn der Vermögensverteilung die 
Zerſtörung der Vermögensgrundlage bereits ſo weit vor⸗ 
geſchritten iſt, daß von einer lebensfähigen Kapitalgeſellſchaft, 
in die fie zurückberwandelt werden könnte, überhaupt nicht 
mehr geſprochen werden kann, dieſe vielmehr dem Löſchungs⸗ 
ſchickſale endgültig verfallen iſt. 

Die angegebenen Gründe beſchränken ſich aber nicht auf 
den Fall einer in Ausſicht genommenen Umwandlung; ſie 
ſchlagen vielmehr erſt recht durch, wenn eine Umwandlung 
nicht beabſichtigt iſt. Denn während im Falle der Umwand⸗ 
lung an die Stelle der beſchränkten Haftung die Eigenverant⸗ 
wortung tritt und das Vorhandenſein von „Vermögen“ für 
die eventuelle Eintragungsfähigkeit bedeutungslos ift, gilt 
es im Falle bloßer Rückverwandlung die Vermögens! 
grundlage wiederherzuſtellen und die Beſchränkung der Haf⸗ 
tung mit dieſem Vermögen unter Berückſichtigung des Gläu⸗ 
bigerſchutzes zu ſichern. 

Man wird daher zu dem Ergebnis gelangen müſſen, daß 
die im Art. 3 DurchfVO. v. 14. Dez. 1934 zum Ausdruck 
gebrachte neue Rechtsanſchauung dahin führt, ganz al l⸗ 
gemein die Rückverwandlung einer Liquidationsgeſellſchaft 
in eine Erwerbsgeſellſchaft mindeſtens auf den Fall zu be 
ſchränken, daß mit der Verteilung des Vermögens unter die 
Geſellſchafter noch nicht begonnen iſt be). Es handelt ſich hier 
um eine Anderung der auf Rechtsanſchauung beruhenden 
Rechtſprechung durch eine im UmwandlGG. zum Durchbruch 
gelangte neue Rechtsanſchauung 5°). 

Der entſcheidende Vorſtoß iſt dann aber durch das ber 
reits mehrfach erwähnte „Geſetz über die Auflöſung 
und Löſchung von Geſellſchaften uſw. v. 9. Okt. 
1934 (RGBl. I, 914) erfolgt. Bisher konnte eine Kapital- 
geſellſchaft, bezüglich der ein Antrag auf Konkurseröffnung 
mangels Maſſe abgelehnt war, ſich als Erwerbsgeſellſchaft 
fortſetzen: jetzt iſt fie nach 8 1 Löfhungs®. unrettbar der 
Liquidation verfallen. Nach dem noch ſchärferen 8 2 a. a. O. 
kann eine vermögensloſe Erwerbsgeſellſchaft ohne Liqui 
dationsverfahren von Amts wegen gelöſcht werden und tritt 
bei Auftauchen eines Vermögensſtücks lediglich Liquidation 
ein. Wollte man in dieſen beiden Fällen, die An⸗ 
wendung der Rechtsgrundſätze des RG. (RG. 
118, 339 = ZW. 1928, 633) zulaffen, fo würde der 
Zweck des Löſchungsgeſetzes, der die endgültige Be⸗ 
ſeitigung lebensunfähiger Gebilde erſtrebt, vereitelt wer⸗ 
den. Nach der amtlichen Begründung iſt es überdies für die 
Anwendung der fraglichen Beſtimmungen unerheblich, ob es 
ſich um eine aufgelöſte Geſellſchaft handelt und ob eine 
Liquidation ſtattgefunden hat oder nicht 5°). 

Man wird hiernach die neue Rechtsanſchauung erſt recht 
gelten laſſen müſſen, wenn ſich die Kapitalgeſellſchaft aus 


55) Vgl. Eriſolli-Groſchufſt-Kaemmel a. a. O., Anm. 22 
u 8 1 (S. 55f.); Erifolli: JW. 1935, 177; Quaſſows k. 
DI.1934, 1631; a. M. Böttcher⸗Meilicke a. a. O. (2. Aufl.), 
Note IV 2 zu 8 1 (S. 49); gegen ihn Peus: JW. 1935, 1231. 

56) A. M. nur Böttcher⸗Meilicke (vgl. oben Anm. 55). 

57) Die bereits mit 8189 Abſ. 1 des Entw. eines Geſetzes über 
AktG. u. KommGef. a. A. angebahnt war (abgedruckt bei Schlegel 
berger⸗Quaſſowski⸗Schmölder, VO. über Aktienrecht S. 437). 

58) RAnz. 1934 Nr. 243 v. 17. Okt. 1934. (Abgedruckt bet 
Criſolli-Groſchuff⸗Kaemmel a. a. O. S. 141, 143. Vgl. auch ebd. 
Anm. 14 zu SI Löſchungs GG., S. 151, u. Anm. 15 zu 9 2 S. 165. 
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anderen Gründen als aus Zeitablauf oder Geſellſchafter⸗ 
beſchluß in Liquidation befindet: insbeſondere alſo im Fall 
geſetzlicher Zwangsliquidation nach rechtskräftigem Abſchluß 
des Nichtigkeitsverfahrens (8 141 Abſ. 1 RF GG.) 56). 

Beruht dagegen die Auflöſung auf Konkurseröff⸗ 
nunge) und wird das Verfahren nach Abſchluß eines 
Zwangsvergleichs oder auf Antrag des Gemeinſchuldners 
eingeſtellt, ſo kann die Geſellſchaft ohne Neugründung als 
Erwerbsgeſellſchaft wiederaufleben ($ 60 Ziff. 4 GmbHG, 
8 307 Abs. 2 HG B.; ebenſo im Spezialfall des 8 307 Abſ. 1 
HGB.). Hier handelt es ſich um eine poſitive Geſetzesbeſtim⸗ 
mung, die durch $ 7 Abſ. 2 Durchf VO. v. 14. Dez. 1934 
(zum Ummandl®.) nicht beſeitigt iſt. Voraussetzung tft aber, 
daß noch „Vermögen“ vorhanden iſt; andernfalls greift 
wieder 8 2 LöſchungsG. v. 9. Okt. 1934 durch, wonach die 
Geſellſchaft und ihre Firma erloſchen und deshalb zu 
löſchen iſt. 

b) Für Perſonengeſamtheiten geſtaltet ſich die 
Frage der Wiederbelebung der Firma einfach. Dieſe können 
im Liquidationsſtadium, ſofern ſie nur ein „Handels⸗ 
gewerbe“ i S. der 88 1—3 HGB. vollkaufmänniſch wie⸗ 
deraufnehmen, jederzeit die Rückverwandlung in eine 
Erwerbsgeſellſchaft beſchließen. Dies iſt anerkannten Rechts. 


59) Die in 8 7 Abſ. 3 DurchfVO. v. 14. Dez. 1934 zugelaſſene 
Ausnahme der Genehmigung des RIM. bezieht ſich ſelbſtverſtändlich 
nur auf den Umwandlungs fall. 

60) Nicht im Fall der Konkursablehnung mangels Maſſe und 
nicht im Fall der Konkurseinſtellung mangels Maſſe. 
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Der Rechtfertigungsgrund liegt aber in dem Betrieb des 
„Handelsgewerbes“, nicht in dem Vorhandenſein etwaigen 
„Vermögens“: dieſes kann vielmehr reſtlos liquidiert fein“). 
Das geſellſchaftliche Geſamthandsband iſt dasſelbe, da das 
gemeinſchaftliche Ziel — das Handelsgewerbe — dasſelbe ge⸗ 
blieben iſt. Allerdings muß der Rückverwandlungsbeſchluß 
einſtimmig gefaßt fein, ausſcheidende Geſellſchafter müſſen 
alſo der Fortſetzung der Erwerbsgeſellſchaft durch die übrigen 
Geſellſchafter zuſtimmen, widrigenfalls eine neue Geſellſchaft 
vorliegen würde, für die eine urſprüngliche Firma anzu⸗ 
melden wäre (88 19, 106, 161 Abſ. 2, 162 H B) 85). 
Scheiden alle Geſellſchafter aus, fo iſt das „Geſchäft“ — 
wenn ein ſolches noch vorhanden ſein ſollte — zwar dasſelbe, 
die übernehmenden Geſellſchafter aber bilden eine neue Go⸗ 
ſellſchaft, deren Eſſentialien nach 88 106, 161 Abſ. 2, 162 
HGB. anzumelden find), ob in dieſem Fall die „Firma“ 
fortgeführt werden kann oder eine neue urſprüngliche Firma. 
anzumelden iſt, richtet ſich nicht nach 8 24 HGB., ſondern 
nach 822 HGB., da kein „Ausſcheiden“ aus einer „be⸗ 
ſtehenden Geſellſchaft“, ſondern in Wahrheit die „Veräuße⸗ 
rung eines Geſchäfts“ vorliegt: die Veräußerer müſſen alſo 
in die Fortführung der „Firma“ ausdrücklich willigen. 


61) A. M. natürlich die herrſchende Meinung, die auch bei Per⸗ 
ſonengeſamtheiten das Erlöſchen an die Liquidation vorhandenen „Ver⸗ 
mögens“ bindet, wie wenn eine juriſtiſche Perſon in Frage jtände. 

62) Staub a. a. O 8 138 Anm. 7; Joh. 26, A 219; RG. 
106, 63 ff. = JW. 1924, 169. 


83) Vgl. KG.: Lg. 1908, 82. 


Die Haftung der eingetragenen Genoſſenſchaft für pflichtwidriges verhalten 
des vorſtandes gegenüber Dritten nach § 31 868. 


A. 
Von Rechtsanwalt Dr. Lägel, Chemnitz 


In der Rechtſprechung iſt ſchon wiederholt die Frage 
entſchieden worden, ob die Genoſſenſchaft haftet, wenn der 
Vorſtand pflichtwidrig die rechtzeitige Weiterleitung von Kün⸗ 
digungsſchreiben von Genoſſen zum Zwecke ihrer Löſchung 
in der beim Neger. geführten Liſte der Genoſſen unter⸗ 
läßt. Das RG. (vgl. RG. 68, 348 JW. 1908, 498 
unter Bezugnahme auf die bekaunte Entſcheidung der Ver⸗ 
ZivSen. des RG. v. 16. Mai 1904 — RG. 57, 292; 69, 
366) bat die Frage verneint, ebenſo das OLG. Köln (Urt. 
v. 17. Aug. 1934 JW. 1934, 2869 und die dort zit. 


Entſcheidungen), in neuerer Zeit beſonders auch das LG. 
Münſter (JW. 1934, 1060) und das LG. Altona (JW. 


1884, 1295). Sie wird im Schrifttum bejaht von Legart 
(JW. 1933, 2665, Anm. zu 7, Böttcher (JW. 1934, 1060, 
Anm. zu 1) und auch von Ruth (JW. 1934, 2869, Anm. 
zu 8). Die Erläuterungsbücher von Pariſius⸗ Krüger, 
Gench., 12. Aufl., 8 69 Anm. 5, und Meyer, Gen®., Mün⸗ 
chen und Berlin 1934, 8 69 Anm. 2, lehnen die Haftung 
der Genoſſenſchaft ab. Es handelt ſich dabei im weſentlichen 
um die Frage der Anwendbarkeit des § 31 BGB. auf dem 
Gebiete des Genoſſenſchaftsrechts. Die für dieſen Sonderfall 
dichtige Frage iſt ganz allgemein von Bedeutung dafür, ob 
urch Anwendung des § 31 BOB. die Haftung der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft für pflichtwidriges Verhalten des 
orſtandes gegenüber Dritten begründet werden kann. 

Das RG. hat einmal nebenher ohne Begründung aus⸗ 
geſprochen (vgl. RG. 76, 48 JW. 1911, 451), daß auf 
15 Genoſſenſchaften mbH. die Beſtimmungen der 88 30, 
1 BGB. anzuwenden ſeien. Dieſe Anſicht iſt zu billigen und 
muß ohne Einſchränkung gelten. Insbeſ. verdient die Ein⸗ 
ſchränkung, die das RG. ſelbſt in dem eingangs erwähnten 


Falle gemacht hat (RG. 68, 348 — JW. 1908, 498), keine 
Anerkennung. Das NG. will nämlich ausnahmsweiſe nach 
den für die Genoſſenſchaften beſtehenden beſonderen Grund⸗ 
ſätzen im Intereſſe der Erhaltung des den Gläubigern ver⸗ 
hafteten Geſellſchaftsvermögens die Genoſſenſchaft nicht haf⸗ 
ten laſſen, wenn der Beitritt eines Mitglieds durch Betrug 
des Vorſtandes veranlaßt oder das Ausſcheiden eines Ge⸗ 
noſſen durch Schuld des Vorſtandes nicht angemeldet wor⸗ 
den iſt. Dieſe Auffaſſung kehrt in neueren Gerichtsentſchei⸗ 
dungen und im Schrifttum unter Hinweis auf dieſes Urteil 
des RG. wieder. So läßt es ſich z. B. nach Anſicht des OLG. 
Köln a. a. O. mit der für das Weſen der Genoſſenſchaft 
grundlegenden Publizität ihres Mitgliederſtandes nicht ver⸗ 
einbaren, die Genoſſenſchaft unter Anwendung von 8 31 
BGB. für ein ſolches Verhalten ihres Vorſtandes einſtehen 
zu laſſen. Nach dieſer Anſicht müßte andernfalls jeder 
Gläubiger der Genoſſenſchaft und auch jeder Genoſſe damit 
rechnen, daß die Zahl der in der Liſte verzeichneten haftungs⸗ 
verpflichteten Mitglieder in Wirklichkeit geringer ſei. Dieſe 
Unſicherheit würde aber, ſo wird noch ausgeführt, dem Weſen 
und der Grundlage der Genoſſenſchaft widerſprechen, den vom 
Geſetze gewollten öffentlichen Glauben der Liſte zerftören und 
dadurch die Bedeutung der Lifte entſcheidend entwerten. 

Die Begründung dieſer Auffafſung geht m. E. deshalb 
fehl, weil ſie das Weſen der Genoſſenſchaft verkennt. Welche 
Bewandtnis es mit dem bekannten Hinweis auf den ſog. 
öffentlichen Glauben der Liſte der Genoſſen, dem man immer 
wieder begegnet, und auf das Intereſſe der Gläubiger an 
der Richtigkeit der Eintragungen hat, hat bereits Ruth in 
ſeiner beachtlichen Abhandlung „Die Berufung des einge⸗ 
tragenen Genoſſen auf fehlende Betrittserklärung oder auf 
rechtzeitig erklärten Austritt“ = IW. 1934, 2106 f. über- 
zeugend klargeſtellt. Danach iſt die im Schrifttum, nament⸗ 
lich in den Erläuterungsbüchern, der Rechtſprechung des RG. 
nachgebetete Behauptung von dem öffentlichen Glauben der 
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Genoſſenliſte rechtlich ganz unhaltbar, weil nach anerkann⸗ 
tem Rechtsgrundſatz die öffentlichen Regiſter, abgeſehen von 
beſonders beſtimmten Ausnahmefällen, öffentlichen Glauben 
nicht genießen und wegen der lediglich formalen Nachprüfung 
der Anmeldungen zum Regiſter auch nicht genießen können. 
Zur Vermeidung von Wiederholungen kann hier auf die be⸗ 
deutſamen Ausführungen von Ruth a. a. O. verwieſen wer⸗ 
den. Auch die Begründung des RG., daß die Nichthaftung 
der Genoſſenſchaft im Intereſſe der Erhaltung des den 
Gläubigern verhafteten Geſellſchaftsvermögens liege, wird 
dem Weſen der Genoſſenſchaft nicht gerecht. Im Gegenſatz zu 
den Kapitalgeſellſchaften, auf die die Begründung des RG. 
zutreffen mag, hat doch die Genoſſenſchaft rein perſönlichen 
Charakter. Sie iſt eine Perſonalgemeinſchaft, die nicht auf 
der Haftung eines Grund- oder Stammkapitals, ſondern auf 
der perſönlichen Haftung der Genoſſen beruht, wie ſich deut⸗ 
lich aus der dem Genoſſen obliegenden Nachſchußpflicht ergibt 
(vgl. Vohs, Stundung von Geſchäftsanteilszahlungen bei 
Genoſſenſchaften = JW. 1933, 2109). Bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft iſt alſo die Vermögensbeteiligung nicht Grundlage, 
ſondern Ausfluß der Mitgliedſchaft, wie Legart a. a. O. 
zutreffend betont. Die Genoſſenſchaft wird von dem wieder 
zur Geltung gekommenen Grundſatz des Einſtehenmüſſens 
aller für einen beherrſcht. Schon daraus ergibt ſich nach 
meinem Dafürhalten notwendig die. Haftung der Genoſſen⸗ 
ſchaft für das pflichtwidrige Verhalten ihres geſetzlichen Ver⸗ 
treters nach BOB. ohne Einſchränkung. Ich halte 
dieſes der neueren Rechtsauffaſſung allein entſprechende Er⸗ 
gebnis beſonders auch deshalb für begründet, weil es nach 
meiner Überzeugung mit dem GenG. durchaus im Einklang 
ſteht. Nur wenn eine ſondergeſetzliche Vorſchrift der Haftung 
der Genoſſenſchaft entgegenſtünde, wäre die Anwendbarkeit 
des $ 31 BGB. ausgeſchloſſen. Die vom LG. Münſter in 
ſeinem Urt. v. 20. Febr. 1934 a. a. O. ausgeſprochene, ſich 
auf ein älteres Urteil des RG. (vgl. RG. 59, 52) ſtützende, 
übrigens auch im Schrifttum vertretene Anſicht, daß in dem 
von ihm entſchiedenen Falle die Anwendung des § 31 BGB. 
ſchon deshalb außer Betracht zu bleiben habe, weil nach der 
ausdrücklichen Beſtimmung des § 69 GenG. der Vorſtand 
kraft eigenen Rechts und kraft allein im Geſetz begründeter 
Pflicht zur Anmeldung der Aufkündigung verpflichtet ſei und 
nicht etwa auf Grund einer Vertretungsbefugnis für die 
Genoſſenſchaft, halte ich nicht für zutreffend. Ich bin viel⸗ 
mehr gerade der Meinung, daß die dem Vorſtand nach 8 69 
Gen®. auferlegte Pflicht dieſem als geſetzlichen Vertreter der 
Genoſſenſchaft (88 24, 26 Gen®.) obliegt ebenſo wie in an⸗ 
deren Fällen, in denen das Gen®. dem Vorſtand Pflichten 
auferlegt (vgl. z. B. 88 57, 99 Gen®.). Ebenſowenig ſchlägt 
m. E. das weiterhin gegen die Anwendung des § 31 BGB. 
angeführte, meines Wiſſens auch vereinzelt gebliebene Argu⸗ 
ment durch, daß ein die Haftung geltend machendes Mitglied 
der Genoſſenſchaft im Verhältnis zu dieſer kein „Dritter“ 
ſei. Daß „Dritter“ i. S. des $ 31 BGB. auch der Genoſſe 
iſt, der ſeinen Austritt aus der Genoſſenſchaft erklärt hat, 
darauf hat ſchon Ruth (JW. 1934, 2869, Anm. zu 8) mit 
der zutreffenden Begründung hingewieſen, daß es ſich um die 
durch die Austrittserklärung erzeugte Anwartſchaft des Ge⸗ 
noſſen auf Wiederherſtellung der körperſchaftsfreien Sphäre 
handele. 

Auf einem ganz anderen Blatte ſteht natürlich die Frage 
nach der Höhe des dem Dritten nach 8 31 BGB. gegen die 
Genoſſenſchaft zuſtehenden Anſpruchs, in dem eingangs er⸗ 
wähnten Falle beſonders die Frage, ob der Anſpruch auf 
vollen Erſatz der Beiträge geht, die der Genoſſe nicht mehr 
hätte zahlen müſſen, wenn ſein Austritt rechtzeitig zur Ein⸗ 
tragung in die Liſte angemeldet worden wäre. 


B. 
Von Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 


Die vorſtehend vertretene Anſicht entſpricht durchaus 
meiner eigenen Auffaſſung. Nur in einem Punkt weiche ich 
von der Begründung des Verf. ab: Es erſcheint mir nicht 
ganz einwandfrei, die Genoſſenſchaft als „Perſonalgemein⸗ 
ſchaft“ zu bezeichnen und daraus Folgerungen für das Er⸗ 
gebnis in der hier zur Diskuſſion ſtehenden Frage zu ziehen. 
Gewiß iſt das perſönliche Moment in der Rechtsſtellung des 
Genoſſen ſtärker ausgeprägt als in der Mitgliedſchaft des 
Aktionärs. Andererſeits ſteht die Genoſſenſchaft der Perſonal⸗ 
geſellſchaft des Handelsrechts (OHG. und KG.) doch recht 
fern. Es fehlen die dort charakteriſtiſche Pflicht und das 
Recht zur Mitarbeit, d. h. zur Geſchäftsführung und Kon⸗ 
trolle, die perſönliche Verbundenheit und Bindung zwiſchen 
den Geſellſchaftern, die regelmäßig unentbehrliche Einſtimmig⸗ 
keit bei ihren Willensentſchlüſſen, überhaupt jene individuali⸗ 
ſtiſche Geſtaltung der Rechtsſtellung. Die Haftung des Teil⸗ 
habers bei der Perſonalgeſellſchaft iſt eine Haftung für 
eigene Schuld, der Genoſſe hingegen „haftet“ für frem de 
Schuld (der Genoſſenſchaft als Rechtsperſon), und es trifft 
ihn nach der neuſten Faſſung des Gen®. überhaupt keine 
Haftung mehr (trotz gleichgebliebener Bezeichnung), ſondern 
nur noch eine Nachſchußpflicht. 

Nun iſt es zwar ſehr richtig, daß die Vermögensbeteili⸗ 
gung des Genoſſen, anders als bei der Kapitalgeſellſchaft, 
nicht Grundlage, ſondern Ausfluß der Mitgliedſchaft iſt. Aber 
deswegen läßt ſich noch keineswegs das Vorhandenſein eines 
„Grundkapitals“ bei der Genoſſenſchaft leugnen. Nur handelt 
es ſich nicht um ein feſtes Grundkapital, wie bei der AktG,, 
ſondern um ein variables, veränderlich nach der je⸗ 
weiligen Zahl der Mitglieder und der Höhe ihrer Geſchäfts⸗ 
guthaben. Das Privatvermögen der Genoſſen ſtellt ange 
ſichts der Nachſchußpflicht eine Art Reſervekapital der Ge⸗ 
noſſenſchaft dar. Dieſes „Grundkapital“ nebſt Reſerven ſucht 
das Gen®. ganz in der gleichen Weiſe gegen einen Rückfluß 
an die Genoſſen zu ſchützen wie bei der Aktch. Das zeigen 
die Beſtimmungen des § 22 Gen. Indes iſt damit keines⸗ 
wegs ein Anrecht der Gläubiger, eine Art Beſchlagnahme 
des Genoſſenſchaftsvermögens zu ihren Gunſten wie dort ver⸗ 
bunden. Der Genoſſe hat das unentziehbare Recht zum Aus 
tritt und damit auf Herauszahlung ſeines Guthabens, dem 
Aktionär iſt dieſes Recht zwingend entzogen. Deswegen fehlt 
es bei der Genoſſenſchaft an jeder Sicherheit, daß das Ge⸗ 
noſſenſchaftsvermögen niemals wieder an die Mitglieder zu⸗ 
rückfließt. Wer ſich mit einer Genoſſenſchaft einläßt, kann 
nicht, wie der Gläubiger der Akt., damit rechnen, daß die 
Einlagen der Genoſſen niemals an dieſe zurückgezahlt wer 
den, und kann ebenſowenig damit rechnen, daß jenes ſog. 
Reſervekapital der Genoſſenſchaft (d. h. das Recht auf Nach 
ſchüſſe) nicht zugunſten der Genoſſen ſich verringert. Deshalb, 
und nur deshalb, iſt es unrichtig, die bei der AktG. heraus“ 
gebildeten Grundſätze über die Nichtanwendbarkeit des 8 31 
BGB. auf Pflichtverſtöße des Vorſtands bei Aufnahme von 
Mitgliedern auf den Mitgliedſchaftserwerb bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft und ſogar auf das Ausſcheiden der Genoſſen zu über⸗ 
tragen. 

Im übrigen iſt die für den Gläubiger bei Anwendung 
des § 31 auf Genoſſenſchaften erwachſende Beeinträchtigung 
bei weitem nicht ſo groß, wie die herrſchende Meinung vor⸗ 
ausſetzt, die offenſichtlich die Herauszahlung ſämtlicher von 
dem Genoſſen gemachten Einlagen und die Entbindung von 
allen Nachſchüſſen befürchtet. Ich habe ZW. 1934, 2869 ge⸗ 
zeigt, daß dieſer Schadenserſatzanſpruch des benachteiligten 
Genoſſen ſich in der Regel auf ein Minimum reduzieren wird. 
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Franzöſiſches völkerrecht in Theorie und Praxis / einſt und jetzt 


Eine Erwiderung zur franzöſiſchen Proteſtnote und den Genfer Erklärungen zur deutſchen 
Wiederaufrüſtung 
Von Herbert Wißmann, Göttingen 


Vor kurzem ſtellte Macdonald die Behauptung auf, es 
gäbe in der Geſchichte nur einen Fall, in dem ein Staat 
einſeitig ſeine vertraglichen Bindungen gelöſt habe. Dies 
ſei Rußland geweſen, das ſich über die Abmachungen des 
Berliner Kongreſſes 1878, die es — wie die „Times“ aus⸗ 
führte — als gleichberechtigte Nation unterzeichnet hatte (im 
Gegenſatz zu dem entrechteten Deutſchland von Verſailles), 
einfach unter veränderter Machtlage hinweggeſetzt habe. Wir 
erlauben uns, Herrn Macdonald auf die hier allein ſeitens 
Frankreich erfolgten einſeitigen Vertragskündigungen hin⸗ 
zuweiſen! 

Die franzöſiſchen Proteſte zur Einführung der allge⸗ 
meinen Wehrpflicht in Deutſchland verſuchen nach der alt⸗ 
beliebten Methode „Haltet den Dieb“ über die Tatſache der 
Nichteinhaltung der in der Präambel zu Teil ) des Ver⸗ 
ſailler Diktates eingegangenen allgemeinen Abrüſtungs⸗ 
verpflichtung durch den heuchleriſchen Vorwurf hinwegzutäu⸗ 
ſchen, Deutſchland habe brüsk den allgemein anerkannten völ⸗ 
kerrechtlichen Grundſatz verletzt, daß vertragliche Verein⸗ 
barungen nicht einſeitig gelöſt werden könnten. 

Wer die Begründungen früherer franzöſiſcher Noten und 
politiſcher Verlautbarungen in den vergangenen Jahren auf⸗ 
merkſam verfolgt hat, dem iſt dieſer Hinweis auf den Völ⸗ 
kerrechtsgrundſatz der „Heiligkeit der Verträge“ ſeitens 
Frankreichs nicht neu, und er wird auch nicht überraſcht ſein, 
dieſe völkerrechtliche Belehrung in der Proteſtnote zum deut⸗ 
ſchen Wehrmacht-Aufbau-⸗Geſetz zu finden. Waren 
aber ſchon früher bei den unter dem Stichwort „Sicherheit 
für das bedrohte Frankreich“ ſich ſtets wiederholenden Reden 
ie franzöſiſchen Staatsmänner und Politiker von ihren Völ⸗ 
errechts⸗-Kronjuriſten ſchlecht bedient, wenn ſie — ganz ab⸗ 
geſehen von der tatſächlichen Machtlage — auf dieſen Grund⸗ 
atz allein immer wieder verwieſen, ſo erweiſt ſich die in der 
Proteſtnote uns Deutſchen zugedachte Lektion als ein derart 
kataſtrophaler Mißgriff, daß wir deutſchen Völkerrechtler die 
ranzöſiſchen Kollegen von Quai d'Orſay gerne auf eine 

epetition der von ihren eigenen franzöſiſchen Völkerrechtlern 
aufgeſtellten Grundſätze hinweiſen, um ihr (anſcheinend unter 
der Einwirkung der Taten Adolf Hitlers) ſchwach gewor⸗ 
denes völkerrechtliches Erinnerungsvermögen wieder etwas 
aufzufriſchen. 

Wir erlauben uns, die Herren des Quai d' Orſay mit dem 
ebenfalls faſt allgemein anerkannten Völkerrechtsgrundſatz der 
„elausula rebus sie stantibus“ bekannt zu machen, d. h. jener 
jedem völkerrechtlichen Vertrage ſtillſchweigend innewohnenden 
Vereinbarung, daß der Vertragsinhalt unter den zur Zeit 
herrſchenden machtpolitiſchen Verhältniſſen geſchloſſen wurde 
und bei völlig veränderter Sachlage einer Reviſion zugänglich 
ſein ſoll. Wir halten dieſen Hinweis nicht im Hinblick auf 
unſere Wiederaufrüſtung für erforderlich, denn auf dieſe 
aben wir — wie auch Reichsaußenminiſter Frhr. v. Neu⸗ 
rath in ſeiner Erwiderung auf die franzöſiſchen und italieni⸗ 
ſchen Erklärungen betonte — durch den Vertragsbruch der 
anderen „hohen Vertragſchließenden des Verſailler Ver⸗ 
trages“ einen im Diktat ſelbſt verankerten Rechtsanſpruch! 

Wohl aber halten wir angeſichts der Tatſache, daß 
bereits wieder eine gewiſſenloſe Hetzpropaganda uns Deutſche 
als Verächter jeden Völkerrechts hinzuſtellen ſich anſchickt, und 
angeſichts des bereits hier und da in der Weltpreſſe auf⸗ 
auchenden Wortes vom „Fetzen Papier“ eine Entwick⸗ 
ungsſtudie für lehrreich und intereſſant, die die Erläuterungen 
er franzöſiſchen Völkerrechtswiſſenſchaft und Politik zu den 

roblemen der „Heiligkeit der Verträge“ und der 
»Clausula rebus sic stantibus“ im Völkerrecht 
aufzeigt. 

Daß das nationalſozialiſtiſche Deutſchland gewillt iſt, 


ſeine völkerrechtlich vertraglich bindenden Verpflichtungen ge⸗ 
wiſſenhaft zu erfüllen, hat der Führer und Reichskanzler an⸗ 
läßlich der 15⸗Jahrfeier der NSDAP. in München am 
24. Febr. 1935 in die Worte gefaßt: 

„Die Welt kann überzeugt ſein, daß, wenn 
wir etwas unterſchreiben, wir es dann auch 
halten. Was wir glauben aus Prinzipien der 
Ehre oder des Vermögens nicht halten zu kön⸗ 
nen, werden wir nie unterzeichnen. Was wir 
aber einmal unterzeichnet haben, werden wir 
treu erfüllen! .. . Unſer Ja bleibt Ja und unſer 
Nein bleibt Nein!!“ 

Ein Blick in das vergangene Jahrhundert genügt, um 
feſtzuſtellen, daß Frankreich durchaus nicht immer den Stand⸗ 
punkt der in alle Ewigkeit geltenden „Heiligkeit“ drückender 
Verträge vertreten hat. So ſandte im Jahre 1848 die provi⸗ 
ſoriſche franzöſiſche Regierung eine Zirkularnote an die Ver⸗ 
tragsmächte des Wiener Kongreſſes, worin ſie erklärte: 

„Die Verträge von 1815 beſtehen in den Augen der fran⸗ 
zöſiſchen Republik von rechts wegen nicht mehr!“ 

Sie ſah damit die Verpflichtung nicht mehr als ver⸗ 
bindlich an, den ſtrategiſch wichtigen Punkt Hüningen gegen⸗ 
über Baſel unbefeſtigt zu laſſen. Tatſächlich ſchritt Frankreich 
zum Ausbau Hüningens als Feſtung! — 

Napoleon III. wiederholte im Jahre 1863 die Argumente 
der proviſoriſchen Regierung Frankreichs vom Jahre 1848, 
nachdem er im Jahre 1859 als Bundesgenoſſe Sardiniens die 
Lombardei von Öfterreich losgeriſſen und, ebenfalls entgegen 
den Beſtimmungen des Wiener Kongreſſes, im Jahre 1860 
Savoyen erworben hatte. In feinem Rundſchreiben an die 
europäiſchen Souveräne vom November 1863 äußerte er ſich 
folgendermaßen: 

„Wenn man aufmerkſam die Lage der verſchiedenen 
Staaten betrachtet, ſo läßt ſich nicht verkennen, daß überall 
die Verträge von Wien zerſtört, abgeändert, unrichtig an⸗ 
gewendet oder bedroht ſind. Ich beantrage daher die Neu⸗ 
ordnung der Gegenwart und die Sicherung der Zukunft durch 
einen neuen Vertrag!“ 

Als ein weiteres der zahlreichen Beiſpiele für Frankreichs 
Verletzungen des Grundſatzes der Heiligkeit der Verträge ſei 
die Übernahme des Protektorates über Tunis erwähnt, die 
1881 trotz feierlicher, in den Jahren 1871 und 1878 über⸗ 
nommener Verpflichtungen durch Frankreich erfolgte. 

Es iſt uns ein Leichtes, zu dieſen hiſtoriſchen Beiſpielen 
Tatſachen der jüngſten Geſchichte hinzuzufügen, nach denen 
es für Frankreich ratſamer wäre, von Völkerrechtsbrüchen 
anderer im Hinblick auf zahlreiche eigene Verletzungen inter⸗ 
national⸗rechtlich bindender Abmachungen zu ſchweigen, wie 
z. B. die Verletzung der Algeciras⸗Akte über die marokkaniſche 
Frage. 

Oder war es etwa nicht Frankreich, deſſen Bemühungen 
in Paris 1919 es gelang, den bindenden völkerrechtlichen Vor⸗ 
friedensvertrag v. 5. Nov. 1918, der auf der Grundlage der 
Wilſon⸗Punkte geſchloſſen war, in ſein Gegenteil zu ver⸗ 
kehren?! War es nicht Frankreich, das die im Vorvertrag klar 
und eindeutig formulierte Pflicht, über die Friedensbedingun⸗ 
gen mit Deutſchland zu verhandeln, d. h. ihm Gelegen⸗ 
heit zur Ausſprache zu geben, planmäßig ſabotierte und 
hintertrieb?! War es nicht Frankreich, das entgegen dem 
völkerrechtlich bindend gewordenen Grundſatz Wilſons „offene 
Verträge, offen zuſtandegekommen“ von Beginn 
der Friedenskonferenz an die Geheimdiplomatie der „alten 
Schule“ befürwortete und durchſetzte?! 

Der deutſche Staats⸗ und Völkerrechtler Carl Schmitt 
ließ in ſeiner 1926 erſchienenen Studie „Die Kernfrage des 
Völkerbundes“ dem Beſtreben gewiſſer Großmächte, ſich ein 
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eigenes ihnen genehmes Völkerrecht zu ſchaffen, eine bittere 
Kritik zuteil werden (S. 54): 

„Die Großmächte proklamieren ſelbſtverſtändlich bei jeder 
Gelegenheit ihren Reſpekt vor dem Recht, aber ſie werden es 
nicht zulaſſen, daß ein anderer als ſie ſelbſt entſcheidet, was 
im konkreten Falle Recht iſt. Sie werden ſich auch immer die 
Möglichkeit offenhalten, neben dem internationalen ein parti⸗ 
kuläres Völkerrecht zu bilden.“ 

Will Frankreich mit ſeiner Proteſtnote und ſeinen ebenſo 
unberechtigten wie arroganten völkerrechtlichen Vorwürfen er⸗ 
klären, daß im Verhältnis zwiſchen Frankreich und Deutſch⸗ 
land ein beſonderes, franzöſiſchen Wünſchen genehmes Völ⸗ 
kerrecht gilt — oder wie iſt es ſonſt zu verſtehen, daß Frank⸗ 
reich im Verhältnis zu Belgien in Verſailles 1919 zu 
Artikel 31 des Diktates ſeine Zuſtimmung gab, in dem die 
Aufhebung der belgiſchen Neutralität darauf geſtützt wird, daß 
„die Verträge v. 19. April 1839 den gegenwärtigen 
Verhältniſſen nicht mehr entſprechen“, — Frank⸗ 
reich alſo die „elausula rebus sie stantibus“ für 
ſeinen Verbündeten ohne weiteres anerkannte?! 

Die franzöſiſchen Politiker und insbeſondere ihre völker⸗ 
rechtlichen juriſtiſchen Mitarbeiter ſetzen bei uns Deutſchen 
und überhaupt in der Welt eine zu geringe Kenntnis der 
Materie voraus, ſo als ob nicht jeder objektive Beurteiler 
wüßte, daß die Rechtslage, auch völkerrechtlich geſehen, völlig 
eindeutig iſt!! 

Doch wenden wir uns der franzöſiſchen Völkerrechts 
wiſſenſchaft zu, da ja Frankreich ſich bemüßigt fühlt, uns 
Deutſchen Lehrmeiſter und Interpret des Völkerrechts zu ſein. 
Auch hier iſt eine fatale Gegenſätzlichkeit zwiſchen dem ſchul⸗ 
meiſterlich weiſen Ton der Note v. 21. März 1935 ſowie 
der folgenden Genfer Erklärung und den früher in Frankreich 
vertretenen Anſichten feſtzuſtellen. Es ſeien nur einige fran⸗ 
zöſiſche Völkerrechtler der Vorkriegszeit zitiert, deren Lehr⸗ 
meinungen den unangenehmen Verdacht aufſteigen laſſen, daß 
das geſchlagene Frankreich von 1871 ein anderes Völkerrecht 
bevorzugte als das Frankreich des Sieges von Verſailles 1919. 

So ſchreibt Herr Pradier-Fodérsé in ſeinem Werke 
„Traité de Droit International Public Européen et Ame- 
ricain ... Paris 1885“, S. 305 Bd. II: 

„Wenn eine durch einen drückenden Vertrag gebundene 
Nation ſich mächtig genug weiß, die Ketten, unter denen ſie 
ſeufzt, abzuſtreifen, ſo wird ſie wenig nach den Ewigkeits⸗ 
artikeln fragen und wird ſich keinen Deut um die Nachteile des 
Vertragsteiles kümmern, welcher ſie bis dahin in den Feſſeln 
des Vertrages gehalten hat!“ 

Oder Herr Piedelièvre iſt in feinem Buche „Preeis 
de Droit International Public ... Paris 1894/95“, S. 311 
der Anſicht, daß Verträge „die Vertragſchließenden nur ſo 
lange binden, als die Gründe und die Intereſſen, von wel⸗ 
chen ſie beſtimmt wurden, nicht ſelbſt untergegangen ſind!“ 

Und Piedelisvre fügt hinzu (S. 312): 

„Es gibt ein Mittel, um alle Schwierigkeiten zu ver⸗ 
meiden, nämlich ſelbſt die Möglichkeit einer Reviſion 
vorzuſehen und die Bedingungen dieſer Reviſion von vorn⸗ 
herein feſtzuſetzen.“ 

Warum befolgte Frankreich die Mahnung ſeines Völker⸗ 
rechtlers nicht in Verſailles Anno 191922 

Der franzöſiſche Schweizer Alphonſe Rivier gibt in 
feinem Werke „Principes du Droit des Gens, Paris 1896“ 
Bd. II S. 40 zum Problem der „Heiligkeit der Verträge“ 
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eine Antwort, die wie in Kenntnis unſerer heutigen deutſchen 
Lage geſchrieben zu ſein ſcheint: 

„Alte, abgeſtorbene Vertragsbeſtimmungen dürfen den 
Tätigkeitsdrang des Staates nicht lähmen, der ein lebender 
Organismus und verurteilt iſt, zugunde zu gehen, wenn er 
nicht fortſchreitet. Da es keinen Richter gibt, von welchem 
ſie die Entbindung verlangen können, ſo werden ſich die 
Staaten manchmal beſtimmen laſſen, ſich ſelbſt zu befreien, 
ſtrengen Regeln der Sitte zum Trotz, aber kraft des Urrechts 
der Selbſterhaltung!“ 

Was aber ſagen jene Herren im Auslande, die heute 
wieder mit der in ganz anderem Zuſammenhange gebrauchten 
Außerung des ehemaligen Reichskanzlers von Bethmann⸗ 
Hollweg über den „Fetzen Papier“ die öffentliche Mei⸗ 
nung zu vergiften trachten, dazu, daß der Völkerrechtler 
Alphonſe Rivier in dem zitierten Werke Bd. II S. 129 acht⸗ 
zehn Jahre vor Bethmann⸗Hollweg in Beziehung auſ „ewige 
Vertrüge“ das Wort von „zerriſſenen Verträgen“ ſolgender⸗ 
maßen prägte: 

„Kraft der weſentlichen Rechte der Staaten, des Rechts 
der Selbſterhaltung und ebenſowohl des Rechts der Unab⸗ 
hängigkeit können jene Verträge jederzeit durch ein⸗ 
ſeitigen Willensakt jedes der Vertragsteile zer⸗ 
riſſen werden und es muß grundſätzlich feſtgeſtellt 
werden, daß kein Staat je endgültig auf dieſe 
Befugnis Verzicht leiſtet, die immer und not⸗ 
wendigerweiſe vorbehalten bleibt, ſelbſt dann, 
wenn der Vorbehalt nicht ausdrücklich formu⸗ 
liert iſt. Das iſt kein Weg zum Abbau des Grundſatzes der 
Heiligkeit der Verträge, es iſt die Anwendung des 
Grundſatzes, daß die Freiheit unveräußerlich 
iſt, auf den gemeinſamen Willen der vertragſchließenden 
Staaten!“ 

Und wenn im gleichen Werke Alphonſe Rivier (Bd. II 
S. 129/30) die Forderung aufſtellt, daß „der Staat, der 
vom Rechte des Rücktrittes von einem Vertrage Gebrauch 
machen will, vorerſt den anderen Vertragsteil zu verſtändigen 
und die Anderung des Vertrages zu beantragen hat“ —, ſo 
hat Deutſchland, und daher iſt der Hinweis der franzöſiſchen 
Note auf Artikel 11 der Völkerbundſatzung abwegig, dieſer 
Forderung franzöſiſchen Völkerrechts mehr denn einmal ent 
ſprochen, indem es darauf hinwies, daß es einen Unterſchied 
zwiſchen „moraliſcher“ und „ſachlicher“ Gleichberechti 
gung nicht anerkennen könne, und kann nun „wenn die an 
dere Vertragspartei aber die Anderung ablehnt, als in ſeiner 
Exiſtenz oder Entwicklung bedrohter Staat den Vertrag ein“ 
ſeitig löſen auf die Gefahr hin, daß dies zum Kriege 
führen ſollte“! (A. Rivier.) - 

Frankreich täte alſo beſſer daran, in Fragen der Her 
ligkeit des Völkerrechts äußerſte Zurückhaltung zu üben, 
anſtatt die öffentliche Weltmeinung durch unberechtigte Vor 
würfe gegen Deutſchland aufzumiegelu, zumal fein eigenes 
Schuldkonto, wie wir ſahen, von Völkerrechtsbrüchen keines“ 
wegs frei iſt. Deutſchland jedoch, das ſeine Friedensliebe 
unzählige Male unter Beweis geſtellt und nunmehr ſeine 
Gleichberechtigung und Sicherheit wieder in ſeine eigenen 
Hände genommen hat, bekennt ſich mit ſeinem Führer zu dem 
Worte Kants: 5 

„Nun ſpricht die moraliſch⸗praktiſche Vernunft in uns 
ihr unwiderrufliches Veto aus: 

Es ſoll kein Krieg ſein!“ 


Der Automatenverkauf in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. 


I. In ſeinem Aufſatz „Automatenverkauf, Ladenſchluß⸗ 
zeit und Sonntagsruhe“ (JW. 1935, 478ff.) befaßt ſich 
Maaß mit der rechtlichen Stellung und Beurteilung des 
automatiſchen Verkaufs, wie er ſich vor und nach Erlaß des 
Geſetzes über den Verkauf von Waren aus Automaten vom 
6. Juli 1934 (RGBl. I, 585) und der dazu erlaſſenen Ausf⸗ 
VO. v. 14. Aug. 1934 (RGBl. I, 814) darſtellt. In dieſem 


Hans W. Weber, Berlin 


Zuſammenhang behandelt er auch den Verkauf aus Automaten 
in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften. Soweit Maaß die organiſche 
Verbindung der Warenabgabe mit dem Wirtſchaftsbetrieb als 
gelöſt erachtet, wenn der Wirt nicht ausſchließlich bas 
Riſiko für Gewinn und Verluſt beim Automatenbetrieb trage, 
können ſeine Darlegungen nicht unwiderſprochen bleiben. 

1. Zutreffend geht Maaß davon aus, daß nach $ 1057 
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GewO. Gaſtſtätten nicht als offene Verkaufsſtellen gelten 
und ſomit den Ladenſchlußvorſchriften nicht unterliegen, ſoweit 
der Wirt an ſeine Gäſte Waren zum ſofortigen Verzehr an 
Ort und Stelle abgibt. Hierbei muß es ſich, wie auch Maaß 
hervorhebt, um Waren handeln, auf die ſich die Konzeſſion 
erſtreckt (Speiſen und Getränke) oder deren Abgabe wie bei 
Genußmitteln und gewiſſen Bedarfsgegenſtänden als Betriebs⸗ 
beſtandteil anzuſehen iſt !). 

2. Vorausſetzung für die Zubehöreigenſchaft dieſes 
Verkaufs iſt weiter, daß er auf Rechnung des Betriebsinhabers 
erfolgt. Denn die Zubehöreigenſchaft beruht auf der gewerbe⸗ 
rechtlichen Einheit des Wirtſchaftsbetriebes, die durch die 
(natürliche oder juriſtiſche) Perſon des Betriebsinhabers und 
nicht bloß durch den räumlichen Zuſammenhang mit dem 
Betrieb der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft getragen wird?). Es 
genügt indeſſen, daß der perſönliche Zuſammenhang dadurch 
gewahrt wird, daß der Wirt als Unternehmer in Erſcheinung 
tritt, indem er den Gewinn und Verluſt maßgeblich — wenn 
auch nicht ausſchließlich — trägt). 

Die von Maaß geforderte Ausſchließlichkeit führt 
zu einer Verwiſchung des öffentlichen Rechts mit dem Zivil⸗ 
recht. Die Erlaubnis, d. h. die auf ihr beruhende öffentlich⸗ 
rechtliche Befugnis iſt rein perſönlicher Natur; ihr Beſtand iſt 
an die Perſon des Inhabers, nicht an die Betriebsräume ge- 
knüpft, wenngleich ſie nur mit Beziehung auf beſtimmte 
Räume erteilt wird). Das heißt indeſſen nicht, daß der Wirt 
auch ſämtliche Handlungen höchſtperſönlich vorzunehmen hat, 
wie Maaß bei folgerichtigem Weiterdenken annehmen müßte. 
Die höchſtperſönliche Natur der Erlaubnis bedeutet vielmehr 
lediglich, daß ſie nur der Perſon des Antragſtellers zur 
ſelbſtändigen Ausübung ſeines Gewerbes erteilt wird 
(vgl. auch 86 Gaftitätt.) und weder durch Veräußerung 
noch durch Verpachtung oder Erbgang übertragbar iſt?). Die 
Frage, ob die (konzeſſionierte) Gewerbeausübung ſelbſtändig 
iſt, iſt alſo mit der höchſtperſönlichen Natur der Erlaubnis 
nicht gleichbedeutend, ſondern von ihr zu unterſcheiden. Das 

ewerbe muß, um als ſelbſtändig zu gelten, nach herrſchender 
Anſicht in Schrifttum und Rechtſprechung im eigenen Namen 
und unter eigener Verantwortung, in der Regel auch auf 
eigene Rechnung betrieben werden e). Gleicher Meinung iſt 
er von Maaß für ſeine Anſicht angeführte Landmann⸗ 
Rohmer!) Er hebt ausdrücklich hervor, daß der Gewerbe⸗ 
treibende, auch wenn Gewinn und Verluſt infolge Vertrags 
eine dritte Perſon treffen, ja ſogar wenn der Gewerbetreibende 
teinen Unternehmergewinn bezieht, unter Umſtänden als ſelb⸗ 
ſtändig anzuſehen iſt, vorausgeſetzt, daß er das Geſchäft im 
eigenen Namen betreibt. Demgemäß grenzt Landmann⸗ 
Rohmer a. a. O. S. 171 den Begriff dahin ab: „Selb⸗ 
ſtändiger Gewerbetreibender iſt derjenige, der weder als Stell⸗ 
vertreter, d. i. inn Namen und für Rechnung einer anderen 
N erſon, noch in einer ſolchen wirtſchaftlichen und perſönlichen 
Abhängigkeit von einer Perſon, daß er als gewerblicher Ar⸗ 
beiter derſelben erſcheint, ein Gewerbe betreibt.“ 

Es kommt alſo in der Tat weſentlich darauf an, wer das 
mit dem Verkauf verbundene Unternehmerriſiko trägts), wobei 
es alſo unerheblich iſt, ob das Riſiko des Wirtes nur gering 


1) Vgl. Rohmer, Anm. 3h zu 81 Gaſtſtättch. S. 14 Land⸗ 
mann⸗Rohmer, Anm. 4a zu § 41 a GewO. S. 546 ff.; Michel, 
Anm. V. 1 zu 81 S. 40 und die von beiden angeführte Rechtſprechung; 
v. Rohrſcheid S. 273. 

2) Vgl. im einzelnen eingehend Michel: R. u. PrVerwöl. 
1931, 910. 

3) Vgl. Michel a. a. O. 

m; 4) Rohmer, Anm. 5k zu 8 1 Gaſtſtättch. S. 21; vgl. auch 
ichel, Anm. VIII zu 81 S. 53. 

5) Vgl. Michel a. a. O. S. 53. 

6) Michel, Anm. I, 2 zu 81 S. 26 mit eingehender Recht⸗ 
ſprechung und neuerdings erſt wieder PrO G., Urt. v. 22. März 
1934: RVBl. 1935, 199. 

) Anm. 2a zu § 14 S. 170. 

S ) Rohmer zu 81 Gaſtſtättch., Anm. 3b S. 14 und Anm. 5b 
a Michel, Anm. V, I S. 41/42; v. Rohrſcheid S. 272 bis 
74; PrOV G.: R.⸗ u. PrVerwBl. 1930, 134 und RVBl. 1935, 199. 
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iſts) oder ob ſich der Unternehmer vertragsmäßig der Be⸗ 
ſchränkung des ausſchließlichen Warenbezuges von einem Lie⸗ 
feranten unterworfen hat 10). 


3. Da die Wirte in der Regel nicht Eigentümer, ſondern 
Mieter der Automaten find, jo müſſen die zwiſchen Ver⸗ 
mieter und Wirt vorliegenden Abmachungen und Verträge 
daraufhin geprüft werden, ob der Wirt beim Verkauf der zu⸗ 
läſſigen Waren an ſeine Gäſte noch als ſelbſtändiger Ge⸗ 
werbetreibender in dem dargelegten Sinne anzuſehen iſt. Das 
iſt ſelbſtverſtändlich ohne weiteres der Fall, wenn der Ver⸗ 
mieter dem Wirt den Automaten mietweiſe zur Verfügung 
ſtellt und ihm im übrigen den ganzen Verkaufs- und Be⸗ 
dienungsvorgang (Ankauf der Ware, Füllung des Auto⸗ 
maten uſw.) überläßt. Meiſt geht das Geſchäft aber ſo von⸗ 
ſtatten, daß der Vermieter gleichzeitig Lieferant der auto⸗ 
matiſch zu verkaufenden Ware (z. B. der Zigaretten) iſt. Der 
Verkauf erfolgt hier wohl ausnahmslos im eigenen Namen 
des Wirtes, den kaufenden Gäſten iſt der Lieferant völlig 
unbekannt. Der Lieferant ſtellt aber in der Regel weiter 
die Bedingung, daß der Wirt die von ihm zu beziehenden 
Warenſorten nur durch den Automaten und nicht über den 
Schanktiſch verkauft, daß die Füllung durch ſeine — des 
Vermieters — techniſch geſchulten Kräfte vorgenommen wird 
und daß die Kaſſe von beiden Teilen gemeinſam entleert 
wird, wobei ſich vielfach der Vermieter den Kaſſen⸗ und zum 
Teil auch den Automatenſchlüſſel vorbehält. Aus dem feſt⸗ 
geſtellten Kaſſeninhalt wird dann nach dem vertraglich aus⸗ 
dedungenen Verhältnis zwiſchen den Vertragsteilen abgerech⸗ 
net und ausgezahlt. 


Iſt die Beteiligung des Wirtes an dem Verkauf nur ge⸗ 
ringfügig (Umſatzbeteiligung), während im übrigen nicht allein 
die äußere Abwicklung, ſondern auch die für die Verkaufs⸗ 
entwicklung maßgebliche Beſtimmung des Geſchäfts beim Ver⸗ 
mieter liegt, ſo muß die Stellung des Wirtes allerdings als ſo 
abhängig und untergeordnet angeſehen werden, daß von einer 
Selbſtändigkeit keine Rede mehr ſein kann und der Verkauf 
als auf Rechnung und Verantwortung des Vermieters gehend 
angeſehen werden muß 11). 


Iſt dagegen eine maßgebliche Gewinn⸗ und Ver⸗ 
luſt beteiligung vorgeſehen, fo ſtehen einem ſolchen Vertrage 
Bedenken nicht entgegen. Daß die Beteiligung überwiegend 
ſein muß, wird nicht gefordert werden können. Die zwiſchen 
den Vertragsteilen beſtehende enge Bindung und die Ver⸗ 
pflichtung, die betreffende Ware nur vom Vermieter zu be 
ziehen, ſchließt die Selbſtändigkeit des Wirtes nicht aus !?) 
Seine Verantwortung zeigt ſich darin, daß er den Aufſtel⸗ 
lungsplatz beſtimmt, daß er die zum Verkauf gelangenden 
Sorten (Preislagen und Packungsgrößen) feſtſetzt, daß er für 
rechtzeitige und ausreichende Beſtellung der Ware zu ſorgen 
hat uſw. Auch der Umſtand, daß der Vermieter den Kaſſen⸗ 
ſchlüſſel beſitzt und durch ſeine Leute den Automaten füllen 
läßt, ändert daran nichts 18). Der letztgenannte Umſtand er⸗ 
klärt ſich zum Teil ſchon aus den techniſchen Gegebenheiten, 
da das Gerät nur dann ſtändig und einwandfrei arbeitet, 
wenn die Packungen ſorgfältig und waagerecht eingelegt und 
die Schächte genau eingeſtellt werden. Dem „Schlüſſelvor⸗ 
behalt“ (wie ich es kurz nennen möchte) des Verleihers 
kommt im übrigen eine ähnliche den Lieferanten ſichernde Be⸗ 
deutung zu, wie dem Eigentumsvorbehalt bei ſonſtigen Lie⸗ 
ferungsverträgen, der die Selbſtändigkeit des Gewerbebetrie⸗ 
bes für ſich allein nicht in Frage ſtellen kann. Bildet doch 
in der Jetztzeit der Eigentumsvorbehalt in der Wirtſchaft die 


9) 2. Stra. des LG. Fürth, rechtskr. Urt. v. 11. Juli 1934, 
BerReg. Nr. 554/34; vgl. dazu Urt. BayObL®. in gleicher Sache 
(Zurückverweiſung) v. 28. Jan. 1934, Revgteg. II Nr. 310/33; ferner 
PrOVG.: RVBl. 1935, 199. 

10) PrOVG. a. a. O. 

11) Vgl. Michel zu 8 1, Anm. I, 2 S. 26 und Anm. V, 1 
S. 42 nebſt Rechtſprechung; Landmann⸗ Rohmer, Anm. 2a zu 
§ 14 GewO. S. 171; |. auch OVG. : RVBl. 1935, 197199. 

12) OVG. a. a. O. 

13) Gleicher Anſicht iſt das angeführte Urteil der Str. Fürth. 
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Regel 14). Überhaupt macht es keinen Unterſchied, ob der 
Lieferant über die Ware im voraus oder nachträglich ab⸗ 
rechnet oder ob er ſich das Eigentum bis zum endgültigen 
Abſatz an den letzten Verbraucher vorbehält 15). Der „Schlüſſel⸗ 
vorbehalt“ und der automatiſche Verkauf bringen für den 
Wirt auch einen erheblichen Vorteil doppelter Art mit ſich: 
er braucht die Ware nicht im voraus zu bezahlen, da ſie 
nachträglich aus dem Kaſſeninhalt beglichen wird, während 
er ſeine Gäſte auf den Automaten verweiſen kann, ſo daß er 
vor der Hergabe von Ware auf Kredit und vor den dadurch 
entſtehenden Schäden bewahrt bleibt. Auf der anderen Seite 
bleibt für den Wirt das Riſiko des automatiſchen Verkaufs, 
das in dem üblichen Unternehmerwagnis (z. B. Verderb der 
Ware, Beſtellung nichtgängiger Sorten) ſowie in der Ge⸗ 
fahr des Mißbrauchs (z. B. Falſchgeldeinwurf, Diebſtahl, 
mutwillige Beſchädigung durch Betrunkene) und in Haftpflicht⸗ 
ſchäden beſteht: Der Automat kann um- oder herunterfallen 
oder ein Gaſt kann ſich infolge unglücklicher Umſtände ver⸗ 
letzen (3. B. beim Ziehen die Finger klemmen od. dgl.). 

4. Zieht man alle dieſe Umſtände und ferner die Tat⸗ 
ſache in Rechnung, daß der Verkauf regelmäßig im eigenen 
Namen des Wirtes erfolgt — überhaupt die wenigſten Gäſte 
wiſſen davon etwas, daß der Automat dem Wirt nicht ſelbſt 
gehört —, ſo ſind rechtliche Zweifel an der ſelbſtändigen 
Gewerbeausübung m. E. nicht mehr möglich. Dies um ſo 
mehr, daß ſich die Vollziehung der Vorſchriften über Laden⸗ 
ſchluß und Sonntagsruhe darauf zu beſchränken hat, einer 
mißbräuchlichen Ausnutzung des Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaftsgewerbes zum Handelsbetrieb an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen entgegenzutreten 16). 

Schließlich beweiſt auch die Beſtimmung in der AusfVO. 
zum Geſ. über den Verkauf von Waren aus Automaten vom 
14. Aug. 1934 unter Ziff. 3, wonach bei offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen der Verkauf nach Ladenſchluß ausſchließlich auf 
Rechnung des Inhabers der Verkaufsſtellen erfolgen muß, daß 
der Geſetzgeber nach dem Geſ. v. 6. Juli 1934 davon aus⸗ 
gegangen iſt, daß auch angeſichts einer Umſatzbeteiligung 


14) Vgl. StrK. Fürth a. a. O. 
15) Vgl. OVG. a. a. O.; Strͤ. Fürth a. a. O. 
16) Landmann⸗ Rohmer, Anm. 4 zu 841 a GewO. S. 547. 


eines Dritten der Verkauf auf Rechnung des Verkaufsſtellen⸗ 
inhabers erfolge und ſomit auch nach Ladenſchluß zuläſſig jet. 
Der Geſetzgeber hat deshalb, Wünſchen des Einzelhandels ent 
gegenkommend, die Anforderungen — im Gegenſatz zu dem 
zuläſſigen Verkauf in Gaſt⸗ und Schankſtatten — dahin⸗ 
gehend verſchärft, daß der Verkauf ausſchließlich auf Rechnung 
des Einzelhandels erfolgen muß. Ein zwingenderer Umkehr⸗ 
ſchluß iſt kaum denkbar. 


II. Daß auch die beteiligten Gewerbekreiſe den auto⸗ 
matiſchen Verkauf in Gaſtwirtſchaften, der nicht ausſchließlich 
auf Rechnung des Wirtes erfolgt, für zuläſſig halten, geht 
daraus hervor, daß ſich die Wirtſchaftsgruppe Gaſtſtätten⸗ 
und Beherbergungsgewerbe, die Fachgruppe Automatenauf⸗ 
ſtellgewerbe, die Fachuntergruppe Automaten und die Wirk⸗ 
ſchaftsgruppe Einzelhandel (die frühere Hauptgemeinſchaft des 
deutſchen Einzelhandels) kürzlich auf einen Muſtervertrag 
über die Aufſtellung von Zigarettenautomaten in Schank⸗ 
betrieben geeinigt haben, der die Billigung des Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſteriums und der Reichswirtſchaftskammer gefunden 
hat. In dieſem Vertrag ſind die Rechte und Pflichten des 
Zigarettenlieferanten (Vermieters) und des Wirtes (Mieters) 
genau abgegrenzt. Wenn es in Ziff. 7 des Vertrages heißt, 
daß der Gaſtwirt durch den Automaten im eigenen Namen 
und unter eigener Verantwortung verkaufe, ſo iſt das keine 
leere Formel, ſondern es beſtätigt ſich aus dem übrigen In⸗ 
halt des Vertrages. Die Verantwortung des Wirtes iſt z. B. 
in Ziff. 4 (Behandlung des Gerätes), Ziff. 7 (Beſtimmung 
der Zigarettenſorten und Packungsgrößen), Ziff. 9 (Teilung 
des Riſikos zwiſchen Vermieter und Mieter zu gleichen Teilen) 
und vor allem in Ziff. 10 klar herausgeſtellt: hier iſt genau 
feſtgelegt, wie hoch die Spanne (Unterſchied zwiſchen Fabrik 
grundpreis und Kleinhandelspreis) iſt. Von dieſer Spanne 
erhält der Vermieter (Lieferant) ein verhältnismäßig beſchei⸗ 
denes nach dem Umſatz geſtaffeltes Entgelt für die Miete und 
Wartung des Automaten, während dem Wirt der Hauptantei 
verbleibt, der ſich noch um die Riſiko⸗ und Unkoſtenbeteiligung 
(Ziff. 9) ermäßigen kann. Damit dürfte, wie die Einigung 
der Wirtſchaftsgruppen beweiſt, eine allen Teilen gerecht⸗ 
werdende Löſung gefunden fein, die ſicher einmal als Vor⸗ 
bild für ähnliche Verträge dienen kann. 


Der nationalſozialiſtiſche Eigentumsbegriff 


Von Dr. Loth, Berlin 


Der Begriff des Eigentums wird im BGB. als ein feſt⸗ 
ſtehender angeſehen; das Geſetz begnügt ſich damit, die aus 
dieſem Begriff ſich ergebenden Folgen im § 903 BGB. dahin 
feſtzulegen, daß der Eigentümer einer Sache, ſofern nicht 
Geſetz und Recht Dritter entgegenſtehen, mit der Sache nach 
Belieben verfahren und andere von der Einwirkung aus⸗ 
ſchließen kann. Im erſten Entwurf des $ 848 BGB. war vor⸗ 
geſchlagen, eine dahingehende Faſſung zu wählen, daß der 
Eigentümer mit der Sache nach „Willkür“ verfahren könne. 
Die zweite Kommiſſion hat an Stelle der „Willkür“ das 
„Belieben“ geſetzt, um damit zum Ausdruck zu bringen, daß 
der Eigentümer ſich nicht über die Gebote der Sittlichkeit 
(88 226, 826 BGB.) hinwegſetzen könne. 


Die Begriffsbeſtimmung vom Eigentum, die vom juriſti⸗ 
ſchen Schrifttum der liberaliſtiſchen Zeitepoche feſtgelegt wurde, 
läßt ſo recht erkennen, wie die egoiſtiſche Selbſtbehauptung des 
Individuums in den Vordergrund gedrängt und die Inter⸗ 
eſſen der Allgemeinheit hintenangeſetzt werden. So bezeichnet 
Stobbe (2. Aufl. Bd. 2 8 78 S. 50) Eigentum als die 
oberſte rechtliche Herrſchaft; Stammler (in Konrad: 
Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 2. Aufl., 3, 304) 
faßt den Eigentumsbegriff dahin, daß er als Eigentümer 
einer Sache diejenige Perſon bezeichnet, deren rechtliches Er⸗ 
meſſen für die Sache in letzter Linie nach dem Spruche des 


Geſetzes maßgebend iſt. Einen erheblichen Schritt weiter in der 
Klärung des Eigentumsbegriffs im Verhältnis zur Allgemein“ 
heit geht Endemann (GB., 9. Aufl., Bd. II, 1 S. 429), 
als er fordert, daß es als Aufgabe der ſtaatlichen Ordnung 
anerkannt werden muß, dem Eigentum diejenige rechtliche 
Ausgeſtaltung zu geben, die unter Einſchränkung der Einzel 
willkür auch das Privateigentum in den Dienſt des Gemein- 
wohls ſtellt. 


Im germaniſchen Recht kennen wir in der älteſten 
Rechtsſprache keinen egozentriſchen Eigentumsbegriff, denn 
ſolange die Naturwirtſchaft herrſchte, war die Nutzung einer 
Sache derart bedeutungsvoll, daß derjenige, der die Sache 
zur „Leihe“ oder zu „Nutz und Gewere“ hatte, dem Eigen“ 
tümer wenig in der Wertung nachſtand. Erſt ſeit dem 
13. Jahrhundert trat die Bedeutung des Verkehrswertes der 
Sache und der Verfügungsmacht über fie entſcheidend hervor. 
Seit dieſer Zeit findet ſich das Wort „eigen“ im Sinne von 
Eigentumsrecht am Grund und Boden im Gegenſatz zur be⸗ 
weglichen Sache, die mit „Fahrnis“ bezeichnet wurde. 
ererbtes Grundeigentum finden wir die Bezeichnungen „Arbi, 
oder „erbe“. Daneben beſteht der Ausdruck „Eigenſchaft ' 
noch erhalten in dem Wort „Leibeigenſchaft“. l 

Aus dem zuvor Geſagten ergibt ſich, daß Eigentum 1 
ſeinem Werte der Nutzung gleichſtand. Es fand ſich am Grun 
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und Boden auch kein Privateigentum, ſondern die Feldmark 
ſtand im Eigentum der Dorfgenoſſen, wie überhaupt der 
Grund und Boden von Natur zum Gemeingut beſtimmt und 
darum der Privatherrſchaft entzogen war (vgl. Weiske, 
Germania 217, Luft, Waſſer, Feuer, Erde ſind gemeinſchaft⸗ 
lich und leiden kein volles Eigentum). Es wurde das Acker⸗ 
land nach beſtimmter Bebauungsordnung an die Dorfgenoſſen 
(Markgenoſſen) zur Nutzung an den einzelnen verteilt; an 
der Allmende, dem Wald und Weideland, dem Dorfteiche und 
Brunnen fand Gemeingebrauch nach Bedürfnis ſtatt, nur 
Haus, Hof und fahrende Habe ſtanden dagegen im Sonder⸗ 
eigentum. Dieſe genoſſenſchaftliche Bindung zum Gemein⸗ 
beſitze ließ den abſoluten Charakter der Einzelherrſchaft zurück⸗ 
treten. Es herrſchte der Grundſatz vor, daß das Eigen nur 
zum „Nutz und Frommen“ der Dorfgenoſſen verwandt wer⸗ 
den durfte. 

Der Begriff des Eigentums im BGB., der keinen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen beweglichem und unbeweglichem, Sonder⸗ und 
Gemeineigentum mehr macht, ſteht unter dem Einfluß der 
naturrechtlichen Lehre des 18. Jahrhunderts und der neueren, 
ſeit der franzöſiſchen Revolution wirkenden Ideen: Die Über⸗ 
ſchätzung des Eigenwertes und des Eigenrechtes des Indi⸗ 
viduums macht ſich auch bei der Abgrenzung ſeiner zivilrecht⸗ 
lichen Machtbefugniſſe geltend, es wird eine Formulierung 
des Eigentumsbegriffs üblich, daß Eigentum abſolute und 
ſchrankenloſe Macht ſei. Schon in der Vorkriegszeit iſt aus 
ſozialen und ethiſchen Geſichtspunkten heraus die Forderung 
aufgeſtellt worden, das Eigentum ſtärker zu binden und den 
höheren Zwecken des allgemeinen Wohles dienſtbar zu machen. 
Die Geſetzgebung iſt in einigen Fällen dieſer Forderung nach⸗ 
gekommen, allein in der Rechtſprechung iſt der Grundſatz 
der Berückſichtigung der Allgemeinheit nicht zur Entwicklung 
gekommen: Es wurden Eigentumsbeſchränkungen nur dann 
als gegeben anerkannt, wenn Geſetz oder Rechte Dritter dies 
vorſahen. Eine Ausweitung des Eigentumsbegriffs in dem 
germaniſchen Sinne, daß dieſes nur zum Nutz und Frommen 
der Geſamtheit verwertet werden dürfe, ohne daß beſondere 
geſetzliche Beſtimmungen oder Rechte Dritter vorlagen, hat 
die Rechtſprechung bedauerlicherweiſe nicht vorgenommen, ſie 
ſteht noch vollkommen im Banne liberaliſtiſcher, uns art⸗ 
fremder Rechtsauffaſſung und kann noch nicht verſtehen, daß 
Eigentum verpflichtet und daß die Verwertung des Eigen⸗ 
tums und ſeine Benutzung unter dem Geſichtspunkte des 
nationalſozialiſtiſchen Grundſatzes „Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz“ zu erfolgen hat. 

Dieſem heutigen Eigentumsbegriff hat Dr. Heilmann 
(Deulſches Recht 6. Heft 1935) trefflich lebenswarmen Aus⸗ 
druck verliehen, als er den Eigentumsbegriff dahin definiert, 
daß Eigentum nicht mehr ein dem einzelnen unbeſchränkt 
zuſtehendes Recht ift, ſondern ein durch Rückſichtnahme auf die 
Volksgemeinſchaft fozial gebundenes Recht, das eine Ver⸗ 
pflichtung in ſich ſchließt. Die Rechtsnormen zur Verwirk⸗ 
lichung dieſer Pflicht können aber keine Schranken des Eigen⸗ 
tums mehr ſein. 

Die wichtigſte Beſchränkung der Nachbarrechte nach 
öffentlichem Recht ergibt ſich aus dem alles deutſche 
Recht der Gegenwart und Zukunft, beherrſchenden Grundſatz 
„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ (RGR Komm., 8. Aufl., 
8 903 S. 184). Danach kann das Eigentum nicht mehr als 
eine der freien Willkür des einzelnen überlaſſene Angelegen⸗ 
heit, ſondern muß nach dieſem Rechtsgrundſatz als eine ſozial 
gebundene Einrichtung angeſehen werden. Die Volksgemein⸗ 
ſchaft, die durch ihren Staat dem einzelnen das Eigentum 
gewährleiſtet und ſchützt, kann und muß fordern, daß der 
Eigentümer von feiner Recht (Eigentum) keinen Gebrauch 
macht ohne oder gar gegen die Rückſicht auf das Allgemein⸗ 
wohl, ſondern daß er ſeine Herrſchaft über das Eigentum, 
urchdrungen von dem Gefühl der Verantwortung für das 
Ganze, im Geiſte des allgemeinen Beſten ausübt. Das gleiche 
gilt von den Beſchränkungen, die der Eigentümer eines 
Grundſtücks zugunſten der Allgemeinheit dulden muß, ins⸗ 
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beſondere wenn dieſe auf Nachbargrundſtücken dem Allgemein⸗ 
wohl dienende Anlagen unterhält. 

Der der heutigen Rechtsauffaſſung entſprechende Grund⸗ 
ſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ iſt nicht etwa neuen 
Datums: Bereits aus früherer Zeit ſtammen einige reichs⸗ 
rechtlich geregelte öffentlich- rechtliche Eigentumsbeſchränkungen 
(Grundeigentum in der Umgebung von Feſtungen, Telegraphen⸗ 
wege, Poſtgeſetz, Denkmalſchutz). 

Auf dem Gebiete des Privatrechts enthält das BGB. 
Eigentumsbeſchränkungen ſowohl für bewegliche als auch für 
unbewegliche Sachen in dem § 226 BGB. (Schikaneverbot), 
8 823 BGB. (unerlaubte Handlung), 8 826 (Bordellbetrieb), 
8 904 BGB. (Notſtandsrecht für Grundſtücke), 588 867, 1005 
BEB. (Aufſuchen und Wegſchaffen von Sachen auf fremden 
Grundſtücken) und 88 905—924 BGB. Außerdem ſei in 
dieſem Zuſammenhang auf die zwar weniger tief greifenden 
Beſchränkungen des nachbarrechtlichen Anſpruchs aus 5 26 
Gewd. verwieſen. 

In einigen Fällen hat das RG. den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß, wenn Einwirkungen von einem Grundſtück in⸗ 
folge Ausübung ſtaatshoheitlicher Rechte ausgehen (z. B. von 
einem Polizeiarreſtlokal), weder Vorkehrungen zur Verhütung 
der Einwirkungen verlangt werden können, noch die Beſeitigung 
dieſer Anlage (RG. 84, 303 JW. 1914, 648) Für einen 
ſolchen Anſpruch (3. B. auf Unterlaſſung der Zuführung von 
Geräuſchen und Erſchütterungen durch eine elektriſchen Strom 
und Licht erzeugende Dampfmaſchine, die für den Unterrichts⸗ 
betrieb in einer ſtaatlichen Maſchinenbauſchule beſtimmt iſt) 
iſt der Rechtsweg überhaupt ausgeſchloſſen. Das gleiche gilt 
für Betriebe im öffentlichen Intereſſe, die behördlich ge⸗ 
nehmigt find, z. B. Artilleriewerkſtatt, Poſtbetrieb, Kanali⸗ 
ſation, Eiſenbahnanlagen, Kanalbauten. Für irgendwelche 
überwiegenden Einwirkungen kann hier kein Schadenserſatz 
beanſprucht werden, ſondern nur Vorkehrungen inſoweit, als 
dadurch keine weſentliche Schädigung der genehmigten Be⸗ 
triebsanlage herbeigeführt wird. 

Das Gef. v. 13. Dez. 1933 (Volksertüchtigung) ſieht 
eine Beſchränkung des Anſpruches des Eigentümers des in 
Mitleidenſchaft gezogenen Grundſtücks vor. Dieſer Grundſatz 
iſt, wie dargelegt, keineswegs neu, er iſt aber richtunggebend 
für den Geiſt, der Geſetzgebung und Rechtſprechung jetzt be⸗ 
herrſchen ſoll. 

Das Gef. v. 13. Dez. 1933 ſollte dem Recht ſuchenden 
Richter bei Vorliegen von Eigentumskonflikten zwiſchen Ein⸗ 
zelperſonen und Anſtalten, die der Allgemeinheit dienen, den 
Weg weiſen. Es galt, die Löſung bei einem Konflikt zu finden, 
bei welchem Einzelintereſſen und Volksintereſſen ſich nachbar⸗ 
lich berühren (Deutſche Juſtiz Nr. 40). 

Das KG. ſieht nach einem kürzlich verkündeten Urteil in 
dem Geſ. v. 13. Dez. 1933 betreffend die der Volksertüchti⸗ 
gung dienende Verſuchsanſtalt für Handfeuerwaffen nur eine 
Ausnahmebeſtimmung, die eine grundlegende Abänderung der 
übrigen geſetzlichen Beſtimmungen des Nachbarrechts nicht 
herbeigeführt habe. Dabei verkennt es, daß die bisherige Recht⸗ 
ſprechung auf den Wortlaut des BGB. gar nicht geſtützt wer⸗ 
den kann, ſondern daß ſie auf einer Auslegung des Geſetzes 
aufgebaut iſt, die von dem damals herrſchenden liberaliſtiſchen 
Geiſt, ja darüber hinaus von einer ſelbſt damals außerge⸗ 
wöhnlichen Überſpannung der Individualrechte zuungunſten 
des Gemeinſchaftsgedankens beſtimmt iſt. Die völlige Um⸗ 
wälzung der Staatsverfaſſung, insbeſondere der Verhältniſſe 
von Einzelperſonen zum Volksganzen, kann nicht ohne Ein⸗ 
fluß auf die Auslegung der beſtehenden Geſetze bleiben. 

Auch das RG. dürfte nicht umhin können, ſeine Aus⸗ 
legung, die es in laufender Rechtſprechung dem 8 906 BGB. 
gegeben hat, auch inſofern weiter noch einer Nachprüfung zu 
unterziehen, als es den Grundſatz des beſſeren Rechts wegen 
Prävention ablehnt (NORKEMM. Anm. 11 e Abſ. 2). Der 
8 906 BGB. läßt durchaus eine andere Auslegung zu als 
dieſe etwas philologiſche, abſtrakte. Der nationalſozialiſtiſche 
Reichsrichter wird dieſe konkrete Rechtsauffaſſung haben. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Das tſchechiſche Zugabegeſetz 


In der tſchechoſlowakiſchen Sammlung der Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen 1935, S. 170, wird das „Geſetz über das Verbot von 
Zugaben beim Verkauf von Waren oder bei der Ausführung von 
Leiſtungen“ vom 12. April 1935 (Zug.) veröffentlicht. Da es ſich 
zum Teil ſehr eng an die deutſche Zugaberegelung (Zug O.) — 
Teil 1 der NotVO. zum Schutze der Wirtſchaft v. 9. März 1932 
(ROLL. I, 121) i. d. Faſſ. des Gef. über das Zugabeweſen vom 
12. Mai 1933 (RGBl. I, 264) — anlehnt und auch gewiſſe Be⸗ 
rührungspunkte mit dem Rabattgeſetz v. 25. Nov. 1933 (RG Bl. I, 
1011) (RabG.) aufweiſt, fo erſcheint eine kurze Betrachtung auch 
für den reichsdeutſchen Juriſten von Wert. 

§ 1 Abſ. 1 Zug. entſpricht dem § 1 Satz 1 ZugVO. nur 
mit der Erweiterung, daß er es ausdrücklich für gleichgültig er⸗ 
klärt, ob die Zugabe unmittelbar oder durch Vermittlung anderer 
Perſonen angeboten, angekündigt oder gewährt wird. Die Zugabe 
ſelbſt iſt im Abſ. 2 begrifflich als Sache oder Leiſtung beſtimmt, 
die in der Regel im wirtſchaftlichen Verkehr nur gegen Entgelt 
erhältlich iſt. Das entſpricht ungefähr der Auslegung der deut⸗ 
ſchen Rechtslehre und Rechtſprechung (vgl. Klauer, Zugabeweſen, 
Anm. 5 zu § 1, S. 27). 

§ 2 Zug®. erklärt es für das Verbot für belanglos, a) ob 
die Zugabe ausdrücklich als Geſchenk angekündigt wird (vgl. 8 1 
Abſ. 3 Satz 1 Zug O.); b) ob fie unmittelbar oder auf geſam⸗ 
melte Gutſcheine gegeben wird, eine Vorſchrift, die in der deut⸗ 
ſchen ZugV O. — anders § 4 Rab&. — fehlt, aber aus Gründen 
der Klarheit zu begrüßen tft; c) ob fie verſchleiert wird (vgl. § 1 
Abſ. 1 Satz 2 und 3 Zug BO.) oder d) ob ſie jedem Kunden oder 
nur dem durch Los beſtimmten zugute kommt (vgl. § 1 Abſ. 3 
Satz 2 Zug O.). 

§ 3 zählt ähnlich 8 1 Abſ. 2 ZugVO. die nicht als Zugabe 
geltenden Fälle auf: So behandeln Buchſtabe a und b (der deut⸗ 
ſchen lit. a entſprechend) bedeutungsloſe Kleinigkeiten, „denen eine 
vom Standpunkt des Wettbewerbs anſtößige Anziehungskraft auf 
den Kunden (Abnehmer) fehlt“, und Reklamegegenſtände und 
-leiftungen von geringem Wert, die gem. § 5, dem deutſchen Vor⸗ 
bild entſprechend, mit dem nicht zu beſeitigenden und deutlich ſicht⸗ 
baren Namen oder der Firma oder der Bezeichnung des werbenden 
Unternehmens verſehen ſein müſſen, die nach § 11 Abſ. 3 des 
tſchech. Unl WG. in Kundenkreiſen für das Unternehmen als kenn⸗ 
zeichnend gilt. Unter § 3e und d find noch Reklameeinrichtun⸗ 
gen aufgeführt, ſofern ſie für einen anderen als den Reklame⸗ 
zweck nicht verwandt werden können, ſowie Propagandamittel 
und aktionen durch Licht, Schall, Zeitungen, Zeitſchriften ſowie 
Reklame⸗ und Firmenzeitſchriften. Auch das entſpricht der deut⸗ 
ſchen Rechtsauffaſſung, die derartige Werbungen nicht als Zu⸗ 
gaben anfteht, zumal ſie in der Regel unabhängig von dem 
Abſchluß des Hauptgeſchäfts ſind. Erfreulich iſt hierbei die Klar⸗ 
ſtellung für die Reklame⸗ und Firmenzeitſchriften, alſo die ſoge⸗ 
nannten „Kundenzeitſchriften“, deren Behandlung in Deutſchland, 
obwohl in der Geſetzesbegründung ausdrücklich als zuläſſig bezeich⸗ 
net, bei uns zeitweilig Schwierigkeiten und Zweifel mit ſich ge⸗ 
bracht hat (vgl. dazu Klauer, Zugabeweſen, Anm. 10 zu § 1, 
S. 33 ff. und Fußnote 4 auf S. 34). $ 3 e und k in Verbindung 
mit § 4 Abſ. 1 und 2 laſſen den üblichen Geld⸗ und Waren⸗ 
rabatt, ähnlich wie $ 1 Abſ. 2b und o Zug VO. unberührt, wobei, 
wie bei uns (lit. c und § 7 Abſ. 2 Rab ch.), für den Warenrabatt 
Gleichartigkeit der Ware (Leiſtung) verlangt wird. Von einer 
weiteren Beſchränkung des Rabatts, etwa im Verhältnis zum 
letzten Verbraucher, wie fie das Rab. enthält, iſt abgeſehen. 
Offenbar hat der Geſetzgeber die Bindung an die Üblichkeit, wie 
fie auch 88 7, 8 und 9 Ziff. 1 Rab. enthalten, durchweg für aus⸗ 
reichend angeſehen. Die Buchſtaben b, ch und i entſprechen den 
Buchſtaben d, k und g der ZugVO., wobei die Art der Neben⸗ 
leiſtungen (Buchſtabe b) etwas eingehender als in der deutſchen 
Faſſung beſtimmt wird. § 3 Abſ. 2 Zug®. ermächtigt die Regie⸗ 
rung, nach Anhörung der beteiligten Intereſſenverbüände — das 
find gem. $ 12 die Handels⸗ und Gewerbekammern und der zu⸗ 
ſtändige zentrale Verband — von dem Zugabeverbot noch andere 
Sachen und Leiſtungen auszunehmen. Dieſe Ermächtigung, die 
mir recht zweckmäßig erſcheint, fehlt in der Zug VO. leider. In⸗ 
folgedeſſen beſteht in Deutſchland ohne Geſetzesänderung keine 
Möglichkeit, bindend gewiſſe unſchädliche Werbemittel vom 
Zugabeverbot freizuſtellen, die an ſich vielleicht ſchon als ausge⸗ 
nommen anzuſehen ſind. Bei der Engherzigkeit, mit der ſeit einiger 
Zeit die Vorſchriften der ZugV O. zum Teil — insbeſ. nach dem 
Vorbild mancher Einigungsämter und Intereſſenverbände — aus⸗ 
gelegt werden, beſteht ſo die Gefahr, daß geſchäftliche Bequemlich⸗ 
keit und Beharrungsvermögen über Regſamkeit, Beweglichkeit 
und geſchäftliche Rührigkeit den Sieg davon tragen zum Nachteil 
der Arbeitskräfte, die in der betreffenden Werbungsart ihren 
Broterwerb finden (vgl. dazu auch die Verlautbarung des Werbe⸗ 


rats der deutſchen Wirtſchaft in deſſen Mitteilungsblatt „Wirt⸗ 
ſchaftswerbung“ 1934, Heft 5, S. 32/33; Gottſchick: MinBl. 
für Wirtſch. u. Arbeit 1934, 177 ff.). 

Von beſonderer Bedeutung iſt $ 6 Zug., der im Grund⸗ 
gedanken eine gewiſſe Ahnlichkeit mit der durch das Geſetz über 
das Zugabeweſen geſtrichenen früheren Ziffer e des § 1 Abi. 2 
Zug O. auftveift. Danach find ebenfalls keine Zugaben Sachen 
oder Leiſtungen, die an Stelle oder bis zur Höhe des üblichen 
Geldrabatts (8 4 Abſ. 1) vom Erzeuger, Großhändler oder ande⸗ 
ren Lieferanten ihren Detailliſtenabnehmern oder von Detail⸗ 
unternehmungen ihren Kunden gewährt werden („Erſatzwaren 
und »leiſtungen“), wenn dieſe Sachen oder Leiſtungen den Gegen⸗ 
ſtand des ordnungsmäßigen Handels (der ordnungsmäßigen Un⸗ 
ternehmertätigkeit) dieſer Perſonen und Unternehmungen bilden. 
Der Unternehmer muß nach Abſ. 2 den Kunden darauf hinweiſen, 
daß die Erſatzware in dem Preis eingerechnet iſt und ihm das 
Wahlrecht zwiſchen Geld und Erſatzware zuſteht. Der Kunde kann 
nach Abſ. 3 den Rabatt in bar, bzw. den entſprechenden Abſchlag 
(Nachlaß) vom Preis fordern, wenn er mit dem Preis nicht ein“ 
verſtanden iſt, oder der Preis offenbar den Charakter und Zweck 
eines geringfügigen Entgelts im Sinne des § 2e hat. Auf den 
Erſatzcharakter der Ware und das Wahlrecht des Kunden iſt in 
jedem Fall hinzuweiſen. Dieſe die ſog. „Wertreklame“ weiter⸗ 
hin ermöglichende Regelung unterſcheidet ſich von der früheren 
deutſchen (§ 1 Abſ. 2 ZugO.) in zweierlei: einmal muß ſich 
der Wert der Zugabe im Rahmen des üblichen Geldrabatts hal- 
ten; er iſt ſomit der Höhe nach durch die Üblichkeit beſchränkt. 
Ferner muß die zugegebene Ware der ordnungsmäßigen Unter⸗ 
nehmertätigkeit entſprechen. Es iſt demnach nicht möglich, daß 
z. B. ein Kaffeegeſchäft Porzellan zugibt. Ob ſich dieſe Regelung 
in der Praxis bewähren und als ausreichend erweiſen wird, er⸗ 
ſcheint zweifelhaft. Denn Unternehmungen, die verſchiedene 
Warengattungen nebeneinander führen (z. B. Waren⸗ und Kauf“ 
häuſer u. dgl.) bleibt die Möglichkeit, ihre von der verkauften 
Ware weſensfremde Wertreklame beizubehalten, und auch die 
Nachlaßhöhe läßt noch genügend Spielraum für Zugabemißbrauch 
und Schädigung des Einzel-, insbeſ. des Fachhändlers. Immer⸗ 
hin bedeutet dieſe Löſung einen gewiſſen Fortſchritt gegenüber 
dem früheren deutſchen Vorbild. 

Nach § 7 Abſ. gelten die Nachläſſe (Rückvergütungen uf.) 
der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und ähnlicher Ver⸗ 
einigungen nebſt Kapitaldividenden als üblicher Geldrabatt im 
Sinne des § 4 Abſ. 1 Zug. Dadurch wird auch hier, wie im 
deutſchen Recht in den SS 5 und 6 RabG., die Verwandtſchaft 
von Rabatt- und Rückvergütung (vgl. darüber im einzelnen Mi⸗ 
chel⸗Weber, Anm. 2 zu § 5 Rab®., S. 60—62) zum Ausdruck 
gebracht. $ 7 Abſ. 2 Zug®. verbietet jedoch ausdrücklich, dieſe 
Verteilungsarten vor dem Jahresabſchluß zu gewähren, und er⸗ 
klärt gleichzeitig den ſogenannten „feſten Rabatt“ (über dieſen 
Begriff und die Gründe für ſeine Einführung ſ. Michel⸗We⸗ 
ber a. a. O.) für unzuläſſig. 

§ 8 geſtattet den ſogenannten „organiſierten Rabatt“ (vgl. 
dazu § 4 Rab. nebſt Anm. von Michel⸗Weber) mittels 
Sparmarken durch Handelsverbände und Rabattvereine. Auch der 
ſogenannte „Eigenrabatt“, d. h. die Ausgabe eigener Sparmarken 
(Gutſcheine, Kaſſenzettel uſw.) durch den Gewerbetreibenden ſelbſt 
muß, wie mir aus § 2b hervorzugehen ſcheint, als zuläſſig gelten. 
Von einer beſonderen Sicherung, nach dem Vorbild des § A Abſ. 1 
Satz 2 Rab. iſt hier abgeſehen, desgleichen von beſonderen Prü⸗ 
fungs⸗ oder Uberwachungsbeſtimmungen für den organiſierten 
Nachlaß, wie fie § 4 Abſ. 2 Rab®. enthält. 

§ 9 Abſ. 1 Zug. verbietet, entſprechend 8 1 Abſ. 3 ZugBO. 
die in $ 2 a—g zugelaſſenen Waren (Leiſtungen) oder die Erſatz⸗ 
waren (Leiſtungen) als Geſchenk (umſonſt ufm.) zu bezeichnen. 
Nach Abf. 2 darf jedoch ausdrücklich die Tatſache hervorgehoben 
werden, daß im Preiſe der verkauften Ware (Leiſtung) die im 
§ 3 Abſ. 1 angeführten Sachen (Leiſtungen) inbegriffen find. Diele 
auch für das deutſche Recht zwingende Folgerung, daß es jeden⸗ 
falls möglich ift, auf die zuläffigen Werbemittel ſowie darauf 
hinzuweiſen, daß ſie wie jede ſonſtige Werbung (z. B. Licht⸗ und 
Zeitungswerbung) in die Preiſe eingerechnet ſind, wird merk⸗ 
würdigerweiſe letzthin verſchiedentlich beſtritten, wobei lediglich die 
ablehnende Einſtellung des Wettbewerbers und ſein Wunſch Vater 
des Gedankens find. — Denn die Zug O. verbietet nur, die Zu⸗ 
gabe als unentgeltlich zu bezeichnen oder ſonſtwie den Eindruc 
der Unentgeltlichkeit zu erwecken, geſtattet ſomit Ankündigungen, 
die dieſen Eindruck nicht erwecken. - 

§ 10 Zug O. verbietet die ſogenannte Hausreklame beim 
Verbraucher, alſo die Kundenwerbung durch die in Deutſchland 
ſogenannten „Propagandiſten“ außer für Erzeugniſſe, über deren 
Benutzung, Tätigkeit und Einrichtung der Verbraucher belehrt 
werden muß. Bei dem Mißbrauch, der zum Teil mit diefer Haus“ 
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werbung verbunden iſt, ſtellt dies zweifellos einen erfreulichen 
Fortſchritt dar, für den bei uns das Vorbild noch fehlt. 

5 11 Zug. enthält die Strafbeſtimmungen (Verwaltungs⸗ 
ſtrafe), & 12 die Verpflichtung für Gerichte und Verwaltungsbe⸗ 
hörden, in Zweifelsfällen die zuſtändige Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
ammer und den zuſtändigen zentralen Intereſſenverband um 
ußerung zu erſuchen. Dadurch iſt eine Beteiligung und Mitwir⸗ 

kung der betroffenen Gewerbekreiſe ſichergeſtellt, wie ſie bei uns 
im Einigungsamt ($ 2 des Geſetzes über das Zugabeweſen und 
$ 13 Rab.) vorgeſehen iſt. 
„ 8 14 Zug. gibt die Befugnis, bei Verurteilung die unzu⸗ 
läſſigen Zugaben und die dazugehörigen Werbemittel für ver⸗ 
allen zu erklären. 8 15 Abſ. 1 ermächtigt zur Veröffentlichung 
nicht nur einer Verurteilung (vgl. § 3 Abf. 3 Zug.), ſondern 
ausnahmsweiſe auch ihrer Gründe (8 15 Abs. 2 ZugG.) in einer 
oder mehreren Zeitſchriften, namentlich in Fachzeitſchriften. 

8 16 behandelt, ähnlich $ 2 Abſ. 2 ZugVO. und $ 12 Rab. 
den UÜnterlaſſungsanſpruch, auf den ſinngemäß gewiſſe Beſtim⸗ 
mungen des tſchechiſchen Unl Wi. Anwendung finden, deſſen Vor⸗ 
ſchriften überhaupt durch das Zug®. nicht berührt werden ($ 17). 
$ 18 bringt die kubergangsvorſchrſſten (vgl. 8 5 Zug O., 8 3 
Abſ. 2 Geſetz über das Zugabeweſen, § 14 Abſ. 2 RabG.), 8 19 

ug. das Inkrafttreten drei Monate nach Kundmachung. 

Ein kurzer Blick auf das neue Geſetz lehrt, daß auch in un⸗ 
ſerem Nachbarſtaat, der ſich ſo gern als Hort liberaler und frei⸗ 
heitlicher Gedanken aufſpielt, gewiſſe Werbearten, wie das Zu⸗ 
gabeweſen, nicht mehr einem freien, ungezügelten Wettbewerb 
überlaffen werden, ſondern daß auch hier gewiſſe einſchränkende 
und ordnende Beſtimmungen als notwendig erſchienen find. Dabei 
hat, das iſt unverkennbar, die deutſche Zugabe⸗ und auch die 
Rabattgeſetzgebung zum Vorbild gedient oder zum mindeſten be⸗ 
ruchtend und anregend gewirkt. Es wird abzuwarten ſein, ob die 
Entwicklung hierbei ſtehen bleiben wird, oder ob ſich auf die 
Dauer, wie in Deutſchland, auch eine Beſeitigung der „Erſatz⸗ 
bagabe (Wertreklame) oder eine weitere Einſchräntung der Ra⸗ 

aktbeſtimmungen als notwendig erweiſt. 


GerAſſ. Dr. Hans W. Weber, Berlin. 


Wechſelrechtliche Zweifelsfragen aus der landwirtſchaft⸗ 
lichen Entſchuldung. 


Aus der Fülle der Zweifelsfragen, die die Anwendung des 
Schetch., auf die Wechſelverpflichtungen des Betriebsinhabers ergibt, 
ollen im folgenden nur einige von denjenigen behandelt werden, die 
ür die Praxis beſonders wichtig ſind, aber, ſoweit erſichtlich, bisher 
weder in der Rechtſprechung noch im Schrifttum erörtert worden ſind. 

„ Wechſelforderungen, die am Entſchuldungsverfahren be⸗ 
teiligt ſind, greift die Regelung des 8 34 SHNG. jo weit Platz, als 
ſie in dem Entſchuldungsplan (Zwangsvergleich) aufgenommen wor⸗ 
den ſind. Das bedeutet, daß die Wechſelforderung gegen den Betriebs⸗ 
inhaber in eine unkündbare, zinsgeſenkte Tilgungsforderung um⸗ 
gewandelt wird. Iſt der Wechſel an mehrere Perſonen indoſſiert wor⸗ 
den, ſo unterliegen der Regelung des 8 34 SchRh. nicht nur die⸗ 
jenigen Wechſelforderungen, deren Inhaber in dem Entſchuldungsplan 
(Jwangsvergleich) als Gläubiger aufgenommen worden ſind. Das 
Gechſelrecht der Vormänner des jetzigen Inhabers iſt zwar durch die 
8 eitergabe des Wechſels nicht erloſchen (RZ. 77, 190 = JW. 1912, 
4). Jedoch kann es, ſolange das Wechſelrecht des jetzigen Inhabers 
fortbeſteht, nicht geltend gemacht werden (RGZ. a. a. O.). Deshalb kann 
eine Anmeldung des Wechſelrechts im Konkurſe nur von dem jetzigen 
Wechſelinhaber und nur für feine Rechte erfolgen (RZ. 14, 172). 

asſelbe muß aber für die Anmeldung im Entſchuldungsverfahren 
gelten. Infolge der Einheitlichkeit der Wechſelſchuld werden die ge⸗ 
ſamten Wechſelverbindlichkeiten des Betriebsinhabers einheitlich ge⸗ 
regelt. Daher werden auch die Wechſelforderungen der Vormänner 
gegen ihn in unkündbare Tilgungsforderungen umgewandelt. 
1 Geregelt wird nur die Wechſelforderung gegen den Betriebs⸗ 
inhaber, nicht gegen die übrigen Wechſelverpflichteten. Dieſe haften 
in der bisherigen Weiſe auch dann, wenn fie nur als Bürgen unter⸗ 
becbnet haben. § 35 Sch RG. greift gegenüber der Sonderregelung 
es 834 Sch. nicht Platz (h. M.). Hinſichtlich ihrer Wechſelver⸗ 
pflichtung iſt es ſo anzuſehen, als ob der Betriebsinhaber aus dem 

echſel in der alten Weiſe haftet. Daraus ſind folgende Folgerungen 
zu ziehen: 
1 2. Iſt der Betriebsinhaber Annehmer und iſt danach zur Er⸗ 
haltung der Anſvrüche gegen die übrigen Wechſelverpflichteten ein 
1 roteſt erforderlich, ſo muß er gegenüber dem Betriebsinhaber 
vechtzeitig und fo vorgenommen werden, als ob ein Entſchuldungs⸗ 
erfahren nicht ſtattgefunden hätte. Soweit ein Proteſt zur Wahrung 
15 Friſten noch während des Entſchuldungsverfahrens ſtattfinden 

uß, hat das Entſchuldungsgericht, dem der Wechſel eingereicht wor⸗ 


den iſt (8 11 Abſ. 1 Satz 1 SchRG., Art. 14 der 3. DurchfVO.), ihn 
dem Gläubiger auszuhändigen. Man kann gegen die Proteſterhebung 
nach Durchführung des Entſchuldungsverfahrens nicht einwenden, eine 
Proteſterhebung komme dann nicht in Frage, wenn feſtſtehe, daß der 
Annehmer den Regreßbetrag nicht oder nicht zur Zeit ſchulde. Der 
Proteſt pient lediglich der Feſtſtellung, daß der Wechſel derjenigen 
Perſon vorgelegt worden iſt, von der die wechſelrechtlichen Leiſtungen 
an ſich zu holen ſind. Darauf, ob und inwieweit gegen den Pro⸗ 
teſtaten ein Wechſelanſpruch geltend gemacht werden kann, kommt es 
nicht an. Ein Proteſt iſt z. B. auch bei gefälſchtem Akzept erforder⸗ 
lich (vgl. Staub⸗Stranz, 4 zu Art. 41 WO.) . 

3. Die gleichen Grundſätze gelten hinſichtlich der Frage, ob der 
Wechſel in den Fällen des Art. 38 Abſ. 1 Wechſelcßh. dem Betriebs⸗ 
inhaber als Annehmer zur Zahlung vorgelegt werden muß (vgl. 
Art. 53 Wechſel GG.). 

4. Die Verjährung der Wechſelanſprüche gegen den 
Betriebsinhaber iſt eine andere als gegenüber den übrigen Wechſel⸗ 
ſchuldnern. Der Lauf der Verjährungsfriſten für die Anſprüche gegen 
den Annehmer beginnt mit dem Verfalltage (Art. 70 Abſ. 1 Wechſelch.). 
Da die Wechſelanſprüche gegen den Betriebsinhaber in eine unkünd⸗ 
bare Tilgungsforderung umgewandelt werden, beſtehen ihm gegen⸗ 
über mehrere Verfalltage, nämlich ſo viel, wie Tilgungsraten zu 
leiſten ſind. Für jede einzelne Tilgungsrate läuft eine beſondere Ver⸗ 
jährungsfriſt. Entſprechendes gilt für die Verjährung der Anſprülche 
gegen den Betriebsinhaber als Indoſſanten oder Ausſteller des 
Wechſels (vgl. Art. 70 Abſ. 3 Wechſelcg.). Die Verjährung der An⸗ 
ſprüche gegen die übrigen Wechſelverpflichteten iſt von der der An⸗ 
ſprüche gegen den Betriebsinhaber unabhängig und beſtimmt ſich 
lediglich nach dem bisherigen Wechſelrecht. 

5. Soweit Wechſelzinſen auf Grund des Art. 5 WechſelG. 
zu zahlen ſind, werden die bei Eröffnung des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens bereits rückſtändigen Zinſen nach den 88 14, 82 f., 34 Sch⸗ 
REG.) in eine unkündbare, mit 4 oder 4½ 0% verzinsliche Tilgungs⸗ 
forderung umgewandelt. Die ſpäter fällig gewordenen Zinſen werden 
zwar nicht umgewandelt, aber herabgeſetzt (auf 4 oder 4½ %: 88 84, 
14 Schach.; vgl. auch Art. 9 der 6. DurchfVO.). Zu beachten tft, daß 
nach Art. 2 Abſ. 3 Satz 1 VO. über den Vollſtreckungsſchutz im land⸗ 
wirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahren v. 27. Dez. 1933 die Ver- 
jährung der Anſprüche des beteiligten Gläubigers gegen den Betriebs- 
inhaber während des Entſchuldungsverfahrens gehemmt tt. 

Iſt die gegen den Betriebsinhaber gerichtete Wechſelforderung 
eine Wechſelregreßforderung, beruht die Zinsforderung mithin auf 
Art. 48 f. Wechſel ., jo gilt entſprechendes. 


Handelt es ſich um eine Zinsforderung gegen, den Annehmer 
unter dem Geſichtspunkt des Verzuges (8 288 BGB.: Quaſ⸗ 
ſowski⸗Albrecht, 9 zu Art. 39 Wechjel®.), fo find die bei Er⸗ 
öffnung des Entſchuldungsverfahrens bereits aufgelaufenen Zinſen 
wie ſonſtige Zinſen zu behandeln. Die ſpäter fällig gewordenen Ver⸗ 
zugszinſen fallen mit der Aufhebung des Entſchuldungsverfahrens 
(bei Beſtätigung des Entſchuldungsplans, Zwangsvergleichs) dagegen 
fort (Art. 10 der 6. DurchfVo.). 

6. Kann die Veränderung des Wechſelanſpruchs gegen den 
Betriebsinhaber in dem Wechſeltert zum Ausdruck gebracht 
werden? Das Geſetz ſchweigt. Es handelt ſich um einen Fall, in dem 
der Rechtſprechung die Aufgabe des Geſetzgebers zufallt und feſtgeſtellt 
werden muß, welche Regelung der Geſetzgeber getroffen hätte. Unter 
dem Geſichtspunkt, daß die wechſelrechtlichen Verhältniſſe für jeden 
möglichſt klar erkennbar fein müſſen, dürfte es gerechtfertigt ſein, 
dem Betriebsinhaber das Recht zuzuſprechen, von dem Wechſelinhaber 
eine der neuen, durch das Entſchuldungsverfahren herbeigeführten 
Rechtslage entſprechende Anderung des Wechſelinhalts zu verlangen. 

7. Wenn nach Durchführung des Entſchuldungsverfahrens der 
Wechſel ohne Anderung ſeines Inhalts weitergegeben wird, ſo braucht 
der Betriebsinhaber jedoch nicht zu befürchten, daß ihm hierdurch 
gegenüber dem neuen Wechſelinhaber ſeine Einwendungen aus dem 
Entſchuldungsplan (Zwangsvergleich) abgeſchnitten werden, auch nicht, 
wenn der neue Gläubiger beim Erwerb gutglaubig geweſen 
iſt. Bei dieſen Einwendungen dürfte es ſich um ſolche handeln, die 
gegenüber dem gutgläubigen Erwerber ſowohl nach Art. 82 WO. als 
auch nach Art. 17 Wechſelch. an ſich nicht geltend gemacht werden 
Können. Jedoch ift es gerechtfertigt, 8 51 Abſ. 3 SHRG. entſprechend 
anzuwenden. Dieſe Beſtimmung ſchließt die Wirkungen des öffent⸗ 
lichen Glaubens des Grundbuchs gegenüber den ſich aus dem Ent⸗ 
ſchuldungsplan (Zwangsvergleich) ergebenden Einwendungen aus. Ihr 
Grund iſt der, daß das Ergebnis des Entſchuldungsverfahrens dem 
Betriebsinhaber auch gegenüber dem gutgläubigen Erwerber erhalten 
bleiben ſoll. Dieſer Grund trifft für ſeine wechſelrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe ebenſo zu. 

Ach R. u. LG R. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 
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Zuſtellungen an die NSDAP. 


Die erſte Ausführungsbeſtimmung über die VO. zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 
v. 29. April 1935 (RGBl. I, 583) enthält wichtige Beſtimmungen 
über die Vertretung der und die Zuſtellung an die NSDAP. 8 15 
Abſ. 2 und 3 lauten wie folgt: 

„Abſ. 2: Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei wird vor 
den Gerichten und Finanzbehörden ausſchließlich durch den 
Reichsſchatzmeiſter vertreten. Prozeßvollmachten und Voll⸗ 
machten in Steuerangelegenheiten können nur durch den 
Reichsſchatzmeiſter erteilt werden. 

Abſ. 3: Zuſtellungen können rechtswirkſam nur an den Reichsſchatz⸗ 
meiſter erfolgen.“ 

Es wird darauf hingewieſen, daß die Regelung in § 15 Abſ. 3 
nicht für die mit eigener Rechtsfähigkeit ausgeſtatteten, der NS DAP. 
angeſchloſſenen Verbände gilt. 


Reichsjuriſtenführer Dr. Frank vor den Rechtswahrern 
Oſtpreußens 


Am 1. und 2. Juni 1935 fand in Königsberg die erſte Gau⸗ 
tagung des Gaues Oſtpreußen des BNS DJ. ſtatt. In einer gro⸗ 
ßen Kundgebung vor den Rechtswahrern und Volksgenoſſen führte 
Reichsminiſter Dr Frank u. a. aus: 

Das Bekenntnis zum Rechtsſtand bedeutet heute etwas ganz 
anderes, als in früheren Epochen unſeres öffentlichen Lebens die 
Zugehörigkeit zum Juriſtenberufe bedeutete. Der Nationalſozialis⸗ 
mus hat auch hier einen ganz großen Ideenwandel herbeigeführt, 
er hat wie immer nur mit Jahrhunderten und Kontinenten rech⸗ 
nend, auch dieſes Problem der Erneuerung des deutſchen Rechts⸗ 
lebens von den Trägern der Idee ſelbſt und den fachlich Berufe⸗ 
nen aus zur großen Zentralaufgabe des deutſchen Rechtsdieners 
gemacht. Zum erſtenmal ſeit vielen Jahrhunderten wird in 
Deutſchland dieſer große Gedanke der Vereinigung von 
Rechtsſeele und völkiſchem Rechtsgefühl zu einer 
führenden Aufgabe erhoben. Nur der Nationalſozialismus konnte 
dieſe ganz weit geſpannte Aufgabe unſerer Zeit ſtellen, und nur er 
wird dieſe Aufgabe auch erfüllen können. 

Meine Kameraden von der Deutſchen Rechtsfront! Wir haben 
dieſe Aufgaben übernommen und haben damit weit, weit über den 
Rahmen unſerer früheren fachlichen Beſorgungen hinaus uns zum 
mitwirkenden Faktor der deutſchen Geiſtesgeſchichte geſtempelt. 
Denn wir wollen das, was vor einigen Jahrhunderten verſank 
und was allmählich von einer unſerem Volke fremden Rechtsauf⸗ 
faſſung überwuchert wurde, wieder befreien; befreien dieſe deut⸗ 
ſche Rechtsſeele und dieſe deutſche Rechtsgedanklichkeit, von der aus⸗ 
ſtrahlend die großen geſchichtlichen Epochen unſeres Volkes zu Fun⸗ 
damenten der europäiſchen Welt geworden waren. Wir haben 
daher weit ab von den Bereichen des formellen Denkens einen 
großen Gedanken unſerem Wirken voranzuſtellen: Nicht formellen 
Abſtraktionen, ſondern den Lebensnotwendigkeiten unſeres Vol⸗ 
kes dienen wir! Wenn geſchichtlich etwas am Nationalſozialismus 
entſcheidend iſt, dann war es das, daß er den Staat zum Mittel 
zu dem Zwecke der Wohlfahrtsſteigerung machte und jene büro⸗ 
kratiſche Selbſtherrlichkeit früherer Epochen abgelöſt hat; und dies 
durch die weite Verantwortungsſteigerung, jeden Volksgenoſſen 
zum Repräſentanten der Gemeinſchaft zu machen. So haben auch 
wir das Recht ausſchließlich als Mittel anzuſehen, dem deutſchen 
Volke zu dienen und nicht einem beſonderen Stand. 

Dabei möchte ich dieſe großen Aufgaben in zwei Gruppen 
teilen. Die erfte uns vor allem angehende broblemgruppe 
wardie Organiſation des Deutſchen Rechtsſtan⸗ 
des an fi; die zweite Problemgruppe iſt der Auf⸗ 
bau der gedanklichen Konzeption des neuen 
deutſchen Rechts. Die erſte Aufgabe iſt heute vollendet; die 
Einheit des Deutſchen Rechtsſtandes iſt partei⸗ und reichsamtlich 
anerkannt. Es iſt ein ſtolzes Gefühl für alle Träger irgendeiner 
fachlichen Rechtsaufgabe, zu wiſſen, daß fie in ihrer organiſato⸗ 
riſchen Einheit unangetaſtet von Sonderſtrömungen und Sonder⸗ 
beſtrebungen ihren Aufgaben obliegen können. Zum erſtenmal in 
ihrer Standesgeſchichte haben ſich der deutſche Richter und Staats⸗ 
anwalt, der deutſche Rechtsanwalt, der deutſche Referendar, der 
deutſche Rechtspfleger, der Wirtſchaftsrechtler, der Notar, der Ver⸗ 
waltungsjuriſt und der Hochſchullehrer in einem einheitlichen 
Bunde zuſammengefunden und haben nur den einen Ehrgeiz, Trä⸗ 
ger des Kampfwillens der Bewegung zu ſein. 

Denn das iſt unſere erſte und bleibende Aufgabe, daß mit 


— Aus dem BASDTI. und der deutſchen Rechtsfront 


Haftpflichtecke 
der Allianz und Stuttgarter Verein, Verſicherungs⸗Aktien⸗ 
Geſellſchaft 
Armenanwälte der Berufungsinſtanz prüft u“ 
verzüglich 
1. ob (8 516 ZPO.), 
2. wann Urteil erſter Inſtanz zugeſtellt (z. B. Gerichtsakten 
einſehen uſw.), 
3. ob Einſtellung der Zwangsvollſtreckung oder Wiedereinſetzung 
zu beantragen iſt. 
Auch wenn Landgericht Berufungsinſtanz, ſind große Schäden 
möglich (Unterhaltsſachen). 


dem äußeren Abſchluß unſerer Organiſation in uns zugleich die 
Erkenntnis vorhanden iſt, daß damit nur eines unſerer großen 
Aufgabengebiete erledigt iſt. So wie der Arbeiter in der Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront, der deutſche Bauer im Reichsnährſtand und der 
Beamte im Beamtenbund organiſiert iſt, ſo ſoll der Rechtswahrer 
im Deutſchen Rechtsſtand organiſatoriſch völlig für ſich doch in 
Gemeinſchaftsarbeit mit allen dieſen anderen organiſatoriſchen 
Gruppen unſeres Volkes dem deutſchen Rechtsleben dienen. Da 
find nicht nur rein organiſatoriſche Fragen. Ich möchte dieſe Ein⸗ 
heit und Selbſtändigkeit der deutſchen Rechtswahrerorganiſation 
deshalb ſo hervorheben, weil in ihr die Anerkennung eines Dop⸗ 
pelten liegt. Die Unabhängigkeit des Richters und des Rechts⸗ 
anwalts ijt eine ſoziale Vorausſetzung des Aufbaues eines Staa 
tes. Zum zweiten gehört der Rechtsdiener dem ganzen Volk, denn 
er iſt nicht nur Sachwalter eines Standes, etwa nur des Arbei⸗ 
ters, des Beamten oder Bauern, ſondern er hat bei feinen Auf 
gaben immer an den großen Grundſatz zu denken: „Gemeinnu 
vor Eigennutz!“ Ich möchte hier an dieſer Stelle mit aller Klar’ 
heit betonen, daß der Führer, ſowie die Reichsregierung un 
auch die Reichsleitung der NSDAP. ſich eins weiß mit dem deut⸗ 
ſchen Volke in der Erkenntnis der Notwendigkeit, die richter! 
liche Unabhängigkeit mit allen Machtmikteln 
des Geſetzes und des ſtaatlichen Aufbaues 3u 
ſchützen; denn wir ſehen in dieſer richterlichen Unabhängigkeit 
ein Fundament des Glaubens an den Staat unſeres Führers 
(Beifall). Dieſe Unabhängigkeit des Richters ſoll aber auch gerade 
ein Kennzeichen dafür ſein, daß der Staat Adolf Hitlers ein reines 
Gewiſſen beſitzt Denn ein Staat, der ethiſch ſtark iſt, kann den 
unabhängigen Richter ertragen. Wir beobachten in dieſen Tagen 
außerhalb unſerer Grenzen Ereigniſſe, die zeigen, daß man die 
Unabhängigkeit eines Richters dann beſeitigt, wenn man im 
eigenen Lande Volksſtämme vernichten oder ausrotten will, deren 
kulturelle Überlegenheit eine Gefahr bedeutet (ſtürmiſche Zuftint“ 
mung). Wir haben im Deutſchen Reich dem deutſchen Richter die 
Unabhängigkeit gewährleiſtet gerade deshalb, weil wir an ſeine 
Miſſion glauben, Führer in dieſem ſozialen Aufbau, Führer in den 
Spannungen, die zwiſchen den einzelnen Volksgenoſſen beſtehen, 
zu ſein, ja, auch Ausgleichsfaktor zwiſchen dem Staat und dem 
Bürger zu ſein. Dieſer Unabhängigkeit des Richters entſpricht die 
Unabhängigkeit des freien Rechtsanwalts. Auch hier muß mit 9 
Deutlichkeit erklärt werden, daß jeder Angriff auf diefe Freihei 
der Anwaltſchaft, dem Recht des Einzelnen gegenüber einer Macht 
ſtellung zu dienen, abgeſchlagen wird und dieſe Freiheit von einem 
ſtarken Staate wie dem Adolf Hitlers ebenſo als ein Be 
ſtandteil der Gemeinſchafts kultur diefer Zei! 
geſchützt wird. Denn der freie Rechtsanwalt ift in ſeiner 
Unabhängigkeit der wertvolle Ausgleichs faktor zur Un 
abhängigkeit des Richters. Mein Appell geht auch von 
dieſer Stelle aus dahin: Erhalten wir dieſe freie, unabhängige 
deutſche Rechtsanwaltſchaft, denn fie iſt einer der Garanten dafür, 
daß das Vertrauen in den Staat ſteigt und gewährleiſtet bleibt 
Ich möchte daher auch hier erklären, daß die Reichsregierung alles 
tun wird, um die Unabhängigkeit des Rechtsanwalts in der Wahr 
nehmung der rechtlichen Intereſſen der Volksgenoſſen zu gewähr⸗ 
leiſten (Beifall). | 
Wir haben dieſe große Aufgabe der Herausſchälung ein x 
ſtolzen Rechtswahrerſtandes allerdings immer der einen ganz 977° 
ßen Vorausſetzung zu unterſtellen, daß die Rechtswahrer des u 
ten Reiches ſelbſt Repräſentanten der nationalſozialiſtiſchen Welt” 
anſchauung in ihrer Verpflichtung dem Schickſal des Volkes gegen“ 
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über ſind. Wir können die Rechtswahrer nur anerkennen, wenn ſie 
5 voll und ganz zu Soldaten Adolf Hitlers machen; denn der Na⸗ 
ionalſozialismus iſt nicht etwa die vergängliche Programmatit 
0 5 politiſchen Partei, er iſt die weltanſchauliche Baſts der Tota⸗ 
ität des deutſchen Menſchentums geworden, und auf ihm baut 
I das Schickſal unſeres Volkes künftig auf. Möge niemand glau⸗ 
en, daß die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei ihren 
rimat, den Ideengehalt des Staates zu beſtimmen, aufgeben 
vn Glaube jeder, daß wir, die wir 400 Tote um dieſe Flagge 
es Nationalſozialismus zu beklagen haben, mit allem Nachdruck 
afür ſorgen werden, daß das, was einmal war, in Deuiſchland 
niemals wiederkehren wird (ſtürmiſcher Beifall). Es wird in 
Deutſchland keinen Klaſſenkampf, ſei es von rechts oder links, mehr 
geben; es wird in Deutſchland keinen politiſch ſich auswirkenden 
Hader mehr geben! (Großer Beifall.) Wir werden mit der ganzen 
Energie derjenigen, die eine Bewegung von einer Gruppe von 
wenigen Menſchen zur entſcheidenden Millionenbewegung dieſer 
eit emporentwickelt haben, für dieſes Ziel ſorgen. Wir werden 
mit dieſer gleichen Energie die Repräſentanten der vergangenen 
d elten zu unterdrücken wiſſen, wenn es notwendig iſt, um dem 
eutſchen Volke endlich die Einheit auf allen Gebieten zu gewähr⸗ 
leiſten (lebhafter Beifall). Wir haben dieſe Revolution durchzufüh⸗ 
ren gehabt, weil ſonſt das deutſche Volk zugrunde gegangen 
ware. Wir können uns dabei auf eines berufen: Ein Mann wie 
Adolf Hitler kommt in die Geſchichte nur, weil dies göttlicher Wille 
iſt! Mögen uns alle, die von Prieſterherrſchaft, Herrſchaft der Reak⸗ 
tion oder der Bürokratie träumen, haſſen! Wir ſtehen hier kraft der 
Vollmacht der Geſchichte und niemand anderer als der ewige Gott 
elbſt wird uns dieſe Vollmacht aus den Händen nehmen (toſender 
Beifall). Daher muß auch der deutſche Rechtswahrer, weit über die 
fachlichen Bereiche feines Aufgabengebietes hinaus der Flam⸗ 
Menträger dieſer Zeit fein. Er muß nach der Methode, 
die wir immer befolgt haben, mit Ruhe und Beharrlichkeit dem 
Ziel der Wiedervereinigung von Volk und Recht dienen. Wir haben 
niemals von Wundern geſprochen, haben niemals behauptet, daß 
wir Zauberer ſeien; wir haben immer nur den Appell an das 
deutſche Volk gerichtet: Ziehe endlich einmal die Folgerungen aus 
einer Geſchichtel Wir haben im Jahre 1919 begonnen und haben 
aus dieſem kleinen Kreis heraus dieſen Appell an das deutſche 
Gewiſſen erhoben. Es kann nicht oft und nachdrücklich genug 
immer wieder jedem einzelnen geſagt werden, daß Ruhe und Be⸗ 
harrlichkeit dem deutſchen Rechtsleben die Würde zurückgeben wer⸗ 
en, die es unter dem Zuſammenbruch auf kulturellem, ſozialem 
und ſtaatlichem Gebiete verloren hatte. Dieſer Rechtsanſicht muß 
man folgen, will man dem Führer folgen. 

Dabei ſehen wir die Politik überhaupt nur 
als eine Funktion des Rechts an. Rechtspolitik 
901 Nationalismus iſt ſchließlich nur eine an⸗ 
Rede Bezeichnung für die Geſamtpolitik des 
Rkationalſozialismus, dennalles, was wirßpolie 

iſch erſtreben, ſtrömt einmal hinein in einen 
formvollendeten Rechtsſatz. Die Geſetze unſeres 

ührers ſind die Grundlagen unſeres Lebens. 
Dir haben nunmehr die Einheit des Rechtsſtandes auch dahin er⸗ 
gänzt, daß aus der Vielzahl der einzelnen Länderjuſtizverwaltun⸗ 
gen die große Zuſammenſchweißung zur einheitlichen deutſchen Ju⸗ 
ſüverwallng erſtand. Es iſt für uns alle ein beglückendes Ge⸗ 
ühl, zu wiſſen, daß wir jetzt nicht mehr preußiſche, bavriſche oder 
ſächſiſche Richter und Staatsanwälte haben, ſondern daß wir aus⸗ 
d ließlich nur einen Diener des deutſchen Rechtslebens und der 
eutſchen Rechtsüberzeugung kennen. 

Es wird heute ſehr häuſig das Verhältnis zwiſchen Partei 
und Staat einer Erörterung unterzogen. Die NSDAP. iſt die Or⸗ 
ganiſation des deutſchen Volkes gegenuber dem Staat. Autoritärer 

taat oder Führerſtaat bedeuten nicht Rechtloſigkeit des Volkes, 
ondern die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei hat viel⸗ 
mehr die Aufgabe, die flammende Vertreterin der Volksintereſſen 
zu ſein. In der großen Einheit von Partei und Staat mundet 
zum erſtenmal in der deutſchen Geſchichte die Geſamtpolitik in 
unſer aller Geſamtintereſſe ein. So kann es auch n der 
NG asche n Juſtiz nur eine Linie, nämlich die der 
S D A N., geben. Daher haben wir als er ſte große Vor⸗ 
ausſetzung des Staatsaufbaues die Rechts 
licherbeit anzuſehen. Dieſe iſt der Inbegriff alles deſſen, was 
en einzelnen Bürger im Volksganzen bewegt. Dieſer will ja ſein 
eben aufbauen, ſein eigenes Glück zimmern, will fur ſeine Fe. 
milie arbeiten und will in dieſer erſten Zelle der völtiſchen Ge⸗ 
meinſchaft den Schutz des Staates und ſeines Rechtes haben. Es 
0 älteſtes germaniſches Gut, daß in dieſer Sphäre des einzelnen 
10 Rechtsſicherheit zu Haufe ift. Wehe der Macht, die ſich des Rech⸗ 
es entkleidete und zur leeren Gewalt herabſänke! Hier muß es 
Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrers ſein, ſich ganz 
zum Repräſentanten der Rechtssicherheit zu machen. Wiederholt 


hat der Führer ausgesprochen, daß niemand in Deutſchland ſicherer 
leben könnte als unter dem Nationalſozialismus. Wir alle haben 
dafür zu ſorgen, daß dieſe Rechtssicherheit, wie ſie der Führer will, 
auch verwirklicht bleibt. 

Eine zweite große Aufgabe betrifft das geſamte Gebiet der 
Rechtsreform. Hier muß wiederum der große Gedante der 
Organiſation des Staates und der Organiſation des Volkes vor⸗ 
antreten. Dabei geht es uns nicht um Vergängliches Das Staats⸗ 
recht des Nationalſozialismus hat einen großen Grundſatz auf⸗ 
geſtell: Einheit des Deutſchen Reiches, einheit⸗ 
licher Staat des deutſchen Volkes. Sie werden mir 
recht geben, wenn ich ſage, daß wir nationalſozialiſtiſchen Rechts- 
wahrer dem Führer beſonders dafür danken müſſen, daß er 
dieſes jahrhundertealte Problem jetzt einer Löſung eutgegenführt. 
Die Einheit des deutſchen Staates iſt die Grundlage für unſeren 
Geſamtaufbau geworden. Ein großes Stück dieſer Aufgabe iſt be⸗ 
reits erledigt. Die einzelnen Länder haben keine ſtaatlichen Funk⸗ 
tionen und keinen Staatscharakter mehr; ſie ſind heute nur noch 
Teile des einheitlichen Staatsgebietes des Deutſchen Reiches. Es 
gibt heute nur noch eine Staatsgewalt, nämlich die des Reiches. 
So konnen wir heute ſagen: Wenn wir dem National⸗ 
ſozialismus in der Geſchichte nichts anderes 
nach rühmen könnten als die Beſeitigung des 
Klaſſenkampfes, des konfeſſionellen Haders 
und der Kleinſtaaterei, dann wären das allein 
ſchon ſo gigantiſche Erfolge unſerer Bewegung, 
daß ſie tatſächlich Ewigkeitswert beanſpruchen 
könnten (ſtürmiſcher Beifall). 

Wir haben neben dieſer ſtaatlichen Organiſation rechtspoli⸗ 
tiſch die großen Miſſionen, mit denen wir angetreten ſind, verwirk⸗ 
licht. Der deutſche Arbeiter hat durch die Sicherung ſeiner Ehre, 
ſeiner ſozialen und wirtſchaftlichen Exiſtenz den Anſpruch auf ſeine 
Arbeitsehre verwirklicht bekommen. Er iſt damit aus dem 
Proletendaſein herausgehoben und hineingekommen in die volks⸗ 
genöſſiſche Kameradſchaft aller Werktätigen. Wir konnen ſagen, 
daß es zum erſtenmal in der deutſchen Geſchichte keine Intereſſen⸗ 
konflikte im weiten Bereich der nationalen Arbeit rechtlich mehr 
gibt. Hier müßte man der NSDAP. wieder ein großes Lob aus⸗ 
ſprechen, denn die Beſeitigung des Klaſſenkampfes war eine der 
erſten Vorausſetzungen dazu, die deutſche Arbeit überhaupt wieder 
in die Höhe zu bringen. Der deutſche Bauer, aufs ſchwerſte 
bedroht durch die Entwicklung der Politik der früheren Parteien⸗ 
herrſchaft, wurde durch das Erbhofrecht wieder Herr, hat wieder 
Anſpruch mit Recht erworben auf die Furſorge der Gemeinſchaft. 
Von dieſem Bauern, ſeinem Glück und ſeiner Wohlfahrt hängt 
ja die wirtſchaftliche, kulturelle und raſſiſche Lage des geſamten 
Volkes ab. In der Frage der Raſſe kommen wir nun in das 
ureigenſte Gebiet des Nationalſozialismus. Das Raſſenrecht iſt zum 
erſtenmal vom Nationalſozialismus verwirklicht worden. Seien 
Sie überzeugt, daß auf dieſem Gebiet Konzeſſtonen ſeitens der 
NSDAP. ſchon um deswillen nicht zu erwarten ſind, weil ja von 
der Löſung der Raſſenfrage die Zukunft unſeres Volkes abhängt 
(toſender Beifall). Wir dürfen den großen geſchichtlichen Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen Voltsaufbau und Blutſubſtanz niemals vergeſ⸗ 
ſen oder beiſeiteſchieben. Das mag neu und gänzlich revolutionär 
wirken. Wir wiſſen auch, daß in der weiten Welt zu keinem 
Punkt unſeres Parteiprogramms die Meinungen ſo erhitzt werden 
wie gerade zu dieſem. Wir kennen ja auch die von dieſer Raſſe⸗ 
geſetzgebung Betroffenen und deren Methoden. Wir werden nicht 
weich, wenn auch die ganze Judenpreſſe der Welt uns unausgeſetzt 
beſchimpft. Wir wiſſen, daß dieſes kommende Jahrtauſend ein 
Ausgleich der Raſſenintereſſen zu ſein hat, und denken gar nicht 
daran, zu kapitulieren (erneuter ſtürmiſcher Beifall). Dabei wird 
vor allem das Recht der ausſchließlichen Fürforge durch Deutſch⸗ 
ſtämmige anzuvertrauen ſein. Ich glaube, daß der Nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei bei ihrem Vorgehen in der Ver⸗ 
wirklichung des Raſſenprogramms durchaus Sachlichkeit zugebil⸗ 
ligt werden muß. Wir hatten mit unſeren Gegnern auch anders 
umſpringen können. Wir ſind der Meinung, daß die Milde, die 
wir unſeren Gegnern entgegenbrachten, in gar keinem Maßſtab 
ſteht zu dem Haß und den Verbrechen, die an unſerem Volk von 
dieſen Gegnern begangen wurden. Wir haben dieſe Milde walten 
laſſen, weil ſie der von uns ſelbſtverſtändlich akzeptierten Kultur⸗ 
höhe unſeres Volkes allein entſpricht. Man fol aber hieraus nicht 
ſchließen, daß wir etwa nachgiebig geworden ſind, man täuſche ſich 
nicht. Wir wiſſen ſehr wohl, daß die weite Welt nur eine Sorge 
hat, es möchten die anderen Völker nicht zu dem gleichen Erwachen 
auf dem Gebiet der Raſſe kommen, wie das im deutſchen Volk ge⸗ 
ſchehen iſt. Daher auch dieſe ganzen Bemühungen unſerer Gegner. 
Dabei ſind in Berlin heute noch über 40% der Anwälte Juden. 
Man kann alſo nicht ſagen, daß wir brutal oder grauſam vor⸗ 
gegangen wären. Wir konnen nur das eine feſtſtellen, daß wir mit 
dieſem Prozentſatz von Juden in der Anwaltſchaft, wie ich glaube, 
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einzig daſtehen in der Welt. Wir haben aljo durchaus auch im 
Recht den Raſſengedanken weiterhin zu vertreten und unermüdlich 
dafür zu ſorgen, daß keine weitere Verſchlechterung der Lage 
des deutſchſtämmigen Rechtswahrernachwuchſes eintritt. Das 
deutſche Recht hat der deutſchen ſtudierenden 
Jugend vorbehalten zu bleiben (lebhafter Beifall). 

Wir haben neben dieſem großen Problem der allgemeinen 
Raſſegeſetzgebung dann die ſehr ernſte Aufgabe der Säuberung 
unſeres Volkskörpers auf uns genommen. Die Steriliſie⸗ 
rungsgeſetzgebung und die Steriliſation desjenigen, der 
im einzelnen nicht geeignet erſcheint, verantwortlicher Träger von 
Nachwuchs zu ſein, iſt eine ſehr ernſte Aufgabe. Auch bezüglich 
dieſer Frage konnen wir das eine ſagen, daß dieſe Geſetzgebung 
mit der ganzen Verantwortung vor den kommenden Jahrhunder⸗ 
ten des deutſchen Volkes eingeleitet wurde. Sie wird auch durch⸗ 
geführt. Wir glauben nicht daran, daß dadurch irgendwie ein 
Schaden entſteht, daß man die minderwertigen Elemente eines 
Volkes einer Sonderbehandlung unterzieht. Wenn wir in die Ge⸗ 
ſchichte anderer Völker ſehen, ſo erkennen wir, daß ſie daran zu⸗ 
grunde gingen, daß ſie bei dieſer ernſteſten Aufgabe, die einer 
Generation geſtellt ſein kann, verſagten. Wir können es nicht mit⸗ 
anſehen, daß unſere Irrenhäuſer ihren Zugang ſteigern und die 
Fürſorge für die unwerten Teile unſeres Volkes ſoviel National⸗ 
vermögen und Blutvermögen koſtet, daß die Verantwortung dafür 
von einer verantwortungsbewußten Regierung nicht getragen wer⸗ 
den kann. Mein Appell geht daher an Sie, als deutſche Rechts⸗ 
wahrer. Sorgen Sie dafür, daß das deutſche Volk über die Durch⸗ 
führung dieſer Geſetzgebung ganz beſonders wertvolle Informa⸗ 
tionen erhält, und ſeien Sie überzeugt, daß dieſe Geſetzgebung 
nur der Liebe zu unſerem Volke entſpringt. 

Darüber hinaus haben wir an den anderen großen Funda⸗ 
mentalaufgaben der Gemeinſchaft rechtlich zu arbeiten. Der Pro⸗ 
zeß mußte reformiert werden; auch ſind wir mitten in den Ar⸗ 
beiten zur Reform des Deutſchen Strafgeſetzbuches. Dazu noch 
einige Worte. Auch auf dem Gebiete des Strafrechts wird der 
autoritäre Staat den ſchutzbedürftigen Bürger in den Mittelpunkt 
ſeiner Betrachtungen ſtellen und nicht den übelwollenden Verbre⸗ 
cher mit einer magna charta umgeben. Es war kein Zufall, ſon⸗ 
dern hiſtoriſch notwendige Folge, daß diejenigen, die für den poli⸗ 
tiſchen Verfall unſeres Staates und Volkes verantwortlich waren, 
für den gemeinen Verbrecher mehr Sympathie aufbrachten als 
für den anſtändigen, ſchutzbedürftigen Bürger. Es iſt kein Zu⸗ 
fall, daß die von Juden damals herausgegebene Zeitſchrift des 
Republikaniſchen Richterbundes unſeligen Andenkens und jüdiſche 
Gazetten ununterbrochen um Gnade für jeden Verbrecher gemein⸗ 
ſter Art winſelten, daß ſie aber ebenſoſehr gegen die Nationalſozia⸗ 
liſten zu bedrohlichen Strafen gehetzt haben. Wir wollen uns ganz 
klar darüber ſein, daß auf dem Problem der Sicherheit des ein⸗ 
zelnen Bürgers vor dem Verbrecher der Führerſtaat nur einen 
Weg beſchreiten kann. Wir werden den Verbrecher ſo lange jagen, 
bis er ſein Werk einſtellt. Dieſer heutige Staat iſt imſtande, den 
Bürger zu ſchützen, und die Verbrecher mögen vor dem National⸗ 
ſozialismus zittern. 

Wer gegen die Gemeinſchaft fehlt, wird von dieſer ſchuldig 
geſprochen und beſtraft werden (großer Beifall). 

Reichsjuriſtenführer Dr. Frank ſchloß mit den Worten: Der 
nationalſozialiſtiſche Staat wird die fortwirkende traditionelle Or⸗ 
ganiſation der großen hiſtoriſch einmaligen entſcheidenden Ideen⸗ 
richtung des Nationalſozialismus ſein. Wir wollen in dieſer Auf⸗ 
gabe die Erfüllung des Führerwortes erblicken. Haben Sie zur 
Reichsregierung, zur Reichsleitung der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei und auch zur Führung des Juriſten⸗ 
bundes das Vertrauen, daß wir in wohlabgewogenem Inter⸗ 
eſſenausgleich all das, was jemals in der hohen Zeit unſerer deut⸗ 
ſchen Welt dem Recht an Glauben und Vertrauen entgegengebracht 
wurde, wieder aufblühen laſſen wollen. Was Eike von Repgow 
wie ein Seher in eine immer müder werdende Zeit unſeres Rechts⸗ 
lebens hineinſchaute, was dann einige Jahrhunderte darauf durch 
Aufnahme fremder Rechte und fremder Rechtsanſchauungen unter 
einer ganz matt gewordenen Staatlichkeit verſank, das ſoll wieder 
aufgebaut ſein. Das muß für Sie auch der Inhalt Ihres Le⸗ 
bens ſein! 

Darüber hinaus noch ein kurzes Wort. Mag an Sie heran- 
treten, was immer; mag Sie heute bedrücken was immer; mögen 
Sie in Ihrem eigenen Leben von Sorgen erſchüttert ſein; eines 
hatdieſe Generation vor vielen voraus, daß wir 
Zeitgenoſſen Adolf Hitlers ſein dürfen! (Toſen⸗ 
der Beifall.) Es werden Generationen kommen, die uns darum 
beneiden. Wenn wir heute noch nicht den nötigen Abſtand beſitzen 
ſollten, um dieſe Perſönlichkeit in ihrem gigantiſchen Ausmaß zu 
erfaſſen, ſo ſoll in Ihnen doch die Ahnung dieſer Größe auf⸗ 
ſteigen. Denn glauben Sie, ein zweiter Adolf Hitler würde uns 


nicht mehr erſtehen, wenn wir dieſen verließen. Haben Sie daher 
Vertrauen zu dieſem Mann und leiten Sie es weiter! 

Vergeſſen Sie nicht das ganz Gewaltige, was dieſer Mann 
und ſeine Mitkämpfer, er, ſeine Partei, ſeine SA. und SS. ge⸗ 
ſchaffen haben! Er hat dem deutſchen Volke das Leben wieder⸗ 
gegeben! (Toſender Beifall.) Wo früher Verfall war, iſt heute 
Aufſtieg, wo früher Untreue war, iſt heute Treue, wo früher der 
Unglaube regierte, da ſteht heute wieder auf dieſes Du und Du 
zwiſchen den Volksgenoſſen. Aus dem ewigen, unergründlichen 
Schickſal unſeres Volkes kam dieſer feldgraue Soldat zu uns. Wir 
Rechtswahrer ſollen an dieſes Recht nicht nur im Innern denken, 
nicht immer nur an den Streit und den Kampf vor dem Gericht. 
Denken wir auch an das Recht unſeres Volkes der Welt gegen⸗ 
über. Wo war ein Mann in der deutſchen Geſchichte, der ſo dieſes 
unvergängliche, ewige Lebensrecht ſeines Volkes einer ganzen 
Welt gegenüber vertrat wie Adolf Hitler? Alle, die einmal früher 
zweifelten, die früher einmal über dieſe Partei ſpöttelten und 
lachten, ſollen in Scham verſinken; denn ohne dieſe Partei wären 
ſie vielleicht heute nicht mehr in Amt und Würden. Wir haben 
dieſe Fahne in die Hand genommen, weil ſie uns der ewige Gott 
gab, und wir werden ſie hineintragen in die ewige Zukunft un⸗ 
ſeres Volkes! (Langanhaltender, ſtürmiſcher Beifall.) 


Abgrenzung der Zuſtändigkeit zwiſchen den Ehren: 
gerichten der Anwaltskammern und den Ehrengerichten 
des BNsdz. 


(Umdr. Nr. 46/35 v. 3. Juni 1935) 


Seit der Schaffung einer Ehrengerichtsbarkeit des BRS DJ. find 
die Rechtsanwälte, die dem Bunde als Mitglieder angehören, der 
Gerichtsbarkeit zweier ehrengerichtlicher Organiſationen unterworfen. 

Zur Abgrenzung der Zuſtändigkeit zwiſchen den Ehrengerichten 
der Anwaltskammern und den Ehrengerichten des BRS. . iſt das 
nachfolgende Abkommen getroffen worden: 1 

1. Das Ziel dieſes Abkommens ift es, widerſprechende Entſchei⸗ 
dungen der Ehrengerichte der Anwaltskammern und der des 
BNS DJ. zu vermeiden und nach Möglichkeit auch Doppel⸗ 
verfahren zu verhüten, wenn ſie nach der Sachlage irgendwie 
vermeidbar ſind. 

2. Entſprechend den verſchiedenen Aufgaben der beiden Organiſationen 
iſt im Regelfalle nur ein Ehrengericht als zuftändige Stelle 
mit der Verfolgung zu befaſſen: 

Verſtöße gegen die Berufspflichten des Anwalts ohne grund⸗ 
ſätzliche weltanſchauliche Bedeutung find nur von den Ehren⸗ 
gerichten der Anwaltskammern zu verfolgen. 

Verſtöße gegen die weltanſchaulichen Grundſätze des BNS D. 
und gegen Anordnungen der Bundesorgane werden nur von den 
Ehrengerichten des BNS. verfolgt. 

3. In Grenzfällen, in denen beide Ehrengerichte zuſtändig ſind, 
iſt zunächſt das Verfahren vor dem Ehrengericht der Auwalts⸗ 
kammer beſchleunigt durchzuführen. Ein beim BNSDI. an⸗ 
hängiges Verfahren iſt bis zur rechtskräftigen Erledigung des 
Verfahrens vor dem Ehrengericht der Anwaltskammer auszuſetzen, 
ſofern nicht beſondere Umſtände die beſchleunigte Durchführung 
des Verfahrens erforderlich machen. 

Iſt ein Mitglied des BNS D. rechtskräftig zu einer ehren⸗ 
gerichtlichen Strafe verurteilt, jo ſendet der Vorſtand der An⸗ 
waltskammer eine Abſchrift des Urteils an das zuſtändige Gau⸗ 
ehrengericht des BRS. 

4. Die Vorſtände der Anwaltskammern und die Ehrengerichte des 
BNS DJ. werden Beſtrafungen von Rechtsanwälten, die Mit⸗ 
glieder des BNS DJ. find, in jedem Falle einander mitteilen. 
Dieſe Mitteilungen ſind von dem Empfänger ſtreng vertrauli 
zu behandeln. 


Bund National⸗Sozialiſtiſcher 


Präsidium der Deutſcher Juriſten e. V. 


Reichs⸗Rechtsanwalts⸗Kammer: Reichsehrengericht 
Der Vorſitzende: 
Dr. Neubert. Dr. Zarnack. 


Amtsgerichtsdirektor Dr. Gefiron kommiſſariſcher Reichs: 
fachgruppenleiter der Richter und Staatsanwälte 


Mit Anordnung 5/35 v. 26. April 1935 (Deutſches Recht 1935, 
257) hat der Reichsjuriſtenführer den Amtsgerichtsdirektor Pg. 
Dr. Geffroy, Potsdam, als kommiſſariſchen Reichsfachgruppenleiter 
der Richter und Staatsanwälte des BRS. in den Führerſtab der 
Reichsführung des BNS DJ. berufen und ihn zum Herausgeber der 
Deutſchen Richterzeitung beſtellt. 


64. Jahrg. 1935 Heft 25] 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen 


Prof. Hans Großmann⸗Doerth: Die Rechtsfolgen vertrags⸗ 
widriger Andienung. (Nr. 74 der Arbeiten zum Handels-, 
Gewerbe⸗ und Landwirtſchaftsrecht, herausgegeben von 
Prof. Dr. Ernſt Heymann, Berlin.) Marburg 1934. 
N. G. Elwertſche Verlagsbuchh. (G. Braun). Preis 7,50... 


A Die Abhandlung erörtert im weſentlichen die Berechtigung 
des Gattungskäufers, ſich bei vertragswidriger „Andienung“ der 
Lare durch den Verkäufer vom Vertrage loszuſagen. Unter „An⸗ 
ienung“ verſteht der Verf. die Beſtimmung einer konkreten Ware 
zum Erfüllungsgegenſtand, ſei es durch Lieferung der Ware, ſei 
es durch Angebot der Ware oder der Dokumente, ſei es ſchließ⸗ 
lich durch bloße Erklärung, insbeſ. durch die Verladeanzeige des 
Überſeehandels (S. 12). Der Verf. ſchildert zunächſt, wie ſich im 
mitteleuropäiſchen Rechtskreis bei der auf die ädilitiſche Vieh⸗ 
mängelhaftung zurückgehenden Eigenſchaftshaftung beim Stückkauf 
allmählich die Tendenz gezeigt hat, die Wandlungsbefugnis ein⸗ 
zudämmen. Dies geſchah, indem man die Wandlungsbefugnis bei 
geringeren Mängeln oder ſolchen, die die Brauchbarkeit der Ware 
nicht aufheben, derſagte oder indem man dem Verkäufer Nach⸗ 
beſſerung geſtattete (S. 14—37). Der Verf. weiſt dann nach, daß 
die Entwicklungslinie im Recht des Gattungskaufes die gleiche iſt. 
er zeigt, wie man dem Tatbeſtand der Lieferung mangelhafter 
Ware nach anfänglichem Schwanken auch beim Gattungskauf mit 
der aus dem Stückkauf bekannten Sachmängelhaftung beizukommen 
uchte. Dies führte zunächſt dazu, dem Käufer die Wahl zwiſchen 
Wandlung und Minderung zu geben. Aber alsdann verſuchte der 
Juriſt, teils als Geſetzgeber, teils als Richter, das Wandlungs⸗ 
recht zugunſten des Minderungsrechts oder eines Erſatzlieferungs⸗ 
rechts des Verkäufers einzuſchränken. Dieſe Rechtsentwicklung 
wurde von dem Kaufmann in ſeinen Geſchäftsbedingungen weiter 
vorwärts getrieben. Das Recht der Erſatzlieferung wurde allgemein 
ausgebaut. In den induſtriellen Bedingungen arbeitete man 
dußerdem mit einer weitgehenden Freizeichnung, während man 
m Rohproduktenhandel das Minderungsrecht zu einem Zwang 
ur Annahme der Ware unter Preisabzug umgeſtaltete (S. 28 
ats 102). Der Streit um das Losſagungsrecht liegt auch einem 
Problem zugrunde, das von dem Verf. erſtmalig eingehend er⸗ 
ortert wird und die Veranlaſſung zu ſeiner Arbeit gegeben hat. 
8 it dies die Frage, ob der Käufer einer Überfeeivare, der die 
erſte in Form der Verladeanzeige oder des Dokumentenangebots 
erfolgte Andienung als vertragswidrig zurückgewieſen hat, ver⸗ 
lichtet iſt, die zweite Andienung anzunehmen. In dieſer Frage, 
te bisher die ſtaatliche Rechtſprechung noch kaum beſchäftigt, ſon⸗ 
ern ihre Erledigung immer vor den Schiedsgerichten der Kauf⸗ 
mannſchaft gefunden hat, iſt es bisher noch nicht gelungen, eine 
eindeutige Löſung zu finden (S. 103—111). Schließlich behandelt 
der Verf. die Folgen der vertragswidrigen Andienung im all⸗ 
nameinen. Im kontinentaleuropäiſchen Recht gehören hierher, 
uuchdem die Schlechtlieferung und die vertragswidrige Andienung 
0 Überſeehandel ausgeſchieden waren, nur mehr die Lieferung 
don zuviel, zuwenig oder einem aliud. Die deutſche Rechtſpre⸗ 
Yung unterſtellt dieſe Fälle über $ 378 HGB. der Gewährlei⸗ 
Füller haftung Die Geſchäftsbedingungen haben ſich mit dieſen 
salfen kaum befaßt. Der engliſch⸗amerikaniſche Rechtskreis dagegen 
m A den allgemeinen Tatbeſtand der vertragswidrigen Andienung 
= t in Sondertatbeſtände auf, ſondern behandelt ihn allgemein 
2 dem Sinne, daß der Verkäufer das Recht zu einer zweiten 
{ Ndterung hat (S. 112—128). Auf Grund einer eingehenden Ma⸗ 
denlalverarbeitung kommt der Verf. für das geltende Recht zu 
ber Schluß, daß die vertragswidrige Andienung im deutſchen und 
8 erreichiſchen Recht, ſoweit nicht Sondertatbeſtände (8 480 BGB.) 
Ungreifen, keine Losſagungsbefugnis gewährt, es ſei denn, daß 
ungſtände vorliegen, die dem Käufer das Feſthalten am Vertrage 
Erzumutbar machen (S. 129—176). Der Verf. begründet dieſes 
aud zum Schluſſe auch vom geſetzgeberiſchen Standpunkt 
Los Er weiſt insbeſ. auf die bekannte Erfahrung hin, daß das 
nosſagungsrecht von dem Käufer nur dann in Anſpruch ge⸗ 
8 wird, wenn ihm der Vertrag aus Gründen der Kon⸗ 
in d ur nicht mehr behagt. Die Ausführungen des Verf. gipfeln 
Sa em Vorſchlag, die vertragswidrige Andienung gänzlich aus der 
tiv chmängelhaftung herauszunehmen und ſie dem Recht der poſi⸗ 
en Vertragsverletzung zu unterſtellen. 

Verf. hat ſich mit der Schrift ein großes Verdienſt erworben. 


Er hat einen wichtigen Abſchnitt aus dem Recht des Gattungs⸗ 
kaufes einmal ſo dargeſtellt, wie dieſes Recht heute wirklich lebt. 
Er hat ſich hierbei richtigerweiſe nicht auf das ſtaatliche Recht be⸗ 
ſchränkt, ſondern iſt in das Recht der Geſchäftsbedingungen ein⸗ 
gedrungen. Aus dieſen Geſchäftsbedingungen, ſo vielgeſtaltig ſie 
im einzelnen auch ſein mögen, hat er die einheitlichen Grund⸗ 
züge herausgearbeitet. Hierbei ſtellt er mit Recht feſt, daß das 
Kaufrecht des BGB. lebensfremd iſt. Die Vorſtellungen, die ſich 
der Schuljuriſt über vertragswidrige Andienung macht, gehören 
in der Tat einer vergangenen Epoche an. Mit einer Intereſſen⸗ 
jurisprudenz im Sinne eines verſtändigen Ausgleichs zwiſchen den 
Intereſſen des Verkäufers und Käufers hat auf dieſem Gebiete 
noch niemand Ernſt gemacht. Die Gegenüberſtellung des Rechts, 
wie es wirklich lebt, mit den Auslaffungen maßgebender Lehr⸗ 
bücher und Kommentare, wie ſie von dem Verf. vorgenommen 
wird, wirkt faſt beluſtigend. Es iſt kaum übertrieben, wenn der 
Verf. von einem „Plunder der gemeinrechtlichen Argumente in 
ihrer ganzen Lebensfremdheit, in ihrer Scholaſtik, die uns wie 
Verlogenheit anmutet“, ſpricht. Dem Verf. iſt in allen weſentlichen 
Ergebniſſen beizupflichten. Seine Arbeit wird die künftige Entwick⸗ 
lung dieſes Abſchnitts aus dem Gattungskaufrecht befruchten. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Dr. Otto Michel, Diplom⸗Kaufmann, Diplom⸗Wirtſchafter: 
Der Gläubigerſchutz bei Banken, Verſicherungswirtſchaften 
und Zweckſparkaſſen. (8. Band der betriebswirtſchaftlichen 
Schriftenreihe. Herausgegeben von Prof. Dr. Dr. h. e. 
F. Schmidt.) Bühl (Bad.) 1935. Verlag Konkordia AG. 
Preis 5 RM. 


Die eingehende Darſtellung des Verf. aus einem Sonder⸗ 
gebiet der Wirtſchaftswiſſenſchaft erhält ihren beſonderen Wert vor 
allem durch das allgemeine Intereſſe, was dieſer in hohem Maße 
das völkiſche Gemeinſchaftsleben berührenden Frage in der Offent⸗ 
lichkeit entgegengebracht wird. Faßt man die dem Buche zugrunde 
liegenden fachlichen Erörterungen in einem kurzen Satz zuſammen, 
ſo würde man etwa zu dem Ergebnis kommen, daß der Verf. die 
Sicherheitstendenz einer, wie er ſie nennt, „verſorgungsorientierten 
Gläubigerſchaft“ und die hieraus abgeleitete beſondere Schutztendenz 
des Staates zur Erörterung ſtellt. Ein ſolches Thema darf gerade 
im Dritten Reiche auf Beachtung rechnen, weil ja die ſtaatliche 
Schutztendenz in der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftspolitik einen 
betonten Ausdruck findet. 

Verf. macht eine theoretiſche Unterſcheidung zwiſchen erwerbs⸗ 
wirtſchaftlichen und verſorgungswirtſchaftlichen privaten Zellen der 
organiſierten Geldwirtſchaft. Die Zielſetzung der erſten Gruppe 
wird als Gewinnſtreben nachgewieſen, diejenige der zweiten als die 
Erfüllung geldwirtſchaftlicher Funktionen im Intereſſe eines be⸗ 
grenzten Perſonenkreiſes von Nichterwerbswirten. 

An den Fällen der Favag, Danat⸗Nordwolle und den Hypo⸗ 
thekenbankzuſammenbrüchen Ende des vorigen Jahrhunderts legt 
der Verf. dar, daß zwiſchen den Abſichten der Gläubiger und der 
Wirtſchaftsleiter immer dann eine tiefe Kluft ſich auftut, wenn das 
Streben der Unternehmungsleiter nach größtmöglichem Gewinn 
durch Übernahme zu großer Riſiken die ihnen durch den Wunſch 
der Mehrzahl der Gläubiger nach größtmöglicher Sicherheit auf⸗ 
erlegte Verpflichtung völlig überwuchert. 

Verf. geht davon aus, daß die Geldwirtſchaft im Laufe der 
Entwicklung immer mehr die Lebensbeziehungen durchdrungen hat. 
So zeige die heutige Geſtaltung eine wachſende Fülle verſchieden⸗ 
artiger Gebilde, die den nach betrieblichen Geſichtspunkten geord⸗ 
neten Wirtſchaftseinheiten, etwa der Produktion uſw., gleich⸗ 
geordnet ſeien. Für charakteriſtiſch für dieſe Gebilde der mo⸗ 
dernen Geldwirtſchaft, welche ſpeziellen Funktionen, ſie auch aus⸗ 
üben mögen, hält Verf. die Zuſammenballung von Kapitalien aus 
zahlloſen Einzelwirtſchaften. In der Betätigung dieſer Sammel⸗ 
zellen findet Michel deutlich den Gedanken der Wirtſchaftsgemein⸗ 
ſchaft ausgeprägt. 5 

Das Gros der Gläubigerſchaft der privaten Zellen, z. B. einer 
Hypothekenbank oder Verſicherungsunternehmung, einer Bau⸗ oder 
Zweckſparkaſſe oder auch einer Kreditbank habe, welche Zwecke es 
auch mit ſeiner geldlichen Verknüpfung mit einer ſolchen Kapital⸗ 
ſammelzelle verbinden möge, eines gemeinſam, nämlich das Streben 
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nach Sicherheit. Dieſe Gläubigerſchaft bezeichnet Verf. deshalb als 
„verſorgungsorientiert“. Er verſteht darunter die⸗ 
jenigen Kreiſe, welche die Chance hohen Einkommens zugunſten der 
Sicherheit aufgeben. 

Verf. unternimmt alsdann den Verſuch, aus den jeweiligen 
Geſetzesmaterialien nachzuweiſen, daß dem deutſchen Geſetzgeber 
der beſondere wirtſchaftliche Schutz des verſorgungsorientierten 
Publikums bei den privaten Banken, Verſicherungswirtſchaften und 
Zweckſparkaſſen vorgeſchwebt hat; er läßt es aber dahingeſtellt, ob 
die aus dieſer Schutztendenz des Staates hervorgegangenen beſon⸗ 
deren geſetzgeberiſchen Maßnahmen in jedem Falle Schädigungen 
dieſer Gläubigerſchaft hintanzuhalten vermögen. 

Die dem Staate hinſichtlich des Schutzes der verſorgungsorien⸗ 
tierten Gläubiger offenkundig vorſchwebenden Abſichten finden, wie 
der Verf. eingehend darlegt, ihren Ausdruck auch in verſchieden⸗ 
artigen beſonderen Maßnahmen, die über den ſonſtigen Gläubiger⸗ 
ſchutz weit hinausgehen. Das Beſtreben der Staats aufſicht 
gehe dahin, die verſorgungsorientierte Gläubigerſchaft vor etwaigen 
wirtſchaftlichen Schäden zu ſchützen, die ihr aus ihrer Verknüpfung 
mit derartigen Wirtſchaftseinheiten erwachſen können. Als beſon⸗ 
dere Schutzmaßnahmen in dieſer Richtung wertet Verf. die „Zu⸗ 
laſſung“ und die „laufende Aufſicht“. Der Geſetzgeber ſorge 
weiter durch die „Beſchränkung der Geſellſchafts⸗ 
form“ vor, indem er Bindung des Grundkapitals, Reſerven und 
weitgehende Publizitätspflicht vorſchreibe. Beſonders bevorzugt ſei 
die Form der Aktiengeſellſchaft bzw. Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien. Eine weitere Sicherungsmaßnahme des Staates ſei die 
Einführung einer beſtimmten Wechſelbeziehung zwiſchen Grund⸗ 
kapital und Geſchäftsumfang. Der Staat ſuche ferner einen Solidi⸗ 
tätsmaßſtab dadurch zu ſchaffen, daß er Kapitalanlagevorſchriften 
erlaſſe. Schließlich nehme der Staat eine Einengung des Geſchäfts⸗ 
kreiſes vor, indem er den Abſchluß relativ riskanter Geſchäfte ein⸗ 
ſchränke bzw. verbiete. Daß der Staat ſich der verſorgungsorien⸗ 
tierten Gläubiger privater geldwirtſchaftlicher Zellen beſonders an⸗ 
zunehmen ſuche, geht endlich auch deutlich aus den Beſtimmungen 
b der verſchiedenen Gläubigervorrechte im Konkursfalle 

ervor. 

Die betriebswirtſchaftliche Unterſuchung dieſer ſtaatlichen 
Tendenzen zur beſonderen Sicherung der verſorgungsorientierten 
Gläubiger ſtellt einen begrüßenswerten Beitrag zu der allgemeinen 
Wirtſchaftswiſſenſchaft und Wirtſchaftspraxis dar. 


LG R. Dr. Fraeb, Hanau. 


Kaufmänniſche Ehrengerichtsbarleit. Verein Berliner Kauf⸗ 
leute und Induſtrieller. Berlin 1935. Verlag der Zeit- 
ſchrift des Vereins Berliner Kaufleute und Induſtrieller. 
Preis 1 l. 


Der Verein Berliner Kaufleute und Induſtrieller hat als Son- 
derdruck im Verlage der Zeitſchrift des Vereins Berliner Kaufleute 
und Induſtrieller den Entwurf einer Ehrengerichtsordnung erſcheinen 
laſſen. Beſonders die dem Entwurfe angefügte Begründung enthält 
hervorragende Ausführungen über die Notwendigkeit der Ehren⸗ 
gerichtsbarkeit im Recht des nationalſozialiſtiſchen Staates. 


Man kann der Begründung nur zustimmen, wenn fie feſtſtellt, 
daß zu einem Stande, für den eine Ehrengerichtsbarkeit notwendig 
iſt, „nur ſolche Perſonen gehören können, die in ihren beruflichen 
Entſcheidungen grundſätzlich unabhängig und ſelbſtändig ſind. Solchen 
Perſonen gegenüber fehlt die Möglichkeit, die Erfüllung der ihnen 
im Intereſſe der Allgemeinheit obliegenden Berufspflichten durch die 
Anweiſungs⸗ und Strafgewalt einer übergeordneten Stelle zu er⸗ 
zwingen. An dieſer Stelle entſteht für einen Staat, der es ablehnt, 
ſich auf die regulierende Wirkung des freien Spieles der geſellſchaft⸗ 
lichen Kräfte zu verlaſſen, und der doch andererſeits die freie Privat⸗ 
initiative nicht durch ein bürokratiſches Syſtem erſetzen will, die 
Notwendigkeit, Ehrengerichte über die Einhaltung der Berufspflichten 
wachen zu laſſen“. 

Zu dem Entwurf ſelbſt möchte ich nur auf die vorgeſehene Ge⸗ 

richtsorganiſation hinweiſen. Danach ſollen die Ehrengerichte der 
erſten Inſtanz aus einem Richter als Vorſitzendem und zwei Kauf⸗ 
leuten als Beiſitzern beſtehen. Der Kaufmänniſche Ehrengerichtshof für 
das Deutſche Reich ſoll aus einem Richter als Vorſitzendem und vier 
Kaufleuten beſtehen. 
E Es wird zu erwägen fein, ob man bei der letzten Inſtanz, dem 
Kaufmänniſchen Ehrengerichtshof für das Deutſche Reich, neben den 
vier Kaufleuten nicht drei Richter inkl. dem Vorſitzenden ſitzen 
läßt, es iſt dies ſchon rein praktiſch bei der Abſetzung von Urteilen 
von Bedeutung. 


Prof. Dr. Noack, Halle (Saale). 


Erich Heideck: Die Schätzung von induſtriellen Grundſtütken 
und Fabrikanlagen ſowie von Grundſtücken und Gebäuden 
zu Geſchäfts⸗ und Wohnzwecken. Berlin 1935. Verlag von 
Julius Springer. Preis 16,50 ., geb. 18 AM. 

Im Schätzungsweſen herrſcht heute noch wie früher eine große 
Willkür der einzelnen Schätzer. Es fehlen ihnen einſchlägige Richt⸗ 
linien, die auf Grund des Schätzungsgeſetzes vom Juni 1918 im 
Laufe der Jahre gebildet werden follten. Dieſes Geſetz kam jedoch 
bis heute nicht zur Durchführung, deshalb blieb der alte ſchädliche 
Zuſtand oft unzuverläßlicher Schätzungen beſtehen. 

Es iſt ſehr zu begrüßen, daß ein tüchtiger Schätzer ſeine eigenen 
Erfahrungen der Öffentlichkeit in einem Buche übergibt und ſo dem 
wichtigen Schätzungsweſen dient. Obgleich dieſe Erfahrungen und 
Auswertungen beſonders auf Berliner Verhältniſſe zugeſchnitten ſind, 
kann jeder erfahrene Schätzer, auch der Anfänger wie ſelbſt der Laie, 
dieſen Berliner Verhältniſſen die eigenen anpaſſen. Hierzu dienen 
beſondere Tabellen. 

Der Verfaſſer beſchreibt im erſten Teil ſeines Buches die Schät⸗ 
zung von Grundſtücken, Gebäuden und maſchinellen Anlagen in fünf 
Abſchnitten und ergänzt dieſe im zweiten Teil durch viele Abbildungen 
und Zahlentafeln wie folgt: 

1. Die Grundſtücks bewertung enthält die Verwendungs- 
zwecke, die Richtlinien der Bewertung und die in Frage kommenden 
Steuerbelaſtungen. 

2. Die Bauwerte bauen ſich auf Vorkriegswerte auf und 
berückſichtigen die verſchiedenartigen Gebäude, ihre Höhen, Dach⸗ 
formen und ihren Ausbau. 30 Zahlentafeln ergänzen die einzelnen 
Erläuterungen. 

3. Die Wertſchwankungen find, bezogen auf die Reichs⸗ 
indexziffern, in zehn Zahlentafeln dargeſtellt. 

4. Die Wertver minderung unterſcheidet die „techniſche“ 
und „wirtſchaftliche“ Lebensdauer, ausgewertet in 16 Zahlentafeln. 

5. Die Wertbeſtimmung umfaßt die Verſicherungs⸗, Sach⸗, 
Ertrags⸗, Beleihungs⸗ und Verkaufswerte ſowie die frühere Einheits⸗ 
wertbeſtimmung und die für 1935 in 30 Buchſeiten und 3 Zahlentafeln. 
Zum Schluß betrachtet der Verf. noch die Schätzung in Schadensfällen. 

Das Heideck ſche Schätzungsbuch kann zwar nicht alle Merk⸗ 
male zu Richtlinien ſo erfaſſen, wie dies eine jahrzehntelange Aufbau- 
arbeit von Schätzungsämtern ermöglicht hätte, es iſt aber heute das 
Buch, das dem Schätzer eine Fülle von Erfahrungs⸗ und Zahlen” 
material an Hand gibt, das ihn in Zweifelsfällen ausreichend unter⸗ 
figen kann. Leider iſt vom Verleger der Anſchaffungspreis mit 
16,50 bzw. 18 RM viel zu hoch angejegt. 

Dr. Kraemer, Waldenburg Schl.) 


Das neue Deutſche Reichsrecht. Blattſammlung, herausgegeben 
von StSekr. Hans Pfundtner und RA. Dr. Neubert, Präſ. 
d. RRAK., unter Mitwirkung von Ming. Dr. Mediens. 
Lieferung 33. Berlin 1935. Induſtrieverlag Spaeth & 
Linde. Preis je Blatt 0,04 Y, und Poſtgebühr. 


Der ſeit Erſcheinen der 1. Lieferung nun ſchon auf 6 Bände 
angeſchwollene „fundtner⸗Neubert“, der wiederholt in 
der IW eingehend beſprochen worden iſt, brachte ſoeben ſeine 
33. Ergänzungslieferung heraus. Die neue Lieferung bietet dem 
Bezieher auf 160 Seiten die neueſten Geſetze bzw. die Neufaſſun⸗ 
gen alter Texte mit Erläuterungen und 11 Seiten Inhalts- und 
Stichwortverzeichnis, die mit zu den wichtigſten Beſtandteilen 
für den Gebrauch dieſer umfangreichen Sammlung zählen. 

Es würde zu weit führen, alle in der 33. Lieferung wieder⸗ 
gegebenen Geſetze aufzuzählen. Es ſeien daher nur die wichtigſten 
genannt. Im Mittelpunkt des Intereſſes dürfte für den Bezieher 
des „Pfundtner⸗ Neubert“ hier wohl die Deviſengeſetz⸗ 
gebung ſtehen, die in einheitlicher Folge begonnen mit dem Geſetz 
über die Deviſenbewirtſchaftung, über DurchfVO. und Richtlinien 
hin die ganze Materie nach dem neueſten Stand erſchöpfend zu⸗ 
ſammenfaßt. Dadurch fallen alle auf den verſchiedenſten Blättern 
verſtreuten Einzelbeſtimmungen fort; eine weſentliche Erleichte⸗ 
rung für den Benutzer! Unter der Rubrik Finanzweſen er⸗ 
ſcheint das neugefaßte GemeindeumſchuldungsG., unter der Ru⸗ 
brik Rechtspflege u. a. die VO. über die Laufbahn für das 
Amt des Richters und des StA. 

Da der Bezugspreis bei dem ſtändig wachſenden Umfange 
des Stoffes an den Bezieher allmählich ſehr hohe Anforderungen 
ſtellt, hat der Verlag entgegenkommend den Preis für die Blätter, 
die die Deviſengeſetzgebung, AusfVO. zum RJagdch., Gemeinde 
umſchuldungsG. und einige andere Beſtimmungen enthalten, zum 
halben Preiſe geliefert. 9 
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| Reichsgericht: Ziviifachen | 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


1. Wurde bei käuflicher Übertragung eines 
Werkes vom Übernehmer die Verpflichtung ein⸗ 
gegangen, einem bisherigen, von ihm nicht über⸗ 
nommenen Vorſtandsmitglied eine lebensläng⸗ 
liche Penſion uſw. zu bezahlen, fo gelten für die 
Möglichkeit, dieſe Bezüge herabzuſetzen, die 
Beſtimmungen der Not VO. v. 6. Nov. 1931. Da- 
bei ſind die Verhältniſſe der Übernehmerin 
maßgebend. Bei Prüfung, welche Leiſtungen 
der Übernehmerin noch zuzumuten ſeien, ſind 
alle erheblichen Punkte zu berückſichtigen, 
namentlich auch, welche Vermögensſtücke auf die 
Übernehmerin übergegangen find, auf denen 
die Zahlungspflicht für die Penſion beruht, und 
auf welche Vorgänge die eingetretene Vermö⸗ 
gensminderung zurückzuführen iſtef) 

Der Kl. war ſeit 1905 Vorſtandsmitglied der V.⸗Werke 
H. und St. AktG. Er hatte zuletzt einen v. 27. Febr. 1925 
datierten, bis 31. Dez. 1931 laufenden Anſtellungsvertrag, 
er mangels einjähriger Kündigung vor Ablauf jeweils um 
ein Jahr weitergelaufen wäre. Im Jahre 1926 wurde die 
Her Werft des „V.“ nebſt Patenten und ſonſtigen gewerb⸗ 
lichen Schutzrechten der Her und Ster Betriebe von der 
AktG. W., der Nechtsvorgängerin der am 28. Dez. 1926 in 
B. gegründeten Bekl. („Deſchimag“) aufgekauft, wobei die 
„W.“ den Kl. nicht mit in ihren Dienſt übernehmen wollte. 
Der Kl. trat in den Ruheſtand. Unter den Kaufbedingungen 
befindet ſich in 8 20 als Teil des Kaufpreiſes die „Zah⸗ 
ung der dem Käufer mitgeteilten und von ihm anerkannten 
vierteljährlich im voraus zahlbaren Penſionsverpflichtungen 
ab 1. Jan. 1927 mit der Maßgabe, daß die Penſions⸗ 
berechtigten“ — darunter der Kl. mit 60 000 ./ jährlich 
für feine Lebenszeit und 30 000 RM Witwenpenſion, ſowie 
je 6000 RM Erziehungsbeihilfe jährlich für feine Kinder als 
Vollwaiſen — „hieraus ohne weiteres unmittelbare Rechte 
gegen den Käufer und deſſen Rechtsnachfolger erwerben“. 
Dabei iſt beſtimmt, die Käuferin ſei verpflichtet, den Ver⸗ 
käufer bis zur Höhe der übernommenen Penſionsverpflich⸗ 
tungen freizuſtellen, ſoweit die Berechtigten den Verkäufer 
oder ſeine Penſionskaſſe nicht aus der Haftung entlaſſen. 
em Kl. wurde nach ſeinem Ausſcheiden die volle Penſion, 
zuletzt durch die Bekl. Deſchimag, gezahlt. Mit Schreiben 
v. 29. Sept. 1932 ſetzte die Bekl. ihm unter Berufung auf 
die eingetretene Wirtſchaftskriſe mit Wirkung v. 1. Jan. 1933 
ab ſeine Penſion auf ein Fünftel, alſo 12000 AM jährlich, 
erab, ebenſo die Witwenpenſion und die Erziehungsbeihilfen 
für den Fall ihrer künftigen Auszahlung auf den fünften 
Teil mit 6000 RM und 1200 RM. Sie ſtützte dieſe Maß⸗ 
nahme auf Teil 5 Kap. III der 3. NotVO. v. 6. Sept. 1931 
(RGBl. I, 537 [557 „Herabſetzung übermäßig hoher Dienſt⸗ 
vergütungen“. Hiermit war der Kl. nicht einverſtanden. Er 
erhob innerhalb der ihm geſetzten Friſt bis 15. Nov. 1932 
die gegenwärtige Klage, mit der er zunächſt für das 1. Viertel⸗ 
jahr 1933 Zahlung weiterer 12000 RM (neben anerkannten 
3000 AM) nebſt Zinſen verlangte und weiter die bis zum 
Schluß aufrechterhaltene Feſtſtellung, beantragte, daß die in 
dem Schreiben v. 29. Sept. 1932 ausgeſprochene Herab⸗ 
feßung der Witwenpenſion und der Erziehungsbeihilfe für 
a Kinder nicht berechtigt fei. Das LG. hat die Unanwend⸗ 
arkeit der NotVO. auf den vorliegenden Sachverhalt an⸗ 
genommen und der Klage in dieſem Umfang ſtattgegeben. 


Das BG. ſieht in den Bezügen des Kl. und den künf⸗ 
tigen Bezügen ſeiner Hinterbliebenen Verſorgungsbezüge i. S. 
des 5 4 Not O. v. 6. Okt. 1931. Es findet unter Berückſichti⸗ 
gung der in RG. 140, 18 = JW. 1933, 2324 aufgeſtellten 
Grundſätze, daß es ſich beim Kl. um ein Ruhegehalt, nicht um 
eine Abfindung handle; die Bezüge ſeien dem Kl., der, wie 
als erwieſen angeſehen wird, früher keinen Rechtsanſpruch 
auf eine Penſion gehabt habe, mit Rückſicht auf ſeine dem 
V. geleiſteten Dienſte in untrennbarem Zuſammenhang mit 
den Übernahmeverhandlungen zwiſchen V. und W. eingeräumt 
worden. Inſofern, als die Löſung des Verhältniſſes zum 
Kl., den die W. nicht mit habe übernehmen wollen, nur 
gegen Zahlung einer Entſchädigung wegen ſeines langjährigen 
Vertrages möglich geweſen ſei und daher die Bezüge mit 
aus dieſem Grunde zugebilligt ſeien, liege eine Abfindung vor. 

Die Rev. vertritt die Unanwendbarkeit der NotVO. vom 
6. Okt. 1931 mit der Ausführung, die NotVO. ſei jeden⸗ 
falls dann nicht anwendbar, wenn die Bekl. nicht eine be⸗ 
ſtehende Penſionsverpflichtung übernommen habe. 

Hinſichtlich der Unanwendbarkeit der Not VO. ift jedoch 
der Rev. nicht beizupflichten. Auszugehen iſt davon, daß die 
NotVO. das Herabſetzungsrecht dem Dienſtberechtigten 
gegenüber dem Dienſtverpflichteten oder im Falle der 
Zahlung von Verſorgungs⸗ und ähnlichen Bezügen nach 8 4 
gegenüber dem früheren Dienſtverpflichteten und ſeinen 
Hinterbliebenen gewährt (Kap. III 88 1, 4). Es handelt ſich 
um ein aus dem Grunde der Weltwirtſchaftskriſe im Jahre 
1931 mit dem Ziele der Anpaſſung der deutſchen Wirtſchaft 
an die Weltwirtſchaft (vgl. Pünder: JW. 1931, 3617) zu⸗ 
gelaſſenes Geſtaltungsrecht des aus einem vor der Not VO. 
abgeſchloſſenen Dienſtvertrag zahlungspflichtigen (gegenwärti⸗ 
gen oder im Falle des SA früheren) Dienſtberechtigten. 
Rechtlich läßt ſich dieſe Herabſetzung als Teilrücktritt vom 
Vertrag wegen veränderter Verhältniſſe bezeichnen, wobei nach 
§1 für bie Zuläſſigkeit neben der Unzumutbarkeit der Weiter⸗ 
zahlung des Ganzen (oder genauer des Überſchießenden) die 
Geſchäfts⸗ oder Vermögenslage des Dienſtberechtigten oder 
die veränderte allgemeine Wirtſchaftslage maßgebend ſind, 
die die volle Bezahlung als übermäßig hoch erſcheinen laſſen 
müſſen. Was nun der Kl. hier ſamt feinen einſtigen Hinter⸗ 
bliebenen zu empfangen hat, für ſeine Perſon nach der Herab⸗ 
ſetzung durch die Bekl. in Höhe von 12000 Am jährlich heute 
noch ausbezahlt erhält, nach dem inſoweit nicht angefochtenen 
Urt. in Höhe von 22 500 RM jährlich bekommen ſoll und 
nach feinem Reviſionsautrag noch in Höhe von 40000 RM 
jährlich fordert, iſt, wie der Vorderrichter mit Recht an⸗ 
genommen hat, ſeinem Weſen nach Verſorgungsbezug i. S. 
des § 4 Not O., nicht Kaufpreis. Zwar iſt richtig, daß die 
Bekl. in einem Kaufvertrag die Zahlungen an die 
Penſionsempfänger des V. mit Einſchluß des Kl. über- 
nommen hat, und daß die Bekl. mit ihren Zahlungen an die 
Empfänger, denen dabei zugleich ein unmittelbares Recht 
hierauf gegenüber der Bekl. ausdrücklich eingeräumt worden 
iſt, ihre Kaufpreisſchuld an den V. abzutragen gehabt hat. 
Aber den Penſionsempfängern iſt nicht ein Teil eines be⸗ 
ſtimmten oder beſtimmbaren, dem Verkäufer ſelbſt zu zah⸗ 
lenden Kaufpreiſes abgetreten worden, wie dies in dem von 
der Rev. zur Stütze ihrer Anſicht herangezogenen, durch 
Urt. des 7. Ziv Sen. des RG. v. 23. Okt. 1934, VII 111/34, 
entſchiedenen Fall eines früheren Direktors der Hanomag 
gegen die Übernehmerin ihrer Lokomotivbauabteilung der 
Fall war und zu der Entſch. führen mußte, daß dieſer Kauf⸗ 
preisteil einer Herabſetzung nach der Noto. durch die Kaufe 
preisſchuldnerin nicht zugänglich ſei. Vielmehr liegt hier die 
Sache ſo, daß die W. in dem Kaufvertrage in Anrechnung 
auf den Kaufpreis die Penſionsleiſtungen übernahm, die der 
V. ſchon zu machen hatte, oder die er im Zuſammenhang 
mit dem Kaufgeſchäft noch auf ſich nehmen mußte. Gegenüber 
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den Penſionsberechtigten ſollte die W. im Wege der befreien⸗ 
den Schuldübernahme an die Stelle des V. als Allein⸗ 
ſchuldnerin der Penſionsverpflichtungen treten; das ergibt ſich 
aus der beſonderen Beſtimmung, die der Kaufvertrag für 
den Fall trifft, daß „die Berechtigten den Verkäufer oder 
ſeine Penſionskaſſe nicht aus der Haftung entlaſſen“ ſollten. 
Die Zuſicherung in dem Kaufvertrage, daß die „Penſions⸗ 
berechtigten hieraus ohne weiteres unmittelbare Rechte gegen 
den Käufer und deſſen Rechtsnachfolger erwerben“ ſollten, 
diente neben einer Klarſtellung dieſer Rechtslage auch dazu, 
den Penſionsberechtigten in jedem Falle den Zugriff auf 
die W. zu ermöglichen. Sie hätten, wenn die beabſichtigte be⸗ 
freiende Schuldübernahme an ihrer Genehmigungsverweige⸗ 
rung ſcheiterte, im Zweifel keinen unmittelbaren Anſpruch 
gegen die Käuferin erworben ($$ 415 Abſ. 3, 329 BGB.); 
dieſen Zweifel löſte die Abrede zu ihren Gunſten. Im Ver⸗ 
hältnis des V. und der W. war dieſe Schuldbefreiung 
allerdings ein Teil der Käuferleiſtung; das änderte aber 
weder im Verhältnis des V. noch im Verhältnis der W. 
zu den Penſionsberechtigten etwas daran, daß dieſe lediglich 
ihre Penſionsanſprüche gegen einen neuen Schuldner geltend 
machen konnten, aber keinerlei Kaufpreisanſprüche erwarben. 
Das erhellt ohne weiteres für die Verſorgungsberechtigten, 
die beim Abſchluß des Kaufvertrages ſich bereits im Genuß 
einer Penſion befanden. Es gilt aber ebenſo für den Kl., der 
im Kaufvertrag keine Sonderbehandlung erfahren hat, und 
es gilt, wiewohl er bis zum Abſchluß des Kaufvertrages 
weder Penſion bezogen noch einen rechtlich geſicherten An⸗ 
ſpruch auf eine ſolche gegen den V. gehabt hat. Auch fein 
Anſpruch an die W. Bekl. iſt feinem Weſen und Inhalt nach 
Penſionsanſpruch, wie der Vorderrichter mit Recht an⸗ 
genommen hat. Das wird weder dadurch in Frage geſtellt, 
daß ſein Anſpruch auf die Bezüge erſt im Augenblick des 
Zuſtandekommens des Kaufvertrages rechtlich entſtanden iſt, 
ſoweit es ſich um Verſorgung mit Ende des Dienſtvertrages 
handelte, noch dadurch, daß in den Bezügen zugleich die Ab⸗ 
findung für die vorzeitige Aufhebung ſeines Dienſtvertrages 
mit dem V. ſteckt. Wegen vorzeitiger Aufhebung dieſes noch 
auf fünf Jahre laufenden Dienſtvertrages mit beträchtlichen 
Bezügen — nach dem Anſtellungsvertrag jährlich 36 000 Art 
Gehalt, 20000 RM Unkoſtenvergütung, 5% Gewinnanteil 
aus den Exträgniſſen jedes Geſchäftsjahres mit 14000 AM 
garantiertem Mindeſtbetrag, Unfallverſicherung mit hoher 
Summe — hätte der Kl. von dem V. eine Entſchädigung 
zu fordern gehabt, wenn es nicht zu einer Einigung zwiſchen 
beiden gekommen wäre. Dieſe Einigung iſt, wenn nicht ſchon 
vor dem Abſchluß des Kaufvertrages für den Fall ſeines 
Zuſtandekommens mit dem vereinbarten Inhalt, ſo jeden⸗ 
falls auf das Zuſtandekommen hin mit dieſem Inhalt durch 
die Annahme der Vertragsleiſtungen der W. an Stelle des 
V. dahin getroffen worden, daß der Kl. vom V. ſtatt Scha⸗ 
denserſatz und „moraliſch“ oder nach der übung beim V. 
zu erwartender Altersverſorgung mit Vertragsende die Zu⸗ 
wendung eines frühzeitigen Penſionsanſpruchs in der Geſtalt 
des Zahlungsanſpruchs an die W. erhalten und angenom⸗ 
men hat. 

Hierbei handelt es ſich nun allerdings im Verhältnis 
zwiſchen ihm und dem Verkäufer um eine Leiſtung des V., 
der der Dienſtberechtigte und teils rechtlich, teils „moraliſch“ 
Zahlungspflichtige ihm gegenüber allein geweſen iſt und 
Dienſtberechtigter i. S. des Dienſtvertrages auch allein ge⸗ 
blieben iſt, nachdem die W. die Dienſte des Kl. abgelehnt hat. 
Nach dem Wortlaut der NotVO. war alſo als „Dienſt⸗ 
berechtigter“ zur Herabſetzung der dem Kl. zugewendeten 
Verſorgungsanſprüche auch nur der V. berechtigt und waren 
ſeine Verhältniſſe dafür maßgebend. Das kann aber nur 
gelten, wenn und ſolange der „Dienſtberechtigte“ noch in 
irgendwelchen Rechtsbeziehungen zu dem „Dienſtverpflich⸗ 
teten“ ſteht, insbeſ. gegenüber dem früheren Dienſtverpflich⸗ 
teten Schuldner des zur einſeitigen reinen Geldzahlungspflicht 
gewordenen (R ArbGG. 9, 337, 339) Verſorgungsanſpruchs 
iſt. Liegt dagegen dem früheren Dienſtberechtigten eine ſolche 
Zahlungspflicht nicht mehr ob, hat er vielmehr einen anderen 
zur Zahlung rechtswirkſam angewieſen, ſo daß er ſelbſt von 


der Pflicht zur Zahlung befreit iſt, ſo kann nach Sinn und 
Zweck der NotVO. das Herabſetzungsrecht nicht mehr dem 
früheren Dienſtberechtigten zuſtehen, ſondern muß dem jetzt 
Zahlungspflichtigen zukommen. Der Geſetzgeber der Not VO. 
wollte mit Rückſicht auf die Wirtſchaftsnot jedenfalls inſoweit, 
als kein Eingriff in andere Rechtsverhältniſſe und rechtliche 
Belange in Betracht kommt, die Zahlungserleichterung dem 
mit der Zahlung Belaſteten gewähren, auf den daher das 
Herabſetzungsrecht nach Maßgabe ſeiner wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe übergehen muß. Es hätte keinen Sinn, dem gar 
nicht mehr intereſſierten, vollends aber einem gar nicht mehr 
vorhandenen früheren Dienſtberechtigten ein Geſtaltungsrecht 
zu geben, für deſſen Ausübung die wirtſchaftliche Beziehung 
zwiſchen Laſt und Vermögensſtand fehlt. In der gleichen 
Linie liegen auch die ſpäteren, allerdings bisher nicht in 
Wirkſamkeit getretenen Anordnungen in den folgenden VO. 
für die ſubventionierten Unternehmungen — wozu die Bekl. 
zählte —, ſchon im $ 3 Kap. V VO. v. 4. Sept. 1932 ſelbſt 
und beſonders deutlich im 87 DurchfVO. dazu. Mit Recht 
hat der Vorderrichter den Schluß aus der hier erfolgten aus⸗ 
drücklichen Anordnung auf die Unzuläſſigkeit der Ausübung 
des Herabſetzungsrechts nach der NotVO. durch jeden anderen 
Zahlungspflichtigen als den früheren Dienſtberechtigten wegen 
Fehlens beſonderer Beſtimmungen in dieſer NotVO. ab⸗ 
gelehnt Im Ergebnis iſt alſo jedenfalls aus dieſem Grunde 
dem Vorderrichter darin beizutreten, daß die Bekl. das 
Herabſetzungsrecht an ſich auszuüben befugt iſt. 

Dem läßt ſich nicht entgegenhalten, wie es der Erſt⸗ 
richter getan hat, daß der Verkäufer aus dem Kaufvertrage 
ebenfalls das Recht habe, Leiſtung an die Ruhegehalts⸗ 
empfänger zu fordern, und daß ihm gegenüber eine Herab⸗ 
ſetzung der Leiſtungen nach der Not O. nicht in Betracht 
komme, weil es ſich zwiſchen ihm und der Käuferin nicht um 
einen Anſpruch aus einem Dienſtvertrag, ſondern um einen 
Anſpruch aus einem Kauf handle. In dem Kaufvertrage hat 
der Käufer allerdings die Zahlung ziffermäßig beſtimmter 
Penſionen übernommen. Dieſe ziffermäßige Beſtimmung 
kann aber nicht dahin verſtanden werden, daß Ruhegehälter 
in dieſer Höhe ſtets und unter allen Umſtänden zu zahlen 
waren. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß die Übernahme der 
Penſionslaſten ihrer Natur nach ein gewagtes Geſchäft war, 
deſſen in Ziffern ausgedrückte Bedeutung daher nur auf die 
Zeit ſeines Abſchluſſes bezogen werden konnte. Es folgt 
weiter aus der Intereſſenlage. Der Verkäufer konnte nur 
den Zweck verfolgen, ſicherzuſtellen, daß der Käufer die 
Ruhegehälter uſw. in der Weiſe und bis zu der Höhe zahle, 
in der ſie die Berechtigten jeweils zu fordern hätten. Mehr 
als die Berechtigten ſelbſt konnte der Verkäufer nicht ver⸗ 
langen. Gibt daher der Geſetzgeber nachträglich dem allein 
zahlungspflichtigen Käufer das Recht, die Ruhegehälter uſw. 
herabzuſetzen und damit die Anſprüche der Berechtigten von 
Rechts wegen zu beſchränken, ſo verletzt der Käufer nicht ſeine 
Vertragspflicht gegenüber dem Verkäufer, wenn er nunmehr 
nur noch die herabgeſetzten Beträge zahlt. 

Dagegen iſt der Rev. inſoweit durch Aufhebung des 
Urt. in dem dem Kl. ungünſtigen Teil bis zur Höhe ſeines 
jetzt noch verfolgten Klaganſpruches und durch Zurückver⸗ 
weiſung in dieſem Umfang an das BG. Folge zu geben, 
als ſie rügt, daß der Vorderrichter nicht alle für die Zu⸗ 
mutungsfrage und die Angemeſſenheit der neuen Bezüge 
erheblichen Punkte berückſichtigt habe. Der Kl. hat die ihm 
zugeſagte Penſion durch volle ſechs Jahre, ein Jahr über 
den Zeitpunkt hinaus, auf den ſein Dienſtvertrag ordentlicher⸗ 
weiſe durch Kündigung hätte beendigt werden können, un⸗ 
verkürzt genoſſen. Der Vorderrichter hat ihm nun wegen der 
beſonders ſchlechten Vermögenslage der Bekl. nach Eiutritt 
von Millionenverluſten für ſeine Perſon nur mehr etwas 
über ½ ſeines Bezuges, das Anderthalbfache des geſetzlichen 
Mindeſtbetrages, als „angemeſſenen“ Betrag, der Witwe die 
Hälfte des zugeſagten Betrages als den geſetzlich, 8 5 Not⸗ 
VO., nicht zu unterſchreitenden Betrag zuerkannt. 

Mit Recht beſchwert ſich die Rev. darüber, daß im Urt. 
diejenigen Tatſachen keine Berückſichtigung gefunden haben, 
die über den Zugang an Vermögen bei der W. und in der 
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Folge bei der Bekl. aus dem Kaufvertrag vorgebracht wor⸗ 
den ſind, auf dem rechtlich und wirtſchaftlich die Zahlungs⸗ 
pflicht der Bekl. an den Kl. und einſt ſeine Witwe beruht. 
Dieſe Tatſachen beſtehen nach dem klägeriſchen Sachvortrag 
in einem doppelten: einem ſog. „Verſchrottungserlös“ aus 
der Verſilberung der vom V. durch den Kaufvertrag über⸗ 
nommenen Werte, der den zwiſchen V. und W. feſtgeſetzten 
Kaufpreis einſchließlich der (nach klägeriſchem Vorbringen von 
der Bekl. mit 2 Mill. RM bilanzierten) Rentenzahlungen an 
die Penſionsberechtigten des V. bei weitem überſtiegen und 
der Bekl. erheblichen Gewinn gebracht haben ſoll, ſodann dem 
Ertrag der nicht verſilberten V.⸗Patente an Lizenzeinnahmen, 
von denen geſagt wird, ſie reichten zu, um die gejamten, 
Rentenzahlungen zu beſtreiten. Davon wäre allerdings der 
„Verſchrottungserlös“ etwas nachträglichen Verluſt Aus⸗ 
geſetztes geweſen, wenn, wie der Vorderrichter ausſpricht, 
ſeit der Übernahme rieſige Vermögenswerte bei der Bekl. 
verlorengegangen ſind. Die Lizenzeinnahmen wären aber etwas 
längere Zeit Bleibendes, ein Einkommen, das auch jetzt noch 
den vollen Aufwand für die Penſionszahlungen decken ſoll, 
die mit dem Kaufvertrag übernommen worden ſind. Beides 
hat der Vorderrichter im Rahmen ſeiner Ausführungen 
darüber, daß die Bezüge des Kl. erheblich herabzuſetzen 
ſeien, mit dem Satze erledigt: „Mag auch damals der V. 
zu günſtigen Bedingungen übernommen ſein, ſo ſind doch 
ſeitdem rieſige Vermögenswerte verlorengegangen.“ Nach dem 
Sinn der Rev., die dieſem Beſchwerdepunkt einen beſonderen 
Abſchnitt widmet, ſoll die Beſchwerde über Nichtberückſichti⸗ 
gung — in erſter Linie aus ſachlich-rechtlichem Irrtum, in 
zweiter Linie aus Nichtbeachtung des 8 286 ZPO. — nach 
jeder Richtung erhoben fein, in der die vorgebrachten Tat⸗ 
ſachen auf das Urteilsergebnis hätten einwirken können. Sit 
Betracht fommen dabei die Unzumutbarkeit der Zahlung der 
vollen Bezüge nach Treu und Glauben, ohne welche jede 
Herabſetzung ausgeſchloſſen iſt, und falls dieſe zu bejahen iſt, 
die Bemeſſung des angemeſſenen Betrags, der noch zu zahlen 
iſt. Beide vorgebrachten Tatſachengruppen — der „Ver⸗ 
ſchrottungserlös“, erheblichen Gewinn in ſich begreifend, und 
die andauernden Lizenzeinnahmen aus den mitgekauften V.⸗ 
Patenten — gehören hier dem Gebiet der Vermögenslage der 
nun an ſich zur Vornahme der Herabſetzung befugten Bekl. 
an. Sie wären daher — anders als im Falle RGZ. 139, 
230 (236 mit 231, 234) JW. 1933, 1010 die Gewinne, 
die der nicht dienſt⸗ und herabſetzungsberechtigten, nur ſpäter 
als Geſamtſchuldnerin neben der Dienſtberechtigten und mit 
ihrer Geſchäfts⸗ und Vermögenslage allein maßgebenden 
Erſtbekl. eingetretenen Zweitbekl. bei ihrer Verſchmelzung 
mit einer anderen Geſellſchaft zugefloſſen ſein ſollten — bei 
der Prüfung der Frage der Zumutbarkeit der Weiterzahlung 
der vollen vertraglich übernommenen Bezüge, wie, nach einer 
Verneinung der Zumutbarkeit einer Vollzahlung, bei der 
Feſtſetzung der angemeſſenen Bezüge mit in Betracht zu 
ziehen geweſen. Läge die Sache ſo, daß gerade die unter 
der Laſt der Zahlung der Penſionsverpflichtungen über⸗ 
nommene Vermögensmaſſe oder der an deren Stelle er⸗ 
worbene Geldwert bei der Bekl. erhalten geblieben wäre oder 
daß ein noch vorhandener Teil der Vermögensmaſſe (die 
Patente) andauernd Erträgniſſe abwürfe, die zur Deckung 
er übernommenen Laſten zureichten, ſo könnten Treu und 
Glauben die Berückſichtigung dieſes Sachverhalts, ſei es mit 
der Wirkung der Verneinung des Rechts zur Herabſetzung 
oder mit der Wirkung der höheren Feſtſetzung des angemeſ⸗ 
ſenen Betrages bei Zulaſſung einer Herabſetzung der Bezüge 
überhaupt, gebieten. Das Nähere nach Maßgabe des feſt⸗ 
zuſtellenden tatſächlichen Sachverhalts zu beſtimmen, iſt Auf⸗ 
gabe des Tatſachenrichters. Daß er aber geglaubt hat, im 
Hinblick auf die Größe der Geſamtverluſte der Bekl. gar 
nicht auf den Sachverhalt mit dieſen beſonderen Werten, mit 
denen die zu erfüllende Leiſtung einen rechtlichen und natür⸗ 
lichen Zuſammenhang aufweiſt, eingehen zu müſſen, iſt als 
ein ſachlich⸗rechtlicher Irrtum zu betrachten, der Abhilfe 
zwecks Nachholung des Verabſäumten erfordert. 

R Die Rev. führt weiter Beſchwerde darüber, daß der 
Vorderrichter ein Eingehen auf die Frage abgelehnt hat, 


worauf die Verluſte der Bekl. beruhen, dazu hat der Kl. 
geltend gemacht, der Verluſt, 14 180000 RM nach der vor⸗ 
liegenden Bilanz mit Gewinn⸗ und Verluſtrechnung für das 
6. Geſchäftsjahr 1931, ſei ſchon vor der Wirtſchaftskriſe von 
1931 durch beſondere Verwaltungsfehler der Bekl. entſtanden. 
Daß derartige Umſtände für die Zumutbarkeit der Fort⸗ 
zahlung der Bezüge nach Treu und Glauben von Bedeutung 
fein können, iſt ſchon in RGZ. 139, 230 (232) = JW. 1933, 
1010 bemerkt. Fortzahlung kommt hierbei ſowohl i. S. einer 
ungekürzten (die zur Zeit nicht mehr verlangt wird), als auch 
i. S. einer höheren Fortzahlung in Betracht. Hier ſchlägt auch 
die andere Reviſionsbemerkung ein, es berührte den Kl., worauf 
er ſchon im erſten Rechtszug hingewieſen habe, nicht, wenn die 
Bekl. nicht die Liquidationsüberſchüſſe (den „Verſchrottungs⸗ 
erlös“) dazu benutzt habe, die Penſionszahlungen, darunter 
ſeine eigene, durch Sonderanlagen ſicherzuſtellen. Hiermit 
wird auch ein zu Laſten der Bekl. gehendes Verſchulden der 
Verwaltung der Bekl. geltend gemacht. Auch dieſe Punkte be⸗ 
dürfen einer nachträglichen Würdigung. 

(U. v. 15. Febr. 1935; II 299/34. — Hamburg.) [K.] 


= Rg. 147, 84.) 


Anmerkung: Die Entſch. iſt in den Grundgedanken zutreffend, 
erweckt aber in Einzelheiten gewiſſe Bedenken. 


1. Nach 8 4 der 3. NotVO. des Rpräſ. zur Sicherung von 
Wirtſchaft und Finanzen uſw. v. 6. Okt. 1931 Teil 5 Kap. III (Her⸗ 
abſetzung übermäßig hoher Dienſtvergütungen) finden die Vorſchr. des 
§ 1 entſprechende Anwendung auf Verſorgungs⸗ und ähnliche Be⸗ 
züge eines Dienſtverpflichteten oder ſeiner Hinterbliebenen. 

Nach der Entſch. (NG. 140, 18 ff. = JW. 1933, 2324) muß es 
ſich um Bezüge handeln, die einem Dienſtverpflichteten gerade mit 
Rückſicht auf die von ihm früher geleiſteten Dienſte gewährt werden. 
Darunter fallen alſo nicht Abfindungen, durch die man den 
Verzicht auf die Fortſetzung des Dienſtvertrages erkauft. Entſcheidend 
ſind nach dieſer Entſch. nicht die Höhe der zu zahlenden Beträge, 
auch nicht die Art der Zahlung, ſondern die mit der Übernahme der 
Zahlungsverpflichtung verfolgte Abſicht. 

Nun iſt es ſehr wohl denkbar, daß derartige Bezüge, die einem 
Dienſtverpflichteten zugeſagt werden, ſowohl Entgelts⸗ wie auch Ab⸗ 
findungscharakter haben. Hier ſoll anſcheinend die überwiegende Ab⸗ 
ſicht entſcheiden. Dementſprechend nimmt der Sen. in unſerem Falle, 
wo der Kl. auf eine 20jährige Dienſtzeit bei V. zurückblicken 
Konnte, während der Dienſtvertrag noch auf fünf Jahre weiterlief, 
als die überwiegende Abſicht an, dem Kl. eine Altersverſorgung zu 
ewähren und ihm nur nebenbei für ſein freiwilliges früheres Aus⸗ 
cheiden eine Abfindung zu geben. 

Hier regen ſich Bedenken. Man kann eine Abfindung auch in 
Form einer Rente geben. Wie ſoll es gehalten werden, wenn die Ab⸗ 
ſicht, eine Abfindung zu geben, mehr oder minder gleichwertig neben 
der Verſorgungsabſicht ſteht und der Verſorgungsanſpruch mit Rück⸗ 
ſicht auf den Abfindungsanſpruch erhöht worden iſt. Wenn man hier 
wegen der gewählten Form der Rentenverpflichtung einen überwiegen⸗ 
den Verſorgungsanſpruch annimmt, läßt man in Wahrheit die Form 
und nicht die Abſicht entſcheiden. Richtiger dürfte es ſein, zu fragen, 
wieweit ſachlich die Rente dem Verſorgungszweck und dem 
Abfindungszweck zu dienen beſtimmt iſt. 

2. Geht man einmal davon aus, daß der dem Kl. zuſtehende 
Zahlungsanſpruch den Charakter eines Verſorgungsanſpruchs 
haben ſollte, dann erſcheint die Annahme des Urt. allerdings nur 
folgerichtig, daß er dieſen Charakter auch nicht dadurch verloren hat, 
un die Übernahme der Rentenverpflichtung als Kaufpreisteil 
erfolgte. 

Das RG. begründet dieſe Annahme aus dem Geſichtspunkt der 
befreienden Schuldübernahme. Nun iſt es allerdings richtig, 
daß bei ihr die Kauſalvereinbarung zwiſchen dem Übernehmer und 
Urſchuldner keinen Teil des Übernahmeverkrages ſelbſt darſtellt, daß 
ſich vielmehr der Übernehmer an Stelle des bisherigen Schuldners 
zum Schuldner derſelben Schuld macht. Dementſprechend verſagt ja 
auch § 417 BGB. dem Übernehmer Einwendungen aus dem der 
Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältnis. 

Aber der Verwendung dieſes Geſichtspunkts in unſerem Falle 
fteht entgegen, daß der Kl. bis zum Abſchluß des Kaufvertrages 
zwiſchen V. und W. noch gar keinen Rechts anſpruch auf 
eine Penſion gegen den V. hatte, ſondern nur einen Rechts⸗ 
anſpruch auf Entſchädigung wegen etwaiger vorzeitiger Aufhebung 
ſeines noch auf fünf Jahre laufenden Dienſtvertrages. Wenn man 
deshalb den Einfluß der Kauſalbeziehungen unterſuchen will, wird 
man zutreffender mit den Geſichtspuntzten arbeiten, die beim Ver⸗ 
trag zugunſten Dritter entwickelt worden ſind (vgl. etwa 


221* 


1764 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Enneccerus⸗Lehmann, Lehrbuch [12.1 8 35V S. 139 f.). Um 
feiner moraliſch begründeten Penſionszahlungspflicht und feiner recht⸗ 
lich begründeten Entſchädigungspflicht nachzukommen, verpflichtete 
der bisherige Dienſtberechtigte (V.) den Übernehmer des Werkes (W.) 
zur Begr. einer Penſionszahlungspflicht zugunſten des Kl., die an 
Stelle ſeiner Verpflichtungen dieſem gegenüber treten ſollte. 

Wenn auch dieſer Penſionszahlungspflicht des Verſprechenden 
(W.) im Verhältnis zum begünſtigten Dritten ein beſonderer Rechts⸗ 
grund fehlt, ſo erhält ſie doch hier nach den Parteiabreden ihre 
inhaltliche Prägung und Beſchränkung aus der Beziehung zwiſchen 
dem Verſprechensempfänger (V.) und dem begünſtigten Dritten (Kl.). 
Auch bei dieſer Begr. iſt der Anſpruch des Kl. als Verſorgungs⸗ 
anſpruch zu behandeln. 

Unſere Fallgeſtaltung läßt freilich erſt recht erkennen, wie 

ſchwierig es im Einzelfall ſein kann, feſtzuſtellen, ob die überwiegende 
Abſicht auf Verſorgung oder Abfindung gerichtet war. Gerade vom 
Standpunkt des übernehmenden Werkes (W.) aus, das nicht in 
den Anſtellungsvertrag mit dem teuren Kl. für fünf weitere Jahre 
eintreten wollte, drängt ſich auf, daß die Rentenzahlung zum Teil 
Abfindungscharahter für den Kl. hatte. So muß fie aber zum Teil 
auch das veräußernde Werk gewertet haben. 
4 3. Wenn man den Ruhegehaltscharakter des Klaganſpruchs auf 
der ganzen Linie einmal bejaht, dann erſcheint es weiterhin auch 
folgerichtig, das Herabſetzungsrecht dem Zahlungsverpflich⸗ 
teten zu geben. Da die Not O. die Herabſetzung der Zahlungs- 
pflichten aus ſolchen Verſorgungsanſprüchen mit Rückſicht auf die 
Wirtſchaftsnot ermöglichen wollte, würde die Verſagung dieſes 
Geſtaltungsrechts gegenüber dem Übernehmer einer ſolchen Verſor⸗ 
gungsſchuld die Gläubiger aus derartigen Verſorgungs⸗ 
anſprüchen ganz willkürlich vor anderen begünſtigen und 
den Schuldübernehmer ganz grundlos benachteiligen. 

Auf der anderen Seite erhebt ſich das Bedenken, daß die Ab⸗ 
ſtellung auf die Verhältniſſe des jetzigen Schuldners die Lage des 
Verſorgungsberechtigten verſchlechtern könne. Aber 
darüber dürfen ſich die Verſorgungsberechtigten nicht beſchweren, 
wenn ſie den Übernehmer des Werks als Schuldner mit befreiender 
Wirkung angenommen haben. Die Übernahme derartiger Verſor⸗ 
gungsanſprüche iſt für alle Teile ein gewagtes Geſchäft, auch für 
den Verſorgungsberechtigten. 

4. Die Härte der Entſch., daß die Verhältniſſe des übernehmers 
maßgebend ſind, wird dadurch gemildert, daß das RG. eine beſondere 
Berückſichtigung verlangt der übernommenen Werte, auf denen die 
Zahlungspflicht des Übernehmers beruht, ihrer Schickſale und der 
Urſachen der Vermögensminderung. Das iſt durchaus beifallswert. 

Wenn man für den Charakter des Zahlungsanſpruchs die über⸗ 
wiegende Abſicht entſcheiden läßt und ihn zu einem reinen Verſor⸗ 
gungsanſpruch ſtempelt, müßte man aber m. E. bei der Berückſichti⸗ 
gung aller Umſtände auch den Umſtand in Betracht ziehen, daß (und 
zu welchem Teil) ein Zahlungsanſpruch ſachlich den Charakter 
einer Abfindung auf einen rechtlich begründeten Entſchädigungs⸗ 
anſpruch hat. Der Hinweis darauf, daß der Kl. die volle Penſion 
ſchon ſechs Jahre bezogen habe, bedeutet eine ſolche Berückſichtigung 
noch nicht. 

Das wird klar, wenn man unterſtellt, daß die Vertragſchließen⸗ 
den eine ziffernmäßige Trennung zwiſchen dem Verſorgungs⸗ und Ab⸗ 
findungsanteil vorgenommen hätten. Dann würde dieſer von dem 
Kürzungsrecht überhaupt nicht betroffen und jener nur für die 
Zukunft. 

Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 


* 


* 2. teht3wtrlungenfaßkungsmäßiger Ver⸗ 
pflichtung einer Bau⸗ und Siedlungsgenoſſen⸗ 
ſchaft, ein von ihr bebautes Grundſtück einem 
Mitgliede zuübereignen. f) 

Der Berg. führt unter Bezeichnung einer Anzahl von 
Entſch. des R., darunter RG. 110, 241 = ZW. 1925, 
1111; 126, 221 = JW. 1930, 2695 aus, die Mitglieder 
einer Genoſſenſchaft, deren Zweck es ſei, ihren Mitgliedern 
Wohnungen durch Überlaffung von Häuſern zu Eigentum zu 
verſchaffen, bekämen ein unentziehbares Recht auf Über⸗ 
laſſung des Eigentums ſchon dann, wenn die Verpflichtung, 
einem Genoſſen ein Grundſtück auf Verlangen käuflich zu 
überlaſſen, in den Satzungen begründet ſei und die berufenen 
Organe der Genoſſenſchaft die Überlaffung eines Hauſes an 
den Genoſſen in ſatzungsmäßiger Weiſe beſchloſſen und dieſen 
Beſchluß ihm mitgeteilt hätten. Durch den Beſchluß der Gen⸗ 
Verſ. v. 23. Okt. 1921 habe alſo der bekl. Ehemann ein un⸗ 


entziehbares Recht auf Überlaſſung des Eigentums an dem 
Haufe Nr. 2 erworben. Denn nach 8 2 der Satzung der Kl. 
ſei ihr Zweck der, ihren Mitgliedern Kleinwohnungen in eigens 
gebauten oder angekauften Häuſern durch Überlaſſung zu 
Eigentum zu verſchaffen, und nach 8 11 Nr. 2 ſeien die Mit⸗ 
glieder berechtigt, ſich um käufliche Überlaſſung eines Hauſes 
zu bewerben. Eine Beſchränkung auf Einfamilienhäuſer ent⸗ 
hielten dieſe Beſtimmungen nicht, ſie bezögen ſich alſo auch 
auf Häuſer mit zwei Familienwohnungen. Die Mitglieder 
verſammlung v. 23. Okt. 1921 habe in ſatzungsmäßiger Weile 
beſchloſſen, daß dem Bekl. das Haus Nr. 2 zugewieſen werde, 
und habe den Beſchluß auch dem Bekl. mitgeteilt, der darauf 
ſofort am 6. Nov. 1921 15000 % an die Genoſſenſchaft ge 
zahlt habe. Das hierdurch erworbene unentziehbare Recht habe 
ihm deshalb nur mit ſeiner Zuſtimmung wieder entzogen wer⸗ 
den können. Da die Erteilung dieſer Zuſtimmung von der Kl. 
nicht behauptet worden ſei, ſei der den Beſchluß v. 23. Okt. 
1921 wieder aufhebende Beſchluß der Gen Verſ. v. 12. März 
1922 als wirkungslos zu bezeichnen. Daher ſei auch darin, 
daß die Vorſtandsmitglieder S. und M. am 8. April 1922 
dem Bekl. das Haus aufgelaſſen hätten, keine unerlaubte 
Handlung zu erblicken. An der Begründung dieſes unentzieh⸗ 
baren Rechtes habe ſich dadurch nichts geändert, daß die Kl. 
befugt geblieben fei, die Überlaſſungsbedingungen nach Maß⸗ 
gabe der Satzungen und der auf ihrer Grundlage beſchloſſenen 
Beſtimmungen noch näher feſtzuſetzen. Die Nichtigkeit einer 
dieſer Überlaſſungsbedingungen habe demnach auch keine Rück⸗ 
wirkung auf das allgemeine Recht auf Überlaſſung ausüben 
können. Wenn alſo auch die in dem Kaufvertrag v. 8. April 
1922 unter den Parteien vereinbarte Bedingung, daß der bell. 
Ehemann Mitglied der Genoſſenſchaft bleiben müſſe, ſolange 
ſie beſtehe, nichtig geweſen ſei, ſo ſei dadurch das Recht des 
Bekl. auf Überlaſſung eines Hauſes nicht berührt worden. 
Die Auflaſſung v. 8. April 1922 habe deshalb nicht des 
rechtlichen Grundes entbehrt, die Kl. könne ſomit nicht auf 
Grund des 8 812 BGB. Rückauflaſſung des Hauſes ver- 
langen. Ein ſolches Recht habe der Kl. aber auch nicht auf 
Grund der Erwägung zugeſtanden werden können, daß ſie 
vielleicht das Recht habe, an die Stelle der nichtigen Beſtim⸗ 
mung gem. 88 315, 316 BGB. eine andere zu ſetzen, z. B 
zu verlangen, daß ihr gem. § 2 der Satzungen ein Wieder⸗ 
kaufsrecht eingeräumt werde. Denn abgeſehen von der Frage, 
ob ſie ein ſolches Verlangen jetzt überhaupt noch ſtellen könne, 
liege auf jeden Fall bis jetzt kein gültiger Beſchluß der zu⸗ 
ſtändigen Organe der Kl. darüber vor, daß an die Stelle der 
nichtigen Überlaſſungsbedingung eine andere geſetzt werde. Den 
in NG. 91, 335 — JW. 1918, 224; 130, 209 JW. 1931, 
798 als ſelbſtverſtändlich bezeichneten Satz, daß, wer als Ge⸗ 
noſſe ausſcheide, ſomit aufhöre, die Laſten der Genofjen- 
ſchaft zu tragen, auch die Vorteile nicht mehr genießen könne, 
die ſie böte, auf den vorl. Fall zu übertragen, beſtünden Be⸗ 
denken. Denn in den dort entſchiedenen Fällen habe es ſich 
um Vorteile gehandelt, die entweder ihrer Natur nach nicht 
dauernd ſeien (Darlehen, Rohſtoffbezug) oder bei denen die 
Rückgewähr vertraglich vorgeſehen geweſen ſei (Wiederkaufs⸗ 
recht). Hier aber handle es ſich um eine Leiſtung der Ge⸗ 
noſſenſchaft, die ihrer Natur nach auf Dauer berechnet, ein⸗ 
malig und endgültig ſei (übertragung von Eigentum), ohne 
daß ein Vorbehalt wegen der Rückgabe der Leiſtung gemacht 
worden ſei. Es liege alſo ein beſonders gearteter Fall vor, 
wobei aus dem Umſtand, daß die Leiſtung ihrer Natur nach 
auf Dauer berechnet ſei, bei dem Mangel eines Vorbehalts 
der Schluß gezogen werden milffe, daß die Leiſtung dem Ge⸗ 
noſſen auch bei ſeinem Austritt aus der Genoſſenſchaft ver⸗ 
bleiben ſolle. Daher könne die Kl. ihren Herausgabeanſpruch 
auch nicht auf den Austritt des Bekl. aus der Genoſſenſchaft 
ſtützen. Habe die Kl. aber keinen Herausgabeanſpruch an den 
bekl. Ehemann, ſo ſtehe ihr ein ſolcher auch nicht gegen die 
Ehefrau zu. Denn wenn das Haus an ſie als Miteigen⸗ 
tümerin zum halben Anteil aufgelaſſen worden ſei, ſo habe 
dies nur geſchehen können, weil ihr Ehemann ihr ſeinen An⸗ 
ſpruch auf Auflaſſung zur Hälfte abgetreten habe, was formlos 
zuläſſig geweſen ſei. Das ſei auch durch die Satzungen der 
Kl. nicht verboten. Die Abtretung ſei auch von der Ver 
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tretung der Genoſſenſchaft durch die Auflaſſung anerkannt 
worden. 

Nicht beigetreten werden kann zunächſt der vom Ber R., 
der die Rechtsbeſtändigkeit des Kaufvertrags v. 8. April 1922 
weder ausdrücklich bejaht noch ausdrücklich verneint, vertre⸗ 
tenen Anſicht, daß die am gleichen Tag erklärte Auflaſſung 
den ſie rechtfertigenden Grund durch ein genoſſenſchaftliches 
Übertragungsrecht des bekl. Ehemannes, der dann ſeinen Auf⸗ 
laſſungsanſpruch zur Hälfte an ſeine mitbekl. Ehefrau rechts⸗ 
wirkſam abgetreten habe, empfangen habe. Der Rechtsgrund 
für dieſe Auflaſſung v. 8. April 1922 iſt allein der an die⸗ 
ſem Tag vom damaligen Vorſtand der Kl. mit den beiden 
Bekl. als unmittelbaren Erwerbern durch Kauf zu Miteigen⸗ 
tum mit hälftigem Anteil geſchloſſene Kaufvertrag, und 
zwar dieſer Kaufvertrag mit der Geſamtheit ſeiner Bedingun⸗ 
gen. Wäre dieſer Kaufvertrag gem. $ 139 BGB. im ganzen 
nichtig, weil er beſtimmt, daß der damals als Mitglied der 
Genoſſenſchaft angehörige kaufende Ehemann für die geſamte 
Zeit des Beſtehens der Genoſſenſchaft deren Mitglied bleiben 
müſſe und — falls er dahin auszulegen wäre, daß auch die 
kaufende Ehefrau neben dem Ehemann die Mitgliedſchaft 
erwerben müffe — gleiches auch für fie gilt, und weil dieſe 
Beſt. nicht nur gegen 8 5 Abſ. 1 der Satzung der Kl., fondern 
auch gegen die zwingende Geſetzesvorſchrift in § 65 Abi. 1 
GenG. verſtößt und aus dieſem Grunde nach § 65 Abi. 3 
Genc. ohne rechtliche Wirkung iſt, fo wäre der Rechtsgrund 
für die in Wirklichkeit vollzogene Auflaſſung von Anfang an 
rechtlich nicht vorhanden geweſen. Die Bekl wären gem. 8812 
Satz 1 BGB. verpflichtet, der Kl. das auf ihre Koſten ohne 
rechtlichen Grund erlangte Eigentum an dem Grundſtück her⸗ 
auszugeben, wie das die Klage fordert, jetzt unter Zulaſſung 
einer klägeriſchen Pflicht zur Ausgleichung der von den Bekl. 
empfangenen Leiſtungen. Ein anderes Recht, das am 
8. April 1922 aufgelaſſene Grundſtück zu Eigentum übertragen 
zu erhalten, alſo namentlich das vom BerR. angenommene ge⸗ 
noſſenſchaftliche Übertragungsrecht, das nach der Rſpr. des 
RG. ohne die in 8 313 Abſ. 1 BGB. für Verpflichtungsver⸗ 
träge zur Grundſtücksübertragung vorgeſchriebene Rechtsform 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung wirkſam ſein 
könnte, wäre nur geeignet, gegenüber dem Herausgabeanſpruch 
nach dem auch dem geltenden Recht angehörenden (NG. 126, 
383 [385]) Grundſatz: dolo facit, qui petit, quod redditurus 
est eine Argliſteinrede gegen die Klageforderung zu begründen. 

In Wahrheit beſteht aber auch ein ſolches genoſſenſchaft⸗ 
liches Übertragungsrechk nicht, nicht für den bekl. Ehemann 
und demnach auch nicht für die bekl. Ehefrau, deren Recht, da 
ſie nicht Genoſſin war und es nicht geworden iſt, nur von 
ihm abgeleitet ſein könnte. Der Ber. jtübt dieſes Übertra⸗ 
gungsrecht nicht auf die Satzung der Kl. allein, ſondern auf 
ſie in Verbindung mit einem Zuweiſungsbeſchluß der außer⸗ 
ordentlichen GenVerſ. v. 23. Okt. 1921 und deſſen Mitteilung 
an den bekl. Ehemann. Soweit die Rev. hierzu eine Bemänge⸗ 
lung deswegen vorbringt, weil im Urt. geſagt ſei, die Gen⸗ 
Verſ. habe „beſchloſſen und mitgeteilt“, während doch eine 
ſolche Verſammlung eine Mitteilung gar nicht machen könne, 
auch nur zur Beſchlußfaſſung berufen, nicht aber zur Vertre⸗ 
tung der Genoſſenſchaft bei Willenserklärungen gegenüber einem 
Dritten zuſtändig ſei, erledigt ſich der Anſtand dadurch, daß 
der bekl. Ehemann ſelbſt als Vorſtandsmitglied in der Gen⸗ 
Verſ. v. 23. Okt. 1921 anweſend war und mitgewirkt, auch in 
dem vorgelegten Protokollbuch das über die Verſammlung 
aufgenommene Protokoll mitunterzeichnet hat. Einer beſon⸗ 
deren Mitteilung des Beſchl. der Verſammlung an ihn durch 
den zu ſeiner Ausführung berufenen Vorſtand in anderer Be⸗ 
ſetzung hätte es unter dieſen Umſtänden für die Entſtehung 
eines durch den Beſchl. und ſeine Eröffnung ihm zufließenden 
genoſſenſchaftlichen Rechtes nicht mehr bedurft. Nicht geltend 
gemacht iſt von der Rev. der Zweifelspunkt, ob denn dem Bekl. 
durch den Beſchl. der Gen Verſ. überhaupt ein beſtimmtes Haus, 
eben das ihm nachher verkaufte Nr. 2, zugewieſen worden ſei, 
da doch nach der Feſtſtellung des Urt. nur eine Liſte derjenigen 
Genoſſen, die „ein Haus“ käuflich erhalten ſollten, bekauntge⸗ 
geben und angenommen worden iſt, im Protokoll ſelbſt es auch 
nur heißt, „die in Frage kommenden Käufer“ ſeien bekanntgegeben 


worden, und ſchwerlich vor dieſer Verſammlung, in der dar⸗ 
über geſtritten wurde, ob die Häuſer verkauft werden ſollten 
oder nicht, ausgemacht war, welches einzelne Haus jeder vor⸗ 
geſehene Genoſſe erhalten würde, und dann der Verſammlung 
auch die Entſch. darüber zugemutet und überlaſſen worden iſt, 
wem jedes einzelne der 16 Häuſer zufallen ſollte. Daran 
würde auch der Umſtand nicht ohne weiteres etwas ändern, 
daß die für den Erwerb vorgeſehenen Genoſſen in einem dieſer 
Häuſer bereits wohnten und dann naturgemäß ihre Kauf⸗ 
abſicht auf das bereits bewohnte Haus ſich richtete. Dieſer 
Punkt kann aber ausſcheiden, ebenſo die Frage, ob nicht 
deshalb, weil über die anderen Häuſer verfügt iſt, das Recht 
des bekl. Ehemannes ſich nur mehr auf dieſes Haus richten 
kann oder konnte. Denn die Satzung der Kl. gibt dem Ge⸗ 
noſſen nach § 2 Abſ. 1 und auch nach 8 11 Ziff. 2 ein Recht 
auf Erwerb eines Hauſes zu Eigentum ſchlechthin nicht; 
vielmehr überläßt es 82 der Genoſſenſchaft, ob fie die 
Häuſer, worin den Mitgliedern geſunde und zweckmäßig ein⸗ 
gerichtete Kleinwohnungen zu billigen Preiſen verſchafft wer⸗ 
den ſollen, zu Eigentum oder in Erbbaurecht oder in Miete 
geben will, und § 11 a. a. O. geſtattet nur dem Mitglied, 
fi um käufliche Überlaffung eines Hauſes „zu bewerben“, 
womit zunächſt die Freiheit der Genoſſenſchaft, das eine oder 
andere zu tun, gewahrt iſt. Dieſe Bewerbung ſoll „nach den 
hierüber ergehenden beſonderen Beſtimmungen“ geſchehen dür⸗ 
fen. Daß aber derartige beſondere Beſtimmungen, die etwa 
dem Genoſſen bei ihrer Einhaltung ein Recht auf ein Haus 
eingeräumt hätten, bei der Kl. im Okt. 1921 erlaſſen waren 
oder ſpäter erlaſſen worden ſind, iſt von keiner Seite vor⸗ 
gebracht. Offenbar weil es an ſolchen Beſtimmungen fehlte, 
richtete ſich auch der Beſchluß der GenVerſ. v. 23. Okt. 1921 
darauf, daß die Häuſer an Genoſſen verkauft werden ſoll⸗ 
ten, was nur heißen kann, daß dieſen Genoſſen erſt durch den 
Kaufvertrag und nach Maßgabe ſeiner Bedingungen das Recht 
auf Übertragung eines der Häuſer, die zu Geld gemacht wer⸗ 
den mußten, erwachſen ſollte. Die Häuſer, ſo heißt es im 
Protokoll, „werden dem Verkauf unterſtellt“. Hierbei konnte 
die Verſammlung durchaus davon ausgehen, daß der zur 
Vornahme der Verkäufe berufene Vorſtand ſich hierbei auch 
nach den ſchon in der Satzung enthaltenen Beſtimmungen über 
„Erwerbshäuſer“ richten, alſo namentlich gem. § 2 Abſ. 2 
Satz 2 ein Wiederkaufsrecht „zwecks Ausſchluß der Speku⸗ 
lation“ vorbehalten werde. Wenn das in dem Kaufvertrag 
v. 8. April 1922 nicht geſchehen iſt und die Genoſſenſchaft im 
Falle der Rechtsbeſtändigkeit des Kaufvertrags unter anderen 
rechtlichen Geſichtspunkten an die Rechtshandlung des ſie 
nach außen vertretenden Vorſtands gebunden wäre, ſo ergibt 
doch das Ausgeführte, daß der bekl. Ehemann ein genoſſen⸗ 
ſchaftliches Eigentumsübertragungsrecht an dem Hauſe ohne 
Abſchluß eines Kaufvertrages nicht erlangt hat. So, 
wie in dem vom Vorderrichter angezogenen Fall RGZ. 110, 
241 (246) = ZW. 1925, 1111, daß Überlaſſungsbedingungen 
nur „nach Maßgabe der Satzungen und der auf Grund der 
Satzungen beſchloſſenen Beſtimmungen noch näher feſt⸗ 
zuſetzen“ geweſen wären, liegt hier die Sache nicht. Es fehlt 
an allen weiteren Beſtimmungen, als daß ein Verkauf ſtatt⸗ 
finden ſollte und gemäß der Satzung ein Wiederkaufsrecht 
vorzubehalten war, und es iſt nichts dafür beigebracht, daß 
der Kl. oder ihrem Vorſtand die Bedingungen des Erwerbs 
im Verhältnis zum bekl. Ehemann nach allen Richtungen ein⸗ 
ſeitig feſtzuſetzen geſtattet ſein ſollte. Mit den in Betracht 
kommenden Genoſſen als Käufern war eine vertragliche Eini⸗ 
gung herbeizuführen. Danach iſt der Abweiſungsgrund des 
Ber. nicht haltbar. 

Vielmehr wird nun zu prüfen fein, ob nicht am 8. April 
1922 von dem damals beim Verkauf handelnden Vorſtand auch 
ohne die nach beiderſeitigem Anerkenntnis ungültige Be⸗ 
dingung des Verbleibenmüſſens der Käufer oder wenigſtens 
des Ehemannes und der Beſitznachfolger in der Genoſſenſchaft 
dennoch zu den urkundlichen Bedingungen im übrigen ver⸗ 
kauft worden wäre, ob alſo 8 139 BGB. mit feiner grund⸗ 
ſätzlichen Beſtimmung, daß das ganze Rechtsgeſchäft nichtig 
iſt, wenn ein Teil nichtig iſt, aus beſonderen Gründen keine 
Anwendung zu finden hat. Dabei wird die Erwägung geboten 
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ſein, ob der Vorſtand nicht etwa deswegen von der ſatzungs⸗ 
mäßig gebotenen Anbedingung des Wiederkaufsrechts der Ge⸗ 
noſſenſchaft Abſtand genommen hat, weil er eben der nich⸗ 
tigen Bedingung halber des Wiederkaufsrechts entraten zu 
können glaubte. Weiter wird, falls der Ber R. zu der Entſch. 
gelangt, daß der Vertrag im übrigen trotz der Nichtigkeit der 
einen Bedingung ebenſo abgeſchloſſen worden wäre, der Ein⸗ 
wand der Kl. zu würdigen ſein, daß die Bekl. aus dieſem 
Vertrag ihr gegenüber Rechte nicht erlangt hätten, weil die 
damals handelnden zwei Vorſtandsmitglieder als Vertreter 
der Verkäuferin und der bekl. Ehemann, das damalige dritte 
Vorſtandsmitglied, in gegenſeitigem Zuſammenwirken, auch 
durch Abſchluß entſprechender Verkäufe über andere Häuſer, 
an die zwei dem Bekl. gegenüber handelnden Vorſtandsmit⸗ 
glieder, abſichtlich und mit Wiſſen und Willen auch der bell. 
Ehefrau, zum Nachteil der Genoſſenſchaft gehandelt hätten, 
woraus die Herausgabepflicht als Schadenserſatzleiſtung er⸗ 
wachſen konnte (RG Z. 145, 311 [314/15 JW. 1935, 
10125: Urt. dieſes Sen. v. 8. Jan. 1935, II 152/34). Soweit 
Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs eingetreten und gel⸗ 
tend gemacht iſt, käme nach $ 852 Abſ. 2 BGB. immer noch 
die Pflicht zur Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung in Betracht. 

Schließlich geböte ſich aber noch eine Nachprüfung, ob 
nicht im Anſchluß an die vom Berg. ſelbſt angeführten Entſch. 
RG. 91, 335 = JW. 1918, 224; 130, 209 JW. 1931, 
798, gegen deren Anwendung auf den vorl. Fall der Berg. 
Bedenken getragen hat, eine andere Stellung zu der Frage 
einzunehmen iſt, ob der bekl. Ehemann und damit auch ſeine 
Ehefrau, die ihr Recht nur durch ſeine Genoſſenſchaftsmit⸗ 
gliedſchaft erlangt hat, zur Herausgabe des Hauſes nach 
Wegfall der Geſchäftsgrundlage der Genoſſenſchaftsmitglied⸗ 
ſchaft für den Kaufabſchluß und dadurch gerechtfertigtem Rück⸗ 
tritt der Kl. vom Vertrag (§ 812 Abſ. 1 Satz 2 1. Fall 
BGB.) verpflichtet iſt. Der BerR. trägt hiergegen Bedenken 
namentlich deswegen, weil hier abweichend von dem Fall 
RG. 130, 209 kein Wiederkaufsrecht vereinbart iſt. Aus 
dem Mangeln des Vorbehalts eines ſolchen Rechts müſſe, 
ſo glaubt er, der Schluß gezogen werden, daß die Leiſtung 
dem Genoſſen auch bei ſeinem Austritt aus der Genoſſenſchaft 


verbleiben ſolle. Die Berechtigung dieſes Schluſſes unterliegt 


aber Bedenken. Auch hier kommt wieder in Betracht, daß zwar 
kein Wiederkaufsrecht in dem Kaufvertrag v. 8. April 1922 
vorbehalten, wohl aber die notwendige Mitgliedſchaft nicht 
nur des Erwerbers, ſondern auch des jeweiligen Eigentümers 
des Hauſes bedungen worden iſt. Daraus läßt ſich wohl eher 
der gegenteilige Schluß ziehen, daß kein freies Eigentum an 
dem Hauſe erworben werden ſollte. Dazu treten die übrigen 
Beſtimmungen der Ziff. VII des Kaufvertrages, die den 
Käufern der Genoſſenſchaft gegenüber beſtimmte Pflichten 
hinſichtlich der Erhaltung des baulichen Zuſtandes des Grund⸗ 
ſtücks auferlegen, der Verkäuferin Beſichtigungen, offenbar zu 
Zwecken der Nachprüfung der Erfüllung dieſer Verpflichtun⸗ 
gen, vorbehalten, bauliche Anderungen jeder Art, insbeſ. die 
Neuerrichtung von Gebäuden, ferner die Aufnahme von 
Untermietern, den Beginn und die Fortſetzung eines Gewerbe⸗ 
und Wirtſchaftsbetriebs von ihrer Erlaubnis abhängig machen 
und fordern, daß alles das auch dem zum Erwerb der Mit- 
gliedſchaft bei der Genoſſenſchaft zu verpflichtenden Beſitz⸗ 
nachfolger auferlegt werde. All das ſpricht für den Willen 
dauernder Beſchränkung des Eigentums durch Rechte der Ge⸗ 
noſſenſchaft als ſolcher, nicht bloß durch Verkäuferrechte, wie 
ſie auch ſonſt bei Grundſtücksverkaufen ausbedungen werden 
mögen, wenn ein beſonderes Intereſſe des Verkäufers, etwa 
als Grundſtücksnachbar, dazu Anlaß gibt. Das Haus iſt dem 
bekl. Ehemann als Genoſſen verkauft worden, wie der 
GenVerſBeſchl. mit der darin liegenden bindenden Weiſung 
an den Vorſtand und die jetzt als nichtig betrachtete Geſchäfts⸗ 
bedingung unter VII des Kaufvertrages ergibt. Trotz des 
Geldbedarfs der Genoſſenſchaft war der freie Verkauf an den 
Meiſtbietenden, Genoſſen oder Nichtgenoſſen, nicht verlangt 
oder auch nur zugelaſſen. Die Genoſſenſchaft gedachte ſich 
allem nach mit dem Verkauf ebenſowohl an ihre Satzung zu 
halten, als ihrer Geldverlegenheit zu entledigen. Daß an die 


bekl. Ehefrau mitverkauft worden iſt, woraus die Kl. jetzt zu 
ihren Gunſten, auch in der Rev., weitreichende Folgen für die 
Ungültigkeit des Verkaufs von Anfang an ableiten will, ändert 
nichts. Die Beteiligung der Ehefrau als Miteigentümerin mit 
hälftigem Anteil bedeutet bei der rechtlichen Natur des Mit- 
eigentums nach §s 1008 ff. BGB. nicht, daß dem Ehemann 
und Genoſſen nicht Eigentum am ganzen Anweſen zugefallen 
iſt, ſondern nur, daß eine innere Ausgeſtaltung des Eigen⸗ 
tums zwiſchen den Eheleuten, denen nach dem Zweck der Ge⸗ 
noſſenſchaft ein Eigenhaus doch gemeinſam dienen ſoll, vor⸗ 
liegt, die als ſolche weder bei dem damals handelnden Vor⸗ 
ſtand noch jemals ſonſt bei der Genoſſenſchaft bis zum Aus⸗ 
tritt des Ehemannes einen Anſtand erregt hat. Im Kauf⸗ 
vertrag ſelbſt iſt der Eintritt der Ehefrau neben dem Ehe⸗ 
mann ausdrücklich nicht gefordert, und noch in der BerBegr. 
hat die Kl. erklärt, die Ehefrau ſpiele nur die formelle Rolle, 
und ihr ſei das Anweſen nur deswegen zum Miteigentum 
übertragen worden, weil dies auf dem Lande ſo üblich ſei, 
woraus dann dort die Folge gezogen wird, ſie müſſe die 
gegen ihren Ehemann vorl. Einwendungen auch gegen ſich 
gelten laſſen. Derſelbe Schluß hätte ſich gem. § 404 BGB. 
für den BerR. aus ſeiner Annahme einer hälftigen Abtretung 
des Anſpruchs des Ehemanns auf Auflaſſung ergeben. Es 
wird keinem Zweifel unterliegen können, daß der Verkauf 
an die Bekl. nicht abgeſchloſſen worden wäre, wenn der Ehe⸗ 
mann ſchon zuvor aus der Genoſſenſchaft ausgeſchieden wäre 
oder auch nur gekündigt gehabt hätte. Iſt aber die Ge⸗ 
noſſeneigenſchaft des bekl. Ehemannes Grundlage des Ver⸗ 
kaufs und der Auflaſſung des Anweſens geweſen, ſo kann 
es für die Anwendbarkeit des in den beiden angeführten 
Entſch. des RG. ausgeſprochenen Grundſatzes, daß der Genoſſe 
bei ſeinem Austritt den Verluſt der genoſſenſchaftlichen Vor⸗ 
teile, auch wenn es ſich um eine Herausgabe handelt, mit in 
Kauf nehmen muß, nur noch darauf ankommen, ob den Käu⸗ 
fern mit dem Verkauf zu dem feſtgeſetzten Preis zuzüglich 
ihrer im Vertrag nicht erwähnten, aber für die Genoſſenſchaft 
wegen des Schuldentilgungszwecks bei dem Verkauf der Häuſer 
weſentlichen Vorauszahlung von 15000 PM. am 6. Nov. 
1921 wirklich ein genoſſenſchaftlicher Vorteil zu⸗ 
gewendet worden iſt. Dieſe Frage iſt einer Erörterung noch 
gar nicht unterzogen worden. Wäre ſie zu bejahen, weil die 
Genoſſenſchaft, dazu inſtand geſetzt durch die ihr zuteil ge⸗ 
wordene Schenkung von Grund und Boden und die Geld- 
beſchaffung der Treuhandgeſellſchaft, die Häuſer an die Ge⸗ 
noſſen erheblich unter ihrem gemeinen Verkaufswert zu über⸗ 
laſſen ſich entſchloſſen hat, ſo dürften die Bekl. das Haus, in 
deſſen Übertragung die genoſſenſchaftliche Zuwendung ſteckt 
und das nunmehr dem Genoſſſenſchaftszweck entfremdet würde, 
nach ihrem Austritt nicht mehr behalten, ſondern müßten es 
auf Verlangen wegen Wegfalls des Grundes der Zuwendung 
an die Genoſſenſchaft herausgeben. 


Als Verſchränkung des Rechts des Genoſſen zur Auf⸗ 
kündigung iſt, wie ein Wiederkaufsrecht (NGZ. 130, 209 
[211/12] = 3%. 1931, 798), jo auch ein ſolcher Verluſt der 
Genoſſenvorteile nicht anzuſehen (RGZ. 91, 335 — ZU. 
1918, 224). Natürlich gilt das Geſagte nicht für alle Bau⸗ 
genoſſenſchaften ſchlechthin. Die Sache wird anders liegen 
3. B. bei Genoſſenſchaften, die, wie im Falle RG. 126, 218 
JW. 1930, 2695, ihren Zweck darin ſehen, den Ge⸗ 
noſſen in Anpaſſung an ihre Bedürfniſſe gegen beſtimmte 
Zahlungen Reihenhäuſer zu erſtellen, die alſo ungefähr die 
Rolle des Bauunternehmers für die einzelnen Genoſſen ſpie⸗ 
len, um ihnen Eigenhäuſer mit freiem Eigentum zu ver⸗ 


ſchaffen. 


Daß dem Herausgabeanſpruch der Kl. mit Rückſicht auf 
die Entgegennahme und Ausnutzung der Leiſtungen der Bekl. 
der Einwand der gegenwärtigen Argliſt entgegenſtehe, wie der 
erſte Richter unter Bezugnahme auf RGZ. 135, 374 = JW. 
1932, 2972 ausgeſprochen hat, hat der Berg. nicht ange 
nommen. Nach den Klageanträgen ſollen dieſe Leiſtungen, 
denen auch die Nutzung des Anweſens durch die Bekl. gegen⸗ 
überſteht, Zug um Zug gegen die Rückübertragung des An⸗ 
weſens in dem Maße, wie berechtigt, herausgegeben werden. 
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Für die Kl. handelt es ſich um die grundſätzliche und für 
ihren Beſtand erhebliche Frage, ob ſie in ſolchen Fällen nicht 
nur das Anweſen, ſondern auch die Leiſtungen auf den Ge⸗ 
ſchäftsanteil entbehren muß, und darum, ob, wie ſie für den 
Fall des Obſiegs der Bell. als bevorſtehend hält, dem Bei⸗ 
ſpiel der Bekl. auch die übrigen Erwerber der weiter ver- 
kauften 15 Häuſer werden folgen können. 


(U. v. 12. März 1935; II 324/34. — München.) [K.] 
Anmerkung: I. Das RG. ſetzt ſich mit der ſehr wichtigen grund⸗ 
ſätzlichen Frage auseinander, ob ein ſatzungsmäßig verbrief⸗ 
tes Mitgliedſchaftsrecht auf Übertragung eines Hau⸗ 
ſes einen wirkſamen Anſpruch des Genoſſen auf Übereignung zu 
enthalten vermag. Die Satzung allein ergibt hier noch nichts für die 
Annahme eines ſolchen unentziehbaren Rechts. Sie ſpricht nur in 
allgemeiner Form den Genoſſen die Anwartſchaft nach Maßgabe 
beſtimmter Bedingungen auf die Übertragung eines Hauſes zu. 
Dieſes Anwartſchaftsrecht bleibt als mitgliedſchaftsbedingtes Recht der 
erfügung der Genoſſenſchaft unterworfen, gehört nicht etwa dem 
Kreis der körperſchaftlichen Individualrechte an und iſt, abgeſehen 
von dem Erfordernis ſatzungsändernder Mehrheit, nur inſoweit ge⸗ 
ſchützt, als es nur allen Mitgliedern gleichmäßig entzogen und be⸗ 
einträchtigt werden kann. 

Die rechtliche Situation ändert ſich jedoch durch Konkreti⸗ 
ſierung dieſer unbeſtimmten Anwartſchaft, d. h. durch Zuweiſung 
eines beſtimmten Kaufobjekts an den Genoſſen und Übernahme der 
Verpflichtung durch die Genoſſenſchaft, dieſes Haus dem Genoſſen zu 
berlaſſen. Damit verwandelt ſich die Anwartſchaft in ein unentzieh⸗ 
bares Mitgliedſchaftsrecht. In Erfüllung dieſer Verpflichtung wird 
ſodann der Kaufvertrag geſchloſſen und die Übereignung vollzogen. 
er Kaufvertrag erſcheint entbehrlich, wenn die Verpflichtungen der 
Beteiligten ſich ſchon aus der Satzung oder aus den der Satzung an⸗ 
gehängten Geſchäftsbedingungen (hier: Richtlinien) ergeben. 

Ob im vorl. Falle die Konkretiſierung erfolgt iſt, hängt von 
dem Inhalt und der rechtlichen Beurteilung der von der Gen Verf. 
gefaßten Beſchlüſſe (23. Okt. 1921) ab. Zum mindeſten iſt in dieſer 
Beziehung erforderlich, daß das zu überlafjende Haus und der er⸗ 
werbende Genoſſe in einer jeden Zweifel ausſchließenden Weiſe be⸗ 
zeichnet werden, und daß die Gegenleiſtung des Erwerbers genau be⸗ 
ſtimmt iſt. Die übrigen Vereinbarungen können fehlen; es kann in 
dieſer Beziehung angenommen werden, daß der Genaſſenſchaft das 
Recht zuftehen ſoll, gem. § 315 BGB. die Beſtimmung nach billigem 
Ermeſſen zu treffen. Daß es an dieſen Vorausſetzungen hier offen⸗ 
ſichtlich mangelt, iſt dem NG. zuzugeben, wenngleich es m. E. ohne 
Bedeutung iſt, daß der Beſchluß nur von „verkaufen“ ſpricht. Daher 
kommt es auch nicht mehr entſcheidend darauf an, ob es einer 
Mitteilung dieſes Beſchluſſes durch den Vorſtand als ver⸗ 
tretungsberechtigtes Organ an die Bekl. bedurfte. Die Frage wäre 
m. E. zu verneinen, während das RG. offenbar den entgegengeſetzten 
Standpunkt vertritt, da es ſich bemüht, den Zugang an den bell. 
Shemann feſtzuſtellen. Denn die Begründung eines ſolchen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Anſpruchs iſt allein Sache der GenVerſ. Das Recht des 

enoſſen kommt durch den Beſchluß zuftande, einer beſonderen Mit⸗ 
teilung an den Genoſſen bedarf es, wie überhaupt bei ſozialrechtlichen 
Konſtitutivakten, nicht; ſelbſt wenn ſie erfolgen müßte, ſo würde eine 
olche des Verſammlungsleiters genügen, da die ausſchließliche Ver⸗ 
tretungsmacht des Vorſtands nur im Verhältnis zu Dritten, nicht im 
internen Verbandsleben zwingende Vorſchrift iſt. 

Weiterhin wäre es ſehr zweifelhaft, ob nicht auch ſolche Ent⸗ 
ſtehung eines Anſpruchs auf Eigentumsübertragung durch einſeitige 
Willenserklärung der Körperſchaft der Formvorſchrift des 
3313 BG B. unterliegt. Das NE. iſt, da es höchſtens eine Argliſt⸗ 
einrede gegenüber dem Herausgabeanſpruch zubilligen will, offenbar 
geneigt, die Formbedürftigkeit zu bejahen. Der Zweckgedanke des 
9313 erfordert deſſen Anwendung auch in ſolchem Fall, obwohl in 
9313 lediglich von einer vertraglich begründeten Verpflichtung 
55 Grundſtücksübertragung die Rede iſt. Doch iſt der Mangel der 

orm durch die erfolgte Auflaſſung und Eintragung geheilt. 


II. Zutreffend iſt auch die Feſtſtellung des RG., daß der ſpäter 
abgeſchloſſene formelle Kaufvertrag durch das Mitglied- 
ſchaftsverhältnis des Käufers entſcheidend beein⸗ 
flußt wird. Sollte dem Erwerber das Haus nur als Genoſſe über⸗ 
zaſſen werden — und dafür ſpricht nahezu alles in dem mitgeteilten 
Tatbeſtand —, dann traf ihn die Verpflichtung, nach Beendigung 
ſeiner Mitgliedſchaft das Haus auf die Genoſſenſchaft oder einen von 
tejer zu beſtimmenden Genoſſen zurückzuübertragen. Das läßt ſich, 
wie es das RG. tut, durchaus ſchlüſſig mit dem Wegfall der Geſchäfts⸗ 
grundlage und Rücktritt der Genoſſenſchaft vom Kaufvertrag ſowie 
dem daraus reſultierenden Anſpruch der Gen. aus ungerechtfertigter 
Bereicherung begründen. Die hierauf bezüglichen Rechtsausführungen 


ſind für Baugenoſſenſchaften, die Wert darauf legen, die von ihnen 
erſtellten Häuſer nur in der Hand von Mitgliedern zu belaſſen, von 
ganz außerordentlicher Wichtigkeit. Es bedarf hiernach gar nicht der 
vertraglichen Sicherung für den Fall des Austritts des Käufers aus 
der Genoſſenſchaft. Sie iſt ohne weiteres gegeben, wenn aus der Satzung 
oder aus den Umſtänden zweifelsfrei hervorgeht, daß die Genoſſen⸗ 
ſchaft Häuſer nur an Mitglieder abgeben will und an der Einhaltung 
genoſſenſchaftlicher Verpflichtungen bei der Verwendung der erworbe⸗ 
nen Häufer intereſſiert ift. Die kläg. Genoſſenſchaft hätte alſo gar 
nicht nötig gehabt, die Verpflichtung zur Beibehaltung der Mitglied⸗ 
ſchaft in den Kaufvertrag aufzunehmen. 


Allerdings iſt dieſe Herausgabepflicht der Bebl., die das Haus 
in der Inflationszeit erworben haben, mit ſchweren materiellen Ver⸗ 
luſten verbunden. Dieſe haben ſie ſich aber ſelbſt zuzuſchreiben, da ſie 
fi) nicht mit den erworbenen jo großen Vorteilen begnügten, ſondern 
obendrein auch noch die Mitgliedſchaft als einzige noch verbleibende 
Belaſtung loszuwerden ſuchten. Offen bleibt indes die Frage, ob die 
Kl. nicht jetzt noch durch Wiedereintritt in die Genoſſenſchaft, deſſen 
Nichtzulaſſung durch die Kl. dolos wäre, oder durch Veräußerung des 
Hauſes an eine Perſon, die bereit wäre, die Mitgliedſchaft zu er⸗ 
werben, die Herausgabe abzuwenden vermöchten — gewiſſermaßen 
Wiederherſtellung der Geſchäftsgrundlage. 


Die Folgerungen, die ich aus der dargeſtellten Rechtslage ziehe, 
find andere als nach der Meinung des R., ohne daß jedoch das 
Ergebnis ſich verändert. War die ungültige Vertragsbeſtimmung ent⸗ 
behrlich, ſo kann deren Aufnahme in den Vertrag unmöglich nach 
8139 BGB. die Unwirkſamheit des Geſamtvertrags zur Folge haben. 
Außerdem war die Möglichkeit einer Umdeutung nach § 140 zu er⸗ 
wägen. Die ungültige Vereinbarung it wirkſam, wenn man darin 
lediglich die Übernahme einer Verpflichtung zur Rückübertragung des 
erworbenen Hauſes für den Fall des Verluſts der Mitgliedſchaft ſieht. 
Dieſe Annahme liegt um ſo näher, als es der Genoſſenſchaft gar 
nicht ſo ſehr darauf ankam, den Austritt des Genoſſen zu verhüten 
— das zeigt die Verpflichtung des Erwerbers, bei Verkauf dem Käufer 
die Verpflichtung zum Erwerb der Mitgliedſchaft aufzuerlegen —, als 
zu verhindern, daß das Haus in die Hand eines Nichtgenoſſen geriet. 
Unzweifelhaft iſt ferner die weiter übernommene Verpflichtung, das 
erworbene Haus nur an Perſonen zu veräußern, die Mitglied der 
Genoſſenſchaft zu werden verſprechen, nicht ungültig. Die Bedeutung 
der ungültigen Vereinbarung für den Kaufvertrag wird auch durch 
den Mangel des Wiederkaufsrechts, das nach Weiſung der GenVerſ, 
ausbedungen werden ſollte, nicht erhöht. Gewiß konnte durch deſſen 
Ausübung, obwohl in erſter Linie gegen den „Ausſchluß der Spe⸗ 
kulation“ gerichtet, verhütet werden, daß das Haus in die Hand eines 
Nichtgenoſſen geriet oder daß der Erwerber ſeine Mitgliedſchaft aufgab. 
Deswegen blieb doch jene ungültige Vertragsbeſtimmung entbehrlich, 
weil ihr Zweck bereits auf andere Weiſe erreicht war. Es iſt auch 
wahrſcheinlich, daß die Ausübung des Wiederkaufsrechts nach der 
ihm beigegebenen Zweckbeſtimmung auf den Fall beſchränkt fein ſollte, 
wenn das Haus zu einem den Erwerbspreis überſteigenden Verkaufs⸗ 
preis weiterveräußert wurde, zum mindeſten alſo nicht bloß wegen 
Aufgabe der Mitgliedſchaft durch den Käuſer. 


Dieſe Betrachtungen zeigen, daß lediglich der auf die Ungültig⸗ 
keit des Kaufvertrags geſtützte Klagegrund verſagt. Wäre der Kauf⸗ 
vertrag wirklich ungültig, ſo wäre es auch logiſch unrichtig, den 
Herausgabeanſpruch außerdem noch mit dem Wegfall der Geſchäfts⸗ 
grundlage und Widerruf des Kaufvertrags durch die Kl. zu begründen. 
Ein formell ungültiger Kaufvertrag kann nicht noch widerrufen werden. 


III. Grundſätzlich als richtig anzuerkennen find auch die Aus⸗ 
führungen des RG. hinſichtlich der Rückgewähr empfangener 
genoſſenſchaftlicher Vorteile im Falle des Austritts. 
Nur iſt mir zweifelhaft, ob im vorl. Fall, wenn die vom RG. an» 
gedeuteten Vorausſetzungen gegeben wären, die Rückgabepflicht ſich 
auf das Haus erſtreckt. M. E. kann billigerweiſe von den Bekl. 
höchſtens gefordert werden, daß ſie die beſondere Zuwendung, die in 
der niedrigeren Kaufpreisberechnung liegt, durch entſprechende Geld⸗ 
zahlung ausgleichen. Eine weitergehende Pflicht zur Rückgewähr des 
Hauſes läßt ſich nur dann vertreten, wenn man zugrunde legt, daß 
ſchon der Verkauf des Hauſes an fi, ohne Rückſicht auf die hierbei 
gewährten Vorteile, eine dem Käufer lediglich in Anbetracht ſeiner 
Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft gemachte Zuwendung darſtellt. Das 
ſcheint allerdings hier der Fall zu ſein. Das Ergebnis iſt dann das⸗ 
ſelbe wie auf Grund der Betrachtungen zu oben II. Der Herausgabe⸗ 
auſpruch wäre jedoch nicht wie dort auf Wegfall des rechtlichen 
Grundes, ſondern auf Wegfall des mit der Leiſtung bezweckten Er⸗ 
folges ($ 812 Abſ. 1) zu ſtützen. 


Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


3. 8328 BGB. Die Angehörigen des Mie⸗ 
ters einer Familienwohnung haben einen eige⸗ 
nen Vertragsanſpruch gegen den Vermieter hin⸗ 
ſichtlich der gefahrfreien Beſchaffenheit der 
Mieträume. Der gleiche Anſpruch wird im Regel⸗ 
falle auch bei Mietverträgen über gewerbliche 
Räume den Gewerbegehilfen des Mieters zu⸗ 
zubilligen ſein. f) 

Der Kl. zu 1 hat als Mieter im Hauſe der Bekl. Ge⸗ 
ſchäftsräume inne. Der Kl. zu 2, ſein Sohn, war bei ihm 
als Mechaniker angeſtellt. Als der Kl. zu 2 den für die Ge⸗ 
ſchäftsräume des Hauſes beſtimmten allgemeinen Abort auf⸗ 
ſuchte, wurde er dort ohnmächtig und fiel in einen brennen⸗ 
den Holzkohlenofen, der zum Auftauen der eingefrorenen 
Leitung beſtimmt war. 


Gegenüber den Bekl. als den Vermietern hat das BG. 
einen vertraglichen Anſpruch des Kl. zu 2 auf Schadens⸗ 
erſatz anerkannt, deſſen Grundlage der Mietvertrag iſt, den 
der Kl. zu 1 mit dieſen Bekl. abgeſchloſſen hat. Aus dieſem 
Vertrage ſeien die Bekl. verpflichtet, die Mieträume und 
damit auch den dazu gehörigen Abort ſo inſtandzuhalten, 
daß kein gefahrbringender Zuſtand beſtehe. Dieſe Vertrags- 
pflicht liege ihnen auch dem Kl. zu 2 gegenüber ob, denn in⸗ 
ſoweit ſei der beſtehende Mietvertrag ein Vertrag zugunſten 
Dritter i. S. des 8 328 BGB. Zwar enthalte der Vertrag 
keine ausdrückliche Beſtimmung über die Rechte dritter Per⸗ 
ſonen. Die tatſächlichen Umſtände ergäben jedoch bei Be⸗ 
achtung des erkennbar von beiden Vertragsteilen gewollten 
Vertragszwecks und der Verkehrsſitte, daß ein ſolcher Ver⸗ 
trag zugunſten Dritter vorliege. Der Mieter von Geſchäfts⸗ 
räumen habe regelmäßig den Willen, ſeinen Arbeitnehmern 
bezüglich der gefahrfreien Benutzung der Betriebsräume die⸗ 
ſelben Rechte zu verſchaffen, die ihm ſelbſt zuſtänden, zumal 
er als Arbeitgeber den Arbeitnehmern gem. § 618 BGB. 
verpflichtet ſei, die für ihre Dienſtleiſtung erforderlichen 
Räume gefahrfrei zu erhalten. Im vorliegenden Falle trete 
noch hinzu, daß der Kl. zu 1 in ſeinem Geſchäft ſeine beiden 
Söhne beſchäftige, um deren Wohlergehen er als Vater be⸗ 
ſonders beſorgt fein müſſe. Dieſer Vertragswille des Kl. zu 1 
ſei auch für die Bekl. erkennbar geweſen, denn ſie ſeien ſich 
bei der Vermietung bewußt geworden, daß der Mieter das 
in den Räumen einzurichtende Geſchäft nicht ohne Gehilfen 
betreiben wolle. Sie würden unter dieſen Umſtänden beim 
Vertragsabſchluß auch der Aufnahme einer ausdrücklichen 
Beſtimmung i. S. des § 328 BGB. zugunſten des Kl. zu 2 
zugeſtimmt haben. 

Gegen die Annahme eines eigenen Vertragsanſpruchs 
des Kl. zu 2 wendet ſich die Rev. mit Unrecht. 


In der Rſpr. des RG. iſt anerkannt, daß die An⸗ 
gehörigen des Mieters einer Familienwohnung, ſoweit ſie 
in dieſe Wohnung aufgenommen ſind, einen eigenen Ver⸗ 
tragsanſpruch gegen den Vermieter hinſichtlich der gefahren⸗ 
freien Beſchaffenheit der Räume haben (RG. 91, 24 = JW. 
1918, 95; 102, 232; Jurgdſch. 1926 Nr. 1494; Warn Rſpr. 
1921 Nr. 96). Aus Mietverträgen über gewerbliche Räume 
iſt dagegen ein ſolcher Vertragsanſpruch der Gehilfen des 
Mieters bisher nicht allgemein hergeleitet worden. Vielmehr 
hat der 6. ZivSen. im Urt. v. 26. Okt. 1933, VI 272/33, 
dazu ausgeführt, wenn man auch nach den Grundſätzen des 
Vertrags zugunſten Dritter ($ 328 BGB.) für die Familien⸗ 
mitglieder und ſonſtige Angehörige des Hausſtandes des 
Mieters eine ſolche Haftung nach dem Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden annehmen könne, ſo wäre, abgeſehen von einer 
etwaigen ausdrücklichen Erklärung der Vertragsparteien, die 
Ausdehnung eines ſolchen Willens auf Büroangeſtellte des 
Mieters nur unter ganz beſonderen Umſtänden in Erwägung 
zu ziehen. Der vorliegende Fall bietet keinen Anlaß, zu dieſer 
Entf. des 6. ZivSen. und damit zu der Frage nach der 
Möglichkeit eines Vertragsanſpruchs aus 8 328 BGB. bei 
Mietverhältniſſen über gewerbliche Räume allgemein Stel⸗ 
lung zu nehmen. Vielmehr läßt auch der 6. ZivSen. es 
unter beſonderen Umſtänden zu, für Augeſtellte des Mieters 
den vertraglichen Anſpruch aus § 328 BOB. gegen den 


Vermieter feſtzuſtellen. Solche beſonderen Umſtände weiſt der 
vorliegende Fall auf. 

Der Kl. zu 1 hat in den von ihm gemieteten Räumen 
ſeine beiden Sohne, darunter den Kl. zu 2, als Gewerbe⸗ 
gehilfen beſchäftigt. An ihrem perſönlichen Wohlergehen hatte 
er als Vater, wie das BG. hervorhebt, noch ein beſonderes 
Intereſſe. Das BG. führt aus, daß die Vertragsparteien, 
wenn ſie an die Möglichkeit gedacht hätten, daß einer der 
beim Kl. beſchäftigten Söhne durch die ordnungswidrige Be 
ſchaffenheit der Mieträume zu Schaden kommen könnte, einen 
unmittelbaren Vertragsanſpruch des Verletzten gegen die 
beklagten Vermieter vereinbart haben würden. Damit will 
das BG. offenbar nicht feſtſtellen, daß die Bekl. darum ge“ 
wußt haben, daß der Kl. Söhne als Gehilfen beſchäftigte 
oder beſchäftigen wollte. Vielmehr nimmt es eine ergänzende 
Vertragsauslegung für den Fall vor, daß die Parteien dieſen 
Umſtand gekannt und auch für den Fall Vorſorge getroffen 
hätten, daß einer dieſer Söhne Schaden durch die Beſchaffen⸗ 
heit der Räume erlitt. Dieſe Auslegung iſt zuläſſig und ver⸗ 
letzt insbeſ. keine geſetzlichen Auslegungsvorſchriften. Sie 
iſt deshalb für das Reviſionsverfahren bindend. Auf fie hat 
das BG. ohne Rechtsirrtum den Vertragsanſpruch des Kl. 
zu 2 gegründet. 

(U. v. 11. März 1935; IV 293/34. — Berlin.) [K.] 

Anmerkung: Die Entich. iſt im Ergebnis durchaus zu billigen. 
Sie wird den Gegebenheiten des Einzelfalles in vollem Umfange 
gerecht. Leider beſchränkt ſich das RG. darauf, die Begr. ſeiner 
Entſch. aus den Umſtänden des Einzelfalles zu entnehmen. Es wäre 
erfreulich geweſen, wenn das RG. Gelegenheit genommen hätte, einen 
allgemeinen Rechtsſatz herauszuarbeiten und deſſen Tragweite und 
Grenzen zu beſtimmen. Für die beteiligten Kreiſe würde dann eine 
klare Rechtslage geſchaffen ſein. Es iſt ja doch für den Vermieter 
weſentlich, zu wiſſen, wie weit bei Abſchluß eines Mietvertrages 
ſeine Haftung erſtreckt wird, und ob ohne ſein Zutun der Mieter dieſe 
Haftung etwa eigenmächtig erweitern kann (z. B. durch Einſtellung 
von Familienangehörigen anſtatt fremder Perſonen in ſeinem Der 
trieb). Die Rechtsſätze, die das NG. zur Anwendung bringt, ſind 
bereits durch frühere Entſch., die in dem obigen Urt. zitiert werden, 
aufgeſtellt. Zu dieſen und zu ihrer rechtlichen Begr. ſeien nachſtehende 
Bemerkungen gemacht. 

Der Stand der Rſpr. des NG. iſt folgender: Bei einem 
Mietvertrag über Wohnräume haben die Angehöri- 
gen des Mieters, die in die Wohnung mitauf’ 
genommen ſind, einen eigenen Vertragsanſpru 
gegen den Vermieter auf gefahrenfreie Benußung 
der Mieträume. Die Begr. für dieſen Rechtsſatz gewinnt das 
RG. auf dem Wege ergänzender Vertragsauslegung. 
„Dem Mieter einer Familienwohnung muß, wenn nicht beſondere Um 
ſtände eine abweichende Auffaſſung bedingen, die für den Vermieter 
erkennbare Abſicht unterſtellt werden, beim Abſchluß des Mietver⸗ 
trages auch die Intereſſen der mit ihm zuſammenlebenden Angehöri- 
gen nach Möglichkeit wahrzunehmen und zu dieſem Zwecke ihnen 
hinſichtlich der gefahrenfreien Beſchaffenheit der Wohnräume dieſelben 
Rechte gegen den Vermieter zu verſchaffen, die ihm ſelbſt zuſtehen 
($ 328 BGB.’ (NEL. 91, 24 JW. 1918, 95). Die Notwen⸗ 
digkeit einer ergänzenden Vertragsauslegung findet das RG. in 
dem „geſunden Rechtsgefühl“ begründet. Es führt hierzu aus: Ohne 
eine ſolche Ausdehnung der Verkragspflichten des Vermieters würden 
die Angehörigen des Mieters in Schädigungsfällen auf außervertrag⸗ 
liche Anſprüche beſchränkt ſein, insbeſ. würden ſie nicht die Vorteile 
genießen, die der Mieter auf Grund der Vorſchr. der SS 278, 530 
BGB. hat, wonach der Vermieter auch ohne Verſchulden für einen bei 
Vertragsſchluß vorhandenen Mangel haftet; eine ſolche Verſchieden 
heit in der Geſtaltung der Rechtslage ſtehe im Widerſpruch mit dem 
geſunden Rechtsgefühl und könne deshalb auch nicht den Vertrag?” 
abſichten des Mieters entſprechen (RG. 91, 24 — ZW. 1918, 95). 
Dieſelbe Rechtslage auch bei Mietverträgen übe! 
gewerbliche Räume für die Betriebsgehilfen des Mie! 
ters anzunehmen, lehnt das RG. grundſätzlich ab, 
es will ſie nur für ganz beſondere Ausnahmefälle gelten laſſen, von 
denen es einen in der obigen Entfch. angenommen hat. Leider pH 
es nicht erſichtlich, mit welcher Begr. dieſe Ablehnung erfolgt. Da 
BG., das über den vorl. Fall zu eutſcheiden hatte, vertritt einen 
anderen Standpunkt. Es bringt das gleiche Verfahren der Rechts“ 
findung, welches das RG. bei den Wohnungsmietverträgen angewandt 
hatte, nämlich die ergänzende Vertragsauslegung, auch bei Mieter 
trägen über gewerbliche Raume zur Anwendung. Die Notwendigkett 
diefes Verfahrens gründet es einmal auf die Verkehrsſitte und ſodanm 
auf den ſpeziellen Vertragszweck, den es dann aus den Umſtänden 
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des Einzelfalles ableitet. Nach der Verkehrsſitte habe der Mieter von 
Geſchäftsräumen regelmäßig den auch dem Vermieter erkennbaren 
Willen, ſeinen Betriebsgehilfen dieſelben Rechte bezüglich der ge⸗ 
fahrenfreien Benutzung der Betriebsraume zu verſchaffen, die ihm 
ſelbſt zuſtänden, denn er felbit ſei ja gemäß 8 618 BOB. verpflichtet, 
die für ihre Dienſtleiſtungen erforderlichen Räume gefahrfrei zu er⸗ 
halten. Durch die Umſtände des Einzelfalles werde dieſer Vertrags⸗ 
wille noch dadurch unterſtrichen, daß der Mieter ſeine Sohne als Ge⸗ 
hilfen in ſeinem Betriebe beſchäftige und das familienrechtliche Band 
eine ſolche Fürſorge beſonders erforderlich mache. Dieſe Begr. er⸗ 
ſcheint durchaus beachtlich, ſie beruht auf einer Erweiterung der Über⸗ 
legungen, die das NG. in der oben zitierten Entſch. 91, 24 angeſtellt 
hat. Gerade der Hinweis auf die den Unternehmer 
treffende Pflicht des § 618 BG B. läßt es erforderlich 
erſcheinen, daß der vom RG. für Wohnräume auf⸗ 
geſtellte Rechtsſatz auch auf gewerbliche Räume über ⸗ 
tragen wird. Der vorl. Fall hätte deshalb dem NG. Anlaß geben 
ſollen, feine Rſpr. einer Nachprüfung zu unterziehen und für die be⸗ 
e Kreiſe ſowie für die Rechtswahrer klare Verhaltniſſe zu 
ſchaffen. 

Bei der Nachprüfung feiner Rſpr. hätte das RG. aber auch die 
Begr. vom Blickpunkt der neuen Rechtslehre aus nachprüfen und evtl. 
neu aufbauen ſollen. Der Rechtsſatz, daß die Familienangehörigen 
des Mieters bezüglich gefahrloſer Benutzung der Wohnung eigene 
Anſprüche gegen den Vermieter haben, iſt eine völlige Neuſchöpfung 
der Rſpr. des RG. Der Rechtsſatz iſt inhaltlich durchaus richtig. Er 
wird den Bedürfniſſen der Praxis gerecht und entſpricht dem Gedan⸗ 
ken der ſozialen Fürſorge, der ein Element des Rechts iſt. Indeſſen 
it der Weg, auf dem das RG. dieſen Rechtsſatz ge⸗ 
wonnen hat, vom Standpunkt der neuen Rechts⸗ 
lehre aus nicht zu billigen. Man wird den Eindruck nicht 
los, daß der Weg der ergänzenden Vertragsauslegung nur ein Not⸗ 
behelf iſt, nur eine Krücke, um den als richtig erkannten Rechtsſatz 
ſatz zu ſtützen. Es iſt doch lediglich eine Annahme, daß eine Lücke 
im Stage vorliege und der Richter deshalb mit ergänzender Ver⸗ 
tragsauslegung eingreifen müffe. Es iſt ebenſo lediglich eine Annahme, 
daß der Vermieter mit dem Mieter ſich auf eine Ausdehnung ſeiner 
Haftung gegenüber den Familienangehörigen geeinigt hätte, wenn 
ihm ein derartiges Verlangen bei den Vertragsverhandlungen geſtellt 
wäre. Es iſt viel eher zu unterſtellen, daß in der Regel der Vermieter 
eine Ausdehnung ſeiner vertraglichen Haftungspflicht über die Perſon 
ſeines Vertragspartners hinaus ablehnen würde. So bedeutet der 
Weg der ergänzenden Vertragsauslegung in der Regel eine Ver⸗ 
gewaltigung des Vertragswillens des Vermieters. Hier zeigt es ſich, 
daß das reine Vertragsdenken verſagt. Die neue Rechts⸗ 
lehre hat die Vorherrſchaft des Vertragsdenkens beſeitigt und das 
Gemeinſchaftsdenken in den Vordergrund gerückt. Dies zeigt ſich im 
Mietrecht in ganz beſonderem Maße: Das Mietecht iſt dem Gemein⸗ 
ſchaftsdenken beſonders zugänglich. Die Praxis hat hier mit der 
Einführung des Einheits mietvertrages ſchon bedeutſame Anfänge 
gemacht und durch ihn die Vorherrſchaft des Gemeinſchaftsdenkens 
im Mietrecht begründet. Aufgabe der Rſpr. und Rechtslehre iſt es, 
das geſamte Mietrecht mit dem Gemeinſchaftsgedanken zu durchdrin⸗ 
gen. Auch der vom NG. geſchaffene Rechtsſatz iſt aus dem Gemein⸗ 
ſchaftsgedanken heraus zu begründen. 

Vom Standpunkt der neuen Rechtslehre aus ergibt ſich der be⸗ 
deutſame Satz, daß der Mietvertrag nicht nur Rechtsbeziehun⸗ 
gen des Mieters zu der gemieteten Sache ſchafft, ſondern vor allen 
Dingen perſonenrechtliche Bindungen herſtellt, und zwar 
zwiſchen dem Mieter und Vermieter ſowie zwiſchen dieſen beiden 
Vertragsteilen und der Geſamtheit der übrigen Hausgemeinſchaft. 
Dieſe perſonenrechtlichen Bindungen, die im heutigen Recht noch ſehr 
ſtark im Hintergrunde ſtehen und nur gelegentlich ſchattenhaft in die 
Erſcheinung treten, müſſen vom Gemeinſchaftsdenken in beit Vorder⸗ 
grund geſtellt werden. Nur auf perſonenrechtliche Be⸗ 
ziehungen kann ſich eine Gemeinſchaft und eine Ge⸗ 
meinſchaftsordnung aufbauen. Zur Hausgemeinſchaft ge⸗ 
hören auch die vom Mieter in feine Wohnung aufgenommenen Fami⸗ 
lienangehörigen. Auch ſie werden von dieſen perſonenrechtlichen Be⸗ 
ziehungen, die der Mietvertrag ſchafft, mitumfaßt. Das zeigt ſich 
einerſeits an der Tatſache, daß auch die Familienangehörigen Rechts⸗ 
pflichten treffen, die auf dieſem Gemeinſchaftsverhältnis beruhen, 
wie Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Hauſe, Achtung der 
Perſönlichkeit des Hauswirts und der übrigen Hausgenoſſen (8 2 
Miet Sch.) u. dgl., andererſeits auch daran, daß ebenſo der Ver⸗ 
mieter den Familienangehörigen gegenüber ähnliche aus der Haus⸗ 
gemeinſchaft ſich ergebende Verpflichtungen trägt (auch hier iſt auf 
92 MietSch G. beiſpielsweiſe zu verteilen). Schafft alſo der 
Gemeinſchaftsgedanke im Mietrecht überhaupt 
Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Vermieter und den 
in die Hausgemeinſchaft aufgenommenen Familien⸗ 
angehörigen des Mieters, und gehen dieſe auf den 
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näher, als auf dieſe Gemeinſchaft auch den Vertrags⸗ 
anſpruch der Familienangehörigen eines Mieters 
gegen den Vermieter auf gefahrfreie Benutzung der 
Mieträume zu gründen. Dieſer Schluß iſt um ſo zwingender, 
als ſich aus dem Gemeinſchaftsgedanken auch eine Fürſorgepflicht 
der Mitglieder der Gemeinſchaft als Rechtspflicht ergibt: Die Fami⸗ 
lienangehörigen haben ebenſo wie der Mieter für fürſorgliche und 
pflegliche Behandlung der Mieträume und der der Hausgemeinſchaft 
als ſolcher zur Verfügung ſtehenden Räume einzuſtehen, ebenſo muß 
dann der Vermieter aus dieſer Fürſorgepflicht heraus dafür Sorge 
tragen, daß die Mieträume und ſonſtigen vom Mieter und ſeinen 
Familienangehörigen benutzten Räume keine Gefährdung der Per⸗ 
ſonen bei der Benutzung herbeiführen. Der Fürſorgegedanke wird 
auch in den Entſch. des RG., die zu der zur Erörterung ſtehenden 
Frage Stellung nehmen, ausdrücklich hervorgehoben. So ſpricht das 
NG. 102, 234 aus, daß die Pflicht des Vermieters zur Erhaltung 
der Mietsſache in einem zum vertragsmäßigen Gebrauch geeigneten 
Zuſtande eine poſitive Fürſorgetäitgkeit für die Erhaltung der Miet⸗ 
ſache erfordert und daß demgemäß der Vermieter bei allen Arbeiten 
am Grundſtück, mögen ſie auch in anderen Räumen als den dem 
Mieter zum ausſchließlichen Gebrauch oder zur Mitbenutzung über⸗ 
laſſenen vorgenommen werden, darauf bedacht ſein müßte, jede Ge⸗ 
fährdung oder Beeinträchtigung des Mieters zu vermeiden. 

Es kann keinen rechtlichen Unterſchied begründen, ob der Mieter 
Familienangehörige in ſeinen Hausſtand aufnimmt oder fremde Per⸗ 
ſonen Die in ſeine Wohnung aufgenommenen Perſonen haben zur 
Hausgemeinſchaft die gleiche Stellung. Ebenſo kann es aber auch keinen 
rechtlichen Unterſchied begründen, ob ein Mieter von gewerblichen 
Räumen in dieſe Räume zur Ausübung gewerblicher Zwecke Gehilfen 
hineinnimmt. Ebenſo wie der Mieter eines gewerblichen Raumes 
zu dem Vermieter und den übrigen Mietern des gleichen Hauſes in 
eine Hausgemeinſchaft tritt, ſo treten auch ſeine Betriebsgehilfen in 
dieſe Hausgemeinſchaft ein. Ihnen eine andere Stellung in der Haus⸗ 
gemeinſchaft zuzuerkennen als Familienangehörigen des Mieters 
einer Wohnung, liegt kein rechtlicher Grund vor. Auf dem Wege 
des Gemeinſchaftsdenkens ergibt ſich alſo der gleiche Rechtsſatz, den 
das BG. auf dem Wege der ergänzenden Vertragsauslegung gewon⸗ 
nen hat: daß nämlich grundſätzlich auch Betriebsgehilfen unmittelbare 
auf Vertrag beruhende Anſprüche gegen den Vermieter auf gefahr⸗ 
freie Benutzung der Mieträume haben müſſen. Die Entſch., die das 
RG. im vorl. Falle aus den Umſtänden des Einzelfalles gewonnen 
hat, beruht demnach in Wahrheit auf einem allgemeinen Rechtsſatz. 
Dieſer braucht aber nicht mehr auf dem Umwege über 8 328 BGB. 
gewonnen zu werden, ſondern ergibt ſich unmittelbar aus dem Ge⸗ 
meinſchaftsdenken. 

RA. u. Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


* 


* 4. 88 328 Abi. 2, 242 BGB. Dividenden⸗ 
garantieabkommen. Wie bei allen Verträgen zu⸗ 
gunſten Dritter iſt auch bei Garantieverträgen 
ſolcher Art beim Schweigen des Vertrages im 
Einzelfalle nach Sinn und Zweck des Vertrages 
zu entſcheiden, ob und inwieweit eine un mittel⸗ 
bare Berechtigung des Aktionärs entſtehen ſoll. 
Der Einfluß einer Zuſammenlegung von Ak⸗ 
tien auf den Umfang der Dividendengarantie 
läßt ſich nur im Wege der Auslegung unter Be⸗ 
rückſichtigung des Einzelfalles feſtſtellen. Un⸗ 
terſchied von Rentabilitätsgarantie und Ren⸗ 
tengarantie. Die Rentengarantie kann jeder 
Veränderung der Aktie folgen, ſie kann unver⸗ 
ändert bleiben, ſolange die Aktie ſelbſt trotz 
einer Veränderung fortbeſteht, wie dies im 
Falle der Verminderung ihres Nennwertes in 
vollem Umfange oder im Falle der Zuſammen⸗ 
legung in der Vereinigung mehrerer Aktien mit⸗ 
einander möglich iſt. Die Garantie kann aber 
auch den Beſtand der Aktie überdauern. Divi⸗ 
dendengarantie und clausula rebus sic stan- 
bibus. 

Das BG. führt aus, die bekl. AktG. habe ſich in dem 
Vertrage mit dem Bankhauſe A. v. 8. Mai 1930, dem recht⸗ 
lich die Bedeutung eines Vorvertrages zukomme, verpflich⸗ 
tet, mit der Geſellſchaft S.werk ein Abkommen des Inhalts 
abzuſchließen, daß ſie den Aktionären des S. werkes gegen⸗ 
über gehalten ſei, für eine Dauer von 30 Jahren ſelbſt oder 
durch eine von ihr zu benennende Stelle den Dividenden⸗ 
ſchein jeder S.werk⸗Stammaktie mit 70 einzulöſen. Die 
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Bekl. habe die Verpflichtung zum Abſchluß eines ſolchen Ab⸗ 
kommens mit dem S.werk in der Folge erfüllt. Zum Ab⸗ 
ſchluß eines mit dem S.werk vorgeſehenen Arbeitsabkom⸗ 
mens ſei es zwar nicht gekommen. Dagegen habe die Bekl. durch 
ein vertretungsberechtigtes Mitglied ihres Vorſtandes in der 
Aufſichtsratsſitzung des S.werks v. 10. Dez. 1931 wie in 
der GenVerſ. dieſes Werkes v. 11. Aug. 1932 Erklärungen 
abgeben laſſen, mit denen ſie ihren Willen, ſich der S.werk⸗ 
AktG. gegenüber i. S. des Abkommens v. 8. Mai 1930 zu 
verpflichten, unzweideutig zum Ausdruck gebracht habe; die 
Erklärungen ſeien von den genannten Organen des S.werks 
unmittelbar angenommen worden; ſie hätten daher als der 
unmittelbare Ausdruck des übereinſtimmenden Willens der 
Bekl. und der S.werk-AktG. zu gelten, daß der in dem Ab⸗ 
kommen v. 8. Mai 1930 vorgeſehene Garantievertrag zwi⸗ 
ſchen ihnen geſchloſſen ſei. Das Zuſtandekommen dieſer Eini⸗ 
gung habe in der Auszahlung der Dividende für 1930 und 
1931 eine deutliche Beſtätigung erfahren. 

Dieſe Tatſachenwürdigung läßt einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. Entgegen der Anſicht der Rev. können Bedenken 
gegen fie nicht ſchon daraus hergeleitet werden, daß die in 
Frage kommenden Erklärungen nur mündlich und auch ſonſt 
in einer im Geſchäftsverkehr zwiſchen AktG. ungewöhnlichen 
Form abgegeben worden ſind. Die Ungewöhnlichkeit der 
Form beruhte nach der Anſicht des BG. auf dem Umſtande, 
daß das in dem Vertrage v. 8. Mai 1930 vorgeſehene, 
gleichzeitig mit dem Garantieabkommen abzuſchließende Ar⸗ 
beitsabkommen zwiſchen der Bekl. und dem S.werk aus 
nicht näher erörterten, anſcheinend aber nur formalen Grün⸗ 
den bis zum Zeitpunkte der Garantieübernahme noch nicht 
hatte vollzogen werden können. Gerade dieſer Umſtand aber 
ſollte nach den Feſtſtellungen des BG. das Zuftandefommen 
des Garantievertrages nicht in Frage ſtellen. Das BG. 
ſtellt feſt, es habe dem Willen der Vertragsparteien ent⸗ 
ſprochen, daß die urſprünglich geplante Verbindung der bei— 
den Abkommen gelöſt und der Garantievertrag zwiſchen der 
Bekl. und dem S.werk unabhängig von dem Arbeitsabkommen 
in Kraft geſetzt werden ſollte. 

Die Rev. rügt, daß das BG. es jedenfalls rechtsirrig 
unterlaſſen habe, die Sachlage aus dem Geſichtspunkte der 
Beſchränkung der Erklärungen auf eine „Übergangs- 
regelung“ zu prüfen. 

Die Rüge iſt unbegründet. Wenn die Garantieerklärung 
der Bekl. nicht vorbehaltlos in dem durch das Bankabkom⸗ 
men umſchriebenen Umfange abgegeben werden ſollte, hätte 
dies bei der weittragenden Bedeutung der durch fie bewirk— 
ten Bindung irgendwie zum Ausdruck gebracht werden müſ⸗ 
ſen, was nicht geſchehen iſt. Es muß davon ausgegangen 
werden, daß Vertreter großer Induſtrieunternehmungen ſich 
der Tragweite rechtsgeſchäftlicher Erklärungen bewußt ſind 
und daher bei der Abgabe ſolcher Erklärungen überlegt zu 
Werke gehen. Im vorl. Falle hat keine der in Frage kom⸗ 
menden Vorſtandsmitglieder, die nach der Feſtſtellung des 
BG. mit Vollmacht der Bekl. handelten, bei den verſchiedenen 
Erklärungen Veranlaſſung genommen, irgendwie auf eine 
zeitliche Beſchränkung des Verpflichtungswillens der Bekl. 
hinzuweiſen, obgleich ihnen nicht zweifelhaft ſein konnte, daß 
ſowohl in der Aufſichtsratsſitzung v. 10. Dez. 1931 wie in 
der GenVerſ. v. 11. Aug. 1932 unter der Dividenden⸗ 
garantie nur die Garantie in dem Ausmaße des Bankabkom⸗ 
mens verſtanden wurde. Die Bekl. muß daher die Erklärun⸗ 
gen ihrer Vertreter ſo gegen ſich gelten laſſen, wie ſie von 
dem Vertragsgegner unter Berückſichtigung der Umſtände 
nach Treu und Glauben aufgefaßt werden durften und aus⸗ 
weislich der Verhandlungsniederſchriften des S. werks auf⸗ 
gefaßt worden ſind, dahin nämlich, daß die Dividenden⸗ 
garantie auf 30 Jahre feſt übernommen ſei. 

Das BG. prüft ſodann die Frage, ob der zwiſchen der Bekl. 
und der S.werk⸗AktG. zuſtande gekommene Garantievertrag nur 
für die Verſprechensempfängerin Rechte begründet oder daneben 
den Aktionären der S.werk-AktG. das Recht verliehen hat, die 
Leiſtung aus dem Vertrage unmittelbar zu verlangen. Es ent⸗ 
ſcheidet die Frage im Sinne der letzten Alternative, indem 
es bei dem Fehlen einer ausdrücklichen Parteiabrede hierüber 


den Umſtänden des Falles, insbeſ. dem Zwecke des Garantie⸗ 
vertrages, die Abſicht der Vertragſchließenden entnimmt, daß 
den Aktionären ein unmittelbarer Leiſtungsanſpruch zuge⸗ 
wendet werden ſollte. Dieſe Art des Vorgehens iſt zu Bil 
ligen. Wie bei allen Verträgen zugunſten Dritter iſt auch bei 
Garantieverträgen vorliegender Art beim Schweigen des 
Vertrages ſelbſt im Einzelfalle nach Sinn und Zweck des 
Vertrages zu entſcheiden, ob und inwieweit eine unmittel⸗ 
bare Berechtigung des Aktionärs entſtehen ſoll, eine Frage, 
deren Entſch. nur nach der Lage des Einzelfalles getroffen 
werden kann. Das BG. führt hierzu aus, auch die Renten⸗ 
garantie vermöge, wie die Rentabilitätsgarantie, dem Inter⸗ 
eſſe der Geſellſchaft zu dienen. Im vorl. Falle aber ſei 
der Schutz der Aktionäre der ausgeſprochene Zweck der 
Garantie geweſen. Das Bankhaus A. habe die Übernahme 
der Garantie mit Rückſicht auf ſeine Bankkundſchaft, alſo zu 
deren Schutz verlangt. Das ſei das einzige Motiv für die 
Ausbedingung der Garantieübernahme geweſen. Nun habe 
aber der Umſtand, daß die Bekl. vermöge des Beſitzes von 
faſt ¾ der Aktien des S.werks ſtets in der Lage geweſen 
wäre, auf die Entſchließungen dieſes Werkes einen beſtim⸗ 
menden Einfluß auszuüben, einen Unſicherheitsfaktor für die 
Aktionäre des S.werks gebildet, der einer engen Auslegung 
der Garantie entgegenſtehe. Hätte man dieſen ſehr bedeut⸗ 
ſamen Unſicherheitsfaktor in den Vertrag hineinnehmen mol 
len, ſo hätte man dies beim Vertragsſchluß als eine weit⸗ 
gehende Entwertung der Garantie ausdrücklich hervorheben 
müſſen. Dies ſei aber nicht geſchehen. Der Vorvertrag vom 
8. Mai 1930 ſchweige darüber vollſtändig. Aus allen dieſen 
Umſtänden folgert das BG. daß auch die Parteien des 
Garantievertrages einen möglichſt wirkſamen Schutz der 
Aktionäre hätten herbeiführen wollen und daher, wenn auch 
nur ſtillſchweigend, in dem Sinne einig geworden ſeien, daß 
aus ihrer Vereinbarung den Aktionären des S.werks un 
mittelbare Rechte erwüchſen. 

Die Ausführungen des BG. bewegen ſich ganz im Rah 
men des $ 328 Abſ. 2 BGB. Sie ſind in ſich ſchlüſſig und 
auch in ihrem Ausgangspunkte nicht zu beanſtanden. Es iſt 
klar, daß die Umſtände, die zu dem Abſchluß des Vorver⸗ 
trages v. 8. Mai 1930 geführt haben, bei der Auslegung 
des ſpäteren Garantievertrages herangezogen werden dürfen 
und müſſen. Denn der Garantievertrag beruht ungeachtet der 
Verſchiedenheit der Parteirollen erſichtlich auf dem Vertrage 
v. 8. Mai 1930. 

Das BG. prüft weiterhin die Frage, welchen Einfluß 
die Zuſammenlegung der Aktien des S.werks auf den Um— 
fang der Dividendengarantie geübt hat, ob entſprechend der 
Kapitalzuſammenlegung im Verhältnis von 4: 1 die Divi⸗ 
dendengarantie der Bekl. ſich auf ein Viertel der früheren 
Höhe verringert hat. 

Das BG. hatte hier zu beachten, daß die Dividenden 
garantie als ſolche keinen einheitlichen Vertragstypus bar: 
ſtellt, da ſie den verſchiedenſten wirtſchaftlichen Zwecken zu 
dienen vermag. In neuerer Zeit hat ſie ein wichtiges An⸗ 
wendungsgebiet in der Konzentrationsbewegung gewonnen. 
Jedoch dient ſie der Konzernbildung auch außerhalb der 
eigentlichen Intereſſengemeinſchaftsverträge. Sie kann daher 
inhaltlich außerordentlich verſchieden ſein. Was im Einzelfall 
vereinbart iſt, läßt ſich nur im Wege der Auslegung unter 
Berückſichtigung der Geſamtumſtände des Einzelfalles feſt⸗ 
ſtellen. Dabei iſt der Unterſchied zu beachten zwiſchen der 
Rentabilitätsgarantie, die gegeben iſt, wenn der 
Garant dafür einſteht, daß die Geſellſchaft einen beſtimmten 
Reingewinn erzielt — bei ihr iſt das Riſiko des Garanten 
unüberſehbar —, und der bloßen Rentengarantie, bei 
der nur Gewähr dafür geleiſtet wird, daß die Aktionäre eine 
gewiſſe Rente auf ihre Aktien beziehen; ſie enthält für den 
Garanten ein viel geringeres Riſiko. Um eine bloße Renten 
garantie handelt es ſich hier. Beide Typen einer Dividenden 
garantie find aber, wie bemerkt, einer ſehr verſchiedenen in. 
haltlichen Ausgeſtaltung fähig. Die Rentengarantie insbeſ. 
kann in einer mehr oder minder engen Verknüpfung mit dem 
Schickſal der Aktie übernommen werden. Sie kann jeder Ver 
änderung der Aktie folgen; ſie kann unverändert bleiben, ſo⸗ 


64. Jahrg. 1935 Heft 25] 


Rechtſprechung 


1771 


lange die Aktie ſelbſt trotz einer Veränderung fortbeſteht, wie 
dies im Falle der Verminderung ihres Nennwertes (Deno⸗ 
mination) in vollem Umfange oder im Falle der Zuſammen⸗ 
legung in der Vereinigung mehrerer Aktien miteinander mög⸗ 
lich iſt; die Garantie kann endlich überhaupt den Beſtand 
der Aktie überdauern. Was im einzelnen Falle gewollt iſt, 
läßt ſich nur durch Auslegung ermitteln. Dieſer wird aller⸗ 
dings von vornherein dann eine gewiſſe Richtung geweſen 
ſein, wenn die Garantie auf ein beſtimmtes Aktienkapital zu⸗ 
geſagt iſt. Hier wird im allgemeinen eine ſpätere Erhöhung 
des Stammkapitals keine Erweiterung der Garantie, eine 
ſpätere Herabſetzung nur im Falle einer Teilausſchüttung des 
Grundkapitals eine entſprechende Verminderung der Garan⸗ 
tie zur Folge haben. Das BG. trägt allen dieſen Gefichts- 
punkten Rechnung, wenn es die Frage aus der Erkenntnis 
von Anlaß und Zweck der Garantieübernahme zu ent⸗ 
ſcheiden unternimmt. 

Auf Grund der Feſtſtellung, daß die Bekl. eine inhalt⸗ 
lich unbeſchränkte Garantie in dem oben erörterten Sinne 
übernommen babe, entſcheidet das BG. die Kernfrage des 
Prozeſſes, ob die Verpflichtung der Bell. auch dadurch keine 
Veränderung erfahren habe, daß die S.werk⸗AktG. durch die 
Weltwirtſchaftskriſe der letzten Zeit veranlaßt worden ſei, ihr 
Stammkapital auf ein Viertel der früheren Höhe herab- 
zuſetzen. Es verneint dieſe Frage mit folgender Begründung: 
Wenn davon ausgegangen werde, daß der Zweck der Garan⸗ 
tie im vorl. Falle nicht auf die Verhinderung der Folgen 
„künftiger Konzernmaßnahmen“ beſchränkt geweſen ſei, ſo 
könne es auch nicht zweifelhaft ſein, daß ſie in ihrem Inhalte 
und Umfang grundſätzlich auch nicht durch den Eintritt einer 
Wirtſchaftskriſe verändert werde. Bei dieſer Sachlage aber 
komme für die hier zu entſcheidende Frage auch der Zuſam⸗ 
menlegung des Aktienkapitals der S. werkAktGG. keine Be⸗ 
deutung zu. Die Zuſammenlegung ſei „nur die buchmäßige 
Ausdrucksform für den durch die Wirtſchaftskriſe verurſach⸗ 
ten Schwund der Subſtanz des S.werkes“ geweſen. Habe 
aber die Bekl. als Dividendengarantin im vorl. Falle die 
Folgen der Wirtſchaftskriſe auf ſich zu nehmen, jo ſei nicht 
einzuſehen, weshalb ſich ihre Garantie in dem Augenblick er⸗ 
mäßigen ſollte, in dem das S.werk die „buchmäßige“ Schluß⸗ 
fofgerung aus der neuen Lage gezogen habe. Dazu komme 
die Beſonderheit des Falles, daß die Entſch. über die Herab⸗ 
ſetzung des Stammkapitals im weſentlichen von der Entſchlie⸗ 
ung der Garantin abgehangen habe, die etwa? / des Aktien⸗ 
beſitzes in ihren Händen hatte, ein Umſtand, der einen wei⸗ 
teren Unſicherheitsfaktor für die Aktionäre des Werkes ge- 
bildet und daher das Bedürfnis einer weiten Auslegung des 
Garantieverſprechens verſtärkt habe. 

Alle Einwendungen der Rev. dagegen ſind Schlußfolge⸗ 
rungen, die ſich allein aus der Auffaſſung der Rev. ergeben, 
die Garantie der Bekl. trage ſchon in zich die Beſchränkung, 
daß die Garantin ausſchließlich für die Folgen konzern⸗ 
politiſcher Maßnahmen einzuſtehen habe, eine Auffaſſung, 
ie, wie gezeigt, mit den vom BG. unangreifbar getroffenen 
tatſächlichen Feſtſtellungen in Widerſpruch ſteht. 

Das BG. gelangt hiernach unter eingehender Würdigung 
der Umſtände des Falles rechtlich einwandfrei zu der Feſt⸗ 
ſtellung, daß den außenſtehenden Aktionären des S.werks 
aus der von der Bekl. übernommenen Dividendengarantie 
nach Maßgabe ihres Aktienbeſitzes ohne Rückſicht auf die 
nach dem Abſchluſſe des Garantievertrages erfolgte Herab⸗ 
etzung des Grundkapitals ein unverkürztes, nicht entzieh- 
bares Recht auf den 30jährigen Bezug von 7% Dividende 
der Aktien zuſteht, auf die die Garantie zugeſagt war. Dieſe 
öſung iſt nach den obenerörterten Richtlinien möglich und 
dienlich nicht zu beanſtanden. Sie erſcheint mit Rückſicht auf 
ie Bedeutung, die die Erlangung des wirtſchaftlichen Über⸗ 
gewichts in der Elektroinduſtrie Sachſens für die Bekl. ge⸗ 
habt hat und noch hat, auch nicht unbillig. 

S Das BG. hat die Frage, ob die Herabſetzung des 
t tammkapitals der S.werk⸗AktG. auf die Garantieverpflich⸗ 
Ve der Bekl. von Einfluß geweſen iſt, in erſter Linie vom 

ertragsſtandpunkte aus verneint. Es prüft aber auch die 
Frage, ob nicht die Berückſichtigung der nach dem Abſchluſſe 


des Garantievertrages eingetretenen Veränderung der allge⸗ 
meinen Wirtſchaftslage als einer der Urſachen der Kapitals⸗ 
herabſetzung nach dem Grundſatz der clausula rebus 
sie stantibus zu einer andern Beurteilung führen müſſe. 
Es verneint auch dieſe Frage, weil es hier an dem Vorliegen 
eines die Anwendung der Klauſel rechtfertigenden, trotz 
größter Vorſicht nicht vorauszuſehenden, ganz ungewöhnlichen 
Ereigniſſes fehle (RG3. 113, 139 — JW. 1926, 2362). 
Schon der Geſchäftsbericht des S.werks vom Mai 1930 weile 
auf die verſchlechterte Wirtſchaftslage hin. Deshalb wäre erſt 
recht beim Abſchluß des Garantievertrages 1 J. 1931 Vor 
ſicht am Platze geweſen. Auch das Ausmaß der Kriſe ſei nicht 
ſo ungewöhnlich, daß im vorl. Falle der Grundſatz der Ver⸗ 
tragstreue durchbrochen werden müſſe. Das Kriſenausmaß 
ſei für ein Unternehmen wie die Bekl. verhältnismäßig ge⸗ 
ringfügig. Das BG. begründet dieſe Feſtſtellung durch eine 
Schätzung der aus der Garantieverpflichtung entſpringenden, 
nicht als erheblich anzuſehenden Jahresbelaſtung und zieht 
daraus den Schluß: Unter dieſen Umſtänden könne auch die 
lange Dauer der Verpflichtung von der Bekl. nicht ins Feld 
geführt werden, zumal angeſichts der gegenwärtig ſteigenden 
Konjunktur nicht feſtſtehe, inwieweit die Bekl. künftig aus 
der Garantie überhaupt noch in Anſpruch genommen werde. 
Im übrigen handle es ſich hier lediglich um Folgen des ein⸗ 
mal geſchloſſenen Vertrages. Die Entwicklung hätte auch ſo 
gehen können, daß das S.werk infolge der allgemeinen 
Wirtſchaftslage 30 Jahre lang dividendenlos blieb, ohne daß 
es zu einer Herabſetzung des Stammkapitals kam. Dann 
könne kein Zweifel daran obwalten, daß die Berufung auf 
Treu und Glauben die Bekl. von ihrer Garantiepflicht nicht 
befreite. 

Dieſe Ausführungen ſind rechtlich zu billigen. Es gibt 
keinen Rechtsſatz des Inhalts, daß eine zur Zeit des Ber: 
tragsſchluſſes nicht vorauszuſehende nachträgliche Verände 
rung der allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe den Schuld 
ner von der Verpflichtung zur Vertragserfüllung befreie. 
Nur unter ganz beſonderen Umſtänden, deren Vorliegen im 
Einzelfalle ſorgſam zu prüfen iſt, kann es nach den Grund 
ſätzen von Treu und Glauben zuläffig oder ſogar geboten er 
ſcheinen, eine Schuldnerverpflichtung als gemildert oder gar 
erloſchen zu behandeln. Darüber herrſcht in Rſpr. und 
Schrifttum Übereinſtimmung (vgl. Staudinger, BOB. I 
Einl. z. 2. Abſchn. II 3; JW. 1934, 2685). Auch in Fällen 
vorliegender Art iſt daran feſtzuhalten, daß der Eintritt einer 
allgemeinen wirtſchaftlichen Kriſe in der Regel nicht einen 
Umſtand bildet, der den Garantieſchuldner von der Erfüllung 
der übernommenen Verpflichtung zu befreien vermag. Die 
Garantie ſoll ja gerade die Aktionäre gegen derartige Ge— 
fahren ſchützen. 

(U. v. 8. Febr. 1935; II 280/34. — Berlin.) [v. B. 
= Ng. 147, 42.0 

* 

4 5. 88581, 537 BGB. Auch geſetzliche oder be⸗ 
hördliche Gebrauchsverbote können einen Feh⸗ 
ler der Miet⸗(Pacht⸗) Sache darſtellen, wenn ſie 
irgendwelche Beziehungen zu der Miet⸗(Pacht⸗ 
Sache haben. Verbote, die ihren Grund in der 
Perſon des Mieters (Pächters) haben, fallen 
nicht darunter. f) 

Die Kl. behauptet, daß auf Grund des Gel. über den 
Zuſammenſchluß von Mühlen v. 15. Sept. 1933 und der 
DurchfVO. v. 5. Nov. 1933 die für die Vermahlung in 
ihrem Betrieb zugelaſſene Kornmenge für die Zeit v. 1. Jan. 
1934 bis 30. April 1934 auf 1446,09 t feſtgeſetzt worden jei. 
Die jährliche Vermahlungsfähigkeit der gepachteten Mühle 
betrage aber 16 200 b, die Vermahlungsfähigkeit für vier 
Monate daher 5400 t. Sie könne deswegen Herabſetzung des 
Pachtzinſes in dem Verhältnis verlangen, in dem die Ver⸗ 
mahlungsfähigkeit zu der geſetzlich zugelaſſenen Vermahlungs⸗ 
möglichkeit ſtehe. Der Jahrespachtzins betrage unter Ein⸗ 
rechnung der Nebenleiſtungen 32 370 RM. Sie habe des⸗ 
wegen für die Monate Jan. bis April 1933 dem Bekl. 
7890 RM zu viel Pachtzinſen bezahlt. Hiervon fordert die Kl. 
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mit der Klage einen Teilbetrag von 1100 . nebſt Zinſen 
zurück. Der Bekl. hat Klageabweiſung beantragt und Wider⸗ 
klage erhoben, die ſich gegen den von der Kl. behaupteten 
weiteren Anſpruch von 6790 AM richtet. 

Die beiden Vorderrichter haben den Anträgen des Bekl. 
entſprochen. 

Die von der Kl. begehrte Herabſetzung des Pachtzinſes 
wird in erſter Reihe auf die SS 581, 537 BGB. geſtützt. Der 
8 537 erfordert, daß durch einen Fehler der Mietſache ihre 
Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch gemindert 
wird. Unter dem vertragsmäßigen Gebrauch iſt hierbei, wie 
in § 459 BGB., auch der nach dem Vertrage vorausgeſetzte 
Gebrauch zu verſtehen (RGZ. 135, 342 = JW. 1932, 1862). 
Bei der Pacht, bei der der Verpächter nach § 581 BGB. 
außer dem Gebrauch der Pachtſache den Genuß ihrer Früchte 
zu gewähren hat, iſt das Erfordernis des $ 537 BGB. auch 
dann gegeben, wenn durch einen Fehler der Pachtſache ihre 
Tauglichkeit zu der nach dem Vertrage vorausgeſetzten Nutzung, 
alſo die vertragsmäßige Nutzungsfähigkeit gemindert wird. 
Das BG. bezweifelt nicht, daß die nach dem Vertrage voraus⸗ 
geſetzte Tauglichkeit der verpachteten Mühle ihre volle Aus⸗ 
nutzungsfähigkeit war, und daß die Parteien dieſe der Be⸗ 
rechnung des Pachtzinſes zugrunde gelegt haben. Es lehnt die 
Anwendung der 88 581, 537 BGB. nur deswegen ab, weil 
die nach der Behauptung der Kl. eingetretene Verhinderung 
der vollen Ausnutzung nicht auf einem Fehler des Pacht⸗ 
gegenſtandes beruhe. Der geſetzliche Eingriff habe nur auf 
den Umfang des Mühlenbetriebes einen gewiſſen Einfluß. 
Der Bekl. ſei auch weiterhin in der Lage, die in der Über⸗ 
laſſung eines Mühlenbetriebes beſtehende vertragsmäßige 
Nutzung zu gewähren. 

Dieſer Entſcheidungsgrund verdient keine Billigung. In 
der Rſpr. des RG. iſt anerkannt, daß auch geſetzliche und 
behördliche Gebrauchsverbote einen Fehler der Miet⸗ oder 
Pachtſache darſtellen können, wenn ſie irgendwelche Be⸗ 
ziehungen zu der Beſchaffenheit der Miet⸗ oder Pachtſache 
haben (RGZ. 144, 177 = ZW. 1934, 14112). Verbote, die 
ihren Grund in der Perſon des Mieters oder Pächters haben, 
fallen nicht darunter. Hier beruht die angeordnete Einſchrän⸗ 
kung des Gebrauchs und damit der Ausnutzung des Pacht⸗ 
gegenſtandes auf ſeiner beſonderen Eigenart, auf ſeiner Ein⸗ 
richtung zu einem für die Vermahlung von Getreide be⸗ 
ſtimmten Mühlenbetrieb. Die Perſon des Pächters ſpielt hier⸗ 
bei keine Rolle. Die in der Rſpr. des RG. geforderte Be⸗ 
ziehung zur Beſchaffenheit der Pachtſache iſt daher gegeben. 
Sie iſt es in ſo weitgehendem Maße, daß unbedenklich ein 
Fehler der Pachtſache ſelbſt anzuerkennen iſt (RGGZ. 94, 268 
JW. 1919, 239). 

Die vom BG. für ſeine Auffaſſung angeführte Entſch.: 
RGZ. 90, 374 — ZW. 1917, 968 ſteht nicht entgegen. In 
dem dort behandelten Falle war durch ein Verbot die Bier⸗ 
erzeugung eingeſchränkt worden. Dieſes Verbot richtete ſich 
gegen die Herſteller des Bieres. Eine unmittelbare Beziehung 
des Verbots zu der verpachteten Bierwirtſchaft war nicht vor⸗ 
handen. Dafür, daß die Herſteller des Bieres in der Lage 
ſind, dem Pächter einer Bierwirtſchaft das von ihm benötigte 
Bier zu liefern, hat der Verpächter nicht einzuſtehen. 

Für die Auffaſſung des BG. ſprechen auch nicht die für 
die Erlaſſung des Geſ. v. 15. Sept. 1933 maßgebenden ge⸗ 
ſetzgeberiſchen Erwägungen (Pfundtner⸗Neubert, Das 
neue deutſche Reichsrecht Bd. 3 Nr. 22). Danach wird der 
durch das Geſetz zugelaſſene Eingriff in die Müllereibetriebe 
damit gerechtfertigt, daß die Müllerei ſtark überſetzt und ihre 
Leiſtungsfähigkeit bei weitem nicht ausgenutzt iſt. Die nach⸗ 
teiligen Wirkungen dieſer Verhältniſſe äußerten ſich in un⸗ 
gefunden Wettbewerb und andererſeits in, unerwünſchten 
Rückwirkungen auf dem Getreidemarkt. Durch die Kontingen⸗ 
tierung werde eine im Verhältnis zur Leiſtungsfähigkeit und 
zum Bedarf gleichmäßige Beſchäftigung ermöglicht. Dieſe 
allgemeinen, die Müllerei in ihrer Geſamtheit ins Auge 
faſſenden Erwägungen ſchließen nicht aus, daß im Einzel⸗ 
falle die angeordnete Einſchränkung der Vermahlung ſich 
ungünſtig auswirkt. Sie ſind auch auf lange Sicht abgeſtellt. 
In der Regel werden die für die Müller günſtigen Folgen der 
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geſetzlichen Regelung ſich erſt nach einiger Zeit einſtellen 
können. Gerade dieſer Umſtand iſt aber bei einer Verpach⸗ 
tung des Mühlenbetriebes von Bedeutung. Es kann ſein, daß 
die durch die Einſchränkung der Vermahlung zunächſt ein⸗ 
tretenden Nachteile allein den Pächter treffen und die Vor⸗ 
teile nach Beendigung des Pachtverhältniſſes nur dem Ver⸗ 
pächter zugute kommen. Mit der Frage, ob und wie ein 
Ausgleich der während der Dauer des Pachtverhältniſſes ein⸗ 
getretenen Nachteile zwiſchen Pächter und Verpächter ſtatt⸗ 
zufinden hat, beſchäftigen ſich das Geſetz und die zu ihm er⸗ 
laſſenen DurchfVO. v. 5. Nov. 1933 und v. 3. März 1934 
(RGBl. I, 175) nicht. Dieſe Frage iſt nach den Vorſchriften 
des BGB. zu entſcheiden. Die einſchlägige Vorſchrift des 
BGB. iſt nach dem Ausgeführten die des § 537 BGB. Nach 
ihr iſt es auch möglich und geboten, etwaige ſchon während 
der Pachtzeit zur Auswirkung gelangende Vorteile der geſetz⸗ 
lichen Maßnahmen zu berückſichtigen. Nach 8 537 BGB. hat 
die Minderung des Pachtzinſes entſprechend dem 8 472 BGB. 
in der Weiſe zu erfolgen, daß der vereinbarte Pachtzins nach 
dem Verhältnis herabzuſetzen iſt, in dem zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſſes des Pachtvertrages der Wert der Pachtnutzung der 
Sache in mangelfreiem Zuſtande zum Wert der Pachtnutzung 
der mangelhaften Sache geſtanden haben würde. Zur Er⸗ 
mittlung dieſes Verhältniſſes iſt der angemeſſene Pachtzins 
der mangelhaften Sache feſtzuſtellen. Der angemeſſene Pacht⸗ 
zins der mangelhaften Sache wird aber auch von den ein⸗ 
getretenen und den während der in Betracht kommenden 
Zeit zu erwartenden Vorteilen der Einſchränkung der Ver⸗ 
mahlung mitbeſtimmt. 

(U. v. 11. März 1935; IV 329/34. — Berlin.) [K.] 


Anmerkung: Das Urteil iſt nicht frei von Bedenken, die um 
ſo ſchwerer wiegen, als die Entſch. unter der Einwirkung der Um⸗ 
ſchichtung wirtſchaftlicher Verhältniſſe und angeſichts der mannigfachen 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten, deren Ende nicht abzuſehen iſt, ſehr 
leicht der Ausgangspunkt einer in ihren Folgen nicht zu überſehenden 
Rſpr. werden könnte. Von der Vetriebsminderung infolge beſchränkter 
Zuteilung des Verarbeitungskontingentes zur Betriebsminderung in⸗ 
folge beſchränkter Einkaufsmöglichkeit ausländiſcher Rohſtoffe — man 
denke an beſchränkte Deviſenzuteilung oder eingeſchränkte Rohſtoff⸗ 
zufuhr infolge wirtſchaftspolitiſcher Maßnahmen — führt eine gerade 
Linie. In Fällen dieſer Art das Riſiko der Betriebsminderung dem 
Verpächter aufzubürden, erſcheint nicht ohne weiteres angängig. Für 
die durch den Weltkrieg geſchaffenen Verhältniſſe hat das RG. (vgl. 
ROY. 90, 374 — JW. 1917, 968) den Grundſatz aufgeſtellt, die Be⸗ 
triebsminderung gebe nicht das Recht zur Minderung des Pachtzinſes 
aus 8 537 BGB., da ſonſt die Härten des Krieges auf den Der 
pächter abgewälzt würden, der die Laſten zu tragen habe. Der gleiche 
Grundſatz hat aber mutatis mutandis für die Fälle zu gelten, welche 
durch die veränderte Wirtſchaftsweiſe und durch die Wirtſchaftsſchwierig⸗ 
keiten geſchaffen werden, bei denen ſich Betriebsminderungen und ent? 
ſprechend Beſchränkungen des Fruchtgenuſſes als Folgen behördlicher 
Maßnahmen nicht vermeiden laſſen. Gewiß ſoll der Verpächter nicht 
auf ſeinem Schein beſtehen und unbedingt reſtloſe Erfüllung des Ver“ 
trages beanſpruchen dürfen, wenn der Vertragszweck nicht mehr voll 
und ganz erreicht werden kann. Aber ſchon die Erwägung, daß 
der Verpächter infolge Minderung des Pachtzinſes außerſtande gejebt 
werden könnte, feine Verpflichtungen zu erfüllen oder eine angemeſſene 
Verzinſung des inveſtierten Kapitals zu erzielen, läßt die Rechtslage 
in einem anderen Lichte erſcheinen. 

Die Frage der Einwirkung behördlicher Maßnahmen, insbeſ. 
durch Gebrauchs⸗ oder Verbrauchsverbote, iſt wiederholt Gegenſtanb 
reichsgerichtlicher und oberlandesgerichtlicher Rſpr. geweſen, einer 
Ripr., die nicht frei von Schwankungen ift. Hierbei iſt zu unter” 
ſcheiden zwiſchen Miet⸗ und Pachtverhältniſſen, da bei letzteren der 
Verpächter außer für die Gebrauchsmöglichkeit auch für den Frucht⸗ 
genuß, wie er nach der Geſtaltung des Vertrages vorgeſehen iſt bzw. 
erwartet werden ſoll, einzuſtehen hat. Der Verpächter hat grundſätz⸗ 
lich dafür einzuſtehen, daß der Pächter die Möglichkeit behält, aus 
der Pachtſache Früchte zu ziehen, zumal wenn der Pachtzins von dem 
Umfange des Fruchtbezuges beſtimmt wird. Das RG. und ihm fol 
gend eine Reihe ORG. vertreten in ſtändiger Rſpr. den Grundſaß, 
daß geſetzliche oder behördliche Verbote eine Minderung des Pacht 
bzw. Mietzinſes aus 88 581,537 BGB. nur dann rechtfertigen können 
wenn eine unmittelbare Beziehung der behördlichen Maßnahme auf 
die Sache ſelbſt vorhanden iſt, d. h. wenn das gepachtete Unternehmen 
in ſeiner Geſtaltung oder aber in ſeinen Auswirkungen unmittelbar 
beeinflußt wird. So iſt eine unmittelbare Beziehung eines behörd- 
lichen Verbotes auf ein Miet⸗ bzw. Pachtunternehmen angenommen 
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worden: im Falle Herabſetzung der Polizeiſtunde bei einem aus⸗ 
geſprochenen Nachtcafe, weil das Unternehmen in feiner Eigenſchaft 
ale Nachteafs betroffen werde (Rc. 88, 96 — JW. 1916, 581; DRG. 
2 8 Warn Jahrb. 1919 Nr. 9 u. 32), bei einem behördlichen Tanz⸗ 
erbot, weil dieſes die Ausnutzung des Pachtgegenſtandes verhindere 
G0. 89, 203 — JW. 1917, 598; Seuff Arch. 93 Nr. 223; OLG. 
1 resden: OLG. 36, 51), bei einem behördlichen Badeverbot auf Grund 
klegsrechtlicher Maßnahmen, weil die Tauglichkeit des Unternehmens 
von feiner Lage (Inſel Borkum) abhängig ſei (RG. 91, 54 — JW. 
1918, 36), bei Behinderung der Benzinbeſchaffung für eine Tank⸗ 
aulage auf Grund behördlicher Kriegsmaßnahme (RGZ. 94, 267 
57 JW. 1919, 239), bei Verſagung der Schankerlaubnis, wenn die 
Verneinung des Bedürfniſſes ſich aus Zahl, Art, Lage und Ent⸗ 
lernung der ſchon vorhandenen Betriebe ergebe (NG. 144, 177 
JW. 1934, 1411; KG.: Warn Jahrb. 1934, 51), bei Verbot der Ge⸗ 
ſchäftseröffnung infolge Einzelhandels⸗Schutzgeſetzgebung (KG.: Warn⸗ 
Jahrb. 1934, 52 — JW. 1934, 1429), bei polizeilichen Benutzungs⸗ 
verboten (R®.: Soergel Rſpr. 1933, 79; OLG. Dresden: OLG. 20, 
102) u. a. mehr. 
u Eine unmittelbare Beziehung behördlicher Maßnahmen auf das 
ternehmen wurde verneint bei behördlicher Einſchränkung der Bier⸗ 
erzeugung, weil der Wirtſchaftsbetrieb nach wie vor fortgeſetzt wer⸗ 
den könne, ohne feinen Charakter einzubüßen (RG. 90, 374 = JW. 
1917, 968), im Falle Herabſetzung der Polizeiftunde bei einem Cafe, 
= ſowohl Tages⸗ wie Nachtcafe ift (RG. 93, 146 — ZW. 1918, 
88), bei Verſagung der Schankerlaubnis, weil dieſe auf Verneinung 
des Bedürfniſſes beruhe, demnach nicht ihren Grund in der mangel⸗ 
duften Beſchaffenheit der Sache habe (Kch.: Warn Jahrb. 1933, 57; 
G Naumburg: OLG. 21, 198), bei Herabſetzung der Polizeiſtunde 
auf Grund kriegsbehördlicher Maßnahme, weil dieſe auf einer An⸗ 
ordnung der Staatsgewalt beruhe und der notwendige Kauſalzuſammen⸗ 
gang fehle (OLG. Königsberg: Seuff Arch. 71 Nr. 6 mit zahlreichen 
Kachweiſen) u. a. mehr. 
„Wenn das RG. (vgl. RG. 90, 374 JW. 1917, 968) aus⸗ 
ſührt, die behördliche Maßnahme müſſe die Sache unmittelbar be⸗ 
einfluſſen, hiervon könne bei einem Biererzeugungsverbot nicht die 
zede ſein, weil der Betrieb fortgeſetzt werden könne, ohne ſeinen 
Charakter zu ändern, jo iſt dieſer Entſch. im Ergebnis zuzuſtimmen. 
> nun der Betriebsumfang eine Verminderung erfährt durch ein 
leilweiſes Verbot der Biererzeugung und hierdurch verurſachte Abſatz— 
verringerung oder aber infolge beſchränkter Zuteilung der Arbeits⸗ 
offe und eines ſich hieraus ergebenden Betriebsrückganges dürfte, 
wirtſchaftlich betrachtet, im Ergebnis das gleiche ſein. Im erſteren 
Falle richtet ſich die Maßnahme gegen den Erzeuger bzw. Herſteller, 
im letzteren Falle gegen den Verarbeiter; in beiden Fällen trifft ſie 
aber letzten Endes den Betrieb ſelbſt. Die vom RG. vorgenommene 
Unterſcheidung iſt formal und berührt nicht den Kern der Sache, 
zumal es vielfach eine Frage der Wirtſchaftstechnik ift, ob das Verbot 
ich gegen den Herſteller bzw. Erzeuger oder aber gegen den Ver⸗ 
arbeiter richtet. Ebenſowenig nun, wie der Verpächter dafür einſtehen 
IM, daß den Bierherſteller ein teilweiſes Herſtellungsverbot trifft, 
an er dafür einftehen, daß der Müller durch Einſchränkung des 
ihm zur Vermahlung freigegebenen Kontingentes in der Ausnutzung 
einer Mühle beſchränkt wird. In jedem Falle handelt es ſich um 
das beſſere Recht eines Dritten, eben des Staates, der aus wirtſchaft⸗ 
“hen Erwägungen Eingriffe vornimmt. Wenn das RG. 90, 374 
JW. 1917, 968 ausführt, das Verbot habe lediglich auf den Be⸗ 
iebsumfang einen gewiſſen Einfluß — ebenſo RERRommt., Note 2 
u 8 537, wonach eine bloße Minderung des Umfanges des Frucht- 


bezuges vom Pächter zu tragen iſt —, ſo hat ein Gleiches zu gelten, 


wenn der Pächter einer Mühle infolge Einſchränkung des Mahl⸗ 
ontingentes daran gehindert wird, die Mühle voll auszunutzen. Die 
bolektibe Beſchaffenheit der Mühle würde durch die Einſchränkung 
3 Kontingentes nur dann berührt, die Mühle ihren Charakter ein⸗ 
Außen, wenn die Einſchränkung zum Erliegen der Mühle führte. 
Solange der Müller nur daran gehindert iſt, die Mahlfähigkeit voll 
er ganz auszunutzen, wird man annehmen dürfen und müſſen, daß 
lo das Riſiko zu tragen hat. Die gegenteilige Auffaſſung müßte 
8 giſcherweiſe dazu führen, bei erhöhter Mahlfähigkeit — man denke 
an die durchaus mögliche Maßnahme, aus wirtſchaftlichen Erwägungen 
0 ontingente zuſammenzulegen, um die Ausnutzungsmöglichkeit 
er Mühle zu erhöhen — eine entſprechende Erhöhung des Pachtzinſes 
du geſtatten, eine Folgerung, die wirtſchaftlich zwar zu rechtfertigen 

te, von der Rſpr. aber ſchwerlich gezogen werden würde. 
5 Hiernach wird man den Grundſaß, daß Betriebseinſchränkungen 
F ‚a. Minderungen des Fruchtgenuſſes zu Laften des Verpächters gehen 
5 7 nicht unbedingt gelten laſſen können, vielmehr annehmen 
Füſſen, daß dieſes Nifiko grundsätzlich vom Pächter zu tragen it. 
dab Verpachter genügt ſeiner Verpflichtung zur Vertragserfüllung 
a urch, daß er eine zum Fruchtgenuß objektiv geeignete Sache, im 
wi Falle eine betriebsfertige Mühle, zur Verfügung ſtellt, ohne 
fir einſtehen zu müſſen, daß der Pächter durch Eingriffe dritter 
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Stellen daran gehindert wird, die Mahlfähigkeit auszunutzen. Von 
einem Fehler der gepachteten Sache zu ſprechen, geht nicht an, wider⸗ 
ſpricht auch dem Sprachgebrauch, da die Behinderung in der Be⸗ 
ſchaffung von Arbeitsſtoffen nicht als eine fehlerhafte Beſchaffenheit 
der Sache ſelbſt im Sinne eines Sachmangels angeſehen werden kann. 

Härten laſſen ſich vermeiden nach den Grundſätzen der Lehre 
von der Unmöglichkeit der Leiſtung. Die 88 536—538 BGB. ſchließen, 
obwohl Sondervorſchriften, die Rechtsfolgen der 88 323, 275 BGB. 
nicht aus. Die zeitweilige Erfüllungsbehinderung kann im Einzel⸗ 
falle einer dauernden gleich erachtet werden, ſo daß die dadurch be⸗ 
dingte teilweiſe Unmöglichkeit als eine gänzliche zu behandeln iſt. 
Die Vorausſetzungen hierfür liegen vor, wenn infolge behördlicher 
Maßnahme dem Pachter die Möglichkeit genommen iſt, die Pachtſache 
voll auszunutzen und weiter anzunehmen iſt, daß es ſich nicht um 
eine bloß vorübergehende Maßnahme handelt. Alsdann beſteht die 
Möglichkeit, den Pachtzins herabzuſetzen als Folge einer teilweiſen 
Unmöglichkeit der Leiſtung, da dieſe nach der Rechtslehre ein Ver⸗ 
ſchulden nicht vorausſetzt. 

Die nicht zu verkennenden Schwierigkeiten laſſen es ratſam er⸗ 
ſcheinen, den Pachtzins tunlichſt nach dem Umſatz zu bemeſſen. Hier⸗ 
bei können die Belange des Verpächters durch Vereinbarung eines 
Mindeſtpachtzinſes gewahrt bleiben, der die Deckung der Betriebs⸗ 
unkoften, ſoweit fie dem Verpächter obliegen, einſchließlich der öffent⸗ 
lichen Abgaben, ſowie eine dem Verpächter zuzugeſtehende angemeſſene 
Verzinſung des inveſtierten Kapitals gewährleiſtet. Dieſe Art der Pacht⸗ 
zins vereinbarung würde auch dem Leiſtungsprinzip gerecht werden, 
d. h. jenem Grundſatz, der das Wirtſchafts⸗ und Rechtsleben immer 
mehr beherrſchen ſoll und wird. 

RA. Dr. Dahm, Düſſeldorf. 


* 

6. § 705 BOB. Wie bei Verträgen der 8 242 
BGB. ſchon ganz allgemein zu dem Grundſatz 
führt, daß jeder Teil bei der Abwicklung des 
Vertragsverhältniſſes dem ihm bekannten be⸗ 
ſonderen Intereſſe des anderen Rechnung zu 
tragen und ſein Verhalten ſo einzurichten hat, 
daß eine Benachteiligung des anderen tunlichſt 
vermieden wird (RGZ. 101, 49; 122, 251 = JW. 1929, 
575), ſo begreift nach demſelben Grundſatze die 
in § 705 BGB. ausgeſprochene Verpflichtung, 
den Geſellſchaftszweck zu fördern, auch die Ver⸗ 
pflichtung in ſich, alles zu unterlaſſen, was 
der Erreichung des Geſellſchaftszwecks abträg⸗ 
lich fein kann (RG.: JW. 1913, 429 6). 91 

[v. B. 


(U. v. 19. Febr. 1935; II 227/34. — Berlin.) 
* 

7. § 826 BGB. Der Erwerb einer Aktien⸗ 
majorität iſt ſittenwidrig, wenn er aus ver⸗ 
werflichen Beweggründen geſchieht, z. B. um 
einen anderen Großaktionär zu ſchädigen und 


kalt zu ftellen. 
(U. v. 25. Jan. 1935; II 234/34. — Frankfurt a. M.) 
[K.] 


* 

S. § 903 BGB.; 88 54, 57, 135 ff. Pr Allg Berg G. 
von 1865. Bei Konkurrenz der ausſchließlichen 
Aufſuchungs⸗ und Gewinnungsbefugnis des 
Bergwerkeigentümers nach § 54 Allg Berg G. mit 
dem aus dem Grundeigentum folgenden Abbau⸗ 
recht des Sacheigentümers hinſichtlich des von 
ſeinem Verfügungsrecht nicht ausgeſchloſſenen 
Minerals iſt, ſoweit ſich ein gemeinſamer Be⸗ 
trieb nicht durchführen läßt, der zeitliche Vor⸗ 
rang deſſen maßgebend, der zuerſt mit dem Ab⸗ 
bau begonnen hat. Geht danach der Grundeigen⸗ 
tümer vor, jo ſchließt das Abbaurecht des Grund⸗ 
eigentümers die Befugnis zur Mitgewinnung 
des verliehenen Minerals inſoweit ein, als bei 
techniſch und wirtſchaftlich vernünftig geführ⸗ 
tem Betriebe das Grundeigentümermineral ohne 
Mitgewinnung des verliehenen Minerals nicht 
abgebaut werden kann. Ein Recht zur Aneignung 
des gewonnenen, verliehenen Minerals ſteht 
aber dem Grundeigentümer gegen den Wider⸗ 
ſpruch des Bergwerkeigentümers nicht zu. 

Mit der Klage macht die Kl. als Pächterin Anſprüche aus 
Bergwerkseigentum geltend, das vor dem Inkrafttreten des 
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PrAllg Berg. von 1865 nach den Vorſchr. der kurkölniſchen 
Bergd. vom Jahre 1669 und des Gef. v. 1. Juli 1821 auf 
Marmor verliehen worden und, obwohl Marmor nach den 
sg 1, 243 PrAllgBBergG. ſeit dem 1. Okt. 1865 zu den vom 
Verfügungsrecht des Grundeigentümers ausgeſchloſſenen Mi⸗ 
neralien nicht mehr gehört, nach Maßgabe des $ 222 daf. auf⸗ 
rechterhalten geblieben iſt. Die Klage richtet ſich gegen Grund⸗ 
eigentümer oder Pächter von ſolchen. Es handelt ſich um den 
Widerſtreit der Rechte des Bergwerks- und des Grundeigen⸗ 
tümers, der ſich ergibt, wenn der Grundeigentümer in dem 
verliehenen Bergwerksfelde mit einem von ſeinem Verfügungs⸗ 
recht nicht ausgeſchloſſenen Mineral — hier dem Kalkſtein, 
ſoweit er nicht Marmor im Sinne der Verleihung iſt — zu⸗ 
gleich auch Marmor abbaut, deſſen Gewinnung der Bergwerks⸗ 
eigentümer als ſein ausſchließliches Recht in Anſpruch nimmt. 

Das BG. will zunächſt den Begriff „Marmor“ im Sinne 
der Verleihungen, auf die ſich die Klage ſtützt, dahin begren⸗ 
zen, daß darunter nur lagerartig vorkommender Marmor falle, 
der für architektoniſche Zwecke geeignet ſei. Indem es die 
Frage offenläßt, ob als Brauchbarkeit für architektoniſche 
Zwecke auch die Verwendbarkeit zur Herſtellung von Gegen⸗ 
ſtänden der Kleinkunſt genüge, ſpricht es der Kl. jedenfalls für 
die Stellen, wo die Bekl. ihre Steinbrüche betreiben, die Be⸗ 
rechtigung zum Abbau auf Marmor deshalb ab, weil hier 
lagerartiges Vorkommen von Marmor äußerſtenfalls in Höhe 
von 5% feſtgeſtellt ſei und deshalb der wirtſchaftliche Wert 
eines Abbaus auf dieſes Mineral von dem der Kalkſteingewin⸗ 
nung der Bekl. weit überwogen werde. Dem kann zunächſt in 
der engen Begrenzung des Begriffes „Marmor“ und der dar⸗ 
auf begründeten Feſtſtellung des Inhalts und Umfangs der 
Verleihungen nicht beigetreten werden. 

Marmor iſt eine beſondere Art des Kalkgeſteins, die als 
kohlenſaurer Kalk vom Kalkſtein im engeren Sinne (dichtem 
oder gemeinem Kalkſtein) chemiſch nicht verſchieden iſt. Da 
nun unſtreitig Kalkſtein i. e. S. auch unter der Herrſchaft der 
kurkölniſchen Berg. von 1669 der Verfügung des Grund⸗ 
eigentümers nicht entzogen, Marmor dagegen Gegenſtand des 
Bergregals war (Braſſert, Bergordnungen der Preußiſchen 
Lande 1858, Anm. auf S. 542), ſo bedurfte es anderer als 
chemiſcher Abgrenzung des Begriffes „Marmor“ innerhalb der 
Kalkgeſteine. Die Vorſchr. der kurkölniſchen BergO. von 1669 
ergibt zur Erläuterung des Begriffes „Marmor“ für ſich 
allein nichts; ſie ſetzt ihn als bekannt und nicht zweifelhaft 
voraus. Wenn deshalb das BG. Gewicht darauf legt, was zur 
Zeit der Verleihung, alſo in den Jahren 1863 und 1864, als 
verleihbarer Marmor angeſehen wurde, ſo iſt dagegen, mit dem 
Vorbehalt, daß die Auffaſſung der Verleihungsbehörde dem 
Geſetze ſelbſt nicht widerſprach, kein grundſätzliches Bedenken 
zu erheben. Bei der Auslegung der Verleihungen aber, die, 
weil es ſich um Akte der Staatshoheit handelt (vgl. RGZ. 145, 
362 = JW. 1935, 10188), der freien Nachprüfung des Rev. 
unterliegt, geht das BG. darin fehl, daß es von den Vor⸗ 
ausſetzungen der Verleihung deren Gegenſtand und In⸗ 
halt nicht genügend unterſcheidet, auf dieſe Weiſe Umſtänden, 
die für die Frage, ob verliehen werden ſollte, in Betracht 
kamen, ein ihnen nicht zukommendes Gewicht für die Beſtim⸗ 
mung des Umfangs der Verleihung beimißt und ſo im Er⸗ 
gebnis zu einer Nachprüfung der Abbauwürdigkeit des Mine⸗ 
rals, mindeſtens für beſtimmte Stellen des verliehenen Feldes, 
gelangt, die Sache des Verleihungsverfahrens war und mit 
dieſem abgeſchloſſen fein mußte. (Wird weiter ausgeführt., 

Das weſentliche Merkmal des Begriffes „Marmor“ im 
Sinne der kurkölniſchen BergO. und der Verleihungen von 
1863 und 1864 iſt darin zu finden, daß es ſich um Kalkſtein 
handeln muß, der ſich für die Verwendung zu künſtleriſchen 
oder kunſtgewerblichen Zwecken eignet. Dieſe Begriffsbeſtim⸗ 
mung ſchließt die Erforderniſſe des ſchönen Ausſehens und 
der Schneid⸗, Schleif⸗ und Polierbarkeit, ſowie der Freiheit 
von Verunreinigungen und Umbildungen, die zu der bezeich⸗ 
neten Verwendung untauglich machen, ein. Dagegen kann das 
Erfordernis der Gewinnbarkeit in Blöcken von beſtimmter 
Größe nur inſoweit aufgeſtellt werden, daß die Brauchbarkeit 
für künſtleriſche oder kunſtgewerbliche Zwecke noch gewahrt ſein 
muß. Ebenſowenig iſt eine Beſchränkung auf die Eignung für 
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architektoniſche Zwecke begründet. Der Kl. iſt in der Aus- 
legung der Verleihungen von 1863 und 1864 daher dahin 
recht zu geben, daß das Bergwerkseigentum ihrer Verpächterin 
jeglichen in den verliehenen Feldern vorkommenden Kalkſtein 
umfaßt, der ſich zur Verwendung als Marmor für Zwecke der 
Kunſt oder des Kunſtgewerbes eignet. 2 
Hiermit ift aber keineswegs ſchon die Berechtigung der 
Klageanſprüche gegeben, welche für die Kl. die ausſchließliche 
Befugnis zum Abbau des geſamten, in den Betriebspunkten 
(Steinbrüchen) der Bekl. anſtehenden Geſteins und die Dul- 
dung des alleinigen Abbaus der Kl. daſelbſt auf Marmor in 
Anſpruch nehmen, ferner von den Bekl. die Unterlaſſung eige 
nen auch Marmor ergreifenden Abbaus verlangen, ſowie die 
Feſtſtellung ihrer Schadenserſatzpflicht für jeden Eingriff in 
das ausſchließliche Recht der Kl. zur Aneignung von Marmor 
fordern. Denn neben dem von der Kl. gepachteten Berg“ 
werkseigentum auf Marmor beſteht das Eigentum un 
Gewinnungsrecht der Grundeigentümer an dem in 
ihren Grundſtücken enthaltenen gemeinen Kalkſtein, der nicht 
Marmor iſt. Nach der Feſtſtellung des BG. ſtehen in den 
Steinbrüchen der Bekl. Kalkſtein und Marmor in ſolchem Zu⸗ 
ſammenhange an, daß ein getrennter Abbau der beiden Mine 
ralien nicht möglich iſt. Die ausſchließliche Aufſuchungs⸗ und 
Gewinnungsbefugnis des Bergwerkseigentümers nach g 54 
BrälgBergb. tritt daher in Widerſtreit mit dem aus dem 
Grundeigentum folgenden Abbaurecht des Sacheigentümers 
hinſichtlich des von feinem Verfügungsrecht nicht ausgeſchloſ 
ſenen Minerals. Wenn das BG. dieſen Widerſtreit nach den 
Umſtänden des vorl. Falls zugunſten der Grundeigentümer 
entſchieden hat, ſo iſt dem aus den nachfolgenden Erwägungen 
im Ergebnis beizupflichten. 5 
Das BG. geht davon aus, daß grundſätzlich die Intereſſen 
des Eigentümers an der Verwertung des Bodens denen de 
Bergbauberechtigten weichen müßten. Eine Ausnahme hiervon 
will es jedoch anerkennen, wenn das Intereſſe des Grund- 
ſtückseigentümers über den Wert einer „normalen Boden“ 
benutzung“ hinausgehe und das Intereſſe an der Ausnutzung 
der Berggerechtſame unverhältnismäßig überſteige. Was hier” 
bei unter normaler Bodenbenutzung verſtanden wird, iſt ni t 
klar geſagt. Soweit etwa damit lediglich der Inhalt der 88 54, 
57, 135 ff. PrAllgBergG. kurz zuſammengefaßt werden ſollte, 
würde kein Bedenken zu erheben fein. Eine grundſätzliche Vor 
zugsſtellung des bergrechtlichen Bergbaus vor dem Abbau des 
Grundeigentümers auf die — dieſem gehörigen — Mineralien, 
die von ſeinem Verfügungsrecht nicht ausgeſchloſſen ſind, ließe 
ſich dagegen nicht anerkennen, zumal das Bergwerkseigentum 
gegenüber dem urſprünglichen und umfaſſenden Grundeigen“ 
tum ein Sonderrecht von Ausnahmecharakter, ein jus singu⸗ 
lare darſtellt, wie ſich auch ſchon aus der beſonderen Aufzäh⸗ 
lung der dem Eigentümer entzogenen Mineralien ergibt ( 
Abs. 1 PrAllg Berg.: Braſſert S. 542 Anm.; Sehling, 
D. Rechtsv. an den der Verf. des Grundeigentümers nicht entz. 
Min. 1904, S. 34, 69; Lohmann, Glückauf 1910, S. 761. 
vgl. auch RZ. 38, 329). Daß bei Widerſtreit des Grund“ 
eigentümerabbaus mit dem Bergbau i. e. S. der erſtere vor? 
gehen könne, hätte hiernach keiner beſonderen Begr. bedurft. 
Der Meinung, daß, wie ſich aus 8 57 PrAllg Berg. ergebe, 
das Recht des Grundeigentümers auf Gewinnung der nicht 
regalen Mineralien bei einem Zuſammenſtoß mit dem Gewinn 
nungsrecht des Bergwerkseigentümers durch das letztere aus 
geſchloſſen werde, und daß deshalb z. B. der Grundeigentümek, 
wenn in ſeinem Eigentum ein Flöz zutage ausgehe, an dieſer 
Stelle einen Steinbruch nicht anlegen dürfe, kann nicht Dei 
getreten werden. Im Bereiche des Privatrechts, auf deſſen 
Boden die Parteien allein ſtreiten, umſchließt mach g 90 
BGB. das Eigentum, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dril” 
ter entgegenſtehen, die Berechtigung zur Benutzung der Sache 
in jeglicher Art. Eine vorbehältene Einſchränkung ſtellt 1 
zwar dar, wenn die Vorſchr. des S 54 PrAllg Berg. (i. Ver. 
mit Art. 67 Abſ. 1 EGBGB.) dem Bergwerkseigentümer 25 
ausſchließliche Befugnis einräumt, das ihm verliehen 
Mineral in ſeinem Felde aufzuſuchen und zu gewinnen, 5 
857 das. erweitert dieſe Befugnis dahin, daß der Bergwerks 
eigentümer die durch den Betrieb des Bergwerks gewonnenen, 
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nicht unter den 8 1 gehörigen Mineralien zu Zwecken feines 
Betriebes ohne Entſchädigung des Grundeigentuͤmers verwen⸗ 
den darf. Damit iſt aber über die Befugnis des Grundeigen⸗ 
tümers zum Auffuchen und Gewinnen der von ſeinem Eigen⸗ 
tum nicht ausgeſchloſſenen Mineralien nichts anderes geſagt, 
als daß er mit einer Ausübung dieſer Befugnis einen ſchon 
begonnenen Betrieb des Bergwerkseigentümers nicht ſtören 
und die von dieſem im Betriebe des Bergwerks gewonnenen 
Eigentümermineralien inſoweit nicht für ſich in Anſpruch neh⸗ 
men darf, als der Bergwerkseigentümer ſie zu Zwecken ſeines 
Betriebes verwendet. Über dieſe geſetzlich beſtimmten Grenzen 
hinaus iſt das Bergwerkseigentum nach ſeiner Natur als ſon⸗ 
derrechtlicher Beſchränkung des grundſätzlich umfaſſenden 

rundeigentums nicht auszudehnen. Vorausgeſetzt iſt dabei 
auf ſeiten des Grundeigentümers freilich ein ernſtlich auf den 
bloßen Abbau des Eigentümer minerals und nicht etwa im 
Grunde auf die Gewinnung des verliehenen Minerals ge⸗ 
richteter Betrieb, der auch nicht dem 8 226 BGB. zuwiderläuft. 


Ein Zuſammenſtoß von Grundeigentümerabbau und Berg⸗ 
bau auf verliehenes Mineral an derſelben Stelle des Gruben⸗ 
feldes muß aber, ſoweit ſich nicht ein gemeinſamer Betrieb 
durchführen laßt, ſeine natürliche Löſung finden durch die An⸗ 
erkennung des Grundſatzes des zeitlichen Vorrangs. Im vorl. 
Falle betreiben die Bekl. in ihren Steinbrüchen ihren an 
ſich berechtigten Grundeigentümerabbau auf Kalkſtein zum 
Teil ſeit 50 bis 60 Jahren, ohne hierin bisher von dem 
jeweiligen Bergwerkseigentümer geſtört worden zu fein, und 
hat in den in Betracht kommenden Bergwerksfeldern ein 
planmäßiger Abbau auf Marmor überhaupt noch nicht, kei⸗ 
nesfalls aber ſeit den ſiebziger Jahren des vorigen Jahr⸗ 
hunderts ſtattgefunden Den Bekl. ſteht daher gegenüber 
der Kl. der zeitliche Vorrang zur Seite. Dieſen nicht an⸗ 
zuerkennen, lag für das BG. um ſo weniger Anlaß vor, 
als die Menge des Grundeigentümerminerals (Kalkſteins) 
die des verliehenen Minerals (Marmors) an den ſtreitigen 
Betriebspunkten ſelbſt dann noch erheblich überwiegt, wenn 
man dem Marmor auch die nur kunſtgewerblich verwertbaren 
kleineren Stücke zurechnet und danach im vorl. Falle zu einer 

eſamtmenge des in den Steinbrüchen der Bekl. anſtehenden 

armors von etwa 45% gelangt. Ein Recht der Kl., den 
Bekl. die Fortſetzung ihres Abbaus auf Kalkſtein in ihren 
Steinbrüchen zu unterſagen, beſteht hiernach nicht. 


Wenn, wie nach den Feſtſtellungen des BG. im vorl. 
Falle, ein getrennter Abbau des Grundeigentümer⸗ und des 
verliehenen Minerals nicht möglich iſt, fo ſchließt das Abbau⸗ 
recht des Grundeigentümers auch die Befugnis zur Mitgewin⸗ 
nung des verliehenen Minerals inſoweit ein, als bei techniſch 
und wirtſchaftlich vernünftig geführtem Betriebe das Grund⸗ 
eigentümermineral ohne Mitgewinnung des verliehenen Mine⸗ 
rals nicht abgebaut werden kann. Unter Mitgewinnung iſt 
ledoch hier lediglich die katſächliche Löſung von der 
natürlichen Ablagerungsſtätte in dem Sinne zu verſtehen, wie 
5 57 Abſ. 2 PrallgBergcG. von den Gewinnungs⸗ und För⸗ 

erungskoſten ſpricht. Ein Recht zur Aneignung des ge⸗ 
bonnenen verliehenen Minerals ſteht dagegen dem Grund⸗ 
eigentümer (oder ſeinem Pächter) gegen den Widerſpruch des 

ergwerkseigentümers nicht zu, auch nicht inſoweit, als im 
umgekehrten Falle der Bergwerkseigentümer nach 8 57 Abſ. 1 
rAllg Berg. befugt if, die mitgewonnenen Eigentümer 
lrineralien ſich behufs Verwendung zu Zwecken ſeines Be⸗ 
riebes zuzueignen. Eine entſprechende Anwendung letzterer 
zorſchr. auf den Fall des Grundeigentümerabbaus wird durch 
ſüe Sonderrechtsnatur des Bergrechts ausgeſchloſſen. Die tat⸗ 
ächliche Mitgewinnung des Marmors durch die Bekl. inner⸗ 
gab ber Grenzen einer techniſch und wirtſchaftlich vernünftigen 
eirkriebsführung iſt nicht widerrechtlich, weil ſie in Ausübung 
en Rechtes erfolgt; die rechtliche Zueignung des mitgewon⸗ 

nen verliehenen Minerals würde dagegen, ſoweit ſie gegen 
en Widerſpruch des Bergwerkseigentümers erfolgt, als ein Ein⸗ 
riff in deſſen ausſchließliches Recht widerrechtlich ſein und 
ſchadenserſatzanſprüche für dieſen begründen. Die Bekl. find 
N auf Verlangen der Kl. zur Herausgabe des mitgewon⸗ 
enen Marmors verpflichtet, jedoch nur gegen Erſtattung ihrer 


vernünftig aufgewendeten Gewinnungs⸗ und Förderungskoſten, 
was ſich zwar nicht aus entſprechender Anwendung des $ 57 
Abſ. 2 PrAllgBergG., jedoch daraus ergibt, daß, wenn der 
Bergwerkseigentümer, der nur ein Gewinnungsrecht hat, den 
gewonnenen Marmor frei von den Gewinnungskoſten erhielte, 
ſich ſeine ungerechtfertigte Bereicherung auf Koſten der Bekl. 
ergeben würde. 

Nicht unmittelbar im Bereiche des hier zu entſcheidenden 
Rechtsſtreits liegt die Frage, inwieweit der Bergwerkseigen⸗ 
tümer einer Art und Weiſe des Grundeigentümerabbaus wider⸗ 
ſprechen darf, die das ihm verliehene Mineral oder jedenfalls 
deſſen wirtſchaftlichen Wert vernichtet oder doch vermindert. 
Die Kl. behauptet, daß der im Wege der Sprengung betriebene 
Abbau des Kalkſteins den mitanftehenden Marmor zerſchlägt 
und damit das verliehene Mineral nach Menge und Güte 
herabſetzt, während die Bekl. den Standpunkt zu vertreten 
ſcheinen, daß anders als durch Sprengungen ein wirtſchaftlicher 
Abbau nicht getrieben werden könne. Das BG. führt die be⸗ 
ſtehende Zerklüftung des Geſteins auf tektoniſche Verſchiebun⸗ 
gen und Faltungen zurück, will dagegen keinesfalls in nen⸗ 
nenswertem Umfang einen Zuſammenhang mit den von den 
Bekl. zur Gewinnung des Kalkſteins vorgenommenen Spren⸗ 
gungen erkennen. Rechtlich iſt dazu zu ſagen, daß bei dem 
Widerſtreit der zuſammenſtehenden Intereſſen Treu und Glau⸗ 
ben im Verkehr von den Bekl. eine Betriebsführung fordern, 
welche die Belange des Bergwerkseigentümers berückſichtigt, ſo⸗ 
weit dies nur wirtſchaftlich möglich iſt. Außerhalb des Pri- 
vatrechtsgebietes liegt dagegen die Frage, inwieweit etwa 
öffentliche Belange, insbeſ. die der Geſamtvolkswirtſchaft, die 
Gewinnung eines Minerals von geringerem Werte auf Koſten 
eines wertvolleren geſtatten. 

Im Ergebnis erweiſt ſich hiernach die Abweiſung der 
Klage durch die Vorinſtanzen als rechtlich bedenkenfrei. Zu 
einem Zweifel in Betreff des Umfangs der Abweiſung konnte 
nur Veranlaſſung geben, daß ſich unter den Anträgen der Kl. 
auch der findet, den Bekl. jede Aneignung ſolchen Kalk⸗ 
geſteins zu unterſagen, das ſich ſchneiden, ſchleifen und polieren 
laſſe, und die Bekl. für ſchadenserſatzpflichtig zu erklären wegen 
jedes Eingriffs in das ausſchließliche Marmoraneignungsrecht 
der Kl. Inſoweit könnte die Abweiſung als in Widerſpruch 
ſtehend erſcheinen mit der oben getroffenen Feſtſtellung, daß 
die Bekl. im Bereiche ihres Grundeigentümerabbaus zwar zur 
tatſächlichen Mitgewinnung, nicht aber gegen den Widerſpruch 
der Kl. auch zur rechtlichen Aneignung des angetroffenen Mar⸗ 
mors berechtigt ſeien. Indeſſen hat die Kl. dieſen Einzelantrag 
hier offenbar nur im Rahmen und auf dem Boden ihres um⸗ 
faſſenderen Anſpruchs auf Unterlaſſung jeden Kalkſteinabbaus 
ſeitens der Bekl. überhaupt im Sinne eines Ausfluſſes dieſes 
Anſpruchs geſtellt, ſo daß er für den vorl. Rechtsſtreit, in 
dem es ſich um die grundſätzliche Berechtigung des Eigentümer⸗ 
abbaus der Bekl. handelte, deſſen Schickſal teilen mußte. 

(U. v. 8. März 1935; V 365/34. — Hamm.) v. B.] 
* 


9. 58 906, 1004, 852 BGB. So wenig wie ein 
früheres Beſtehen eines ſchädigenden Betriebs 
einem Nachbarn für ein erſt ſpäter erbautes 
Haus den Schutz der 88 1004, 906 BG B. nimmt 
(keine Berückſichtigung der „Prävention“; vgl. R683. 70, 152 
— JW. 1909, 111), ſteht jahrelang unbeanſtandetes 
Nebeneinanderbeſtehen des ſchädigenden Be⸗ 
triebes und des beeinträchtigten Grundſtücks 
in feiner jetzigen Beſchaffenheit einem an ſich 
nach § 1004 BGB. und $ 26 GewO. begründeten 
Anſpruch entgegen. Jede erneute unzuläſſige 
Einwirkung ſlöſt einen neuen Anfprud auf Scha- 
denserſatz aus. Der einzelne Anſpruch kann nach 
8 852 BGB. verjähren. Aber eine Rechtferti⸗ 
gung unzuläſſiger Einwirkungen in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit durch „Verſchweigen“ gibt es nicht. 

(U. v. 22. Febr. 1935; V 303/34. — Oldenburg.) [v. B.] 


* 
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10. § 271 HGB.; 8 224 BGB. Ein Generalver⸗ 
ſammlungsbeſchluß iſt abſolut nichtig, wenn er 
Seinem Inhalt nach gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt. Liegt der Sittenverſtoß in der Art des Zu⸗ 
ſtandekommens, wird insbeſ. trotz Einhaltung 
des formalen Rechtes ein an ſich erlaubter Zweck 
mit Mitteln erzielt, die vom Standpunkt eines 
redlichen anſtändigen geſellſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsverkehrs nicht zu billigen find und im 
Ergebnis gegen den allgemeinen Grundſatz des 
Aktienrechts verſtoßen, daß ſämtliche Aktio⸗ 
näre Anſpruch auf gleichmäßige Behandlung 
haben, ſo iſt Anfechtbarkeit gegeben. Der Um⸗ 
ſtand, daß eine Handlung noch nicht gegen das 
Schikaneverbot (§ 226 BGB.) verſtößt, ſchließt 
nicht aus, daß ſie einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten enthält. 

Das BG. ſtellt mit Recht feſt, daß nicht die abſolute Nich⸗ 
tigkeit der Beſchlüſſe der Akt., ſondern nur die Anfechtbar⸗ 
keir in Frage kommt, da die Beſchlüſſe nicht ihrem Inhalte 
nach gegen die guten Sitten verſtoßen, ſondern der Sitten⸗ 
verſtoß nur in der Art ihres Zuſtandekommens liegt (RG. 
115, 379 = JW. 1927, 1348; 131, 141 JW. 1931, 
2976). Es ſteht auch in Einklang mit der Rſpr. des RG., daß 
trotz Einhaltung des formalen Rechtes ein Gen VerſBeſchl. im 
Hinblick auf die Art ſeines Zuſtandekommens gegen die guten 
Sitten verſtoßen kann, weil es eben nicht allein auf den 
äußeren Inhalt und die formale Rechtsbeſtändigkeit des Be⸗ 
ſchluſſes ankommt, ſondern weil dabei auf die ſich aus der 
Maßnahme ergebende Wirkung für die Geſellſchaft ſelbſt und 
die nicht zur Mehrheit gehörenden Aktionäre, auf die Be⸗ 
weggründe und den Zweck des Vorgehens der Mehrheit ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht zu legen iſt. Ein die Anfechtung begrün⸗ 
dender Sittenverſtoß kann dann vorliegen, wenn ein an ſich 
erlaubter Zweck mit Mitteln erzielt wird, die vom Standpunkt 
eines redlichen anſtändigen geſellſchaftlichen Geſchäftsverkehrs 
nicht zu billigen ſind und im Ergebnis gegen den allgemeinen 
Grundſatz des Aktienrechts verſtoßen, daß ſämtliche Aktionäre 
Anſpruch auf gleichmäßige Behandlung haben (RGZ. 107, 
72; 112, 14 = JW. 1926, 543). Von dieſem Standpunkt 
aus hat es das RG. in RGzZ. 112, 109 als Treu und 
Glauben widerſprechend und als einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten des aktienrechtlichen Verkehrs erklärt, wenn 
die Mehrheit in der GenVerſ. die nach dem Geſetz oder 
der Satzung zweifellos beſtehenden Mängel in der Hinter⸗ 
legung der Aktien ($ 255 HGB.) dazu benutzte, um einen 
großen Teil der in der Verſammlung erſchienenen Aktio⸗ 
näre von der Mitwirkung bei der bevorſtehenden Beſchluß⸗ 
faſſung auszuſchließen, ſtatt, wie es den Anſchauungen eines 
redlichen anſtändigen Geſchäftsverkehrs entſprochen hätte, die 
Beſchlußfaſſung in der GenVerſ. auszuſetzen und durch eine 
Vertagung denjenigen Aktionären, welche in entſchuldbarer 
Weiſe die Vorausſetzungen für die Ausübung des Stimmrechts 
nicht erfüllt hatten, Gelegenheit zu geben, die Förmlichkeiten 
nachzuholen. Das RG. hat betont, daß in dieſem Zuſammen⸗ 
hang es auch von weſentlicher Bedeutung war, daß die Hin⸗ 
terlegung zwar von den Satzungsbeſtimmungen der verkl. Ge⸗ 
ſellſchaft abgewichen habe, daß die Abweichung aber nicht 
nur überhaupt vielfach am Sitze der verkl. Geſellſchaft für 
ausreichend zur Erfüllung derartiger Satzungsvorſchriften er⸗ 
achtet worden ſei, ſondern auch bei zwei früheren GenVerſ. 
der verkl. Geſellſchaft ſelbſt keinem Widerſpruch begegnet ſei 
und die Geſellſchaft keine Veranlaſſung genommen habe, ihre 
Bedenken dagegen in der Bek. oder durch eine entſprechende 
Anweiſung an die Hinterlegungsbank zum Ausdruck zu brin⸗ 
gen. Dieſer Rſpr. liegt der Gedanke zugrunde, daß ein die 
Anfechtung rechtfertigender Sittenverſtoß beſteht, wenn durch 
irgendwelche unlauteren Machenſchaften ein Beſchluß durch⸗ 
geſetzt wird, der bei ordnungsmäßigem Vorgehen nicht die 
erforderliche Mehrheit gefunden hätte (vgl. Hueck, Anfecht⸗ 
barkeit und Nichtigkeit von Gen VerſBeſchl. bei AktG., S. 117). 
Als ein Verſtoß gegen die guten Sitten muß es deshalb auch 
angeſehen werden, wenn die Verwaltung oder die Mehrheit 
die in der einfachen Bek. des GenVerſ Termins in dem von 
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nichtamtlichen Stellen nicht oder ſelten gehaltenen Reichs⸗ 
anzeiger liegende Gefahr, daß eine Bek. nicht geleſen wird, 
bewußt ausnutzt, um unbequeme Aktionäre oder Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder von der Ausübung ihrer Rechte fern⸗ 
zuhalten. Dies gilt um ſo mehr, wenn von einer bisher be⸗ 
ſtehenden Übung der perſönlichen Benachrichtigung der Aktio- 
näre, durch die gerade die in der öffentlichen Bek. liegende 
Gefahr beſeitigt werden ſollte, zu einer Zeit abgewichen wird, 
in der eine neue, außerordentliche Gen Verſ. mit dem hier in 
Betracht kommenden Gegenſtand der Beſchlußfaſſung nicht zu 
erwarten war, nachdem kurz vorher die Neuwahl des Auf⸗ 
ſichtsrates ſtattgefunden hatte. Hinzu kommt, daß die Be⸗ 
ſchlußfaſſung für die Kl. auch wegen der Satzungsbeſtimmung 
über die Aufſichtsratsvergütung von großer perſönlicher Be⸗ 
deutung war. 

Die Rev. glaubt, die Ausübung des Rechtes zur Ein⸗ 
berufung der GenVerſ. auf ſatzungsmäßigem Wege ſei nach 
dem auch auf dem Gebiete des Aktienrechtes verwendbaren 
§ 226 BGB. nur dann unzuläſſig geweſen, wenn die Bell. 
damit feinen anderen Zweck als den einer Schädigung der Kl. 
verfolgt hätte. Die Bekl. habe aber vorgetragen und unter 
Beweis geſtellt, daß fie ein berechtigtes Intereſſe an der Ent“ 
fernung der Kl. aus dem Aufſichtsrat hatte, weil die Kl. ihr 
ungerechtfertigte und geſellſchaftsſchädigende Schwierigkeiten 
machte; ſei daher mangels gegenteiliger Feſtſtellungen des BG. 
das Verhalten der Organe der Bekl. als durchaus zuläſſig zu 
erachten, ſo könne darin, wenn überhaupt und nur unter be⸗ 
ſonders erſchwerenden Umſtänden, an denen es hier fehle, 
eine Sittenwidrigkeit gefunden werden. a 

Der Angriff iſt nicht begründet. Der Umſtand, daß eine 
Handlung noch nicht gegen das Schikaneverbot verſtößt, 
ſchließt nicht aus, daß ſie nach den Geſamtumſtänden des 
Falles einen Verſtoß gegen die guten Sitten des im Einzel⸗ 
falle in Frage kommenden Rechtsverhältniſſes, hier des aktien⸗ 
rechtlichen Verhältniſſes, insbeſ. bei der Familiengeſellſchaft 
darſtellt. Selbſt wenn die Bekl. ein berechtigtes Intereſſe an 
der Entfernung der Kl. aus dem Aufſichtsrat hatte, konnte 
der eingeſchlagene Weg gegen die guten Sitten verſtoßen. 
Was die Bekl. zur Begründung ihres berechtigten Intereſſes 
in tatſächlicher Beziehung vorbringt, kann auch den ger 
wählten Weg nicht rechtfertigen. Die Kl. hat nur von ihren 
Rechten Gebrauch gemacht, wenn ſie einen früheren Beſchluß 
anfocht, weil die Gen Verſ. ihrem von der Bekl. ſpäter als 
berechtigt anerkannten Rechte auf Vertagung nicht nachkam 
und wenn ſie einem Verſprechen der Verwaltung, den Mange 
zu beſeitigen, nicht vertraute; ebenſo verhält es ſich, wenn 
die Kl. den Bilanzgenehmigungsbeſchluß durch Klage anfocht. 
Daß dadurch eine ſchwere Schädigung der Geſellſchaft eintrat, 
iſt nicht erſichtlich. Es iſt insbeſ. nicht erkennbar, warum ge” 
rade die alsbaldige Entfernung der Kl. aus dem Aufſichts rat 
notwendig war, und warum nicht die ſatzungsmäßige Neu 
wahl abgewartet werden konnte. 

(U. v. 13. Nov. 1934; II 190/34. — Celle.) v. B.] 
* 

11. 8355 HGB. Vorausſetzung des echten 
Kontokorrents iſt nicht beiderſeitige Kreditie 
rung, ſondern — i. Verb. m. der katſächlichen 
Handhabung der Buchung — der Wille der Pat” 
teien darüber, daß fie ihre Geſchäftsverbin“ 
dungen in der Form des eigentlichen Konto“ 
korrents abwickeln wollen. 

Der Wortlaut des § 355 HGB. könnte allerdings dn 
der Anſicht führen, daß Vorausſetzung des echten Konto- 
korrents beiderſeitige Kreditierung ſei. Dieſer Standpunkt! 
aber nicht derjenige der Rſpr. des RG., zum mindeſten SE 
nicht mehr. Was die frühere Rſpr. betrifft, fo find ſchon vos 
dem Urt. in RZ. 95, 19 Entſch. ergangen, in denen aus“ 
geführt iſt, daß der ausdrückliche oder aus den Umſtänden die 
entnehmende Wille der Parteien darüber entſcheide, 3 
ihre Geſchäftsverbindung in der Form eines eigentlialg 
Kontokorrents abwickeln wollen (RG. 88, 374 JW. 1919, 
1477; JW. 1892, 374). Deutlich iſt dies auch in BankArch. 
21, 385 ausgeſprochen. Nachdem durch 8 65 AufwG. dis 
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Frage, ob Kontokorrent bzw. laufende Rechnung beſtehe oder 
nicht, eine bis dahin ungeahnte Bedeutung erlangt hatte, haben 
gerade die Banken den Standpunkt vertreten, daß der Wille der. 
Parteien und die tatſächliche Handhabung der Buchung dafür 
entſcheidend ſei, nicht die Natur der Rechtsverbindung. Damit 
ſind fte auch durchgedrungen (RG. 115, 393 — JW. 1927, 972; 

7, 34 IW. 1927, 1837; 118,139 JW. 1927, 2907; 120, 
42 JW. 1928, 1795; 123, 386 JW. 1929, 1392; 
124, 232 — JW. 1929, 2334; Warn. 26 Nr. 27, 39). 

(U. v. 27. Febr. 1935; I 154/35. — Berlin.) [K.] 
*. 


*12. 88 55, 59 Börſ G. Soll durch die frei⸗ 
willige Abtretung einer Grundſchuld die Ter⸗ 
minsſchuld des nicht börſentermingeſchäfts⸗ 
lähigen Bekl. endgültig und mit der Wirkung 
getilgt werden, daß keinerlei perſönliche Ver⸗ 
bindlichkeiten des Bekl. aus den Börſentermin⸗ 
geſchäften mehr übrig bleiben, ſo liegt ein 
typiſcher Fall des § 55 Börf®., und nicht des 859 
BörſG. vor, jo daß der Bekl. gegenüber der 
Geltendmachung der abgetretenen Grundſchuld 
den Terminseinwand nicht erheben kann, dieſen 
vielmehr mit der Abtretung verloren hat. 

Der Bekl., ein nicht börſentermingeſchäftsfähiger Gaſt⸗ 
wirt, iſt ſeit 1918/19 Eigentümer zweier Grundſtücke in K. 
Blatt 2720 und 5070. Seit Jahren ſteht er im Geſchäfts⸗ 
verkehr mit der Kreditbank in K., einer Abteilung des Bank⸗ 
vereins für die Provinz H., der ſeit 1922 alle Geſchäftsanteile 
der Kl. beſitzt. 

„„Der Geſchäftsverkehr des Bekl. mit der Kreditbank lief 
eit 1926 über zwei Konten: ein „Scheckkonto“ für den regel⸗ 
mäßigen Eingang und Ausgang von Geldern und ein „Effek⸗ 
tenkonto“ für die Verrechnung der Umſätze aus Börjen- 
kerminsgeſchäften. Infolge mißglückter Spekulationen wies 
85 Effektenkonto ſeit dem Frühjahr 1927 einen wachſenden 
Sthuldſaldo des Bekl. auf. Die Kreditbank verlangte daher 
f icherungen. Der Bekl. ließ zunächſt am 1. Juni 1927 für 
N auf Blatt 2720 eine Eigentümergrundſchuld von 

0000 EM. eintragen und den Grundſchuldbrief der Kredit⸗ 
zank zugehen. Am 3. Jan. 1928 ließ er auf Blatt 5070 
für ſich eine weitere Eigentümergrundſchuld von 20 000 GM. 

ntragen und den Grundſchuldbrief wiederum der Kreditbank 
Suftellen. Am 20. Sept. 1928 wurde feinen Anträgen ge⸗ 
mäß auf Blatt 2720 eine Grundſchuld von 10000 GM. für 
10 Kreditbank eingetragen und der Brief der Gläubigerin 
mit gehändigt. Demnächſt wollte ſich die Bank aber nicht mehr 
a diefen Sicherungen begnügen, ſondern drängte anf Ab⸗ 

eckung der beiden Konten. Da der Bekl. keine Barmittel 
za beſaß, wurde vereinbart: Die Kl. ſollte ihm gegen Ab⸗ 
Hung der drei Grundſchulden 60000 RM zur Verfügung 
Neffen; damit ſollte er die Kreditbank befriedigen. In Aus⸗ 
gl rung dieſes Abkommens wurden folgende notariell be⸗ 
Vaubigte Urkunden verlautbart: Die Kreditbank trat die 
derundſchuld von 10000 GM. zunächſt an den Bekl. ab; 
Abenächſt trat der Bekl. alle drei Grundſchulden „unter 
bergabe der Grundſchuldbriefe“ und mit der Beſtimmung, 
fort „die Briefe der neuen Gläubigerin ausgehändigt werden 
rc ‚an die Kl. ab. Dieſe reichte die Ahtretungsurfunden 
Ri ft den Grundſchuldbriefen dem GBA. zur Umfchreibung 
dee was demnächſt geſchah. Die Grundſchuldbriefe gingen an 
x 5 Kl. zurück. Sie ſchickte der Kreditbank einen Barſcheck über 
9000 RM mit der Bitte, den Betrag als Gegenwert für 
gut Grundſchulden dem Bekl. auszuhändigen. Der Bekl. 
00 ittterte ſodann bei der Kreditbank über den Empfang der 
& 0 RM und zahlte das Geld gleichzeitig zur Gutſchrift 

f fein Effektenkonto ein. Dieſes Konto wies damals eine 
dchuld von noch rund 19 700 AM auf. Es ergab alſo nach 
zaſchrift der 60 000 AM ein Haben von rund 40 300 K.K. 
0 es Haben übertrug die Bank gemäß einer Anweiſung 
n Bekl. auf deſſen Scheckkonto, das damals eine Schuld 

est rund 44000 RM aufwies und nunmehr bis auf einen 
degli von etwa 4000 RM abgedeckt wurde. Auf dem aus⸗ 
erf Bar Effektenkonto find ſeitdem keine Buchungen mehr 

ſolgt; das Scheckkonto lief weiter. 


Die Kl. verlangt mit der Klage die Zahlung rückſtändiger 
Zinſen von den Grundſchulden. Das LG. hat die Klage ab- 
gewieſen, weil der Bekl. der Kreditbank den Terminseinwand 
(88 52, 53, 59 Börſch.) hätte entgegenſetzen können und 
die Kl. dieſen Einwand auch gegen ſich gelten laſſen müſſe 
(88 1157, 1192 BGB.). Das OLG. hat den Bekl. zur Zah⸗ 
fung rückſtändiger Zinſen aus den grundſchuldbelaſteten 
Grundſtücken verurteilt. 

Den Kern des Rechtsſtreits bildet die Frage, ob der 
Bekl. der Kl. den Terminseinwand nach 88 52, 53, 54, 59 
Börſch. entgegenhalten kann. Das BG. verneint dieſe Frage 
mit folgender Begründung: Freilich hätte ſich die Kreditbank, 
ſolange fie die Grundſchuld über 10000 GM. und den 
Grundſchuldbrief über 30000 GM. nur als Sicherheiten 
für die unverbindliche Vörſenterminſchuld des Bekl. in Hän⸗ 
den gehabt habe, aus dieſen Sicherheiten nicht befriedigen 
dürfen. Die Sach⸗ und Rechtslage habe ſich aber völlig da⸗ 
durch geändert, daß die Kl. Ende 1928 die Grundſchulden 
gegen Vergütung des Nennbetrags übernommen habe. Damit 
ſei die Verbindung zwiſchen der Terminſchuld des Bekl. bei 
der Kreditbank und den vom Bekl. an die Kl. nicht etwa nur 
ſicherungshalber, ſondern endgültig zu Volleigentum ab⸗ 
getretenen Grundſchulden vollſtändig gelöſt worden. Infolge⸗ 
deſſen ſei der Terminseinwand der Grundſchuldhaftung gegen⸗ 
über erledigt. Das bliebe ſelbſt dann fo, wenn man Die 
Kreditbank und die Kl. als eine Einheit behandeln wollte. 
Denn dann läge in der Übernahme der Grundſchul⸗ 
den zum Nennwert zwecks Ausgleichs der Ter⸗ 
minſchuld keine Vereinbarung i. S. des 8 59, ſondern 
eine Leiſtung gem. § 55 Börſch., nämlich eine Annahme an 
Erfüllungsſtatk (8 364 Abſ. 1 BGB.). 

Dieſe Begründung hält der Rev. ſtand. Der Bekl. meint, 
der Gedankengang des BG. verkenne den Kernpunkt ſeiner 
Verteidigung, beachte nämlich nicht genügend die Tatſache, 
daß die Kl. als „Einmann⸗Gmbh.“ mit der Kreditbank wirt⸗ 
ſchaftlich eines ſei, daß alſo beide Geſellſchaften ihm gegen⸗ 
über nichts aus der lediglich ihre Rechtsperſönlichkeit be⸗ 
treffenden Verſchiedenheit herleiten dürften. Trage man dieſer 
Tatſache gebührend Rechnung, ſo ſtelle das Verfahren der 
Übernahme der Grundſchulden durch die Kl. unter Vergütung 
des Gegenwerts an die Kreditbank nur einen wohldurchdachten 
Verſuch dar, auf einem Umweg die Terminſchulden des Bekl. 
bezahlt zu machen, bevor er hätte ahnen können, was bo⸗ 
abſichtigt geweſen ſei. 

Damit wird die Rev. dem angefochtenen Urteil nicht 
gerecht. Zwar hat das BG. zunächſt in Anlehnung an RG. 
85, 380 JW. 1915, 3419 die Rechtslage unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt erörtert, daß die Kreditbank und die Kl. getrennte 
Rechtsperſönlichkeiten ſind. Es mißt dieſer Verſchiedenheit 
aber durchaus keine entſcheidende Bedeutung für das Ergebnis 
bei, ſondern prüft im weiteren Verlauf ſeiner Ausführungen 
die Rechtslage auch von dem Standpunkt aus, daß dem Bekl. 
gegenüber beide Geſellſchaften als eine Einheit zu betrachten 
ſeien. Hier liegt der Schwerpunkt der Entſcheidungsgründe. 
Der Gedankengang des BG. iſt: Mit den Vorgängen Ende 
1928 erloſch der Terminseinwand des Bekl. auch dann, wenn 
man dieſe Vorgänge nicht, wie es ihrem äußeren Hergang 
vielleicht entſpricht, in zwei ſelbſtändige Geſchäftskreiſe zer⸗ 
legt, nämlich einerſeits einen Grundſchuldenkauf (und ſeine 
Erfüllung) zwiſchen der Kl. und dem Bekl., andererſeits eine 
Bezahlung der perſönlichen Schulden des Bekl. bei der Kredit⸗ 
bank mit dem Erlös aus jenem Kauf. Geht man vielmehr 
mit dem Bekl. von der rechtlichen und wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammengehörigkeit aller damals vorgenommenen Geſchäfte 
aus, ſo bleibt doch für ſämtliche Beteiligten, insbeſondere den 
Bekl., eine Tatſache unerſchüttert: Durch die freiwillige Ab⸗ 
tretung der Grundſchulden gegen eine Vergütung von 
60 000 RM ſollten die perſönlichen Schulden des Bekl. bei 
der Kreditbank, namentlich die Terminſchuld, endgültig und 
mit der Wirkung getilgt werden, daß keinerlei perſönliche Ver⸗ 
bindlichkeit des Bekl. aus den Börſentermingeſchäften mehr 
übrig blieb. Dann liegt aber ein typiſcher Fall des 855 und 
nicht des § 59 Börſcg. vor (vgl. RGZ. 77, 277 = JW. 1912, 
156). Im enticheidenden Punkte abweichend lag daher der 
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im RGurt. v. 8. Mai 1915 (Warnfipr. 1915 Nr. 177) be⸗ 
handelte Fall, wo an die Stelle der Terminſchuld als neue 
perſönliche Verpflichtung eine Darlehnsſchuld geſetzt und zur 
Sicherung dieſer Darlehnsſchuld Grundſchulden unter Um⸗ 
wandlung in Hypotheken abgetreten waren. Dort blieb der 
Terminseinwand auch der Darlehnsſchuld und den ſie ſichern⸗ 
den Hypotheken gegenüber gerade deshalb erhalten, weil 
§ 55 BörſG. ein Leiſtungsgeſchäft verlangt, das in Höhe des 
Geleiſteten eine perſönliche Verbindlichkeit des Terminſchuldners 
an den Termingläubiger nicht zurückläßt oder neu begründet. 
Dieſe Vorausſetzung iſt im vorliegenden Falle aber erfüllt. 
Der Bekl. ſollte und wollte durch die Abtretung der Grund⸗ 
ſchulden an die Kl. ſeine Terminſchuld bei der Kreditbank end⸗ 
gültig und ohne jeden perſönlichen Schuldreſt tilgen. Damit 
verlor er den Terminseinwand gegenüber den abgetretenen 
Grundſchulden, hinter denen keine perſönliche Verpflichtung 
mehr ſtand (vgl. RGZ. 73, 143 = JW. 1910, 389). Ob der 
Bekl. bei der Vornahme des dem § 55 Börſch. genügenden 
Leiſtungsgeſchäfts wußte, daß die erfüllte Terminſchuld un⸗ 
verbindlich war, iſt ohne Belang (vgl. RGR Komm., 8. Aufl., 
Bd. 2 8 762 Anm. 3). Eine Verpflichtung der Kreditbank, 
ihn etwa vor der Leiſtung inſoweit aufzuklären und dadurch 
ſeine Erfüllungsbereitſchaft vielleicht zu erſchüttern, beſtand 
nicht. Daß die Kl. ihn aber in dieſer Richtung argliſtig ge⸗ 
täuſcht oder ſonſt in unſittlicher Weiſe behandelt hätte (vgl. 
RG. 90, 254 = JW. 1917, 223), dafür fehlt jeder Anhalt. 
Von unlauteren Machenſchaften der Kreditbank gegenüber 
dem Bekl. kann nicht ſchon deshalb geſprochen werden, weil 
jene die Grundſchulden nicht ſich ſelbſt an Zahlungsſtatt ab⸗ 
treten, ſondern bei dem Leiſtungsgeſchäft auf die Termin⸗ 
ſchuld des Bekl. die Kl., ihre Tochtergeſellſchaft, mitwirken 
ließ. Aus welchen Gründen das auch geſchehen ſein mag, dem 
Bekl. als leiſtungswilligen Terminſchuldner konnte es einerlei 
ſein, ob er ſeine Schuld tilgte durch Hingabe der Grund⸗ 
ſchulden an die Termingläubigerin ſelbſt oder durch Ab⸗ 
tretung an die Kl. unter Verrechnung des ihm zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Abtretungsentgelts auf ſeine Terminſchuld 
bei der Kreditbank. Wenn die Rev. aber den Leiſtungswillen 
des Bekl. und ſeine Erkenntnis, daß durch die Abtretung der 
Grundſchulden die endgültige und reſtloſe Abdeckung der 
Terminſchuld erreicht werden ſollte, in Zweifel zu ziehen ver⸗ 
ſucht, ſo ſcheitert ſie an den klaren tatſächlichen Feſtſtellungen 
des BG., wonach Bedenken gegen den Leiſtungswillen des 
Bekl. und ſeine Erkenntnis vom Zweck und Ziel der ganzen 
Vorgänge nicht auftauchen können. 

(U. v. 27. Febr. 1935; V 350/34. — Kiel.) 


* 


13. J. 81 Wechſel G. Ein Wechſel iſt nichtig, der 
in ſeinem Text die Anweiſung enthält, nach 
Maßgabe eines beſtimmten Vertrages zu zahlen. 
Solche Zuſätze widerſprechen der abſtrakten Na⸗ 
tur des Wechſels. 

II. 88 140, 783 BGB.; $ 363 A bſ. 1 Satz 1 HG B. 
Die Frage, ob bei einem nichtigen gezogenen 
Wechſel die Ausſtellererklärung in eine Anwei⸗ 
ſung nach § 783 BGB. oder 8 363 Abſ. 1 Satz 1 
H GB. umgedeutet werden kann, ift zu verneinen. 


J. Der Klagewechſel enthält im Text unter dem in roter 
Tinte gefertigten Vermerk „Bei Sicht“ einen gleichfalls mit 
roter Tinte geſchriebenen Zuſatz folgenden Wortlauts: „Laut 
Abkommen⸗Schreiben der H.-Werke in Z. v. 19. Nov. 1931.“ 
Die Anſicht des BG. von der Nichtigkeit dieſes Klagewechſels 
iſt zutreffend. Zuſätze der vorliegend in Betracht kommenden 
Art widerſprechen der abſtrakten Natur des Wechſels und 
verbieten ſich auch mit Rückſicht auf die Umlaufsfähigkeit 
dieſes Orderpapiers. Schon das ROH. hat entſchieden, daß 
ein Wechſel ungültig iſt, der in ſeinem Text die Anweiſung 
enthält, nach Maßgabe eines beſtimmten Vertrags zu zahlen 
(ROG. 21, 169). An dieſer Rſpr. hat das RG. in Über⸗ 
einſtimmung mit dem Schrifttum feſtgehalten (vgl. RG. 9, 
115). In feiner Entſch d 1 Jan 12 Seo en 
der ausgeführt iſt, daß der Wechſel als Umlaufpapier die 
Vorausſetzungen der Zahlungspflicht erſchöpfend enthalten 
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muß und daß das Recht aus dem Wechſel nicht von Um⸗ 
ſtänden und Vorgängen abhängig gemacht werden darf, die 
außerhalb des Wechſels liegen und aus ihm nicht erkennbar 
find, hat das RG. unter Hinweis auf Art. I der im Jahre 
1913 im Haag beſchloſſenen „Einheitlichen Wechſelordnung! 
die allgemeine Geltung jener Grundſätze hervorgehoben, die 
nunmehr in Art. 1 Nr. 2 des Deutſchen WechſGG. v. 21. Jun 
1933 ihren geſetzlichen Ausdruck gefunden haben. 

Wie das NG. in der Entſch. v. 8. Okt. 1929, 
II 93/29 (JW. 1930, 1376) ausgeführt hat, wider 
ſpricht es von vornherein den Verkehrsanſchauungen, einen 
gezogenen nichtigen Wechſel als anderes Rechtsgeſchäft 
aufrechtzuerhalten, da tatſächlich in den allerſeltenſten Fäl⸗ 
len anzunehmen iſt, daß die Beteiligten bei Kenntnis der 
Nichtigkeit des von ihnen beabſichtigten Wechſelvertrags ein 
anderes Rechtsgeſchäft mit minder ſtrengen Folgen für den 
Verpflichteten und minderen Rechten für den Berechtigten 
abgeſchloſſen haben würden. Wählen die Parteien die ad 
ſtrakte Wechſelverpflichtung in der Form des Akzepts, des 
Indoſſaments oder der Ausſtellung eines gezogenen Wechſels, 
ſo wollen ſie in aller Regel nur eine Wechſelverpflichtung 
eingehen bzw. wechſelmäßige Rechte erwerben, da ihren wirt⸗ 
ſchaftlichen und rechtlichen Intereſſen nur im Rahmen des 
Wechſels, wie er ſich nun einmal im Verkehr heraus 
gebildet hat und zu einem wichtigen Handelsinſtrument in 
allen Kulturſtaaten geworden iſt, und nicht auf irgendeine 
ſonſtige Weiſe gedient werden kann. Dabei überſieht die 
angezogene Entſch. nicht, daß allerdings bereits mehrfach von 
den Gerichten ausgeſprochen worden iſt, daß ein ungültiger 
eigener Wechſel als kaufmänniſcher Verpflichtungsſchein 
nach § 363 Abſ. 1 Satz 2 HGB. aufrechterhalten werden 
kann (RG. 48, 223). Es berührt auch die Richtigkeit des 
in der angezogenen Entſch. aufgeſtellten Grundſatzes nicht, 
wenn durch andere Erkenntniſſe des RG. die Aufrechterhal⸗ 
tung der Unterſchrift unter einen nichtigen eigenen Wechſel 
als abſtraktes Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis 
des Ausſtellers nach 88 780, 781 BGB. als möglich bezeich⸗ 
net iſt (RG. 136, 207 — JW. 1932, 2611), während die 
Frage, ob beim nichtigen gezogenen Wechſel die Ausſteller⸗ 
erklärung in eine Anweiſung nach 8 783 BGB. oder 8 36: 
Abſ. 1 Satz 1 HGB. umgedeutet werden kann, in Rſpr. und 
Schrifttum eine verſchiedene Beantwortung gefunden hat- 
Der erk. Sen. hat dieſe Frage in der Entſch. v. 8. Okt. 1929 
für den Regelfall verneint und damit im Schrifttum Wider 
ſpruch (vgl. ZW. 1930, 1376), aber auch Zuſtimmung ge 
funden. — Vgl. auch RGZ. 130, 82 — JW. 1930, 3761, wo 
die Frage für den dort zu entſcheidenden Fall aus anderen 
Gründen unentſchieden gelaſſen worden iſt. In dieſem Zu 
ſammenhang iſt hervorzuheben, daß das RG. ſtets die Anſicht 
vertreten hat, die ſchriftliche Form des Wechſels vermöge die 
fehlende ſchriftliche Form eines Bürgſchaftsvertrages in aller 
Regel nicht zu erſetzen (RGg. 48, 152; 94, 85; 96, 136 
e TE 

Dieſen Rechtsgrundſätzen will das BG. Rechnung tra 
gen, wenn es die Frage, ob ſich die Wechſelunterſchrift des 
Bekl. in einen zivilrechtlichen Tatbeſtand, insbeſ. in den hier 
in Betracht kommenden Tatbeſtand eines Bürgſchaftsver 
trages, Schuldbeitritts⸗ oder Garantievertrages umdeuten 
laſſe, mit der Begründung verneint, für eine Bürgſchafts“ 
erklärung fehle ſchon die nötige Schriftform, während für 
die Umdeutung in einen Schuldbeitritts- oder Garantiever 
trag aus dem Grunde kein Raum ſei, weil ſich nicht ohne 
weiteres ſagen laſſe, daß jemand, der ſich wechſelmäßig zur 
Sicherung einer fremden Schuld verpflichten wolle, auch die 
weit ſchwereren Rechtsfolgen des Garantievertrags oder des 
Schuldbeitritts in den Kauf genommen hätte. 

Der Entſch. kann aber im Ergebniſſe nicht beigetreten 
werden. Das BG. hat nicht beachtet, daß die Klage nich! 
auf den Wechſel allein, ſondern auch auf das der Wechſel 
zeichnung zugrunde liegende Rechtsverhältnis, eben jenes ID 
tonmıen v. 19. Nov. 1931, geſtützt war. Es bedurfte daher, 
nim zu einem wicht wechſelrechtlichen Verpflichtungsgrunde zu 
gelangen, nicht des Umweges über die Umdentung der Wech 
ſelerklärung. Aus dem Abkommen, das in dem Briefe der 
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Y. Werke v. 19. Nov. 1931 wiedergegeben iſt, erhellt, daß 
ſich die H.-Werfe nicht mit der AktG. als Schuldnerin be- 
gnügen wollten; vielmehr ſollte auch der Bekl. perſönlich 
für die Schuld der AktG. einſtehen. Das BG. hätte daher 
auf dieſer Grundlage unterſuchen müſſen, 66 ſich nicht hier⸗ 
aus ſchon eine zivilrechtliche Haftung des Bekl. als Bürge 
oder Mitſchuldner ergab und ob die Wechſelhingabe nicht nur 
der Verſtärkung dieſer Haftung und ihrer leichteren Durch⸗ 
ſetzbarkeit dienen ſollte. 


(Urt. v. 12. Febr. 1935; II 307/34. — Berlin.) [v. B.] 
* 


14. Art. 11, 17 Wechſch. Auch der Inhaber 
eines Kautionswechſels iſt zur Klage ſchon durch 
den. Beſitz des Papiers legitimiert. Der Nicht⸗ 
beſitz der dem Klagewechſel zugrunde liegenden 
Forderung ſtellt die Klagebefugnis des durch 
den Beſitz des Papiers Legitimierten nicht in 

rage. 

Zur Begründung des Anſpruchs aus dem Wechſel bedarf 
es weder des Nachweiſes eines Kauſalgeſchäfts, noch darf die 
Wechſelverpflichtung von dem Beſtande des Kauſalgeſchäfts 
abhängig gemacht werden, unbeſchadet der aus dieſem herzu⸗ 
leitenden Einreden, die dem erſten Nehmer, unter beſtimmten 

orausſetzungen auch dem ſpäteren Erwerber des Wechſels 
gegenüber geltend gemacht werden können. Vom Kautions⸗ 
wechſel gilt nichts anderes. Die bloße Tatſache, daß der 

echſel nur als Kaution gegeben iſt, iſt kein begründeter Ein⸗ 
wand. Auch der Inhaber eines Kautionswechſels iſt zur Klage 
ſchon durch den Beſitz des Papiers legitimiert (LZ. 1907, 
138), In Ermangelung entgegenſtehender Abreden verpflichtet 
1 der Geber eines Kautionswechſels, dem Kautionsgläubiger 

ei Verfall nach Wechſelrecht zu zahlen (ROHG. 17, 281). 
Der Zweck der Sicherſtellung würde nicht erreicht, wenn das 
Papier nicht ohne Subſtantiierung und Nachweis einer be⸗ 
ſtimmten Forderung ausgeklagt werden könnte (ROH G. 16, 

3). Die Hingabe eines Kautionswechſels berechtigt den 
Schuldner allerdings im gegebenen Falle zur Geltendmachung 
bes rein perſönlichen Einwandes, daß der Wechſelnehmer 
weder zur Zeit einen Anſpruch hat, noch daß aus dem zu 
ſichernden Rechtsverhältniſſe in Zukunft ein ſolcher zu er⸗ 
barten iſt. Für dieſen Einwand trägt aber er die Beweislaſt 
(Ag., Recht 1908, 213 Beil. 2). Es kann alſo nicht gejagt 
werden, daß die Übertragung eines Kautionswechſels wirkſam 
der gleichzeitig mit der Übertragung der zu ſichernden For⸗ 
erung erfolgen könnte. Der Nichtbeſitz der dem Klagewechſel 
zugrunde liegenden Forderung ſtellt die Klagebefugnis 
Fra durch den Beſitz des Papiers legitimierten Kl. nicht in 

ge. 

(U. v. 23. Nov. 1934; II 217/34. — Köln.) 


* 


' 15. 815 Fin Aus g 1G. v. 9. April 1927; A b⸗ 
chnitt 2 8 2 VO. v. 26. Juli 1930; Ka p. IV 8 15 
SD. v. 18. März 1933; 88 157, 683 BOB. Wenn auch 
die eingangs angeführten Geſetzesbeſtimmun⸗ 
gen den Gemeinden geſtatteten, auswärtige 
Er Awereten als „Einführer“ von Bier mit der 
S euer zu belaſten, ſo war es doch grundſätzlich 
1 der einzelnen Steuerordnungen, inwie⸗ 
zeit ſie von dieſem Recht Gebrauch machten, ob 

1055 insbeſondere neben dem Wirt auch die aus⸗ 
ärtige Brauerei zur Steuer heranzogen. In 

ler Hinſicht kommt es jeweils auf die Aus- 
wi ng der betr. Steuerordnung an. Die aus⸗ 
e Brauerei handelt nicht gemäß dem In⸗ 
e des Wirtes, wenn ſie für ihn die Steuer 

odenns lagt, nachdem er ein Geſuch um Stun dung 
f der Erlaß eingereicht hat. Wenn ein Wirt in der 
ſchuldloſen Meinung, zur Verweigerung der 
peblung folder verauslagter Steuerbeträge 
8 zu ſein, deren Zahlung verweigert 
Bier 9 8 e ee die Lieferung von 
gert, den Wirt alſo nötigt, fein Bier 
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anderweit zu beziehen, wenn er nicht überhaupt 
ſchließen will, kann ſie nicht die Vertragsſtrafe 
wegen Bezugs fremden Bieres verlangen. 7) 

Die Kl., eine Brauerei in D., gewährte dem Bekl. ein 
Darlehn und lieferte ihm Bier für ſeine Gaſtwirtſchaft in H. 
Nach dem Vertrage v. 26. Sept. 1929 war er verpflichtet, 
ſeinen Bierbedarf ausſchließlich von ihr zu ihren jeweiligen 
Ortspreiſen zu beziehen und bei Zuwiderhandlung für jedes 
anderweitig bezogene Hektoliter ein Drittel des Einkaufs⸗ 
preiſes als Vertragsſtrafe zu zahlen; jedoch war es ihm ge⸗ 
ftattet, bis zwanzig Hektoliter jährlich von einer anderen 
Brauerei zu beziehen. Als der Vertrag geſchloſſen wurde, 
war noch ein Abkommen v. 6. Dez. 1927 zwiſchen der Stadt⸗ 
gemeinde H., dem Wirte-Verein daſelbſt und dem Verband 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſcher Brauereien in Kraft, wonach die 
Brauereien die ſtädtiſche Bierſteuer von den Wirten einzogen 
und an die Steuerkaſſe abführten. Bei dieſem Verfahren 
blieb es bis zum 31. März 1931. In den folgenden beiden 
Jahren hatten die Wirte in H. die Steuer unmittelbar ab⸗ 
zuführen. Am 24. März 1933 wurde zwiſchen der Stadt⸗ 
gemeinde H. und dem genannten Brauereiverbande eine neue 
Vereinbarung getroffen, wonach die Brauereien mit Wirkung 
v. 1. April 1933 für die von ihnen belieferten Wirte die Ab⸗ 
rechnung und Zahlung der Bierſteuer übernahmen, nachdem 
ihnen in einem Schreiben des Bürgermeiſters mitgeteilt wor⸗ 
den war, daß die Brauereien, die Bier in eigenen Wagen 
nach H. lieferten, als „Einführer“ des Biers ſteuerpflichtig 
ſeien. Infolgedeſſen ſetzte die Kl. v. 1. April 1933 ab den 
Wirten in H., unter ihnen dem Bekl., wiederum die Bier⸗ 
ſteuer in Rechnung, dieſem für April und Mai 1933 mit Be⸗ 
trägen von insgeſamt 38 RM. Der Bekl. will wegen Ge⸗ 
ſchäftsrückgang Ausſicht gehabt haben, daß ihm die Stadt 
verwaltung die Bierſteuer erlaſſe oder doch ſtunde, und lehnte 
es ab, die Steuerbeträge an die Kl. zu bezahlen. Darüber 
kam es zum Streit. Der Bekl. beſtellte bei der Kl. Bier 
ohne Steuerzuſchlag weiter, die Kl. lehnte aber die 
Ausführung dieſer Beſtellungen ab, und nunmehr bezog der 
Bekl. ſein Bier von anderen Brauereien. 

Die Kl. erhob Klage mit dem Antrage, den Bekl. zu 
verurteilen, daß er ſeinen geſamten Bierbedarf bei ihr be⸗ 
ziehe, ihr über die Mengen des feit dem 15. Mai 1933 an⸗ 
derweitig bezogenen Bieres Auskunft erteile, für jedes Hekto⸗ 
liter des von anderer Seite bezogenen Bieres 12,50 AM als 
Vertragsſtrafe und endlich den Reſtbetrag ihrer letzten Rech⸗ 
nung von 38 AM zahle. 

LG. wies die Klage ab, BG. gab ihr ſtatt. RG. hob 
auf, wies die Rev. zurück, inſoweit die Klage auf Auskunft⸗ 
erteilung und auf Zahlung von Vertragsſtrafe abgewieſen 
war, und verwies im übrigen zurück. 

Während das LG. den Betrag der Bierſteuer nicht zum 
„jeweiligen Ortspreis“ rechnet, legt das BG. Gewicht dar⸗ 
auf, daß der Bekl. nach dem Vertrage verpflichtet iſt, Bier 
von der Kl. zu „deren jeweiligen Ortspreiſen zu beziehen. 
Darum meint es, entſcheidend ſei nur, daß die Kl. vom Bekl. 
keine höheren Beträge verlange als von den anderen Wirten 
in H. für die entſprechende Biermenge, und es komme weder 
darauf an, wer gegenüber der Stadtgemeinde Steuerjchulb- 
ner ſei, noch darauf, ob die Bierſteuer neben dem Bierpreis 
geſondert berechnet werde. 

Dieſe Auslegung der Vertragsbeſtimmung verſtößt, weil 
ſie auf die berechtigten Intereſſen des Bekl. keinerlei Rück⸗ 
ſicht nimmt, gegen den Grundſatz von Treu und Glauben 
und damit gegen § 157 BGB. Richtig iſt zwar, daß die 
Kl. den Bekl. in ihren Rechnungen nicht ſchlechter ſtellen darf 
als die anderen Wirte in H. Aber dadurch allein, daß ſie 
ſich daran hält, wird der Steuerbetrag noch nicht zu einem 
Beſtandteil des vertraglich geſchuldeten Ortspreiſes. Ihn zum 
Preiſe zu rechnen, wäre dann gerechtfertigt geweſen, wenn 
die Kl. ſelbſt als Geſamtſchuldnerin mit dem Bekl. gegenüber 
der Stadtgemeinde Steuerſchuldnerin geweſen wäre. Da die 
Parteien darüber einig ſind, daß die Steuer im Endergebnis 
auf den Verbraucher abgewälzt werden kann, ſo hätte die Kl. 


die Bierſteuerleiſtungen, die ſie als Steuerſchuldnerin 
an die Stadtgemeinde entrichtete, unter der im weiteren Sinne 
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zu verſtehenden Bezeichnung des „Ortspreiſes“ dem Bekl. 
als vertraglich geſchuldete Beträge in Rechnung ſtellen können. 
Es wäre alsdann auch nicht darauf angekommen, ob ſie das 
in einem Geſamtbetrage tat oder ob ſie die Bierſteuerbeträge 
in der Rechnung geſondert aufführte, da der Bekl. ſie ihr 
vertraglich ſchuldete. Anders lag es aber, wenn ſie nicht 
ſelbſt Steuerſchuldnerin gegenüber der Stadtgemeinde war. 
Denn alsdann bezahlte ſie die Steuerſchuld des Bekl. be⸗ 
ſorgte alſo ein fremdes Geſchäft und konnte Erſtattung der 
von ihr verauslagten Beträge, wie die Rev. mit Recht gel⸗ 
tend macht, nur unter den Geſichtspunkten der Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag oder der ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung, nicht aber auf Grund des Vertrages vom Bekl. for⸗ 
dern. Das mag bis zum 31. März 1931 unbeanſtandet ge⸗ 
ſchehen ſein, änderte ſich aber, ſobald der Bekl. Schwierig⸗ 
keiten hatte, die Bierſteuerbeträge aufzubringen, und an die 
Stadtgemeinde mit Geſuchen um Stundung oder Erlaß 
herantrat. Von da ab entſprach es nicht mehr ſeinem Inter⸗ 
eſſe ($ 683 BGB.), wenn die Kl. die Steuerbeträge für 
ihn verauslagte; und ob er dadurch bereichert wurde, hing 
ebenfalls von dem Erfolg feiner an die Stadtverwaltung ge⸗ 
richteten Geſuche ab. Mit dieſer Intereſſen⸗ und Rechtslage 
ſetzt ſich das BG. in Widerſpruch, indem es den Vertrag 
dahin auslegt, daß die Kl. die von ihr verauslagten Steuer⸗ 
beträge als Beſtandteil des „Ortspreiſes“ auch dann habe 
in Rechnung ſtellen können, wenn ſie nicht ſelbſt Steuer⸗ 
ſchuldnerin war. Daran kann es auch nichts ändern, wenn 
ſie das bei allen Wirten in H. getan hat und die andern es 
ſich haben gefallen laſſen. 

Hiernach hat das BG. rechtlich geirrt, indem es ge- 
glaubt hat, die Frage dahingeſtellt laſſen zu können, wer 
Steuerſchuldner war. Das Rev. iſt nicht in der Lage, dieſe 
Frage von ſich aus zu entſcheiden. Denn wenn es den Ge⸗ 
meinden auch reichsgeſetzlich geſtattet war, auswärtige 
Brauereien als „Einfuͤhrer“ von Bier mit der Steuer zu 
belaften (8 15 des Gel. v. 9. April 1927 [RGBl. I, 91]; 
VO. v. 26. Juli 1930 2. Abſchn. § 2 [RG Bl. I, 311]; VO. 
v. 18. März 1933 Kap. IV § 15 [RG Bl. I, 109), fo war 
es doch grundſätzlich Sache der einzelnen Steuerordnungen, 
inwieweit die Gemeinden von dieſem Recht Gebrauch mach⸗ 
ten, ob fie insbeſ. neben dem Wirt auch die auswärtige 
Brauerei zur Steuer heranzogen. Etwas anderes iſt auch 
in dem Urt. des PrOVG. v. 15. Nov. 1932 nicht aus⸗ 
geſprochen worden. Die einzelnen Gemeindeſteuerordnungen 
enthalten aber kein reviſibles Recht. In H. ſcheinen nach 
der Ausführungsanweiſung v. 27. Juni 1927 die auswär⸗ 
tigen Brauereien nicht neben den einheimiſchen Wirten 
Steuerſchuldner geweſen, und es ſcheint dies erſt durch den 
i. J. 1934 in Kraft getretenen Nachtrag zur BierſtO. vom 
22. März 1932 geändert worden zu ſein, wonach Empfänger 
und Abſender des Biers Geſamtſchuldner der Steuer 
find. Indeſſen müſſen dieſe Fragen dem Tatrichter über- 
laſſen bleiben. 

Das BG. wird hiernach die Klageanträge inſoweit 
nochmals zu prüfen haben. Sollte ſich ergeben, daß die Kl. 
zwar nicht in der Vergangenheit berechtigt war, die Bier⸗ 
ſteuerbeträge vom Bekl. zu erheben, daß darin aber durch 
den Nachtrag zur Steuerordnung eine Anderung eingetreten 
iſt, ſo würde zu prüfen ſein, ob die Anderung dem Bekl. die 
Möglichkeit läßt, Stundung oder Erlaß der Steuer mit Wir⸗ 
kung auch gegenüber der Kl. zu erlangen. Sollte das zu 
verneinen ſein, ſo müßte weiter geprüft werden, ob die Ge⸗ 
ſchäftsgrundlage des Vertrages v. 26. Sept. 1929 durch die 
Anderung ſo ſtark erſchüttert iſt, daß der Vertrag mit dem 
bisherigen Inhalt nach Treu und Glauben nicht mehr auf⸗ 
rechterhalten werden kann und ein billiger Ausgleich zu 
ſuchen, nötigenfalls dem Bekl. der Rücktritt zu geſtatten iſt 
(88 242, 326 BGB.; vgl. RG. 121, 133 f. = ZW. 1928, 
1805; 146, 133, 65 JW. 1931, 2708; 141, 217 JW. 
1933, 1644 u. a.). 

Schon jetzt kann aber das RevG. nach § 565 Abſ. 3 
Nr. 1 ZPO. über die Klage inſoweit entſcheiden, als die 
Kl. Auskunft über die Biermengen haben will, die der Bekl. 
anderweit bezogen hat, und als ſie Vertragsſtrafe begehrt. 
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Die Frage, ob ſie dem Bekl. die Bierſteuer in Rechnung 
ſtellen durfte, war rechtlich zum mindeſten ſo zweifelhaft, daß 
dem Bekl. kein Verſchulden trifft, wenn er die Bezahlung 
dieſer Beträge abgelehnt hat (vgl. RG. 146, 144 JW. 
1935, 1490). Der Mangel eines Verſchuldens würde für 
ſich allein den Bekl. freilich noch nicht von der Vertragsſtrafe 
befreien. Denn die Strafe iſt auf ein Unterlaſſen gejebt, 
nämlich darauf, daß der Bekl. es unterläßt, von anderen 
Brauereien Bier zu beziehen. Beſteht aber die geſchuldete 
Leiſtung in einem Unterlaſſen, ſo iſt die Vertragsſtrafe nach 
$ 339 Satz 2 BGB. mit der Zuwiderhandlung verwirkt, 
wobei es grundſätzlich nicht auf Verſchulden ankommt (RER 
Komm. § 339 BGB. Anm. 2). Indeſſen iſt der Bekl. zu 
der Zuwiderhandlung doch nur dadurch veranlaßt worden, 
daß die Kl. ihn wegen ſeiner Weigerung, die Bierſteuer zu 
bezahlen, nicht mehr beliefert hat. Ob ſie darin richtig ge 
handelt hat, ob ſie die Streitfrage nicht auch unter Weiter⸗ 
belieferung hätte zum gerichtlichen Austrag bringen können, 
bedarf hier keiner Unterſuchung. Denn jedenfalls war der 
Bekl., wenn er ſeine Wirtſchaft nicht überhaupt ſchließen 
wollte, durch ihr Verhalten genötigt, ſein Bier anderweit zu 
beziehen. Daß auch in einem ſolchen Fall die Strafe ver⸗ 
wirkt ſein ſollte, wäre mit Treu und Glauben unvereinbar 
und iſt daher, wenn nicht ſchon unter dem Geſichtspunkt 
richtiger Vertrags auslegung ($ 157 BGB.), jo doch je 
denfalls nach der allgemeinen, dem 8 339 BGB. vorgehen“ 
den Belt. des § 242 BGB. über gehörige Vertragserfül⸗ 
lung abzulehnen. Daraus ergibt ſich die Abweiſung des 
Verlangens nach Zahlung der Vertragsſtrafe und des damit 
zuſammenhängenden Verlangens nach Auskunfterteilung. 


Im übrigen mußte die Sache zurückverwieſen werden. 


(U. v. 1. April 1935; VI 541/34.) — Düſſeldorf.) [9 

Anmerkung: Das Urteil enthält ein lehrreiches Beiſpiel dafür, 
wie einſchneidend eine Anderung des Steuerrechts auf einen vor der 
Anderung geſchloſſenen Vertrag wirken kann. Das RG. erkennt als 
Vertragsinhalt, d. h. hier als Beſtandteil des von der Brauerei mit 
dem Wirt vereinbarten „jeweiligen Ortspreiſes“ des Bieres auch den 
Bierſteuerbetrag an, den die auswärtige Brauerei der Gemeinde ge” 
zahlt hat, aber nur dann, wenn die Brauerei nach dem Gemeinde⸗ 
bierſteuerrecht Steuerſchuldnerin iſt. Im anderen Falle kann die 
Brauerei die Erſtattung der von ihr gezahlten Bierſteuer von dem 
Wirt nicht aus dem Rechtsgrunde des Vertrages verlangen, ſondern 
es kommen nur die Geſichtspunkte der Geſchäftsführung ohne Aui- 
trag oder der ungerechtfertigten Bereicherung, alſo außervertragliche 
Rechtsgründe in Betracht. Dem iſt beizutreten. Im vorl. Falle iſt es 
anſcheinend jo, daß die Brauerei nach der älteren Gemeindeſteuer⸗ 
ordnung nicht Steuerſchuldnerin war, es aber durch Anderung der 
Gemeindeſatzung wurde. Dann gehörte nach der Anderung die Steuer 
zu den vom Wirt vertraglich geſchuldeten Ortspreis des Bieres. Zu 
deſſen Zahlung hält das RG. den Wirt für verpflichtet, „wenn dieſer 
nach der Steuerordnung die Möglichkeit hat, Stundung oder Erla) 
der Steuer auch mit Wirkung gegenüber der Brauerei zu erlangen“. 
Wenn auch nicht gerade die ſpezielle Steuerordnung, ſo wird doch das 
die einzelne Ortsſatzung ergänzende Gemeinde⸗(Landes⸗) Steuerrecht 
eine Stundung oder Erlaß auch mit Wirkung gegenüber der Braueret 
zulaſſen. Denn wenn auch beim Geſamtſchuldverhaltnis (Brauerei — 
Wirt) grundſatzlich eine Stundung oder Erlaß nur gegenüber dem 
Geſamtſchuldner wirkt, der ſie beantragt, ſo kann doch ſowohl die 
Stundung wie der Erlaß von der Steuerbehörde auch für alle Geſamt 
ſchuldner ausgeſprochen werden. — Solange dies aber nicht geſchieht, 
iſt die Brauerei Steuerſchuldner und ſie kann Zahlung des von ihr 
gezahlten oder zu zahlenden Steuerbetrags als Teil des „Orts⸗ 
preiſes“ vom Wirt, der ſolange an den Vertrag gebunden iſt, ver⸗ 
langen. Nur für den Fall, daß das Steuerrecht dem Wirt keine 
Möglichkeit gibt, „Stundung oder Erlaß der Steuer mit Wirkung 
gegenüber der Brauerei zu erlangen“, gibt das RG. dem LG. die 
Prüfung auf, „ob die Geſchäftsgrundlage des Vertrages ... durch die 
Anderung ſo ſtark erſchüttert iſt, daß der Vertrag mit dem bisherigen 
Inhalt nach Treu und Glauben nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann...” Für dieſe m. E. fernliegende Möglichkeit iſt die vom RG. 
geforderte Prüfung gerechtfertigt. 

5 Im übrigen ſoll noch folgendes in ſteuerlicher Hinſicht bemerkt 
werden: 

Unbedenklich iſt die Anſicht des Rz., daß die einzelnen Ge⸗ 
meindebierſteuerverordnungen den Steuerſchuldner zu beſtimmen haben. 
Reichsrechtlich (§ 15 Abſ. 3 Fin AusglG.) ift nur vorgeſchrieben, daß 
außer von dem in der Gemeinde Bier Herſtellenden die Bierſteuer nur 
von demjenigen erhoben werden darf, „der Bier in die Gemeinde 
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einführt“. Dazu kann die liefernde auswärtige Brauerei gehören, 
wenn die Steuerordnung den „Einführer“ als Steuerſchuldner be⸗ 
ſtimmt (wegen des Begriffs „Einführer“ vgl. außer dem im RG.⸗ 
Urteil angeführten Urteil des PrOG. auch das Urteil dieſes Gerichts 
v. 23. Okt. 1934, II C 40/34: JW. 1935, 319; ſiehe aber auch 
das zum Abdruck in der amtl. Samml. beſtimmte Urteil des Umſatz⸗ 
ſteuerſen. des NFH. V A 325/34 v. 8. Febr. 1935: Kartei, UmſStG. 
1934, 85 Abſ. 1 R. 1, 2). Das erwähnte Urteil des Proc. vom 
23. Okt. 1934 iſt nicht nur für die Frage der Geſamtſchuldnerſchaft 
vom ortsanſäſſigen Wirt und auswärkiger Brauerei von Bedeutung, 
ondern auch in anderer Hinſicht. Dort iſt nämlich die Frage 
erörtert, von wann an nach der betr. Steuerordnung und dem Komm⸗ 
AbgG. die Verjährungsfriſt auch für die einführende Brauerei läuft, 
wenn der Wirt die Einfuhr des Bieres angemeldet hat. Nach dem 
Urteil des PrOG. ift der Beginn der Verjährungsfriſt für beide 
(Wirt und Brauerei) gleich. Es iſt dies ein Gegenſtück zu der oben 
beſprochenen Frage, ob Stundung oder Erlaß beim Wirt auch zu⸗ 
gunſten der Brauerei wirkt. Ein Unterſchied beſteht jedoch inſoweit, 
als die Stundung oder der Erlaß je nach ihrem Inhalt auch zu⸗ 
gunſten der Brauerei wirkt oder nicht, der Beginn der Verjährungs⸗ 
friſt aber gegen den Wirt und Brauerei gleich iſt. 
SenPräſ. Arlt, München. 


* 

16. 88 89, 133 Nr. 2, 137 KO. 

1. Aus 8137 ergibt ſich die Pflicht des Gläu⸗ 
bigerausſchuſſes, ein Mitglied, notfalls auch 
einen Vertreter, aus ſeiner Mitte zu beſtimmen 
und der Hinterlegungsſtelle namhaft zu machen, 
damit dieſes Mitglied die in 8137 vorgeſchrie⸗ 
bene Mitzeichnung vornehme. 

2. Trifft die Haftung der Mitglieder des 
Gläubigerausſchuſſes nach 889 mit einer ſolchen 

er zur Hinterlegungsſtelle beſtellten Bank aus 
8137 zufammen, fo hat der Konkursverwalter 
die Wahl, gegen welchen der beiden Schuldner 
er vorgehen will. 

3. Die für die Regel beſtehende Pflicht des 
Konkursverwalters, zur Führung von Pro- 
zeſſen die Genehmigung des Gläubigeraus⸗ 
chuſſes einzuholen, entfällt, wo die eigene 
Haftung der Mitglieder des Gläubigeraus- 
ſchuſſes in Frage ſteht. 

(U. v. 31. Jan. 1935; VI 491/34. — Braunſchweig.) 

[9-] 


* 

17. 8323 3 P O.; RGeſ. v. 18. Aug. 1923; Pr®D. vom 
8. Sept. 1923; 832 RErbhof G. Herabſetzung von Al⸗ 
tenteilen. Die Vorſchriften des RGeſ. v. 18. Aug. 
1923 und der Pr VO. v. 8. Sept. 1923 ſind in Kraft 
geblieben. Neben dem dort für die Herabſetzung 
eröffneten, beſonderen Verfahren iſt auch der 

echtsweg zuläſſig. Auch wenn in dem Vertrag, 

er den Altenteil geſchaffen hat, die zugrunde 
gelegten Verhältniſſe nicht erwähnt ſind, iſt 

och die damalige Sachrechtslage als Ausgangs- 
bunkt zu nehmen. Zur Herabſetzung können nicht 
nur umſtürzende, ſondern auch andere Anderun⸗ 
gen von großem Ausmaß führen; auch der Rechts- 
gedanke des 832 RErbhofG. kann herangezogen 

erden. f) 

Die Bekl. hat am 24. April 1901 mit ihrem damaligen 
Verlobten und ſpäteren Ehemann einen Ehe⸗ und Erbvertrag 
geſchloſſen. Hiernach ſtand ihr im Falle ihres Überlebens am 
Nachlaß des Ehemannes der Nießbrauch bis zum 25. Lebens⸗ 
Nie des Anerben zu. Außerdem hatte ſie nach Ablauf des 
teießbrauchs einen nach Kräften der Stelle angemeſſenen Alten⸗ 
5 zu beziehen. Als der Ehemann der Bekl. 1914 ſtarb, war 
Ban die am 25. Juli 1905 geborene gemeinſchaftliche 
eiochter Elma. Mit dieſer ſchloß die Bekl. am 8. April 1925 
einen Vertrag, worin ſie auf das Nießbrauchsrecht verzichtet 
und ihr dagegen ein nach Art und Umfang der Leiſtungen im 

ertrage genau angegebener Altenteil eingeräumt wird. Unter 
anderem iſt vorgeſehen, daß die Altenteilerin, falls ſie von 
ger Stelle fortziehen will, ein jährliches Taſchengeld von 
2500 RM neben dem Anſpruch auf freien Arzt, freie Arznei, 


freie Pflege und Pflegerin erhalten ſoll. Dieſer Altenteil iſt 
auf dem Grundbuchblatt des etwa 70 ha großen Hofes ein⸗ 
getragen. 

Die Tochter Elma hatte ſpäter die Ehe mit dem Kl. ge⸗ 
ſchloſſen und iſt am 27. Jan. 1926 bei der Geburt eines Kin⸗ 
des geſtorben. Auch das Kind iſt bald darauf geſtorben. Der 
Kl. iſt Alleinerbe des Kindes und dadurch Eigentümer des mit 
dem Altenteil belaſteten Hofes geworden. Er iſt auch Eigen⸗ 
tümer eines zweiten Hofes. Die Bekl. hat den Hof nach dem 
Erbfall verlaſſen und das Taſchengeld von 2500 AM jährlich 
ſowie Krankheitskoſten gefordert. Nachdem der Kl. die Gül⸗ 
tigkeit des Altenteilsvertrages und den Wegzug der Bekl. be⸗ 
ftritten hatte, iſt er durch rechtskräftiges Urteil des AG. in 
A. v. 24. April 1928 zur Zahlung des jährlichen Taſchengeldes 
von 2500 RAM, verurteilt worden. Im jetzigen Rechtsſtreit 
verlangt der Kl. Herabſetzung des Taſchengeldes und Beſchrän⸗ 
kung ſeiner Pflicht zur Bezahlung von Badereiſen. 

Das BG. iſt davon ausgegangen, daß die Wirkſamkeit 
des Vertrages v. 8. April 1925 und das Recht der Bekl. zum 
Wegzug vom Hofe gegenüber dem rechtskräftigen Urt. des AG. 
A. v. 24. April 1928 nicht mehr angegriffen werden können. 
Es erblickt die Klagegrundlage in § 323 ZPO., wonach die 
Anderung des Urt. begehrt werden kann, wenn eine weſentliche 
Veränderung derjenigen Umſtände eingetreten iſt, welche für 
die Verurteilung zur Entrichtung der Leiſtungen oder für die 
Beſtimmung ihrer Höhe maßgebend waren. Eine ſolche weſent⸗ 
liche Veränderung ſei aber nicht eingetreten. Bei dem Urt. 
ſei für die Beſtimmung der Höhe des Unterhaltsanſpruchs 
allein der Vertrag v. 8. April 1925 maßgebend geweſen. Der 
Kl. habe damals nur den Rechtsgrund, nicht die Höhe des An⸗ 
ſpruchs beſtritten; die Einkommensverhältniſſe der Parteien, 
insbeſ. die Bedürftigkeit der Bekl. und die Ertragsfähigkeit 
des belaſteten Hofes, ſeien damals ganz außer Betracht ge⸗ 
blieben. Die Klage würde nur dann Erfolg haben können, 
wenn die nach dem rechtskräftigen Urt. zugebilligten Leiſtun⸗ 
gen den vertraglich feſtgeſetzten Leiſtungen wegen Verände⸗ 
rung der maßgebenden Verhältniſſe aus irgendwelchen Grün⸗ 
den nicht mehr entſprächen. Der Umfang der Leiſtungen aus 
dem Vertrage habe ſich aber inzwiſchen nicht geändert. Der 
Vertrag könne nicht dahin ausgelegt werden, daß die Höhe 
der Rente durch den notwendigen Unterhalt der Bekl. und 
durch die Ertragsfähigkeit des Hofes beſchränkt ſein ſolle, 
denn im Vertrage ſei ausdrücklich und ohne Beſchränkung die 
Jahresſumme von 2500 RM feſtgeſetzt und für den Fall einer 
Währungsſchwankung ſogar ihr Goldwert beſtimmt. An dem 
klaren Wortlaut müſſe jede andere Auslegung ſcheitern. Aus 
der Ausſage des Notars ergebe ſich auch, daß die Tochter 
Elma auf dem hohen Betrag beſtanden habe, obwohl ſie auf 
die ſchwere Belaſtung des Hofes hingewieſen worden ſei. Die 
Rente ſei nur unter dem Geſichtspunkt vereinbart worden, der 
Bekl. eine unabhängige Zukunft zu ſichern. 

Auch aus der allgemeinen Wirtſchaftskriſe rechtfertige ſich 
die Anderung nicht. Von dem Grundſatz, daß Verträge zu 
halten ſeien, dürfe eine Ausnahme nur bei außerordentlichen 
Wirtſchaftskataſtrophen, wie z. B. die Inflation i. J. 1923 
eine geweſen ſei, gemacht werden. Die gegenwärtige Notlage 
der Landwirtſchaft komme dafür nicht in Betracht, ſelbſt wenn 
der Reinertrag des Hofes um die Hälfte gemindert ſei. 

Die Herabſetzung der Rente könne auch nach dem Ref. 
v. 18. Aug. 1923 f. Verb. m. der PrVOO. v. 8. Sept. 1923 nicht 
erfolgen, denn nach dieſen Vorſchr. könnten ebenfalls nur 
außergewöhnliche Vorgänge, wie die Inflation, beachtet wer⸗ 
den, nicht aber eröffneten ſie die Möglichkeit, vertragliche 
Unterhaltsrenten jeder Wirtſchaftskriſe anzupaſſen. Die land⸗ 
wirtſchaftliche Kriſe könne als ein ſo außergewöhnlicher Vor⸗ 
gang nicht angeſehen werden, wie ihn dieſe Vorſchr. zur Vor⸗ 
ausſetzung hätten. Übrigens würde eine Herabſetzung der Rente 
hier auch nicht der Billigkeit entſprechen. Der hoffremde Kl. 
habe 1926 den wertvollen, teilweiſe aus Marſchländereien be⸗ 
ſtehenden Halbmeierhof, der damals nur mit dem Altenteil der 
Bekl. belaſtet geweſen ſei, geerbt. Außerdem ſei er Eigentümer 
eines Vollmeierhofs von gut 59 ha Größe, der ebenfalls zum 
Teil aus Marſchländereien beſtehe. Wenn auch beide Höfe be⸗ 
laſtet ſeien und der Reinertrag zurückgegangen ſei, ſo ſei doch 


1782 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


keine Herabſetzung der Altenteilsleiſtungen geboten. Die Bekl. 
habe auf dem Hofe ihres Ehemannes viele Jahre gearbeitet. 
Deshalb ſei es recht und billig, daß ſie von dieſem Hofe völlig 
ausreichenden Unterhalt beziehe, zumal ihre Tochter ſie auf 
jeden Fall habe gut verſorgen wollen. Selbſt die allerdings 
ſchwere Verpflichtung des Kl., der Bekl. freien Arzt und Arz⸗ 
nei, Pflege und Pflegerin in Krankheitsfällen zu gewähren, 
vermöge eine Herabſetzung nicht zu rechtfertigen. 

Auch bzgl. der Badereiſen könne der Kl. nicht durchdrin⸗ 
gen. Nach dem Vertrage könne die Bekl. die außergewöhn⸗ 
lichen Koſten in Krankheitsfällen erſetzt verlangen, ohne daß 
dieſe Leiſtung auf eine beſtimmte Summe begrenzt ſei. Ver⸗ 
änderte wirtſchaftliche Verhältniſſe kämen ſchon deshalb nicht 
in Betracht, weil die Koſten für Badereiſen und Kuren in⸗ 
zwiſchen nicht teurer geworden ſeien. Ein Anſpruch auf Be⸗ 
grenzung der Koſten im einzelnen Falle auf einen beſtimmten 
Betrag beſtehe nicht. Vielmehr habe der Kl. jede durch Krank⸗ 
heit der Bekl. notwendig gewordene Badereiſe voll zu erſetzen. 

Dieſe Begr. kann den Angriffen der Rev. nicht ſtand⸗ 
halten. 

Der Anſpruch der Bekl. auf Zahlung des Taſchengeldes 
und auf Erſtattung der Koſten von Badereiſen ſind Anſprüche 
auf Geldbezüge aus dem Altenteilsvertrage v. 8. April 1925. 
Über die anderweitige Feſtſetzung ſolcher Bezüge trifft das 
RGeſ. v. 18. Aug. 1923 (RGGBl. I, 815) und im Anſchluß an 
dieſes die PrVO. über die anderweitige Feſtſetzung von Geld⸗ 
bezügen aus Altenteilsperträgen v. 8. Sept. 1923 (GS. 433) 
Beſtimmungen. Dieſe Vorſchr. ſind, wenngleich ſie aus den 
Bedürfniſſen zur Zeit der Geldentwertung entſtanden ſind, 
auch weiterhin in Geltung geblieben und auch auf Geldbezüge 
anwendbar, die nach der Feſtigung der Mark vereinbart wor⸗ 
den find (REntſch. des KG. v. 1. Dez. 1932, 17 Y 29/32 
IW. 1933, 706; IFG. Erg.⸗Bd. 12, 158). Ihrer Anwen⸗ 
dung ſteht es nicht entgegen, daß die Geldbezüge durch gericht⸗ 
liches Urt. oder durch Vergleich feſtgeſetzt oder zugeſprochen 
worden find (REntſch. des KG. v. 12. Jan. 1925, 17 Y 124/24; 
IFG. Erg.⸗Bd. 3, 202). Sie können u. U. zu einer Herab⸗ 
ſetzung der Geldleiſtungen führen (REntſch. des KG. vom 
29. April 1933, 17 Y 14/33 JW. 1933, 1532; JFG. Erg.⸗ 
Bd. 12, 161). 

Hiernach hätte der Kl. den Antrag auf Herabſetzung der 
Geldleiſtungen in dem durch die angeführten Vorſchr. geſchaf⸗ 
fenen beſonderen Verfahren ſtellen können. Dieſes beſondere 
Verfahren ſchließt aber den ordentlichen Rechtsweg nicht aus. 
Für das Sonderverfahren gelten nach 87 PrVO., ſoweit es 
Altenteilsanſprüche betrifft, gewiſſe Vorſchr. der PrPachtſchd., 
nicht aber dieſe oder auch nur ihre Verfahrensvorſchriften im 
ganzen. Unter den in Geltung gebrachten Vorſchr. der 
PachtſchO. befindet ſich keine, die den Rechtsweg ausſchlöſſe. 
Es kann deshalb unerörtert bleiben, in welchem Umfange an 
die Stelle der PachtſchO. v. 27. Sept. 1922, auf welche die 
VO. verweiſt, auch für dieſe Verweiſung die ſpäteren preußi⸗ 
ſchen Pachtſchutzbeſtimmungen getreten ſind, und inwieweit ſich 
für dieſe PachtſchO. die Frage der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges etwa geändert hat. Keinesfalls iſt der Rechtsweg für 
den vorl. Fall ausgeſchloſſen (ogl. REntſch. des KG. vom 
7. Nov. 1924, 17 Y 57/24; IF G. Erg.⸗Bd. 3, 204, und vom 
12. Jan. 1925, 17 Y 124/24; IFG. Erg.⸗Bd. 3, 202). Mit 
Recht iſt alſo das BG. in die ſachliche Prüfung des Anſpruchs 
eingetreten. 

Die Ausführungen, mit denen das BG. ſachlich zur Ab⸗ 
weiſung der Klage gelangt, ſind jedoch nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum. Es geht richtig davon aus, daß es ſich bei dem An⸗ 
ſpruche auf Herabſetzung der feſten Jahresrente um eine Klage 
aus 8323 ZPO. handelt, mit der die Abänderung des Urt. 
v. 24. Jan. 1928 verlangt, und daß dieſes Begehren mit der 
Veränderung der Verhältniſſe begründet wird. Die Klage kann 
alſo inſoweit nur Erfolg haben, wenn eine weſentliche Ver⸗ 
änderung derjenigen Verhältniſſe eingetreten iſt, welche für 
die damalige Verurteilung maßgebend waren. Eine ſolche Ver⸗ 
änderung verneint das BG. deshalb, weil der jetzige Kl. in 
jenem Prozeß die Angemeſſenheit der Leiſtungen gar nicht be⸗ 
ſtritten habe, weil aber auch der Altenteilsvertrag auf das 
Unterhaltsbedürfnis der Bekl. einerſeits, die Leiſtungsfähig⸗ 


keit des Hofes andererſeits gar nicht abgeſtellt ſei. Mit Recht 
macht die Rev. hiergegen geltend, das BG. hafte zu ſehr am 
Wortlaut des Vertrages und unterſuche nicht ausreichend, ob 
nicht ſonſtige Umſtände eine andere Auffaſſung des damaligen 
Parteiwillens erforderlich machten. 

Zunächſt kann es nicht entſcheidend darauf ankommen, ob 
der Bekl. in dem amtsgerichtlichen Rechtsſtreit Einwände gegen 
die Angemeſſenheit der Geldleiſtungen erhoben hat. Auch wenn 
er es nicht getan hat und deshalb eine Entſch. über die Höhe 
der Leiſtungen unter dem Geſichtspunkte ihrer Angemeſſenheit 
ſich erübrigte, das Gericht alſo nur zu prüfen hatte, ob die 
Leiſtungen in dieſer Höhe im Vertrage vorgeſehen waren, 
ändert das nichts daran, daß für die Bemeſſung der Leiſtun⸗ 
gen gewiſſe Verhältniſſe maßgebend geweſen ſein müſen oder 
doch können. Ließen ſich dieſe Verhältniſſe aus dem Urt. nicht 
erſehen, weil es zu ihnen keine Stellung genommen hat und 
zu nehmen brauchte, ſo konnten ſie ſich aus dem Inhalt und 
der Entſtehungsgeſchichte des Altenteilsvertrages ergeben. Deſ⸗ 
fen ift ſich das BG. aber auch bewußt geweſen. Doch ſchließt 
es aus dem Wortlaut des Vertrages und der Ausſage des 
Notars, daß die Höhe der Rente nicht durch das Bedürfnis der 
Bekl. und die Ertragsfähigkeit des belaſteten Hofes beſchrankt 
ſein ſollte. Es iſt aber nicht einzuſehen, inwiefern dieſer 
Schluß durch die Aufnahme einer Goldklauſel in den Vertrag 
gerechtfertigt werden könnte. Dieſe Goldklauſel konnte nur 
den Zweck haben, die Bekl. vor Schädigungen zu bewahren, 
wenn durch Währungsverfall der feſtgeſetzte Betrag an Wert 
einbüßte. Nicht aber iſt daraus irgend etwas für die Frage zu 
entnehmen, ob der Anſpruch der Bekl. auch in unveränderter 
Höhe beſtehen bleiben ſollte, wenn er für den Verpflichteten 
unbillig drückend wurde, weil ſich die damaligen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe zu feinen Ungunſten verändert haben, insbeſ. die 
Ertragsfähigkeit des Hofes ſich erheblich vermindert hat, 
Ebenſowenig iſt das aus der Feſtſtellung zu entnehmen, daß 
die Tochter Elma auf dem hohen Betrag beim Vertragsſchluß 
beſtand, obgleich ſie auf die ſchwere Belaſtung des Hofes hin 
gewieſen war. Die Tochter konnte in dem Beſtreben, ihrer 
Mutter eine gute Verſorgung zu ſichern, wohl darauf aus“ 
gehen, den Hof und den jeweiligen Hofbeſitzer erheblich zu be⸗ 
laſten, ihn auch zu beſonders ſparſamer Wirtſchaft mit Bezug 
auf die Rentenpflicht zu nötigen, ſie brauchte aber dabei doch 
nicht den Willen zu haben, die Fortführung der Wirtſchaft auf 
dem Hofe durch die Rentenpflicht ſelbſt dann gefährden zu 
laſſen, wenn der durch eine wirtſchaftliche Veränderung der“ 
urſachten Not des Hofes kein wirklich beachtliches Bedürfnis 
der Bekl. gegenüberſtand. Die Ausſage des als Zeugen ber 
nommenen Notars ergibt, daß die Tochter im Anſchluß an die 
Erklärung, die hohe Belaſtung ſchade nichts, ſie wolle, daß 
ihre Mutter ordentlich geſichert ſei und gut leben könne, met“ 
ter geäußert hat, der Hofeigentümer könne ſich ja danach ver 
halten. Das BG. hat keine Stellung dazu genommen, ob nicht 
auch dieſer Zuſatz für die Ermittlung des Vertragswillens 
Bedeutung hat. In dieſer Richtung konnte auch die Tatſache 
ins Gewicht fallen, daß die Tochter damals davon ausgehen 
mußte, daß ſie ſelbſt neben ihrem künftigen Ehemann, dem 
Kl., die Altenteilslaſt zu tragen hatte. 

Weiterhin läßt ſich aber auch das Bedenken nicht von der 
Hand weiſen, daß das B®. bei der Prüfung, ob die Rückſich; 
auf Treu und Glauben und die Billigkeit eine Herabſetzung 
der Leiſtungen fordert, von irrigen rechtlichen Geſichtspun! 
ten ausgegangen ift. Es hebt mehrfach hervor, daß die Ande 
rung ſowohl nach 88 157, 242 BGB., wie auch nach dem 
Geſ. v. 18. Aug. 1923 und der PrVO. v. 8. Sept. 1923 nur 
zuläſſig ſei, wenn eine ſo kataſtrophale Wirtſchaftsänderung 
eingetreten wäre, wie es die Inflation war. Für dieſe Mel 
nung beruft es ſich auf die Rſpr. des NG., insbeſ. auf die 
Urt. des 5. Ziv Sen. v. 11. März 1933, V 3/33 (HöchſtRRſpr. 
1933 Nr. 802) und des RArbcß. v. 10. Aug. 1932, Ra 
168/32 (RArbGG. 11, 323; JW. 1932, 3219) und v. 21. Jan, 
1933, RAG 270/32 (JW. 1933, 1276). Doch gerade dieſe Ur. 
zeigen, daß die Auffaſſung des BG. für den vorl. Fall nicht 
zutrifft, denn ſie heben hervor, die Geſetzgebung habe iiberal 
dort eingegriffen, in denen eine Berückſichtigung der Wik! 
ſchaftsänderungen von geringerem Ausmaße notwendig © 
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ſchien. Für Altenteilsleiſtungen iſt ein ſolcher Eingriff durch 
das RGeſ. und die PrVO. über die anderweite Feſtſetzung der 
Geldbezüge aus Altenteilsverträgen erfolgt, und zwar auch 
für die Zeit nach der Währungsfeſtigung, indem dieſe Vorſchr. 
unverändert in Geltung gelaſſen worden ſind. Sie laſſen eine 
Anderung auch der nach Abſchluß der Geldentwertung in feſter 
Währung oder ſogar mit einer der Entwertung vorbeugenden 
lauſel feſtgeſetzten Geldleiſtungen wegen veränderter Verhält⸗ 
niſſe zu, ſofern die Anderung der Billigkeit entſpricht. Es war 
alſo nur zu prüfen, ob die Billigkeit die verlangte Anderung 
erfordert. Dazu kann es nicht einer ſo grundſtürzenden Ver⸗ 
änderung bedürfen, wie es die Geldentwertung des Jahres 
1923 war, denn ſonſt würde eine Anwendung der Vorſchr. auf 
die nach dieſer Zeit vereinbarten Leiſtungen ganz oder nahezu 
völlig ausgeſchloſſen ſein. Das aber kann nicht der Sinn der 
egelung ſein. 

Das BG. hätte deshalb prüfen müſſen, ob nicht in der 
veränderten Wirtſchaftslage und vor allem in dem Zuſammen⸗ 
ruch der Landwirtſchaft, wie er ſich durch mehrere Jahre un⸗ 
aufhaltſam vollzogen hat, ein Anlaß zu einer von der Billig⸗ 
keit gebotenen Leiſtungsänderung gegeben iſt. Allerdings müſ⸗ 
en an die Vorausſetzung für eine ſolche Anderung erhebliche 

nforderungen geſtellt werden; fie dürfen aber nicht jo hoch 
geſpannt werden, daß das Geſetz praktiſch außer Geltung ge⸗ 
bracht wird. Der Niedergang der Landwirtſchaft iſt nicht 
einer Konjunkturſchwankung gleichzuſetzen, iſt vielmehr in ſei⸗ 
nen Grundlagen und ſeinem Ausmaße von ſolcher allgemeinen 
Bedeutung, daß eine umfangreiche Geſetzgebung zum Schutze 
der Landwirtſchaft notwendig geworden iſt. Die neue Geſetz⸗ 
gebung will, wie im Vorſpruch des RéErbhofch. v. 29. Sept. 
1933 (RGGBl. I, 685) beſonders hervorgehoben iſt, das Bauern⸗ 
dum erhalten und die Bauernhöfe vor Überſchuldung ſchützen. 
ies geſchieht, weil man die außerordentliche Bedeutung des 
auerntums für das Beſtehen des Volkes und des bäuerlichen 
eſitzes für die Volkswirtſchaft erkannt hat. Das BG. hat es 
unterlaſſen, darüber Feſtſtellungen zu treffen, ob der belaſtete 
of ein Erbhof iſt. Die deswegen von der Rev. vorgebrachte 
Rüge einer Verletzung des § 139 ZPO. ift begründet. Nach 
den obwaltenden Verhältniſſen lag es nahe, daß der Hof, der 
in der Höferolle eingetragen war, als Erbhof in Betracht 
ommt. Deshalb hätte das BG. durch Befragung der Parteien 
zur weiteren Aufklärung in dieſer Richtung beitragen ſollen. 
Hätte es die Frage aufgeworfen, ſo würde es erfahren haben, 
aß die Anerkennung als Erbhof den Gegenſtand eines Ver⸗ 
ahrens bildete und nahe bevorſtand. Ausweislich der Grund⸗ 
ten iſt der Hof am 12. Mai 1934, alſo wenige Tage nach 
ber Verkündung des BU., in die Erbhöferolle eingetragen und 
bie Erbhofgemeinſchaft v. 22. Mai 1934 auch auf dem Grund⸗ 
buchblatt vermerkt worden. Wenn es ſich aber bei dem belaſte⸗ 
n Hofe um einen Erbhof handelt, ſo kann bei der Entſch. 
nach Billigkeit, wie fie die Sondervorſchriften über Altenteils⸗ 
eiſtungen erfordern, auch das Gebot des 832 RErbhoid. in 
in Betracht zu ziehen fein, wonach unter billiger Berückſichti⸗ 
gung der Verhältniſſe der Beteiligten ſtets ſo zu entſcheiden 
iſt, daß der Hof bei Kräften bleibt. Dieſe Anordnung iſt gerade 
Mm Zuſammenhang mit den Rechten der nach dem RErbhofG. 
derſorgungsberechtigten getroffen. Fällt der auf dem Vertrage 
zen 1925 beruhende Altenteil auch nicht unmittelbar unter 
5.92, fo muß der in dieſer Vorſchr. enthaltene Rechtsgedanke 
u auch für diefen Altenteil maßgebend fein, denn auch dieſer 
1 ltenteil iſt beſtimmt, der aus dem Hofe hervorgegangenen 
rüheren Beſitzerin eine Verſorgung aus dieſem Hofe zu geben. 
5 wird deshalb ganz beſonderer Umſtände bedürfen, um eine 
luslegung des Altenteilsvertrages dahin zu rechtfertigen, daß 
nie vereinbarte Leiſtung auch dann unverändert bleiben fol, 
venn fie den Hof gefährdet. 

Schließlich hat das BG. die Klageabweiſung auch noch 
mit der Erwägung begründet, die Billigkeit rechtfertige keine 
9 bänderung, denn der Kl. ſei Beſitzer noch eines zweiten wert⸗ 
sollen Hofes und könne deshalb die Laſt tragen. Auch hier 
deleht das Bedenken, ob der Altenteilsvertrag als Grundlage 
des Geldanſpruchs eine ſolche Erwägung zuläßt. Es hätte be⸗ 
1 tet werden müſſen, daß der Altenteil in der außergewöhn⸗ 
ichen Höhe nicht vom Kl., ſondern von der Tochter der Bekl. 


zugeſagt worden iſt. Die Tochter war damals die Eigentüme⸗ 
rin des Hofes, auf dem der Altenteil laſtet, und es liegt auf 
der Hand, daß die Beteiligten mit einem baldigen Ableben 
der Tochter nicht rechneten, daß ſie alſo für die Dauer die 
Tochter als die Verpflichtete anſahen und in dem Hof die ein⸗ 
zige Quelle erblickten, aus der die Mittel zur Befriedigung der 
Altenteilsanſprüche floſſen. Unter dieſen Umſtänden iſt nicht 
ohne weiteres einzuſehen, daß der Kl., der wider Erwarten 
Erbe des Hofes geworden iſt, nach der Billigkeit verpflichtet 
wäre, auch feinen anderen Hof ohne jede Begrenzung zur Be⸗ 
friedigung der Kl. zu verwenden, ſelbſt wenn die angemeſſene 
Unterhaltung der Kl. ſo hohe wie die vereinbarten Leiſtungen 
nicht erforderlich machen ſollte. Auch in dieſer Richtung be- 
darf es einer erneuten Prüfung nach den dargelegten recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten. 

Für die Verpflichtung zur Bezahlung von Badereiſen trifft 
das bisher Ausgeführte ſinngemäß zu, denn auch hierbei han⸗ 
delt es ſich um Geldleiſtungen aus dem Altenteilsvertrage. 

(U. v. 21. Febr. 1935; IV 177/34. — Celle.) [K.] 
Rz. 147, 94.) 


Anmerkung: Der Kl., ein Erbhofbauer, beantragt, die Geld⸗ 
leiſtungen aus einem i. J. 1926 abgeſchloſſenen Altenteilsvertrage, 
die i. J. 1928 rechtskräftig feſtgeſtellt worden ſind, in Anpaſſung 
an die veränderten Verhältniſſe herabzuſetzen. OLG. und RG. gehen 
mit Recht davon aus, daß die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
nicht etwa deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil die Sache vor das Anerbch. 
gehöre; denn die in 8 32 NErbHof®. geregelte Befugnis des AnerbG., 
die Beziehungen zwiſchen dem Anerben und den weichenden Erben 
zu regeln, bezieht ſich einmal nur auf Erbfälle aus der Zeit nach 
dem 30. Sept. 1933 und ferner nur auf die geſetzlichen Anſprüche aus 
88 30, 31 RérbhofG., dagegen nicht auf vertraglich geregelte An⸗ 
ſprüche (vgl. meinen Komm. z. RErbhofG., 3. Aufl., S. 190, 233; 
LG. Detmold v. 6. Febr. 1934 bei Vogels⸗Hopp, Erbhgiſpr. 8 32 
Nr. 1; LG. Detmold v. 28. März 1934: JW. 1934, 1596; Exbhber. 
München: DNoLZ. BayBeil. 1934, 113; ErbhGer. Roſtock: JW. 1934, 
2790; LExrbhber. Celle: JW. 1935, 367 mit Anm. von Weh). 

Die Neufeſtſetzung ſollte an ſich nach dem beſonderen Einigungs⸗ 
verfahren erfolgen, das in dem NGef. v. 18. Aug. 1923 (NOBL. l, 
815) vorgeſehen und in der preuß. VO. v. 8. Sept. 1923 (GS. 433) 
näher geregelt iſt. In Übereinſtimmung mit der Rſpr. des KG. nimmt 
das RG. jedoch an, daß die Zuſtändigkeit des Ach. als Einigungsamt 
nicht ausſchließlich iſt, und daß die ordentlichen Gerichte im Rahmen 
eines auf 8 323 35D. geſtützten Verfahrens die Vorſchriften der 
AnpaſſungsVO. v. 8. Sept. 1923 anwenden dürfen. 

Zu begrüßen iſt es, daß das RG. darüber hinaus bei Erbhöfen 
auch die Beachtung des Rechtsgedankens des § 32 RErbhofG. fordert, 
daß alſo im Zweifel die Verſorgungslaſten unter Berückſichtigung der 
Verhältniſſe der Beteiligten ſo zu bemeſſen ſind, daß der Hof bei 
Kräften bleibt. Auch im übrigen beſtehen gegen die Ausführungen 
des Urteils, das den Belangen der Erbhöfe verſtändnisvoll Rechnung 
trägt, keine Bedenken. 
MinR. Dr. Vogels, Berlin. 


* 

18. 5 1025 3 PO. Parteien find befugt, mit 
Bezug auf den Inhalt eines zu erlaſſenden 
Schiedsſpruchs ſich einer Regelung zu unter- 
werfen, die den Schiedsrichtern die Befugnis 
zur ſachlich-rechtlichen Umgeſtaltung oder Neu 
ordnung der zwiſchen den Parteien beſtehenden 
rechtlichen Verhältniſſe einräumt, ſo zu einer 
Umgeſtaltung in der Art, daß die zwiſchen den 
Parteien beſtehende OHG. in eine KommdGeſ. 
übergeleitet wird. 7) 

Die Parteien find die alleinigen Geſellſchafter der in 
Liquidation befindlichen OHG. in Firma Maſchinenfabrik A. 
In einer Urkunde v. 28. Juni 1933 haben ſie ſich „zwecks 
Beilegung eines Streites, die Maſchinenfabrik A. und das 
Hausgrundſtück k. betreffend, mit einem Schiedsſpruch, der 
nach Anhörung beider Parteien gefällt wird von einem 
Schiedsgericht, beſtehend aus Oswald G. uſw., einverſtanden“ 
erklärt. Die Schiedsrichter erließen einen Schiedsſpruch, worin 
u.a. die Überleitung der OHG. Maſchinenfabrik A. in eine 
KommdGeſ. mit dem Antragſteller als perſönlich haftenden Ge⸗ 
ſellſchafter und dem Antragsgegner als Kommanditiſten ange⸗ 
ordnet wurde. Das OLG. gab dem Antrage, den Schiedsſpruch 
für vollſtreckbar zu erklären, ſtatt. Die Rev. wurde zurück- 
gewieſen. 


1784 


Das LG. hatte den Antrag auf Vollſtreckbarerklärung 
des Schiedsſpruchs abgewieſen, weil dem Schiedsgericht, das 
an Stelle des ſtaatlichen Gerichts Rechtsverhältniſſe feſtzu⸗ 
ſtellen gehabt habe, nicht die Aufgabe habe übertragen werden 
können, eine neue Geſellſchaft unter den Parteien zu bilden. 
Die Parteien hätten das Schiedsgericht zu einer Tätigkeit be⸗ 
ſtellen wollen, die ihm nach dem Geſetz nicht habe eingeräumt 
werden können. Dagegen hält der BerR. den Schiedsvertrag 
der Parteien v. 28. Juni 1933 für gültig. Daß der Schieds⸗ 
ſpruch zu einem anderen Ergebnis gelangt ſei, als es von 
einem ordentlichen Gerichte habe ausgeſprochen werden können, 
ändere an ſeiner Gültigkeit nichts. Das Schiedsgericht 
habe, ohne für die Vollſtreckbarkeit ſeines Spruchs fürchten zu 
müſſen, in ſehr weitem Umfange die Billigkeit walten und 
geſetzliche Beſtimmungen außer acht laſſen, auch die Aus⸗ 
einanderſetzung unter den Parteien in anderer Weiſe beendigen 
können, als es im Geſetze vorgeſchrieben ſei. Insbeſ. ſei es 
befugt geweſen, dies aus Gründen der Billigkeit und der 
Zweckmäßigkeit in der von ihm geordneten Weiſe zu tun, daß 
das Vermögen der OHG. zum Zwecke der Auseinanderſetzung 
einer von den Parteien neu zu bildenden Geſellſchaft (Komm⸗ 
Gef.) zugeführt werde. Dabei geht auch der BerR. von der 
Feſtſtellung aus, daß die Parteien eine ſolche von den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen abweichende Regelung in das Ermeſſen 
des Schiedsgerichts geſtellt hätten. 

Der Meinung des Ber. iſt im Ergebnis beizupflichten. 
Die Angriffe der Rev. ſind nicht gerechtfertigt. Daß der 
Schiedsvertrag den Schiedsrichtern Befugniſſe zuweiſt, die 
über den Rahmen einer rein erkennenden Tätigkeit hinaus⸗ 
gehen, macht ihn nicht ohne weiteres ungültig (§ 1041 Abſ. 1 
Nr. 1 ZPO.) Ohne Grundlage iſt zunächſt die Annahme der 
Rev., daß das Schiedsgericht den Streit der Parteien über 
die Auseinanderſetzung nur im Rahmen des § 155 HGB. 
habe entſcheiden koͤnnen. Denn bei der OHG. iſt es, wenn 
nicht eine der hier nicht vorliegenden Ausnahmen in Betracht 
kommt, ausdrücklich in die Hand der Geſellſchafter gelegt, eine 
andere Art der Auseinanderſetzung als die geſetzliche zu ver⸗ 
einbaren (8 145 Abſ. 1 HGB.). Insbeſ. können fie abmachen, 
daß die Liquidation unterbleiben und ſtatt deſſen die Geſell⸗ 
ſchaft in irgendeiner erlaubten Form fortgeſetzt werden ſolle. 
Sie können eine derartige Verabredung im Streitfalle auch im 
Wege des gegenſeitigen Nachgebens, alſo im Rahmen eines 
Vergleichs, zum Zwecke der Beſeitigung des Streits treffen. 
Einer ſolchen Abmachung ſteht auch der Umſtand nicht ent⸗ 
gegen, daß die Parteien ſchon vorher die Liquidation beſchloſ⸗ 
ſen hatten; denn die Geſellſchafter können unbeſchadet etwaiger 
Gläubigerrechte die Liquidation aufſchieben oder unterbrechen, 
wenn dies durch wichtige Gründe gerechtfertigt wird. Dem⸗ 
nach liegt die Vorausſetzung vor, daß die Parteien berechtigt 
ſind, über den Gegenſtand des Streites einen Vergleich zu 
ſchließen (8 1025 Abſ. 1 ZPO.). Als die Aufgabe der Schieds⸗ 
richter iſt in 8 1025 Abſ. 1 ZPO. die Entſcheidung einer 
Rechtsſtreitigkeit bezeichnet. Dieſer Begriff ſetzt aber keines⸗ 
wegs voraus, daß durch den Urteils- (Schied3-) Spruch nur 
Rechtsfolgen feſtgeſtellt werden könnten, die das ſachliche Recht 
aus einem Tatbeſtande unmittelbar entſtehen läßt. Auch die 
Aufgabe des ſtaatlichen (Prozeß-) Richters iſt nicht auf ſolche 
Rechtsfindung im engeren Sinne beſchränkt. Denn die Prozeß⸗ 
ordnung kennt neben den Verurteilungs⸗ und den Feſtſtel⸗ 
lungsklagen in einer Reihe von Fällen auch die ſog. Rechts⸗ 
geſtaltungsklagen, die keinen ſachlich-rechtlichen Anſpruch, ſon⸗ 
dern nur ein unter den Parteien beſtehendes Rechtsverhältnis 
geltend machen und unmittelbar auf die Erreichung des rechts⸗ 
erzeugenden oder rechtsvernichtenden Richteraktes gerichtet 
iind. Wenn auch deren Anwendungsgebiet naturgemäß ein 
beſchränktes iſt, ſo iſt doch nicht einzuſehen, welches rechtliche 
Bedenken beſtehen ſollte, das die Parteien daran hindern 
könnte, die ſachliche Umgeſtaltung eines zwiſchen ihnen be⸗ 
ſtehenden Rechtsverhältniſſes in die Hand von Schiedsrichtern 
zu legen, ſofern es ſich nur um ein Rechtsverhältnis handelt, 
über das ſie ſelbſt innerhalb der beſtehenden Rechtsordnung 
nach ihrem eigenen Ermeſſen ſachlich verfügen können. Die im 
voraus erklärte Bindung der Schiedsparteien, ſich darin, um 
den zwiſchen ihnen beſtehenden Streit zu beendigen, dem 
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Spruche von Schiedsrichtern zu unterwerfen, die ihr Ver⸗ 
trauen genießen oder die nach beſtimmten Regeln auszuwählen 
ſind, ſteht mit der Rechtsordnung nicht in Widerſpruch, und 
wenn nach der getroffenen Abrede die Schiedsrichter gehalten 
ſind, in einem förmlichen Verfahren nach Art des in den 
88 1025 ff., 1034 Abſ. 2 ZPO. geordneten die ihnen über⸗ 
tragene Regelung des Rechtsverhältniſſes vorzunehmen, ſo u 
ihnen damit die „Entſcheidung einer Rechtsſtreitigkeit“ über 
tragen, wie fie der Schiedsverkrag begrifflich vorausſetzt. Daß 
unter den Parteien Streit über die Fortſetzung der zwiſchen 
ihnen beſtehenden Geſellſchaft beſtand, iſt vom Ber. fell 
geſtellt. Inſoweit handelt es ſich um einen Streit, der auch 
vor den ordentlichen Richter gebracht werden konnte, eine 
Streitigkeit, für die ſogar im ordentlichen Streitverfahren, die 
Rechtsgeſtaltungsklage vorgeſehen iſt (58 133, 140, 161 HGB. 
vgl. RG. 71, 254 JW. 1909, 467). Der Hinweis der Rev. 
im vorliegenden Falle ſei das ſchiedsrichterliche Verfahren 
nicht auf eine Streitentſcheidung abgeſtellt, ſondern auf Erſaß 
einer ſolchen durch ſog. Rechtsgeſtaltung nach Billigkeit und 
Zweckmäßigkeit, in Wahrheit nach Willkür, iſt verfehlt. Denn 
Streitentſcheidung und Rechtsgeſtaltung ſind keine begrifflichen 
Gegenſätze. Vielmehr kann Streitentſcheidung, wie ſchon her“ 
vorgehoben, in den dafür geeigneten Fällen auch durch Rechts“ 
geſtaltung vor ſich gehen. Zur Entſcheidung nach billigem Er 
meſſen iſt auch der Staatsrichter in weitem Ausmaße befugt 
(vgl. § 319 BOB). Die Rev. ftellt es mit Willkür auf 
gleiche Stufe; das iſt nicht zu billigen. Daß der ordentliche 
Richter nicht hätte berufen ſein können, über die Auflöſung 
der Geſellſchaft oder die Ausſchließung eines Geſellſchafter? 
hinaus durch Urteilsſpruch die Unterlagen für die Umwand⸗ 
lung der beſtehenden Geſellſchaftsform oder für die Begrün⸗ 
dung einer neuen Geſellſchaft zu ſchaffen, iſt für die Frage 
der Rechtsgültigkeit des Schiedsvertrags ohne ausſchlaggebend⸗ 
Bedeutung. Denn die Schiedsrichter ſtehen mit Bezug auf DA 
von ihnen einzuſchlagende Verfahren auch ſonſt freier als die 
an die Prozeßordnung gebundenen Staatsrichter, und auch 
die Parteien find befugt, hinſichtlich des Verfahrens für DH 
Schiedsrichter bindende Vorſchriften zu vereinbaren, ſoweit in 
dieſer Hinſicht nicht geſetzliche Schranken beſtehen (8 109 
Abſ. 2 ZPO.) Es iſt aber kein Grund erſichtlich, weshalb 
nicht die Parteien befugt fein ſollten, mit Bezug auf DE 
Inhalt des zu erlaſſenden Schiedsſpruchs ſich einer Regelung 
zu unterwerfen, die den Schiedsrichtern die Befugnis zur 
ſachlich⸗rechtlichen Umgeſtaltung oder Neuordnung der zu 
ſchen den Parteien beſtehenden rechtlichen Verhältniſſe in dem 
Maße einräumt, wie es im vorliegenden Falle geſchehen 117 
Wie weit in derartigen Fällen die Parteien gehen ſollten, if 
in aller Regel eine Frage des Vertrauens und der Bine 
mäßigkeit, nicht eine Frage des Rechts. Ein Ausnahmetat⸗ 
beſtand, der in dieſem Punkte eine abweichende Beurteilung 
rechtfertigen könnte, liegt nach dem Parteivortrage nicht vor 
Ein ſolcher Ausnahmetatbeſtand iſt auch nicht dem Um“ 
ſtande zu entnehmen, daß der Schiedsſpruch u. a. vorſieht, 
über etwaige künftige Rechtsſtreitigkeiten aus dem neubegrün 
deten Geſellſchaftsverhältniſſe ſolle in beſchränktem Umfang 
wiederum ein Schiedsgericht entſcheiden. Denn der Schiede. 
ſpruch begründet für die Schiedsparteien kraft ihrer im vorau 
vereinbarten Bindung die (ſachlich⸗ rechtliche) Verpflichtung 
zum Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrags, deſſen Inhalt in 
Schiedsſpruch im einzelnen feſtgelegt iſt und auch die Unter 
werfung unter ein neues Schiedsgericht umfaßt. Deſſen Cin 
ſetzung findet demnach ihre Rechtsgrundlage in einer er 
einbarung (S 1025 ZPO.), zu deren Abſchluſſe die Partei 
nach dem Schiedsſpruch gehalten find. Daß hinſichtlich dot 
neuen Bindung der Parteien an ein künftiges Schiedsgerich 
etwa aus der neuen Regelung in § 1027 3PO. i. Verb gg) 
Art. 9 Nr. III, 5 Gef. v. 27. Okt. 1933 (RG BBl. I, 780, 78 
rechtliche Bedenken abgeleitet. werden könnten, iſt ſchon 3 
halb ausgeſchloſſen, weil beide Teile Kaufleute find (8 10² 
Abſ. 2 ZRDO., 88 343 f. HGB.). = 
b im übrigen der Spruch der Schiedsrichter, ſowen ˖⸗ 
die Anordnung der Bildung einer Kommceſ. enthält, in . 
lich Mängel der Entſcheidungsfindung aufmeift, iſt im ieh 
Verfahren nicht zu prüfen. Dies gilt insbeſ. auch Hinfiht! 
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der von der Rev. bemängelten Beſtimmung eines Wettbewerb⸗ 
verbots gegenüber dem Kommanditiſten. Auf ſachliche Mängel 
ſolcher Art könnte das Abweiſungsbegehren des Antrags⸗ 
gegners nur im Rahmen des 8 1041 Abſ. 1 Nr. 2, § 1042 
Abſ. 2 3 PO. geſtützt werden. Ein beachtlicher Verfahrens“ 
mangel lage dagegen vor, wenn das Schiedsgericht ſich durch 
ſeinen Ausſpruch mit dem Schiedsvertrag in Widerſpruch ge⸗ 
fest hätte ($ 1041 Abſ. 1 Nr. 1. 8 1042 3PO.). Ein Fall 
dieſer Art wäre der, daß das Schiedsgericht ohne die Zu⸗ 
ſtimmung der Parteien den Streit durch die Anordnung der 
Bildung einer Komme. entſchieden hätte. So liegt der Sach⸗ 
verhalt aber nicht. Denn die Parteien haben in ihren beider⸗ 
ſeitigen Sachanträgen an das Schiedsgericht ſich ausdrücklich 
damit einverſtanden erklärt, daß die Auseinanderſetzung auch 
durch die Fortführung des Geſchäfts in anderer Rechtsform 
bewirkt werde. Aus dem Tatſachenvorbringen der Parteien 
iſt auch nichts für die Annahme zu gewinnen, daß die An⸗ 
erkennung des Schiedsſpruchs gegen die guten Sitten oder die 
öffentliche Ordnung verſtoßen würde (S 1041 Abſ. 1 Nr. 2, 
8 1042 Abſ. 2 ZPO.). 

(U. v. 1. Febr. 1935; VII 313/34. — Dresden.) [H.] 


Anmerkung: Die Entſch. erweckt Bedenken. 

Das NG. erörtert die Frage, ob ein Schiedsſpruch für voll⸗ 
ſtreckbar erklärt werden kann, der auf Grund eines Vertrages er⸗ 
laſſen worden iſt, in welchem ſich die Parteien „zwecks Beilegung 
eines Streites die OH®. betreffend“ einem Schiedsgericht unter⸗ 
werfen, und in welchem ſie insbeſondere den Schiedsrichtern die Be⸗ 
fugnis zuerkennen, bei der Beilegung dieſes Streites über eine rein 
erkennende Tätigkeit hinaus die zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe in ſachlich⸗rechtlicher Hinſicht umzugeſtalten und 
neuzuordnen. Auf Grund dieſes Schiedsvertrages war ein Schieds⸗ 
ſpruch gefällt worden, der die Überleitung der zwiſchen den Parteien 
beſtehenden OHG. in eine KommdGeſ. anordnete. Das NG. iſt der 
Anſicht, daß gegen einen derartigen Schiedsſpruch rechtliche Bedenken 
nicht erhoben werden könnten, und daß er auch daher für vollſtreckbar 
zu erklären ſei. 

Die Ausführungen, mit denen das NG. feine Anſicht be⸗ 
gründet, können jedoch nicht überzeugen, da zu der wichtigſten Vor⸗ 
frage nicht eindeutig Stellung genommen wird, ob nämlich im vor⸗ 
liegenden Falle überhaupt ein Schiedsvertrag und demnach ein ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren i. S. der 88 1025 ff. der ZPO. vorliegt. Nach 
81025 ZPO. hat „die Vereinbarung, daß die Entſch. einer Rechts⸗ 
ſtreitigkeit durch einen oder mehrere Schiedsrichter erfolgen ſoll, in⸗ 
ſoweit rechtliche Wirkung, als die Parteien berechtigt ſind, über den 
Gegenſtand des Streites einen Vergleich zu ſchließen“. Ein Schieds⸗ 
vertrag und ein ſchiedsrichterliches Verfahren i. S. dieſer Vorſchrift 
liegt alſo nur dann vor, wenn „die Entſcheidung einer Rechts- 
ftreitigkeit durch einen oder mehrere Schiedsrichter“ erfolgen ſoll. 
Liegt dieſe Vorausſetzung vor, dann iſt ein Schiedsvertrag zuläſſig 
und gültig „inſoweit, als die Parteien berechtigt find, über den 
Gegenſtand des Streites einen Vergleich zu ſchließen“. Das RG. 
prüft nun in der vorliegenden Entſch, in erſter Linie, ob die Parteien 
berechtiat geweſen waren, einen dem Schiedsſpruch entſprechenden Ver⸗ 
gleich abzuſchließen und kommt mit der Feſtſtellung, daß die Par⸗ 
teien ſelbſtverſtändlich gemäß § 145 Abi. 1 HB. imſtande geweſen 
wären, ſtatt der Liquidation der beſtehenden OG. jede andere Art 
der Auseinanderſetzung im Wege des Vergleiches zu vereinbaren, zur 
Feſtſtellung der Gültigkeit des Schiedsvertrages und zur Anordnung 
der Vollſtreckbarkeit. Bevor jedoch die Gültigkeit des Schiedsver⸗ 
trages nach Maßgabe des 81025 3 5ßO. geprüft wurde, hätte zu⸗ 
nächſt geprüft werden müſſen, ob überhaupt ein Schiedsvertrag i. S. 
dieſer Vorſchrift vorliegt, ob die Parteien überhaupt ein ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren gewollt haben. Denn die Vorſchriften der 
88 1025 ff. ZPO. finden nur auf Schiedsverträge im eigentlichen 
Sinne, nicht jedoch auf Verrräge ähnlichen Inhalts Anwendung (vgl. 
Stein⸗Jonas 8 1025, II, 1). N 

Wie bereits erwähnt liegt ein Schiedsvertrag und ein ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren i. S. des X. Buches der ZPO. nur vor, wenn 
es auf die Entſcheidung einer Rechtsſtreitigkeit gerichtet 
iſt. Die Schiedsrichter ſollen an Stelle der an ſich berufenen ordent⸗ 
lichen Gerichre einen Rechtsſtreit entſcheiden. „Entſcheiden“ be⸗ 
deutet aber begrifflich: nach Feſtſtellung des Tatbeſtandes die ſich aus 
dieſem nach Maßgabe der Geſetze, der Billigkeit oder der Handels⸗ 
bräuche für den einzelnen Fall ergebenden Rechtsfolgen ausſprechen. 
Ob dieſer Ausſpruch nun durch eine Verurteilung, eine Feſtſtellung 
oder Rechtsgeſtaltung zum Ausdruck kommt, iſt gleichgültig. Immer 
liegt dann eine echte Entſch. vor, wenn Rechtsfolgen feſtgeſtellt wer⸗ 
den. Aber auch nur dann! Auch ein Geſtaltungsurteil iſt eine echte 
Entſch. Das führt das RG. in der vorliegenden Entſch. ſelbſt aus, 
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indem es feſtſtellt, daß Rechtsgeſtaltung und Streitentſcheidung keine 
Gegenſätze ſeien. Es iſt daher nicht recht verſtändlich, wie es in der⸗ 
ſelben Entſch. aus dem Umſtande, daß die 3PO. auch Rechtsgeſtal⸗ 
tungsklagen kennt, folgern will, daß auch die Tätigkeit des ordent⸗ 
lichen Richters „nicht nur auf die Rechtsfindung im engeren Sinne 
beſchränkt ſei“. Die hier gegebene Definition der „Entſch. einer 
Rechtsſtreitigkeit“ iſt auch, ſoweit ich ſehe, in Literatur und Rſpr. 
bisher unbeſtritten. So führt Stein⸗Jonas in Vorbem. II, 3 
zu 81025 ZPO. folgendes aus: „Das Verfahren muß auf die Entſch. 
einer Rechtsſtreitigkeit gerichtet ſein, der Schiedsrichter muß die 
Aufgabe haben, durch Subſumtion von Tatſachen unter Rechtsſätze 
die rechtlichen Beziehungen der Parteien feſtzuſtellen“ Seuffert 
führt (12. Aufl. zu § 1025) aus: „Ein ſchiedsrichterliches Ver⸗ 
fahren i. S. der ZPO. liegt nur vor, wenn der oder die Schieds⸗ 
richter über die Rechtsſtreitigkeit zu entſcheiden, 
das iſt durch einen dem Urt. entſprechenden Spruch die aus dem 
ermittelten Tatbeſtande nach Maßgabe der Geſetze oder nach aequitas 
ſich ergebenden Rechtsfolgen auszuſprechen haben. Iſt durch Verein⸗ 
barung oder durch andere rechtsgeſchäftliche Verſügung beſtimmt, daß 
ein Dritter eine Leiſtung ſeinem Belieben oder nach billigem Ermeſſen 
beſtimmen ſoll, ſo findet kein ſchiedsrichterliches Verfahren i. S. 
der ZPO. ſtatt“. 

Geht man hiervon aus, jo ergibt ſich, daß im vorliegenden 
Falle ein Schiedsvertrag und insbeſondere ein Schiedsſpruch i. S. 
der ZPO. nicht gegeben iſt. Schon der Wortlaut des zwiſchen den 
Parteien abgeſchloſſenen Schiedsvertrages ſpricht dagegen. Die Par⸗ 
teien haben nämlich die Schiedsrichter nicht beſtellt zur „Entſchei⸗ 
dung“ der zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsſtreitigkeiten, ſondern 
ausweislich des Tatbeſtandes des reichsgerichtlichen Urt. „zwecks 
Beilegung eines Streites, die Maihinenfabrik A. uſw. be 
treffend“. Hiernach könnte man vielmehr an die Vereinbarung einer 
Güteſtelle als an die eines Schiedsrichters denken. Aber ſelbſt wenn 
man von dem Wortlaute des Schiedsvertrages abſieht, kommt man 
zu demſelben Ergebnis. Schon die den Schiedsrichtern erteilte Be⸗ 
fugnis, die Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Parteien umzugeſtalten 
und nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit neuzuordnen, verbietet die 
Annahme eines ſchiedsrichterlichen Verfahrens i. S. der ZPO. jeden⸗ 
falls inſoweit, als die Schiedsrichter von dieſer Befugnis Gebrauch 
machen. Hierbei kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht ein echtes 
ſchiedsrichterliches Verfahren dann vorgelegen hätte, wenn die Schieds⸗ 
richter von dieſer Befugnis keinen Gebrauch gemacht hätten. Dieſe 
Befugnis hat jedoch keinerlei prozeßrechtliche, ſondern lediglich 
materiellrechtliche Bedeutung. Die Parteien verpflichteten ſich nam⸗ 
lich durch den Abſchluß dieſes Schiedsvertrages ſchuldrechtlich, die 
Willenserklarungen abzugeben, die erforderlich jind, um die von den 
„Schiedsrichtern“ für richtig befundene Neuregelung in bezug auf 
die Rechtsbeziehungen durchzuführen. Das führt das RG. im vor⸗ 
letzten Abſatz ſeiner Entſcheidungsgründe ſelbſt aus. Es handelt ſich 
alſo nicht um einen Schiedsvertrag i. S. des 8 1025 ZPO, ſondern 
um einen Vertrag, auf den die Beſtimmungen der 88 317, 318 BGB. 
zum mindeſten analoge Anwendung finden, müſſen. Die Parteien 
vereinbaren, daß die Beſtimmung der von ihnen gegenſeitig zu be⸗ 
wirkenden Leiſtungen durch Dritte zu erfolgen habe, und zwar nach 
billigem Ermeſſen (8 317 Abſ. 2 BGB.), und verpflichten ſich, die 
alſo beſtimmten Leiſtungen zu bewirken. Der „Schiedsſpruch“, durch 
welchen die Gründung einer Komm&ef. angeordnet wird, iſt ſomit 
nicht ein Rechtsgeſtaltungsurteil, ſondern lediglich die vertraglich 
vereinbarte Beſtimmung der geſchuldeten Leiſtung. Die Leiſtung be⸗ 
ſteht in der Abgabe der zur Gründung der KommsGeſ. erforderlichen 
Willenserklärungen. Dieſe entſteht nicht mit der Fällung des 
„Schiedsſpruches“, ſondern mit der Abgabe der geſchuldeten Willens⸗ 
erklärungen. Mit Recht führt aber Seuffert in der oben an⸗ 
gegebenen Stelle aus, daß die Vereinbarung, daß ein Dritter eine 
Leiſtung beſtimmen ſolle, kein Schiedsvertrag i. S. der ZPO. ſei. 

Wenn man im vorliegenden Falle überhaupt von einer Rechts⸗ 
geſtaltung durch die Schiedsrichter ſprechen will, ſo kann dies nur 
dann möglich ſein, wenn man dem zwiſchen den Parteien ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrage die Auslegung gibt, daß dadurch den Schieds⸗ 
richtern ſeitens beider Parteien die rechtsgeſchäftliche Vertretungs⸗ 
macht unter gleichzeitiger Befreiung von dem Verbot des § 181 BGB. 
dergeſtalt gegeben wurde, daß dieſe befugt ſein ſollten, auf Grund 
diefer Vollmacht die Rechtsbeziehungen zwiſchen den Parteien nach 
billigem Ermeſſen zu geſtalten. Dann allerdings würde der „Schieds⸗ 
ſpruch“ die zu gründende Kommcheſ. bereits zur Entſtehung bringen. 
alſo eine echte Rechtsgeſtaltung ſein. Dann aber würde erſt recht 
kein ſchiedsrichterliches Verfahren i. S. der ZPO. vorliegen. Der 
„Schiedsſpruch“ wäre dann nichts anderes als ein zwiſchen den Par⸗ 
teien abgeſchloſſener Vertrag. Die „Schtedsrichter“ wären Vertreter 
der Parteien. 


Ob allerdings eine derartige Auslegung des zwiſchen den 
Parteien abgeſchloſſenen Vertrages möglich iſt, iſt zweifelhaft. 
Es ergibt ſich ſomit, daß im vorliegenden Falle auf Grund 
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der getroffenen Vereinbarungen ein ſchiedsrichterliches Verfahren 
i. S. des X. Buches der ZPO. nicht ſtattgefunden hat und auch 
nicht ſtaltfinden konnte, weil die Schiedsrichter nicht zur „Ent⸗ 
ſcheidung“ eines Rechtsſtreits berufen waren. Es liegt ſomit ein 
Sed spruch i. S. des § 1040 ZPO. überhaupt nicht vor; der ge⸗ 
fällbe Spruch Konnte daher auch nicht für vollſtreckbar erklärt werden. 
Hieraus folgt ſelbſtverſtändlich nicht, daß der Schiedsſpruch ohne 
rechtliche Bedeutung iſt. Er behält, wie oben dargeſtellt, ſeine Be⸗ 
deutung, indem er die ſchuldrechtlichen Verpflichtungen zwiſchen den 
Parteien feſtſtellt, deren Erfüllung gegebenenfalls erzwungen werden 
kann. Hierzu bedarf es jedoch einer beſonderen Klage, und zwar, 
wenn lichts anderes vereinbart worden iſt, vor den ordentlichen 
Gerichten. Prozeßrechtliche Bedeutung kommt ihm dagegen nicht zu. 
Aber auch in materiellrechtlicher Hinſicht unterſcheidet ſich dieſer 
„Schiedsſpruch“ von einem Schiedsſpruch i. S. des 8 1040 3 PO. 
Während nämlich der Schiedsſpruch i. S. der ZPO. in materieller 
Hinſicht nicht nachgeprüft werden kann und daher auch Wirkjamkeit 
hat, wenn er unter Verletzung materiellen Rechtes erlaſſen oder 
offenbar unbillig iſt, kann gemäß 8 319 Abſ. 1 BGB. ein Spruch, 
durch welchen, wie im vorliegenden Falle, eine Leiſtung durch Dritte 
beſtimmt wird, im Falle der offenbaren Unbilligkeit für unverbind⸗ 
lich erklärt und durch einen Spruch der ordentlichen Gerichte erſetzt 
werden (vgl. hierzu Stein⸗Jonas, Vorbem. II, 3, vor 8 1025 
ZPO.) Über weitere Unterſchiede vgl. die 88 317-319 BB. 

RA. Alfred Herriger, Düſſeldorf. 


| Reichsgericht: Strafſachen | 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


19. § 65 A bſ. 2 StGB. Für den i. S. des 8 104 
Nr. 2 BGB. geſchäftsunfähigen Volljährigen 
kann zum Zweck der Strafantragsſtellung ein 
Pfleger beſtellt werden. Für dieſen Pfleger 
beginnt die dreimonatliche Antragsfriſt erſt 
mit dem Zeitpunkt, in dem er in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Pfleger von der Tat und dem Täter 
Kenntnis erlangt hat. 

Die Verletzte ſelbſt konnte einen Strafantrag nicht ſtellen, 
befindet ſich vielmehr in einem die freie Willensbeſtimmung 
ausſchließenden, nicht bloß vorübergehenden Zuſtande Frank 
hafter Störung der Geiſtestätigkeit, iſt alſo nach 8 104 Nr. 2 
BGB. geſchäftsunfähig. Daher iſt nach $ 65 Abſ. 2 StGB. 
nur ihr geſetzlicher Vertreter zur Stellung des Strafantrags 
berechtigt. Geſetzlicher Vertreter kann in dieſem Fall ſein der 
Vormund (88 1793, 1896 BGB.), der vorläufige Vormund 
(8 1906 BGB.) und der Pfleger (88 1909 Abſ. 3, 1910 
BGB.). Ob ein geſetzlicher Vertreter beſtellt ift und wer als 
ſolcher in Frage kommt, bedarf noch der Feſtſtellung. Es 
wird hierzu darauf hingewieſen, daß für den i. S. von § 104 
Nr. 2 BGB. geſchäftsunfähigen Volljährigen zum Zwecke der 
Strafantragſtellung ein Pfleger beſtellt werden kann (RGurt. 
v. 31. Mai 1910, 5 D 1256/09; abgedr. Goltd Arch. 58, 182). 
Für dieſen Pfleger würde die dreimonatliche Antragsfrist erſt 
beginnen mit dem Zeitpunkt, in dem er in ſeiner Eigenſchaft 
als Pfleger von der Tat und dem Täter Kenntnis erlangt hat. 

(4. Sen. v. 3. Mai 1935; 4 D 448/35.) [Hn.] 


* 


20. 8213 StGB. Um $213 StGB. auszu- 
ſchließen, genügt es nicht, daß der Täter über⸗ 
haupt irgendeine, vielleicht nur geringfügige 
Veranlaſſung zu der Mißhandlung gegeben hat; 
vielmehr muß er dem anderen einen genügenden 
Anlaß gegeben haben, ihn zu mißhandeln (vgl. 
2 D 209/29 v. 11. April 1929: JW. 1930, 919 25). 

(1. Sen. v. 19. März 1935; 1 D 122/35.) [On.] 
* 


21. 88 267, 268 StGB. Beitragsmarken der 
Mitglieder des Deutſchen Arbeiterverbandes 
des Baugewerbes als öffentliche oder private 
Urkunden. Stempeln gewiſſe Merkmale einen 
Gegenſtand zum Wertzeichen, ſo vermögen ſie 


nicht zugleich deſſen Urkundeneigenſchaft zu be⸗ 
gründen. 

Durchgreifende Bedenken ſind zu erheben, ſoweit der 
BeſchwF. wegen ſchwerer Urkundeufälſchung verurteilt wor⸗ 
den iſt. 

Wie die Feſtſtellungen ergeben, war in der Kaſſe des 
Deutſchen Arbeiterverbandes des Baugewerbes inſofern ein 
Fehlbetrag entſtanden, als Beitragsmarken im Geſamtwerte 
von etwa 1000 A, die vorher für die vom Juni bis Okt. 
1933 getätigten Aufnahmen von Mitgliedern vereinnahmt 
worden und in die Mitgliedsbücher einzukleben waren, nicht 
vorhanden waren. Auf Veranlaſſung und im Einverſtändnis 
des jetzigen BeſchwF. M. beſtellte daraufhin der Mitangekl. S. 
am 12. Dez. 1933, um den Fehlbetrag in der Kaſſe zu decken, 
bei dem Zeugen B. 10000 Beitragsmarken im Werte von 
1,25 Nel für das Stück. B. fertigte die ihm in Auftrag ge— 
gebenen Marken an, ohne zu wiſſen, daß nur die von der 
Verbandsleitung ausgegebenen Marken verwendet werden 
durften. Am 14. Dez. 1933 holte S. die beſtellten Marken 
gegen Zahlung von 46 RA ab und führte davon am nächſten 
Morgen in einem unbewachten Augenblick 1000 Stück in den 
vorhandenen echten Markenbeſtand ein. Er verkaufte auch 90 
fälſchlich angefertigte Beitragsmarken an den Zeugen H., den 
Kaſſierer des DAd B., und händigte fie dieſem aus. In mehrere 
Mitgliedsbücher waren auch fälſchlich angefertigte Beitrags⸗ 
marken geklebt worden. Nach der tatſächlichen Annahme der 
Str. handelte S. allenthalben im Einverſtändniſſe mit dem 
für den Fehlbetrag in der Kaſſe verantwortlichen BeſchwF. M., 
beide ſind inſoweit auch als Mittäter verurteilt worden. 

Nach der Auffaſſung der Strͤ. find die Beitragsmarken 
als ſolche Urkunden, und zwar öffentliche. Die Strͤ. erachtet 
die Merkmale der ſchweren Urkundenfälſchung i. S. der 88 267, 
268 Nr. 2 StGB. als nachgewieſen. Sie hat jedoch die Ur⸗ 
kundeneigenſchaft der Beitragsmarken als ſolcher überhaupt 
nicht begründet. Das Merkmal der Öffentlichteit folgert ſie 
daraus, daß „nach der reichsgeſetzlichen Regelung die NS- 
DAP. mit ihren ſämtlichen Gliederungen, alſo auch der Ar⸗ 
beitsfront, zu der der DAB. gehört, eine öffentlich- rechtliche 
Korporation ſei; demnach ſeien auch die Beitragsmarken des 
DAdB. als öffentliche Urkunden anzuſehen“. Rechtsirrig iſt 
hierbei ſchon die Annahme, daß den Beitragsmarken als ſol⸗ 
chen bereits die Urkundeneigenſchaft beizumeſſen ſei. Zwar 
hat RGSt. 48, 278 in einem ähnlichen Falle die Urkunden” 
eigenſchaft von Beitragsmarken eines Bäcker⸗ und Konditoren⸗ 
verbandes ſchon vor ihrem Einkleben in das Mitgliedsbuch, 
alſo vollkommen losgelöſt von ihrer ſpäteren beſtimmungs⸗ 
gemäßen Verwendung, bejaht. Dagegen hat NGSt. 62, 203, 
auf das der Kürze halber verwieſen wird, mit überzeugender 
Begr. dargelegt, daß diejenigen Merkmale, die einen Gegen⸗ 
ſtand zum Wertzeichen ſtempeln — um ſolche Wertzeichen han? 
delt es ſich bei Beitragsmarken der hier in Frage kommenden 
Art — nicht ſeine Urkundeneigenſchaft begründen können. Der 
erk. Sen. ſchließt ſich dieſer Auffaſſung an. Soweit er damit 
gleichfalls von der Entſch. des 2. StrSen.: RGSt. 48, 278 ab⸗ 
weicht, bedarf es aus den in NGSt. 62, 206 vorl. Abſ. dar 
gelegten Gründen, die auch hier zutreffen, keiner Anrufung 
der VerStrSen. 

Aber auch das Merkmal der Öffentlichkeit der Urkunden 
wird durch die angeführte Begr. der Strͤ. nicht nachgewieſen. 
Nach den Feſtſtellungen bildet der DAdB. erſt ſeit 1934 einen 
Teil der Arbeitsfront. Die fälſchliche Anfertigung der Bei 
tragsmarken iſt aber ſchon zwiſchen dem 12. bis 15. Dez. 
1933 vorgenommen worden. Zu jener Zeit war auch die 
Arbeitsfront noch nicht an die NSDAP. angegliedert. Viel 
mehr iſt erſt durch 8 3 BD. über die Deutſche Arbeitsfront 
v. 24. Okt. 1934 (Nr. 299 „Völkiſcher Beobachter“ v. 26. Okt. 
1934) beſtimmt worden, daß die Deutſche Arbeitsfront eine 
Gliederung der NSDAP. i. S. des Gef. zur Sicherung der 
Einheit von Partei und Staat v. 1. Dez. 1933 (RGBl. I, 
1016) iſt. Da ſchon hiernach nicht angenommen werden kann, 
daß der DAd B. zugleich mit der Arbeitsfront als Gliederung 
der NSDAP. bereits zur Tatzeit eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts geweſen ſei, würde im gegebenen Falle, 
ſelbſt wenn die Beitragsmarken als ſolche Urkunden wären, 
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das Merkmal der Öffentlichkeit dieſer Urkunden ohne weiteres 
entfallen. i 

Wie indes der Zuſammenhang der Urteilsgründe ergibt, 
waren die Beitragsmarken dazu beſtimmt, in die Mitglieds- 
bücher eingeklebt zu werden, um als Nachweis für die ge- 
ſchehene Zahlung der Eintrittsgelder und der Wochenbeiträge 
zu dienen. Durch das vorgeſchriebene und ordnungsmäßig er⸗ 
ſolgte Einkleben in die Mitgliedsbücher wurde daher im Falle 
ver Echtheit der Beitragsmarken nunmehr ein Beweismittel 
gegen den Verband für die ordnungsmäßige Entrichtung der 
Eintrittsgelder und Wochenbeiträge geſchaffen (vgl. RGSt. 
48, 278). Erſt dadurch wurden ſie beweiserhebliche Privat- 
urkunden i. S. des $ 267 StGB., fo daß, falls die Beitrags- 
marken, wie hier, unecht waren, mit dem Einkleben falſche 
Privaturkunden hergeſtellt wurden. Soweit daher nach den 
bisherigen Feſtſtellungen einzelne ſalſche Beitragsmarken be- 
reits in die Mitgliedsbücher eingeklebt waren, würden, falls 
Ausreichend feſtgeſtellt wäre, daß ſich der BeſchwF. M. oder 
O. zum Einkleben dritter gutgläubiger Perſonen als Werk⸗ 
zeuge bedient hätte, und daß auch von den hiernach fälſchlich 
angefertigten Urkunden, etwa den Zeugen H. und M. gegen- 
über, oder in ſonſtiger Weiſe zum Zwecke einer Täuſchung 
Gebrauch gemacht worden ſei, inſoweit keine rechtlichen Be- 
denken gegen die Annahme einer von M. und S. gemeinſam 
degangenen Privaturkundenfälſchung beſtehen. Soweit aber 
bie fälſchlich angefertigten Beitragsmarken noch nicht in die 
Mitgliedsbücher eingeklebt waren, nötigte ſchon der bisher 
leſtgeſtellte Sachverhalt die Stra. zu der Prüfung, ob die An⸗ 
lertigung dieſer Beitragsmarken in der von 8 268 StGB. ge⸗ 
orderten Abſicht und in der weiteren Abſicht vorgenommen 
worden ſei, die Falſchſtücke ſpäter in Mitgliedsbücher einkleben 
und von den ſo zuſtande gekommenen falſchen Urkunden zum 
Zwecke der Täuſchung im Rechtsleben Gebrauch machen zu 
laſſen. Wäre dies feſtgeſtellt worden, jo würde inſoweit ftraf- 
barer Verſuch des Verbrechens gegen 88 267, 268 Nr. 1 
StGB. vorliegen, der jedoch, ſoweit es zu der Vollendung der 
gewinnſüchtigen Urkundenfälſchung in dem erörterten Sinne 
gekommen iſt, im Hinblick auf die inſoweit gegebene natürliche 
Handlungseinheit in der vollendeten Tat dergeſtalt aufgehen 


würde, daß nur eine einzige, vollendete Tat in Betracht käme. 
(5. Sen. v. 28. Jan. 1935; 5 D 532/34.) W. 


* 
b. 22. Der Verrat eines Geſchäftsgeheimniſſes 
früherer 800 Ab. 1, fetziger 517 Abſ 1 Und.) 
und die Verwertung des Verrats zum eigenen 
Jorteil (früherer 89 Abſ. 2, jetziger § 17 Abſ. 2 
aD) find begrifflich und inhaltlich verſchie⸗ 
ge Straftaten, auch wenn der Täter des Abſ. 2 
as Geheimnis von dem Täter nach Abſ. 1 er- 
halten hat (RGSt. 31, 93, 9). 
Es iſt nun richtig, daß die Straftaten nach 8 12 Abſ. 1 

und 2 enger miteinander verflochten find als die des § 17 
FR O.; denn es wird die Regel fein, daß das Verſprechen 
der Geſchenke und ihr Gewähren (812 Abſ. 1) gleichzeitig mit 
a Verſprechenlaſſen und der Annahme (812 Abſ. 2) erfolgt. 
rotzdem müſſen auch die Taten nach 812 Abf. 1 u. 2 ebenſo 
0 die nach 8 17 Abſ. 1 u. 2 als begrifflich und inhaltlich 
erſchiedene Straftaten, ähnlich wie bei der aktiven und 
eaſſiven Beſtechung (R(SSt. 55, 31, 33), angeſehen werden. 
is kommt deshalb auch der Geſichtspunkt der Beteiligung in 
op em weiteren Sinne, wie ſie in den Entſch. RGSt. 5, 
1 8, 272; 7, 35; 20, 54; 28, 178; 33, 161; 35, 20 behandelt 

nicht weiter in Betracht. 
tei, Der Strafantrag trifft alle, die an „der“ Tat be⸗ 
elligt find; aber er wirkt nicht, ſoweit eine andere Tat in 
rage ſteht oder eine Beteiligung ſtrafbaren Charakters nicht 
orkiegt, alſo die „Identität“ der Tat nicht gegeben iſt. 
1 Wie das RG. in RSS. 68, 70, 74, 119, 263, 267 
bes geſprochen hat, iſt der Begriff des Beauftragten i. S. 
& ſtrafrechtlichen Vorſchrift des 8 12 Unl WG. im weiteften 
u aufzufaſſen; er ift nicht nach bürgerlich⸗rechtlichen Ge⸗ 
wchtspunkten zu beſtimmen, maßgebend ſind vielmehr, ähnlich 
te beim ſtrafrechtlichen Begriff des Bevollmächtigten i. S. des 


8266 Abſ. 1 Nr. 2 Steh B. a. F., die tatſächlichen Verhältniſſe. 
Danach fällt unter den Begriff „Beauftragter“ jeder, der für 
den geſchäftlichen Betrieb befugtermaßen tätig wird und weder 
Angeſtellter noch Inhaber des Betriebes iſt. 
(2. Sen. v. 18. Febr. 1935; 2 D 1205/34.) [Hn.) 
. 


23. § 312 HGB. Die Vorſtands mitglieder 
einer AktG. können ſich zu deren Nachteil einer 
Untreue auch dann ſchuldig machen, wenn ſie 
nicht mehr dem Vorſtand angehören und nur 
noch deſſen Geſchäfte vorläufig weiterführen. 
Dies auch daun, wenn ſie eine Rechts handlung 
als Vertragsgegner der Geſellſchaft vornehmen. 

In der Rſpr. des RG. iſt anerkannt, daß Vorſtandsmit⸗ 
glieder einer AktG. oder einer Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaft ſich einer Untreue auch dann ſchuldig machen 
können, wenn ſie eine Rechtshandlung nicht in ihrer Eigen- 
ſchaft als Vorſtand, ſondern als Vertragsgegner der von ihnen 
vertretenen Geſellſchaft vornehmen (RGSt. 26, 136; 58, 
391; Urt. 1 D 505/28 und 1D 603/33; vgl. auch RGSt. 
36, 69). In dem Urt. 1 D 505/28 iſt mit Bezug auf eine 
Erhöhung der Bezüge des Vorſtandes ausgeführt: „Wohl aber 
iſt der ſtrafbare Tatbeſtand ohne Zweifel dann gegeben, wenn 
der Vorſtand in Kenntnis deſſen, daß nach der Art des Unter⸗ 
nehmens oder der allgemeinen Wirtſchaftslage ein ſo hoher 
Betrag nicht herausgewirtſchaftet werden kann, einen ſchwa⸗ 
chen und ihm ergebenen Aufſichtsrat für eine ſtarke Er⸗ 
höhung ſeiner Bezüge zu gewinnen verſteht.“ Damit ſoll aber 
nicht gejagt ſein, daß nur unter ſolchen Vorausſetzungen Un⸗ 
treue angenommen werden könne. Sie wird aber dann zu ver⸗ 
neinen ſein, wenn die vereinbarten Zuwendungen ſich in an⸗ 
gemeſſenen oder den üblichen Grenzen halten oder wenn be- 
ſonders hohe Bezüge durch außergewöhnliche Leiſtungen des 
Begünſtigten gerechtfertigt ſind. Eine allgemeine Regel kann 
full aufgeſtellt werden, es kommt immer auf den Einzel⸗ 
all an. 

In dem Vertrag über die Ablöſung einer Option hat 
das LG. eine Untreuehandlung nach § 312 HGB. gefunden, 
damals war der Anſtellungsvertrag des Angekl. bereits ab⸗ 
gelaufen. Das würde die Anwendung des § 312 HGB. nicht 
rechtsnotwendig ausgeſchloſſen haben. Denn nach der erjicht- 
lichen Annahme des LG. hat der Angekl. in der Zwiſchenzeit 
die Geſchäfte des Vorſtandes mit Zuſtimmung des Aufſichts⸗ 
rats ($ 247 HGB.) weitergeführt. War das der Fall, dann 
hatte er gegenüber der Geſellſchaft dieſelbe Treupflicht wie zu⸗ 
vor. Auch als ihr Vertragsgegner durfte er nicht abſichtlich 
zu ihrem Nachteil handeln, ohne ſich nach $ 312 HGB. ſtraf⸗ 
bar zu machen (vgl. RGSt. 41, 265; 62, 15; 64, 81). 

(2. Sen. v. 25. Febr. 1935; 2D 1469/55.) W.] 

+ 

diff 1, 2, 3, 61 Sl 
„verletzt“ i. S. der genanuten Vorſchriftem it 
nur der unmittelbar Verletzte zu erachten. Der 
Geſellſchafter einer durch eine ſtrafbare Hand- 
lung geſchädigten GmbH. gilt nicht als Ver- 
letzter. Nach 861 Ziff. 2 StPO. darf von der Be⸗ 
eidigung eines Zeugen nur abgeſehen werden, 
wenn bei ihm eine das Zeugnis beeinfluſſende, 
dem Angekl. ungünſtige Geſinnung hervortritt. 

Die Beſchwerde des Angekl. über die Verweigerung des 
vom Verteidiger geſtellten Antrags auf Vereidigung des 
Zeugen P. dringt durch. ? 

Das LG. nahm zu dem Antrag durch den Beſchluß: 

„Der Zeuge bleibt gem. § 61 Nr. 2 StPO. unbeeidigt“ 
ohne nähere Begründung Stellung. Dieſes Verfahren iſt 
nach mehreren Richtungen geſetzwidrig. 

Aus dem Beſchluß kann gefolgert werden, daß das 
LG. den Zeugen für verletzt erachtete. P. hatte nach dem 
Inhalt der Akten als Geſchäftsführer der Gmb. K. & Co. 
Verträge mit dem Angekl. abgeſchloſſen. Das LG. ſtützte 
die Verurteilung des Angekl. auf die Annahme, daß er das 
Vermögen dieſer Geſellſchaft durch betrügeriſche Machen⸗ 
ſchaften geſchädigt habe. 
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Der in § 61 Nr. 2 StPO. enthaltene Begriff des Ver⸗ 
letzten deckt ſich mit dem, den § 22 Nr. 1, 2 und 3 StPO. 
ins Auge faßt. Dieſe Vorſchrift, die den Verletzten, deſſen 
Ehefrau und die mit ihm durch Verwandtſchaft oder Ver⸗ 
ſchwägerung in beſtimmten Linien und Graden verbundenen 
Perſonen von der Ausübung des Richteramts ausſchließt, 
will ebenſo wie 861 Nr. 2 StPO. den Gefahren vorbeugen, 
mit denen zu rechnen iſt, wenn gewiſſe gegen den Beſchuldig⸗ 
ten voreingenommene Perſonen Einfluß auf die Sachgeſtal⸗ 
tung gewinnen. Als verletzt kann aber i. S. dieſer Vor⸗ 
ſchriften nur eine Perſon gelten, die von dem als ſtrafbar 
gekennzeichneten Angriff auf ein geſchütztes Rechtsgut un⸗ 
mittelbar betroffen wird, alſo — bei den Verbrechen und 
Vergehen gegen das Vermögen — durch die ſtrafbare Hand⸗ 
lung einen unmittelbaren Nachteil an ihrem Vermögen er⸗ 
leidet. Der Ausdehnung des Begriffs des Verletzten auf die 
nur mittelbar geſchädigten Perſonen ſtehen grundſätzliche Er⸗ 
wägungen entgegen; ſie würde insbeſondere jede zuverläſſige 
Begrenzung unmöglich machen. 

Verwirklicht ſich der ſchädliche Erfolg am Vermögen 
einer Geſellſchaft, ſo lommt es für die Beurteilung der Frage, 
ob die Geſellſchafter unmittelbar geſchädigt ſind, auf die Ge⸗ 
ſellſchaftsform an. Bei der Geſellſchaft des bürgerlichen 
Rechts, die keine ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit beſitzt, ſteht 
das Eigentum am Geſellſchaftsvermögen nach § 718 BGB. 
der Geſamtheit der Geſellſchafter zu. Jeder Geſellſchafter 
nimmt unmittelbar an dem Schaden teil, der dem Gefell- 
ſchaftsvermögen widerfährt. Dasſelbe trifft auf die OHG 
zu. Wenn § 124 HGB. ihr eine rechtliche Selbſtändigkeit in 
gewiſſen Grenzen einräumt, ſo iſt ſie doch keine juriſtiſche 
Perſon (RG. 114, 93 = JW. 1926, 2906). Vielmehr iſt 
für ſie die rechtliche Stellung der Geſellſchafter ſo geordnet, 
daß dieſe in ihrer jeweiligen Vereinigung als die Eigen⸗ 
tümer des Geſellſchaftsvermögens angeſehen werden müſſen 
(RGSt. 37, 415; 46, 77). 

Anders verhält es ſich mit der AktG. nach § 210 HGB., 
mit der KommGeſ. a. A. nach § 320 HGB. und mit der 
GmbH. nach § 13 GmbHG. Die letztere ſtellt — ebenſo 
wie die beiden erſteren — als juriſtiſche Perſon eine von 
ihren Geſellſchaftern verſchiedene Rechtsperſönlichkeit dar (RG. 
122, 162 IW 1929, 651; 129 3 W 193, 9 
Das Vermögen einer juriſtiſchen Perſon gehört dieſer; ſeine 
Verringerung bewirkt für die beteiligten Perſonen nur einen 
mittelbaren Schaden (RGSt. 37, 415). 

Hieraus folgt, daß der Zeuge P. als Verletzter auch 
dann nicht gelten konnte, wenn er etwa — was noch nicht 
erhoben iſt und ſich gem. § 6 Abſ. 2 GmbHG. aus feiner 
Beſtellung zum Geſchäftsführer nicht ohne weiteres ergibt — 
Geſellſchafter jener GmbH. geweſen fein ſollte. 

Übrigens wäre das gerügte Verfahren auch dann fehler⸗ 
haft geweſen, wenn die als Betrug beurteilte Handlung des 
Angekl. das Vermögen des Zeugen, deſſen Vereidigung das 
LG. verweigerte, unmittelbar geſchädigt hätte. Die in der 
Sitzungsniederſchrift beurkundete Stellungnahme des Ge⸗ 
richts erſcheint zumal um deswillen als bloße Willkür, weil 
aus den Gründen des angefochtenen Urt. entnommen werden 
kann, daß die Zuverläſſigkeit des Zeugniſſſes des P. von 
vornherein und bis zur abſchließenden Würdigung keinem 
Bedenken begegnete. Das LG. glaubte, die im Geſetz ge⸗ 
botene Möglichkeit, von der Vereidigung abzuſehen, genüge 
ohne weiteres zur Ablehnung des vom Verteidiger vor⸗ 
gebrachten Antrags. Es achtete nicht auf Sinn und Zweck 
der anzuwendenden Vorſchrift und erkannte nicht, daß das 
Geſetz zur Einſchränkung der Eide v. 24. Nov. 1933 (RGBl. I, 
1008) den Grundſatz des Eideszwangs aufrechterhält und 
eine Ausnahme in § 61 Nr. 2 StPO. nur für die Fälle 
zuläßt, in denen eine das Zeugnis beeinfluſſende, dem 
Augekl. ungünſtige Geſinnung des Zeugen bemerkbar wird. 
Der Senat verweiſt hierzu auf RGSt. 68, 310 = ZW. 1934, 
2980 21. 

(4. Sen. v. 26. Febr. 1935; 4 D 76/35.) 
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** 25. 88 249, 261 StPO. Bei der Urteilsfäl⸗ 
lung kann nicht nur der Inhalt folder Schrift- 
ſtücke berückſichtigt werden, die in der Haupt⸗ 
verhandlung zum Zwecke des Urkundenbeweiſes 
verleſen worden ſind. Wird ein Schriftſtück in 
Zuſammenhang mit einem Vorhalt verleſen, ſo 
ſtellt der Vorhalt, nicht aber die vorgehalten 
Urkunde das Beweismittel dar. Ein bloßer Bor” 
halt einer Urkunde bedarf nicht der Feſtlegung 
im Sitzungs protokoll. f) 

In dem angefochtenen Urt. iſt der Inhalt von Urkunden 
ganz oder zum Teil, oft nur in wenigen Zeilen, wörtlich 
wiedergegeben. 

Die Rev. rügt inſoweit Verſtöße gegen 88 261 StPO., 
da die in Frage kommenden Urkunden in der Haupt⸗ 
verhandlung nicht verleſen worden ſeien. Sie geht offenbar 
von der Rechtsauffaſſung aus, daß der Inhalt einer Urkunde 
ſtets nur dann in dem Urteil wiedergegeben und verwertet 
werden dürfe, wenn dieſe Urkunde in der Hauptverhandlung 
verleſen worden ſei. Das beruht auf einer Verkennung des 
Weſens des Urkundenbeweiſes. r 

Urkunden gehören — abgeſehen von den hier nicht in 
Betracht kommenden Ausnahmefällen — zu den im Straf⸗ 
verfahren zugelaſſenen Beweismitteln. Sollen ſie als ſolche 
benutzt werden, um über ihren Inhalt Beweis zu erheben, 
fo kann das nur in der in § 249 StPO. vorgeſchriebenen 
Form geſchehen; ſie müſſen in der Hauptverhandlung verleſen 
werden (RGSt. 59, 100). 5 

Damit iſt aber nicht geſagt, daß der Inhalt eines Schrift⸗ 
ſtückes bei der Urteilsfällung ſtets nur dann berückſichtigt 
werden dürfte, wenn das Schriftſtück auch zum Zwecke des 
Urkundenbeweiſes verleſen worden iſt. In der Rſpr. des RG. 
iſt vielmehr anerkannt, daß der Inhalt einer nicht ſelbſt als 
Beweismittel in Frage kommenden Urkunde grundſätzlich au 
auf andere Weiſe, z. B. durch Vorhalt oder Befragung der 
Angekl. oder von Zeugen oder Sachverſtändigen, zur Kenntnis 
des Gerichts gebracht und demgemäß auch der Urteilsfällung 
zugrunde gelegt werden kann (Urt. 2 D 10/33; 1 D 181/31: 
JW. 1929, 1048; N6St. 54, 13; 61, 9, 72; 64, 78). Über 
die Form, in der ein ſolcher Vorhalt zu geſchehen hat, enthält 
die StPO. keine Vorſchriften. Er kann auch durch Verleſung 
erfolgen (NGSt. 54, 13; 61, 9, 72; Urt. 2 D 1393/34). Diele 
Zorn des Vorhaltes wird regelmäßig wünſchenswert fein, 
wenn es auf den Wortlaut der betreffenden Urkunde ankommt. 
Nur darf eine ſolche Verleſung nicht dazu benutzt werden, den 
Unterſchied zwiſchen einem reinen Urkundenbeweis und einem 
Beweis durch Vernehmung von Angekl., Zeugen oder Sad 
verſtändigen zu verwiſchen (RGSt. 64, 78). Denn der Vor⸗ 
halt dient nicht dazu, einen Urkundenbeweis zu erſetzen oder 
zu umgehen, ſondern er hat nur den Zweck, im Rahmen der 
ſonſtigen Vernehmungen Erklärungen der Auskunftsperſonen 
herbeizuführen. Erfolgen ſolche Erklärungen, ſo ſind ſie und 
nicht etwa die vorgehaltene Urkunde das Beweismittel (RGSt. 
64, 78; Urt. 1D 181/31). 

Daraus ergibt ſich folgendes: Ein bloßer Vorhalt kann 
in den Fällen nicht genügen, in denen weder die Angekl. no 
irgendeine der in der Hauptverhandlung als Zeugen oder 
Sachverſtändige vernommenen Perſonen den Inhalt der in 
Frage ſtehenden Urkunde aus eigener früherer Wahrnehmung 
beſtätigen können (JW. 1928, 1939; 1930, 936), oder in 
denen ſie ihn beſtritten oder wenigſtens nicht beſtätigt haben 
(RGSt. 54, 13; 61, 72; JW. 1931, 953; Urt. 1D 225/32 
und 1 D 1379/31 = ZW. 1932, 310). Aus dieſem Grunde hat 
der erk. Sen. in einem Verfahren wegen Meineides die Nicht⸗ 
verleſung des über die falſche Ausſage aufgenommenen Pro 
tokolls in der Hauptverhandlung beanſtandet, weil bei dem 
grundſätzlichen Beſtreiten der Angekl. nicht nur allgemein der 
Inhalt der früheren Ausſage, ſondern ihr Wortlaut, ihr Um 
fang und Zuſammenhang und die Art und Weiſe, wie die 
Vernehmung erfolgte, von Bedeutung war (RGSt. 65, 420). 
Ein Zwang, die Niederſchrift über die Zeugenausſage in 
jedem Falle zu verleſen, beſteht aber nicht (DRZ. 1933 Rſpr. 
Nr. 117). > 

Unzuläſſig ift es aber in den Fällen, in denen nur ein 
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Vorhalt einer Urkunde erfolgt iſt, nicht die darauf abgegebenen 
Erklärungen, ſondern den Beweis durch die Urkunde ſelbſt den 
Feſtſtellungen zugrunde zu legen (Urt. 1 D 181/31). 

Ein bloßer Vorhalt einer Urkunde bedarf, da er eben 
kein Urkundenbeweis iſt, keiner Beurkundung in der Verhand⸗ 
lungsniederſchrift (Urt. 3 D 742/20; JW. 1928, 818: 1929 
1048; 1931, 853; Urt. 2 D 10/33). 

Deshalb rechtfertigt der Umſtand, daß ein Teil der im 
Urt. wörtlich wiedergegebenen Urkunden ausweislich des Pro⸗ 
tokolls in der Hauptverhandlung nicht verleſen worden iſt, 
nicht die Annahme, daß der Inhalt dieſer Urkunde nicht in 
verfahrensrechtlich zuläſſiger Weiſe zum Gegenſtande der 
Hauptverhandlung gemacht worden iſt. 

5. Welche Schlüſſe aus den Erklärungen der Angekl. oder 
Auskunftsperſonen zu den vorgehaltenen Urkunden zu ziehen 
waren, in welcher Weiſe ſie bei der Urteilsfindung zu berück⸗ 
ichtigen, und in welcher Form ſie in den Urteilen wieder⸗ 
zugeben waren, war Sache des erk. Gerichts. 

(2. Sen. v. 24. Jan. 1935; 2 D 1330/34.) W.] 
Rt. 69, 88.) 


Anmerkung: Die Reviſionsangriffe betreffend im Urt. ver⸗ 
wertete, aber nach der Verhandlungsniederſchrift nicht verleſene Ur⸗ 
kunden find ſehr häufig. Meiſt ſind fie ausſichtslos, weil das RG. 
dem 8 249 SPD. eine Auslegung gegeben hat, die die Verwertung 
von Urkunden geſtattet, ohne daß ihre Verleſung und deren Feſt⸗ 
ſtellung im Protokoll gemäß 8 273 erforderlich iſt. Grundſäßlich wird 
au dem Erfordernis der Verleſung feſtgehalten, wenn die Urkunde als 
ſolche unmittelbar als Beweismittel dienen ſoll. Regelmäßig wird dies 
der Fall ſein, wenn ſie die Straftat verkörpert, wie z. B. die ge⸗ 
lälſchte Urkunde, die briefliche Beleidigung oder Verleitung zum 

eineid; aber auch, wenn ſie wie z. B. das Protokoll über die 
meineidige Ausſage die inkriminierte Straftat wiedergibt und der 
Juhalt und Wortlaut nicht ganz unſtreitig iſt. Von dieſem Falle ab⸗ 
geſehen läßt das RG. in weitem Umfange die Verwertung der Ur⸗ 
Wh und ihres gedanklichen Inhalts im Urt. zu, ohne daß ſie 
zerleſen oder ihre Verleſung protokolliert iſt. Zunächſt kann dies 
0 der Form des Inhaltsberichts durch den Vorſitzenden ge⸗ 
chehen. Hierbei handelt es ſich um einen Erſatz der Verleſung, die 
ol umfangreichem Urkundenmaterial häufig entbehrlich und zwecklos 
IR. Das NG. hat in letzter Zeit den Protokollierungszwang für dieſe 
Inhaltskonſtatierung verneint. Außerdem können Urkunden und ihr 
Inhalt durch den in der vorliegenden Entſch. behandelten Vorhalt 
gegenüber den Auskunftsperſonen (Angekl., Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen) in den Prozeß eingeführt werden. Der Vorhalt iſt nicht 
wie der Inhaltsbericht ein Erſatz für die Verleſung, ſondern ein 
deernehmungsbehelf: die Urkunde wird dem Angell. oder 
en Zeugen vorgehalten, um ſie zu einer Erklärung hierüber zu 
deranlaſſen. Der Vorhalt bezweckt mithin die Feſtſtellung der Existenz 
wi Urkunde und ihres Inhalts nicht durch die Produzierung der Ur⸗ 
nde ſelbſt als Beweismittel, ſondern durch die Stellungnahme und 
rklärungen der Auskunftsperſonen. Infolgedeſſen kann der Vor⸗ 
{ t auch durch Verleſung, ja ſogar durch Verleſung ſonſt nicht ver⸗ 
bobarer Urkunden, erfolgen, wie z. B. der Protokolle über die 
polizeiliche Vernehmung des Angekl. und der nicht erſchienenen 
felgen. Selbſtverſtändlich darf dieſe zum Zweck des Vorhalts er- 
gende Verleſung nicht zur Umgehung der §8 251 ff. oder ſonſtiger 
„rundſätze der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Verfahrens 


enehmung die frühere Ausſage als richtig und maßgebend zugrunde 
RA. Theodor Klefiſch, Köln. 


Ehrengerichtshof 
bei der Reichsrechtsanwalts kammer 


„ 26. 1. Erfordernis eines Eröffnungsbe⸗ 

ichluſſes im Verfahren nach § 21a RAD. 

5 7 Zuläſſigkeit eines Vertretungsverbots 
uch in dieſem Verfahren. 1) 

11 ie Das in der RAD. geregelte Verfahren umfaßt nicht 
T das ehrengerichtliche Strafverfahren, ſondern auch das 


ehrengerichtliche Verfahren, ſoweit es ſich auf die den Ehren⸗ 
gerichten durch die RAO. zugewieſenen Aufgaben bei der 
Entſcheidung über die Zulaſſung ($ 16 Abſ. 2) und ſeit dem 
Geſ. v. 20. Juli 1933 auch bei der Entſcheidung über die 
Zurücknahme einer Zulaſſung (8 21 a) bezieht. Weder im 
Gel. von 1933 noch in dem den § 21 a erweiternden Gef. vom 
20. Dez. 1934 (RGBl. I, 1258) iſt über das Verfahren nach 
§ 21a etwas Beſonderes beſtimmt worden. Die Annahme des 
Ehrengerichts, in dieſem Verfahren bedürfe es keines Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes, kann daher nur darauf gegründet wer⸗ 
den, daß ſie entweder aus einer ausdrücklichen Vorſchrift 
der RAO. oder aus dem Sinn und Zweck des § 21a 
ſelbſt abzuleiten wäre. Weder das eine noch das andere trifft 
jedoch zu. 

Von den Zwecken, die der in der StPO. vorgeſehene Er⸗ 
öffnungsbeſchluß verfolgt, kommen hier für das ehrengericht- 
liche Verfahren zwei in Betracht. Für das Gericht ſelbſt ſoll 
der im Verfahren zu behandelnde und damit in der Ent⸗ 
ſcheidung zu beurteilende Tatſachenſtoff bezeichnet und ab⸗ 
gegrenzt werden. Derjenige, gegen den ſich das Verfahren 
richtet, ſoll hierüber Klarheit haben. Der Eröffnungsbeſchluß 
ergibt ſomit verfahrensrechtlich die Grundlage für das zu er⸗ 
laſſende Urteil. Für das ehrengerichtliche Strafverfahren iſt 
dieſes Erfordernis überdies ausdrücklich ausgeſprochen wor⸗ 
den, wie ſich aus den SS 78, 80, 84 RAO. i. Verb. m. § 66 
klar ergibt. Für das Verfahren, das die Zulaſſung nach 
Maßgabe des § 16 Abf. 2 betrifft, war und iſt allerdings 
im 893 Abſ. 1 beſtimmt worden, daß es keines Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes bedarf. Dieſe Vorſchrift iſt, wie bereits angedeutet, 
weder im Geſ. v. 1933 noch in dem von 1934 auf das Ver⸗ 
fahren nach $ 21 a ausgedehnt worden. Es fehlt alſo an einer 
ausdrücklichen Ausnahmevorſchrift für dieſes Verfahren nach 
§ 21a. Die Vorſchrift im § 93 Abſ. 1 kann aber nicht ſinn⸗ 
gemäß auf das Verfahren nach § 21a angewendet werden. 

Bei dem Verfahren nach § 16 Abſ. 2 handelt es ſich um 
die Zulaſſung eines (noch oder wieder) außerhalb der Rechts⸗ 
anwaltſchaft Stehenden zur Rechtsanwaltſchaft. Es kommt 
nur auf ſein Verlangen in Gang, alſo nicht gegen ſeinen 
Willen. Er kann es auch jederzeit wieder nach ſeiner eigenen 
Entſchließung ohne richterliche Entſcheidung ſein Ende finden 
laſſen; § 93 Abſ. 4. Die verfahrensrechtliche Grundlage feiner 
Entſchließung bildet der Beſcheid der Juſtizverwaltung, der 
nach § 16 Abſ. 1 den Grund der Verſagung angeben und ges 
mäß § 93 Abſ. 3 auf fein Verlangen durch ſchriftliche An- 
gabe der ihm zur Laſt gelegten Tatſachen erläutert werden 
muß. Daß es ſich nur um die Tatſachen handeln kann, die dem 
Verſagungsbeſcheid zugrunde liegen, bedarf keiner weiteren 
Darlegung. Nur über dieſe darf im Urteil entſchieden werden. 
Beim Verfahren nach § 16 Abſ. 2 vertritt ſomit der Ver⸗ 
ſagungsbeſcheid die Stelle des Eröffnungsbeſchluſſes und für 
einen ſolchen förmlichen Beſchluß iſt überhaupt kein Raum. 
Dieſe Folgerung ergibt ſich bereits aus § 16 Abſ. 2 i. Verb. 
m. § 66. Daraus, daß ſie im § 93 Abſ. 1 noch ausdrücklich 
ausgeſprochen wird, läßt ſich demnach für das Verfahren 
nach § 21 a nichts Grundſätzliches entnehmen; dafür iſt auch 
die den § 16 Abſ. 2 ergänzende Vorſchrift im § 93 Abſ. 3 
belanglos. 

Demgegenüber handelt es ſich beim Verfahren nach § 21 a 
um die Zurücknahme der Zulaſſung eines bereits zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft Gehörenden. Es wird unabhängig von ſeinem 
Willen, gegen ſeinen Willen, eingeleitet, und er kann ſich 
ihm nur dadurch entziehen, daß er ſeine Zulaſſung freiwillig 
aufgibt — wobei es in dieſem Zuſammenhang nicht auf die 
Frage ankommt, ob und inwieweit das noch zuläſſig iſt, wenn 
das Verfahren bereits beim Ehrengericht anhängig geworden iſt. 
Wird die im § 21a vorgeſehene Vorausſetzung der Zurück⸗ 
nahme feſtgeſtellt, ſo muß die Zurücknahme der Zulaſſung 
ausgeſprochen werden, nach § 21a i. d. Fall. des Gef. von 
1933, ſowie in den Fällen des § 5 Nr. 5 und 7 des Gef. von 
1934 nach Rechtskraft der ehrengerichtlichen Entſcheidung, 
während zu § 5 Nr. 6 des Gef. von 1934 eine zeitliche Son⸗ 
derregelung Platz greift. Die ehrengerichtliche Entſcheidung 
nach § 21 a kommt alſo mit dieſen Maßgaben in ihrer Be- 
deutung einem auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft 
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lautenden Urteil im ehrengerichtlichen Verfahren gleich. Wenn 
der Geſetzgeber es bei dieſer Sachlage für angemeſſen erachtet 
hat, die im §S 21 a aufgeführten Tatbeſtände — zunächſt nach 
dem Gef. von 1933 nur die des § 5 Nr. 6 a. F., ſodann nach 
dem Gel. von 1934 aber die des § 5 Nr. 5, 6 und 7 n. F. — 
bei Prüfung der Frage, ob ein Rechtsanwalt durch Zurück- 
nahme der Zulaſſung aus der Rechtsanwaltſchaft im All- 
gemeinintereſſe zu entfernen ſei, der Beurteilung im ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren zu unterbreiten, ſo bedarf es beim 
Fehlen beſonderer Ausnahmebeſtimmungen keiner näheren 
Begründung, daß dieſe Prüfung nur in einem Verfahren 
durchgeführt werden ſoll und darf, in dem der zu beurteilende 
Tatſachenſtoff ſowohl für das Gericht wie für den Rechts- 
anwalt klar feſtgelegt und umſchrieben worden iſt. Daß dieſem 
Erfordernis auch dadurch hätte Genüge geleiſtet werden kön⸗ 
nen, daß eine in ihren Einzelheiten näher zu beſtimmende 
Antragsſchrift der Staatsanwaltſchaft vorgeſchrieben worden 
wäre, iſt nicht zu verkennen. Der Geſetzgeber hat dieſen 
Weg jedoch nicht beſchritten. Daher muß daran feſtgehalten 
werden, daß es eines förmlichen Eröffnungsbeſchluſſes be⸗ 
darf. Das bietet auch den Vorteil, daß eine richterliche Vor⸗ 
prüfung ſtattfindet, die zum mindeſten wünſchenswert iſt, 
damit Sachen, in denen die Sachlage bereits ohne mündliche 
Verhandlung dahin beurteilt werden kann, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 21a nicht vorliegen, ausgeſchieden werden, 
ohne daß es noch zur mündlichen Verhandlung kommt. 

Hiernach muß das Verfahren eingeſtellt werden, da kein 
Eröffnungsbeſchluß vorliegt. Der Einleitung eines neuen 
ordnungsmäßigen Verfahrens ſteht dieſe Einſtellung nicht 
entgegen. 

II. Damit wird das vom Ehrengericht gleichzeitig ange— 
ordnete Vertretungsverbot hinfällig; es iſt aufzuheben. 

Es mag jedoch bemerkt werden, daß der EGH. nach den 
Erörterungen unter I kein durchgreifendes Bedenken gegen 
die Annahme gehabt hat, daß im Verfahren nach § 21a die 
Vorſchriften über die Anordnung des Vertretungsverbots 
ſinngemäße Anwendung zu finden haben. 

(1. Sen. Entſch. v. 8. Mai 1935; G 4/35.) 


Anmerkung: 1. Mit dieſem Urteil ſchließt ſich der 1. Sen. des 
EG. der Eutſch. des 2. Sen. v. 19. Febr. 1935, G 128/34 au. 

Ich habe dieſe Auſicht in meinem Komm zur RAO., Anm. II 
zu § 93 bekämpft, mich aber davon überzeugen müſſen, daß de lege 
lats an dem Erfordernis eines Eröffnungsbeſchluſſes auch im Ver⸗ 
fahren nach §S 21a feſtgehalten werden muß. Die Gründe ſind im 
Urteil G 4/35 eingehend dargelegt. Die ſtrengen verfahrensrechtlichen 
Vorſchriften können z. Z. nicht beiſeitegeſchoben werden. 

Für innerlich berechtigt halte ich dieſes Erfordernis freilich nicht. 
Dabei mag dahingeſtellt bleiben, ob im neuen Strafprozeß überhaupt 
für einen Eröffnungsbeſchluß noch Raum iſt, ob nicht vielmehr der 
StA. als Trägerin des ſtaatlichen Strafverfolgungswillens ein An 
ſpruch darauf zugebilligt werden muß, daß auf eine von ihr für 
erforderlich gehaltene Anklage zur Hauptverhandlung geſchritten wird. 

Denn das Verfahren nach §21 a RAD. iſt kein Strafverfahren, 
ſondern lehnt ſich nur in den äußeren Formen an das ehrengericht— 
liche Strafverfahren an. Das Ehrengerichtsverfahren hat teils ſtraf— 
rechtliche, teils verwaltungsrechtliche Aufgaben zu erfüllen. In den 
Fällen der 88 16 und 21 a RO. liegen die Aufgaben auf ver⸗ 
waltungsrechtlichem Gebiete. Die allgemeinen Normen des verwaltungs⸗ 
rechtlichen Verfahrens müßten alſo auch auf dieſe Verfahren An⸗ 
wendung finden. Die Zwangsjacke des Strafprozeſſes iſt für dieſes 
Verfahren zu eng. Nirgends aber finden wir im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren die Notwendigkeit eines Eröffnungsbeſchluſſes. 

Rechtspolitiſch wird alſo auch für das Verfahren nach § 21 a 
RAD. die Beſeitigung des Eröffnungsbeſchluſſes, dafür freilich ein 
eingehender Begründungszwang für den das Verfahren in Gang 
ſetzenden Autrag der StA. anzuſtreben ſein. 

Noch beſſer freilich wäre die Anlehnung an das Zwangspenſio⸗ 
nierungsverfahren des Beamtenrechts, d. h. die Einführung eines be- 
gründeten Vorbeſcheides, der die Rücknahme der Zulaſſung in Aus⸗ 
ſicht ſtellt und dagegen den Rekurs im ehrengerichtlichen Verfahren 
eröffnet; dann wäre auch die Gleichartigkeit des Verfahrens aus 
§ 21 a mit dem aus §8 16, 93 NAD. erreicht. 

2. Vgl. auch Neubert, RA O., Anm. 3 zu 8 91a. 

Dr. Neubert, Präs. der ARE. 


[Suriftiiche Wochenſchrift 
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27. 88 21 Abſ. 3, 25 Abi. 1 RErbhofß. 


1. Anerbenſitte hat in einer Gegend beſtanden, wenn 
die Hofbeſitzer die ungeteilte Vererbung ihres Beſitzes 
als feſtſtehende Regel betrachtet haben, an die der einzelne 
gebunden war. 


2. a) Alteſtenrecht ift als der in einer Gegend herr— 
ſchende Brauch anzuſehen, wenn die Übertragung des ul“ 
geteilten Hofes auf den Alteſten auf Grund eines als 
verpflichtend empfundenen Herkommens allgemein oder 
doch überwiegend üblich war. 

b) Der Umſtand, daß der Alteſte in der Regel tatſäch- 
lich den Hof bekommen hat, genügt allein zur Feſtſtellung 
eines Alteſtenrechts nicht.) 


Weun zweifelhaft iſt, ob und welcher Brauch in einer 
Gegend für die Vererbung ländlichen Grundbeſitzes beſteht, hal 
das Anerd®. gem. § 21 Abſ. 3 RErbhofſh. auf Antrag eines Be 
teiligten zu entſcheiden. Der jüngere Bruder, Kaſpar M., iſt zur 
Stellung des Antrages befugt, da mangels eines beſtimmten 
Brauchs Jüngſtenrecht gilt und in dieſem Falle der Erbhof ihm 
als Anerben zugefallen ſein würde. Das AuerbGG. und das Erbh⸗ 
Ger. haben über die Frage, ob in der Gegend von S. (Württem⸗ 
berg) beim Inkrafttreten des RErbhofch. Alteſtenbrauch geherrſchl 
hat, bei Perſonen, die mit den Verhältniſſen der Gegend vertraut 
find, Erhebungen angeſtellt, die Folgendes ergeben haben: 


Der zuſtändige Bezirksnotar in W. hat erklärt, in dem Be 
zirk habe weder Alteſten⸗ noch Jüngſtenrecht gegolten. Die Eltern 
hätten ſich vielmehr die freie Verfügung vorbehalten. Allerdings 
in den meiſten Fällen den Hof dem älteſten Sohn gegeben. Wenn 
ſie den Hof aber aus irgendeinem Grunde einem anderen Kind 
übergeben hätten, hätte ſich der Alteſte damit zufrieden gegeben. 
Nach den Feſtſtellungen des Bezirksnotars ſind von den 9 Erb⸗ 
höfen, die in S. außer dem Miſchen Hof vorhanden find, 6 vol 
den Eltern ererbt. Einen davon hat der zweite Sohn, 5 der jüngſte 
erhalten. Das Bürgermeiſteramt ſoll nach der Angabe des Bezirks 
notars hierzu erklärt haben, daß in S. nicht etwa Jüugſtenrecht 
gegolten habe, wie vielleicht aus den vorgenannten Zahlen ge 
ſchloſſen werden könne. In S. wie in der übrigen Gemeinde je! 
es die Regel geweſen, daß der Hof dem älteſten Sohn übergeben 
ſei. Übergabe an ein anderes, zweites oder jüngſtes Kind habe 
eine Ausnahme gebildet, wenn entweder der älteſte Sohn bereits 
einen Hof beſeſſen oder ein wichtiger Grund zu ſeiner Übergehung 
vorgelegen habe. Der Bezirksnotar i. R. G., der von 1907 bis 
1920 Grundbuchbeamter in H. war, hat ſeine Anſicht dahin ge 
äußert, daß in dem Bezirk don einem beſtimmten Brauch him“ 
ſichtlich des Alteſtenrechts nicht geſprochen werden könne. Der Hof 
ſei immer demjenigen Kinde übergeben, das nach Meinung der 
Eltern am beſten dazu getaugt habe. Johann F., ſeit acht Jahren 
Anwalt in S., hat bekundet, daß es in S. ſeither Brauch geweſen 
ſei, den Hof dem älteſten Sohn zu übergeben. Ein jüngerer Sohn 
habe nur in Ausnahmefällen den Hof bekommen. Der Ortsbauern— 
führer in H. hat Alteſtenrecht als Regel bezeichnet. Der Kreis“ 
bauernführer iſt der Anſicht, daß in der Gegend allgentein Alte 
ſtenrecht gegolten habe, jedoch nicht ausnahmslos. Kaſpar M. hat 
eine Aufſtellung eingereicht, die 99 Höfe in der Gemeinde H. be 
trifft. 2 Höfe müſſen hierbei ausſcheiden, weil bei ihnen die Über“ 
gabe noch nicht vollzogen iſt. Von den übrigen 97 ſind 4 geteilt, 
50 dem älteſten Sohn, 43 einen jüngeren oder jüngſten Sohn 
oder einer Tochter übergeben. Von dieſen 43 Höfen hat in einem 
Falle der Alteſte verzichtet, in 13 anderen Fällen hatte er einen 
anderen Beruf (als Pfarrer oder Beamter) oder hatte weggehe!? 
ratet. Das Bürgermeiſteramt H. hat unter Zuſtimmung des Orts 
bauernführers berichtet, es könne nicht gejagt werden, daß in 2 
Alteſten- oder Jüngſten recht beſtehe. 


Alteſteurecht iſt als der in einer Gegend herrſchende Brauch 
anzuſehen, wenn die Übertragung des ungeteilten Hofes auf den 
Alteſten in der bäuerlichen Bevölkerung der Gegend auf Grund 
eines entſprechenden, als verpflichtend empfundenen Herkommens 
allgemein oder mindeſtens überwiegend üblich war. Der Umſtand, 


1) Durch dieſe Entſch. iſt der Beſchl. des Erbhcher. Stuttgart 
v. 29. Inni 1934 — ENr 6/34 (JW. 1934, 2861) aufgehoben wor⸗ 
den. Das Erbhcger. Stuttgart hatte in ſeinem Beſchl. nur auf die 
tatsächliche Übung abgeſtellt ohne zu prüfen, ob dieſe Übung auch 
auf der Überzeugung verpflichtender Bindung beruhte. 
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daß der Alteſte in der Regel tatſächlich den Hof bekommen hat, ge⸗ 
nügt allein zur Feſtſtellung eines Alteſtenrechts nicht. Die gewohn⸗ 
heitsmäßige Übertragung des Hofes auf den Alteſten muß als 
eine Art Zwang gelten, von dem nur in beſonderen Fällen ab⸗ 
gewichen werden kann; die Hofesübertragung an den Alteſten darf 
nicht auf freier Entſchließung des Bauern beruhen. Beſtimmt der 
Hofbeſitzer in freier Wahl den Alteſten zum Nachfolger, ſo be⸗ 
ſteht freies Beſtimmungsrecht des Bauern, nicht ein Brauch im 
Sinne des Alteſtenrechtes. 


Die Aufſtellung über die Hofübergaben zeigt, daß der Grund⸗ 
beſitz nur in vier Fällen unter die Miterben verteilt iſt. In der 
überwiegenden Zahl der Fälle (93) haben die Hofbeſitzer den 

of ungeteilt einem der Kinder übertragen oder vererbt. Da von 
em herrſchenden Ortsbrauch nur in einer verſchwindenden Zahl 
von Fällen abgewichen iſt, iſt die Annahme gerechtfertigt, daß die 
Hofbefitzer die ungeteilte Vererbung ihres Beſitzes als feſtſtehende 
Regel betrachtet haben, an die der einzelne gebunden war. Daraus 
folgt, daß in der Gegend von S. Anerbenſitte beſtanden hat. 


Aus der Aufſtellung über die Hofübergaben ergibt ſich ferner, 
daß in 50 von 93 Fällen ungeteilter Vererbung der älteſte Sohn 
den Hof bekommen hat und daß in 14 auderen Fällen aus be⸗ 
ſonderen Gründen (in 13 Fällen hatte der Alteſte weggeheiratet 
oder einen anderen Beruf ergriffen, in einem Fall hatte er ver⸗ 
zichtet) von der Übertragung des Hofes an den Alteſten abgeſehen 
‘ft. Ob die Zuteilung des Hofes an den Alteſten in den 50 Fällen 
auf Grund alter Gewohnheit geſchehen iſt oder ob andere Kinder 
nicht vorhanden waren oder für die Übernahme des Hofes nicht in 
Betracht kamen, iſt nicht erſichtlich. Selbſt wenn dieſe 50 Fälle als 
Ausfluß des Alteſtenbrauches angeſehen und auch die erwähnten 
14 Fälle dazu gezählt werden, bleibt doch immer noch eine er⸗ 
hebliche Zahl von Hofübertragungen (29 Fälle im Verhältnis zu 
64 Fällen), bei denen ein anderes Kind den Hof erhalten hat, ohne 
daß zur Übergehung des Alteſten ein Grund vorlag. Dieſes Zah⸗ 
leuverhältnis beſtätigt die Auffaſſung des gegenwärtigen und des 
früher in S. amtierenden Bezirksnotars, die beide durch ihre amt⸗ 
liche Tätigkeit in enge Berührung zur Bauernſchaft gekommen 
lind, und übereinſtimmend annehmen, daß der Hofbeſitzer ſich die 
freie Beſt. des Nachfolgers vorbehalten hat und ein feſter Alteſten⸗ 
brauch, dem ſich jeder Bauer ſtillſchweigend unterworfen hat, nicht 
eſtanden hat. In gleichem Sinne haben auch der Bürgermeiſter 
und der Ortsbauernführer, alſo den Verhältniſſen unmittelbar 
naheſtehende Perſönlichkeiten, erklärt, daß zwar Übertragung des 

ofes an den Alteſten gebräuchlich war, aber ſich ein Alteſten⸗ 
recht nicht herausgebildet habe. Wenn aber bei dem in Betracht 
kommenden Teile der Bevölkerung nicht die Nechtsüberzeugung 
vorhanden war, daß der älteſte Sohn den Hof bekommen müſſe, 
ofern nicht beſondere Umſtände die Übertragung an ihn ausſchlie⸗ 
sen, kaun von einem Alteſtenrecht nicht geſprochen werden. Auf 
rund der vorgenommenen Ermittlungen wird angenommen wer⸗ 
ben können, daß freies Beſtimmungsrecht des Hofeigentümers ge⸗ 
golten hat. Jedenfalls ift Alteſtenrecht als herrſchender Brauch 
nicht feſtzuſtellen. 

(RErbhGker., Belt. v. 5. März 1935, 3 RB 328/34.) 
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1 28. $15 RErbhofch. Die Ausübung eines Handwerks 
(Maurer) durch den Eigentümer einer erbhoffähigen Be⸗ 
bung ſteht der Erbhofeigenſchaft des Hofes und der 

auernfähigkeit des Eigentümers nicht im Wege, wenn 
dieſer die Bewirtſchaftung des Hofes leitet. ) 


1 Der Bauer und Maurer Auguſt H. beſitzt in F. ein Anweſen mit 
10,774 ha, von denen 8,680 ha landwirtſchaftlich nutzbar ſind. Wenn 
der Beſitzer ſeinem Maurerberufe nachgeht, wird das Anweſen von 
einen: 25 Jahre alten Sohne Heinrich bewirtſchaftet, der nach der 
Angabe des Bürgermeiſters die Fähigkeit beſitzt, das Anweſen im 
Falle der übernahme ordnungsmäßig zu bewirtſchaften. Der Kreis⸗ 
auernführer hat gegen die beabſichtigte Eintragung in das gericht⸗ 
liche Verzeichnis Einſpruch eingelegt, weil der Beſitzer nicht als bauern⸗ 
1115 zu erachten ſei, da er den Maurerberuf ausübe. Das Anerb6. 
EN trotzdem die Erbhofeigenſchaft feſtgeſtellt. Die Ermittlungen hätten 
geben, daß ſich das Anweſen ſchon ſeit mehreren Generationen im 
eſitze der Familie H. befinde. Das neben dem landwirtſchaftlichen Be⸗ 


e Maurerhandwerk ſtehe der Bauernfähigkeit nicht ent⸗ 
ur . 


et Der Kreisbauernführer hat gegen dieſen Beſchluß Beſchwerde 
"gelegt und feine Begründung noch dahin erweitert, daß der Hof 


keine Ackernahrung darſtelle, und daß daher H. den Maurerberuf aus⸗ 
üben muſſe; ferner laſſe die durchaus mangelhafte Bewirtſchaſtung des 
Anweſens erkennen, daß der Beſitzer unfähig ſei, fein Beſitztum in 
bäuerlicher Betriebsſorm zu bewirtſchaften. Die Beſchwerde iſt un⸗ 
begründet. 0 


Die zuſtändige Laudwirtſchaftsſtelle hält eine Ackernahzung für 
gegeben. Nach ihrer Ausſage gehören zu dem Auweſen durchaus nicht 
die ſchlechteſten Grundſtücke in der Gemeindeflur. Die Erträge der 
Mehrzahl der Felder und Wieſen ſind befriedigend. Auch gibt die 
Landwirtſchaftsſtelle an, daß nach Anſicht verjciedener Bagern aus 
der Gemeinde, darunter der Bürgermeiſter und der Ortsbauernfüherr, 
eine Ackernahrung zweifellos vorhanden iſt. 


Auch das ExrbhGer. erachtet gleich dem AnerbG. und der Land⸗ 
wirtſchaftsſtelle eine Ackernahrung für gegeben. Gegen die Bauern- 
fähigkeit des Beſitzers als ſolche (wie Ehrbarkeit uſw.), konnte nichts 
Nachteiliges vorgebracht werden. Einzig der ausgeübte Maurerberuf 
ſoll den Mangel der Bauernfähigkeit herbeiführen. Dies trifft nicht 
zu. H. ſitzt auf feiner Scholle. Er laßt ſie, ſoweit er durch ſeinen 
Maurerberuf daran verhindert iſt, durch ſeinen Sohn bewirtſchaften, 
wie er ſie in den früheren Jahren teils ſelbſt, teils in Gemeinſchaft 
mit ſeinem Vater bewirtſchaftet hat. Die Leitung liegt immer in ſeinen 
Händen. Der landwirtſchaftliche Betrieb iſt auch gegenüber dem 
Maurerhandwerk nicht zum Nebenberuf geworden; der Hof ſoll das 
Rückgrat der ganzen Lebenshaltung des Beſitzers ſein, wie er auch 
fpäter einmal vom Sohn des Beſitzers übernommen werden ſoll, der 
keinerlei Handwerk gelernt hat und nur im landwirtſchaftlichen Ber 
triebe tätig geweſen iſt. Die beruflichen Einnahmen als Maurer ſind 
auch nicht, wie der Kreisbauernführer meint, erſichtlich dringend not⸗ 
wendig, um Familie und Anweſen zu erhalten; dazu genügen die Ein⸗ 
nahmen aus dem Anweſen ſelbſt. 


(ErbhGer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 13. Febr. 1935, Eh B R 
611/34.) 8. 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 


Die Erbhofeigenſchaft iſt an zwei Vorausſetzungen gehnüpft; 
ſachlich iſt ein land- oder forſtwirtſchaftlicher Betrieb von beſtimmter 
Größe, perſönlich ein bauernfähiger Alleineigentümer erforderlich. Dieſe 
Vorausſetzungen ſind hier erfüllt; die Einwände des Kreisbauern⸗ 
führers find widerlegt, beſtritten bleibt lediglich die Bauerufähigkeit 
wegen des Nebenberufes. Aber auch hieran kann kein Zweifel be⸗ 
ſtehen. H. leitet ſelbſt die Bewirtſchaftung ſeines Anweſens, deſſen 
Zuſtand nicht gerade zu Bedenken Anlaß gibt. Seine Familie iſt ſeit 
Generationen mit dem Hof verwachſen, auch er iſt dort groß geworden. 
Der Hof bildet den Miktelpunkt ſeiner Lebensbeziehungen und ſoll es 
auch in Zukunft bleiben. Die Tatſache allein, daß H. noch einen 
zweiten Beruf ausübt, vermag an feiner Bauernfähigkeit und damit 
an der Erbhofeigenſchaft ſeines Anweſens ſo wenig zu ändern, wie ein 
zweiter Betrieb (Doppelbetrieb), etwa gewerblicher Art, in der Hand 
desſelben Eigentümers. Würde man der Auffaſſung des Kreisbauern⸗ 
führers folgen, ſo gäbe es bei gemiſchten und Doppelbetrieben (Land⸗ 
wirtſchaft und Gewerbe) wohl ſelten einen Erbhof, weil der Eigen⸗ 
tümer, ſofern er auch den Gewerbebetrieb leitet, einen Nebenberuf 
ausübt und damit nicht bauernfähig iſt. 


Unter Bauernfähigkeit iſt nicht allein ein fachliches Können, 
das in der Übergangszeit einer milderen Beurteilung bedarf, zu ver⸗ 
ſtehen, ſondern vielmehr nach dem Sinn und Zweck des RErbcher. 
eine bäuerliche Haltung und Einſtellung. Der Eigentümer muß ſich 
mit dem Schickſal ſeines Hofes verbunden fühlen, in ihm die Heimat 
feines Geſchlechtes und feine Lebensgrundlage ſehen. Er darf ihm nicht 
lediglich Anlagekapital oder Kreditgundlage fein. 


Dieſe Auffaſſung führt dazu, daß ein fachlich beſtens vorgebil⸗ 
deter Landwirt, der z. B. den Güterhandel betreibt, nicht Erbhof⸗ 
eigentümer wird, weil ihm die bäuerliche Haltung fehlt, während ein 
Beamter zugleich Bauer ſein kann, obwohl er zur Vewirtſchaftung 
ſeines Hofes eines tüchtigen Verwalters dringend bedarf. Dieſer ſub⸗ 
jektive Geſichtspunkt ſollte m. E. auch bei der Beurteilung gemiſchter 
Betriebe neben den objektiven (Teilbarkeit, Verhältnis von Gewerbe⸗ 


betrieb zu Landwirtſchaft uſw.) eine gebührende Berückſichtigung finden. 
Dr. Hanns Kirchmann, Aichach. 
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29. 88 1, 8, 14 UmwandlG. v. 5. Juli 1934 (RG Bl. I, 
569); § 6 Durchf Vo. v. 14. Dez. 1934 (R&G Bl. 1, 1262). Eine 
Kapitalgeſellſchaft kann durch übertragung des Vermögens 
auf einen einzelnen Geſellſchafter auch im Einverſtändnis 
ſämtlicher Geſellſchafter nur dann umgewandelt werden, 
wenn der übernehmende als ſog. Hauptgeſellſchafter zu 
mindeſtens ½0 an dem Geſellſchaftskapital beteiligt ift. 

Geſellſchafter der GmbH. find Frau E. mit Geſchäftsanteilen 
von 21000 %% und Artur O. mit Geſchäftsanteilen von 
3000 N. Beide haben zu notariellem Protokoll vom 19. Jan. 
1935 beſchloſſen, die Geſellſchaft durch Übertragung ihres Vermö⸗ 
gens auf die erſtgenannte Geſellſchafterin umzuwandeln. Eine ent⸗ 
ſprechende Anmeldung iſt vom Regiſterrichter zurückgewieſen, weil 
das Geſetz eine derartige Umwandlung nur zulaſſe, wenn der das 
Vermögen übernehmende Geſellſchafter Geſchäftsanteile in Höhe 
von mindeſtens %/ıo des Stammkapitals beſitze. Dem iſt das LG. 
auf eine Beſchw. hin beigetreten. Die weitere Beſchw. hatte eben⸗ 
falls keinen Erfolg. 

Das Geſetz über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften 
v. 5. Juli 1934 (RG Bl. I, 569) ermöglicht in den §§ 2, 14 die 
Umwandlung einer Gmbh. durch Übertragung des Vermögens auf 
eine OHG., wenn ſich in deren Hand alle Anteile befinden, und in 
den 88 9, 14 die Umwandlung unter Errichtung einer OHG., an 
der alle bisherigen Geſellſchafter ſich beteiligen. Ferner kann nach 
SS 1, 8, 14 das Vermögen einer Geſellſchaft, deren Geſchäftsanteile 
amtlich in einer Hand vereinigt find, auf den alleinigen Gejell- 
ſchafter übertragen werden. Aus dieſen Vorſchr. ergibt ſich, daß 
das Geſetz die bezweckte Erleichterung der Abkehr von anonymen 
Kapitalgeſellſchaftsformen zur Eigenverantwortung „des Unterneh- 
mers“ (vgl. den einleitenden Vorſpruch) grundſätzlich nur mittels 
einer bloßen Anderung der rechtlichen Beziehungen ſämtlicher an 
dem Unternehmen beteiligten Perſonen gewähren, aber nicht bei 
dieſer Gelegenheit auch ein völliges Ausſchelden einzelner ermög⸗ 
lichen wollte. Dieſer Grundſatz wird in der DurchfVO. v. 14. Dez. 
1934 (RGBl. I, 1262) lediglich dahin eingeſchränkt, daß der Ge⸗ 
ſamtheit der Geſellſchafter eine Mehrheit von mindeſtens %/ıo des 
Stammkapitals und dem Alleingeſellſchafter der ſogenannte Haupt⸗ 
geſellſchafter, daß heißt ein ſolcher, der mindeſtens b der Ge⸗ 
ſchäftsanteile beſitzt, gleichgeſtellt werden. Die Umwandlung ſoll 
nämlich nicht ſchon daran ſcheitern, daß eine ganz geringe Mehr⸗ 
heit von Geſellſchaftern aus irgendwelchen Gründen die Eigenver⸗ 
antwortung nicht mit übernehmen will. Lehnen aber Geſellſchafter, 
die mit mehr als ö an der Geſellſchaft beteiligt find, die Über⸗ 
nahme der Eigenverantwortung ab, ſo ſoll eine Umwandlung durch 
Übertragung des Vermögens auf die übrigen Geſellſchafter ſogar 
im Einverſtändnis ſämtlicher Geſellſchafter nicht zuläſſig ſein. Das 
ergibt ſich mit aller Deutlichkeit aus den Vorſchr. der DurchfVO. 
Danach kann die Geſellſchaft auch durch Mehrheitsbeſchluß in eine 
OG. (8 3) oder in eine bürgerliche Geſellſchaft ($ 1) umgewan⸗ 
delt werden, aber nur in eine ſolche, an der alle zuſtimmenden Ge⸗ 
ſellſchafter beteiligt ſind. Die Zuſtimmung muß nun nach § 4 Abſ. 2 
von einer Mehrheit erteilt werden, die mindeſtens 0 des geſamten 
Stamnikapitals umfaßt. Daraus folgt, daß ſich an der neuen OH®. 
auf jeden Fall Geſellſchafter mit mindeſtens 9/0 der Geſchäftsan⸗ 
teile beteiligen müſſen. Gleiches gilt nach §8 6 Abſ. 2 von der 
Umwandlung durch Übertragung des Vermögens auf einen Geſell⸗ 
ſchafter, der nicht ſämtliche Anteile in ſeiner Hand vereinigt. Eine 
ſolche Umwandlung iſt nur zuläſſig, wenn dieſer Geſellſchafter 
mindeſtens zu /0 an dem Stammkapital beteiligt und wenn er 
ferner der einzige iſt, der die Eigenverantwortung übernehmen 
will. Nur das kann gemeint fein, wenn die Durchf VO. von einem 
Geſellſchafter ſpricht, in deſſen Hand ſich mindeſtens 0 des 
Stammkapitals befinden und der allein der Umwandlung zuſtimmt. 
Das Geſetz verſteht eben unter einem „zuſtimmenden“ Geſellſchaf⸗ 
ter nur einen ſolchen, der ſelbſt bereit iſt, als Geſellſchafter einer 
Perſonalgeſellſchaft oder als Einzelperſon in die bisherigen Rechte 
und Pflichten der Kapitalgeſellſchaft einzutreten. Dann ergibt aber 
die geſetzliche Begriffsbeſtimmung des für eine Übernahme des Ver⸗ 
mögens der Geſellſchaft in Betracht kommenden „Hauptgeſellſchaf⸗ 
ters“ zweifelsfrei, daß das Vermögen der Geſellſchaft auf einen 
geringer beteiligten Geſellſchafter auch im Einvernehmen mit den 
übrigen nicht ſoll übertragen werden können. Es wäre übrigens 
auch nicht erſichtlich, mit welchem anderen Mindeſtanteil der über⸗ 
nehmende Geſellſchafter denn ſonſt an der Geſellſchaft ſollte beteiligt 
ſein müſſen. 

Unbegründet iſt auch der Einwand der weiteren Beſchw., daß 
mittels Umwandlung der Gmbh. in eine bürgerliche Geſellſchaft 
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der beiden bisherigen Geſellſchafter und weiter mittels Übertra⸗ 
gung des Vermögens dieſer letzteren Geſellſchaft auf die eine Ge⸗ 
ſellſchafterin dasſelbe Ergebnis hätte erreicht werden können. Das 
Ergebnis wäre nämlich in dieſem Falle durchaus nicht dasſelbe, 
ſondern ein weſentlich anderes. Einmal würde das Vermögen der 
Gmb. nach ſeinem Übergange auf die bürgerliche Geſellſchaft nicht 
im Wege der Geſamtrechtsnachfolge auf die eine Geſellſchafterin 
übergehen, und ferner würde, was beſonders bedeutſam iſt, auch 
der andere Geſellſchafter für die Verbindlichkeit der umgewandelten 
GmbH. haftbar werden (SS 4, 14 des Geſetzes, § 1 Abf. 2, § 2 der 
DurchfVO.). Gerade dieſer als Folge der Umwandlung eintreten⸗ 
den Haftung ſoll ſich ein Teil der Geſellſchafter nur im Rahmen 
einer Geſamtbeteiligung von höchſtens Y/ıo entziehen dürfen. 

Die Vorinſt. haben alſo mit Recht angenommen, daß das 
Erfordernis der /0-Beteiligung des übernehmenden Geſellſchafters 
auch dann gelte, wenn ſämtliche Geſellſchafter mit der Umwand⸗ 
lung durch Übertragung des Vermögens auf jenen Geſellſchafter 
einverſtanden find (ebenſo Criſolli⸗Groſchuff, Umwand⸗ 
lungsgeſetz, $ 8 Anm. 17 ff. und S 10 Anm 11. Böttcher⸗ 
Meilicke, 2. Aufl., S. 113). 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 4. April 1935, 1 WX 174/35.) (Sch. 
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30. 88 705 f. BGB.; 88 105, 145, 152 HGB.; 88 22, 48 
GBO. Im Falle der Umwandlung einer OHG. — gleichviel 
ob dieſe noch als ſolche, oder ob fie als Liquidationsge- 
ſellſchaft beſteht — in eine aus denſelben Perſonen ber 
ſlehende Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts können 
Grundſtücke der bisherigen OH. ohne Auflaſſung im 
Berichtigungswege auf den Namen der Geſellſchafter als 
Miteigentümer in Geſamthandgemeiunſchaft einer Geſell- 
ſchaft des bürgerlichen Rechts umgeſchrieben werden. 

Als Grundſtückseigentümerin iſt die „OHG. Fr. G.“ in Ch. 
eingetragen. Durch notariellen Vertrag haben die bisherigen Ge⸗ 
ſellſchafter eine GmbH. unter der Firma „Ir. G. GmbH.” ge⸗ 
gründet und in dieſe das von der OHG. betriebene Handelsgeſchäft 
mit Aktiven und Paſſiven, unter Ausſchließung des Grundſtücks, 
eingebracht. In weiterer notarieller Verhandlung vom gleichen 
Tage haben die bisherigen Geſellſchafter ferner erklärt, daß die 
OHG. infolge der Neugründung aufgehört habe, zu exiſtieren, und 
daß deshalb zwiſchen ihnen hinſichtlich des Grundſtücks eine Ge⸗ 
ſellſchaft bürgerlichen Rechts beſtehe; über dieſe haben ſie dann 
eine nähere Regelung getroffen. Die OHG. iſt daraufhin im Han⸗ 
delsregiſter gelöſcht worden. Nunmehr haben die bisherigen Geſell⸗ 
ſchafter in beglaubigter Urkunde dem GBA. gegenüber unter Hin⸗ 
weis auf die überreichten beiden notariellen Urkunden nebſt Han⸗ 
delsregiſterauszug beantragt, die Namensbezeichnung der Grund⸗ 
ſtückseigentümer dahin richtigzuſtellen, daß die Geſellſchafter das 
Grundſtück nicht mehr unter dem Namen der OHG., ſondern unter 
ihrem eigenen Namen zur geſamten Hand in Form einer Gefell- 
ſchaft bürgerlichen Rechts zum Eigentum haben. 

Das GBA. hat den Antrag unter Hinweis auf die Entſch. 
RZ. 136, 402 = JW. 1932, 2604 mit der Begr. abgelehnt, 
daß hinſichtlich der von der Einbringung in die GmbH. aus⸗ 
geſchloſſenen Grundſtücke die bisherige OHG. als Liquidations⸗ 
geſellſchaft beſtehen geblieben ſei und der Übergang des Eigentums 
auf die von den bisherigen Geſellſchaftern der OHG. gebildete Ge⸗ 
son bürgerlichen Rechts nur im Wege der Auflaſſung erfolgen 
önne. 

Die Beſchw. der Antragſteller wurde zurückgewieſen. Das LG. 
führt unter Ber. auf die Entſch. RG. 129, 260, insbeſ. S. 268 
= 3%. 1930, 2938 aus: Eine Umwandlung der Geſellſchafts⸗ 
form erfolge im Wege der Satzungsänderung und ſei da aus⸗ 
geſchloſſen, wo ſie auf eine Anderung des rechtstypiſchen Charak⸗ 
ters der Geſellſchaft abziele; das letztere ſei hier der Fall; die 1 1 
ſei, insbeſ. durch Annäherung an die juriſtiſche Perſon rechts⸗ 
typiſch derart beſonders geſtaltet, daß eine — geſetzlich ausdrück⸗ 
lich nicht vorgeſehene — Umwandlung in eine Geſellſchaft bürger⸗ 
lichen Rechts begrifflich ausgeſchloſſen ſei und noch weniger in 
Frage kommen könne, daß mit Wegfall der Weſensmerkmale der 
OHG. ipso jure eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts übrigbliebe, 
falls die Geſellſchafter in einem Geſellſchaftsverhältnis blieben. 
Rechtlich liege hier Auflöſung der OHG. und Neugründung einer 
Geſellſchaft bürgerlichen Rechts vor. Es handle ſich auch nicht um 
eine Geſamtrechtsnachfolge oder um eine Rechtsnachfolge kraft Ge⸗ 
ſetzes, ſondern um eine Sonderrechtsnachfolge kraft Vereinbarung. 

Die weitere Beſchw. hatte Erfolg. 

Die Eutſch. RGS 3. 136, 402 = FW. 1932, 2604 = JF. 9,6 
betraf den Fall, daß bei Fortbeſtand der bisherigen OHG. Grund⸗ 
ſtücke aus deren Vermögen ausgeſondert und fortan Geſamthand⸗ 
eigentum der bisherigen Geſellſchafter als Teilhaber einer neu⸗ 
gegründeten Geſellſchaft bürgerlichen Rechts ſein ſollten. Für jenen 
Fall hat das RG. in Übereinſtimmung mit dem im Vorlegungs“ 
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5 beſchluß vertretenen Standpunkt des KG. eine Auflaſſung für not⸗ 
kantig erachtet, weil zwar nach wie vor die einzelnen Geſellſchaf⸗ 
zer geſamthänderiſche Grundſtückseigentümer geblieben ſeien, jedoch 
8 fie in beiden Fällen verſchiedene, mit weitgehender rechtlicher 

zelbſtändigkeit ausgeſtattete, rechtlich nicht völlig gleichgeſtaltete 
ondervermögensmaſſen verkörpert würden. Das RG. hat aber 
eine Entſch. grundſätzlich auf den Fall beſchränkt, daß die bis⸗ 
derige OHG. und die aus deren Geſellſchaftern gebildete Geſell⸗ 
haft bürgerlichen Rechts nebeneinander fortbeſtehen ſollen. Da⸗ 
gegen hat es den Fall der Umwandlung einer OH®. in eine an⸗ 
ere Geſellſchaftsform als beſonderen Grundſätzen unterliegend von 
er Erörterung ausgeſchloſſen. 
d Den gleichen Standpunkt wie das NG. hat der RF. in 
rn Entſch. NFH. 25, 291 vertreten. Auch der Senat 1a des KG. 
185 ſich dieſem Standpunkt in den Entſch. JW. 1933, 124 und 
984, 989 angeſchloſſen, während er für einen Fall der hier vorl. 
Art, nämlich der Umwandlung einer im Abwicklungsſtadium be⸗ 
ſindlichen OHG. in eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts in 
der Entſch.: Ig. Erg®d. 11, 213 = HöchſtRRſpr. 1932 Nr. 202 
ne Veränderung des Eigentums i. S. des § 55 Abſ 1 Pr., 
{endern einen unter § 60 daſelbſt fallenden, die Identität des 
igentumsträgers nicht verändernden Rechtsvorgang erblickt und 
55 für Fälle der dort behandelten Art die Beibehaltung dieſes 
gandbunktes auch gegenüber der Entſch. RG. 136, 402 = JW. 
32, 2604 in der Entſch. IW. 1933, 124 vorbehalten hat. 
bi Die Entſch. des RG. ſteht auch nach der Auffaſſung des 
ter entſcheidenden Senats einer abweichenden Beurteilung des 
dorl. Falles, der Umwandlung einer OHG. — mag ſie noch als 
olche oder ſchon im Zuſtand der Abwicklung beſtehen — in eine 
eſellſchaft des bürgerlichen Rechts nicht entgegen. Der fur die 
ui. des NG. leitende, bei Nebeneinanderbeſtehen der DHG. 
ud einer aus ihren Geſellſchaftern gebildeten Geſellſchaft des bür⸗ 
15 lichen Rechts allerdings ausſchlaggebende Geſichtspunkt der Selb⸗ 
Ik ndigkeit der in der OHG. einerſeits und in der Geſellſchaft des 
dargerlichen Rechts andererſeits vertretenen Vermögensmaſſe tritt 
u zurück, wenn die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts nicht 
bien die beſtehenbleibende OHG. tritt, ſondern die letztere ſich in 
die erſtere verwandelt, als ſelbſtändiges Rechtsweſen in der bis⸗ 
erigen Form zu beſtehen aufhört und in einer anderen Rechts⸗ 
dern forklebt. In ſolchem Falle iſt für die rechtliche Möglichkeit 
zes Übergangs des Eigentums an dem Vermögen der DSG. auf 

85 Geſellſchaft bürgerlichen Rechts nicht der Geſichtspunkt der 

in bſtändigkeit beider Vermögensmaſſen, ſondern der Ge⸗ 

h ytspunkt der den Übergang von der einen in die andere ermög⸗ 

ocbenden Gleichartigkeit beider Geſellſchaftsformen entſchei⸗ 

ae, Die Gleichartigkeit der in der OHG. einerſeits und in der 
möſellſchaft des bürgerlichen Rechts andererſeits beſtehenden Ver⸗ 
or genseinheiten ſchließt die Selbſtändigkeit der einen Geſellſchafts⸗ 
ſi rm gegenüber der anderen nicht aus; dieſe Selbſtändigkeit wirkt 

15 ee vermögensrechtlich nur aus, wenn beide nebeneinander 

en. 

on Der vom NG. unterftügend verwertete Geſichtspunkt der nicht 

benz, gleichartigen Geſtaltung beider Geſellſchaftsformen ſoll nach 

2 Auffaſſung des Senats, worauf der gerade in dieſem Zuſam⸗ 

menhang gemachte Vorbehalt hinſichtlich der Umwandlung hin⸗ 

0 it, nicht beſagen, daß die Grundweſensform beider Ge⸗ 

ſchaftsarten rechtlich ſo verſchieden ſei, daß die Umwandlung 
reinen in die andere rechtlich ausgeſchloſſen ſei. 

für Der aus der Entſch. RG. 129, 260 = JW. 1930, 2938 

5 die Frage der Umwandlungsfähigkeit entnommenen Ausgangs⸗ 

agung des LG., daß eine im Geſetz nicht ausdrücklich vor⸗ 

0 ſehene Umwandlung einer Geſellſchaftsform in eine andere durch 

Ante Satzungsänderung da ausgeſchloſſen ſei, wo ſie nicht ohne 

ſchaßzung des rechtstypiſchen Charakers der bisherigen Geſell⸗ 

1a tsform denkbar ſei, ift zwar zuzuſtimmen, nicht aber der daran 

ik nüpften, für feine Entſch. maßgebenden Erwägung, daß zwi⸗ 

te Of. und der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts eine 

chtstypiſche, die Umwandlung der einen in die andere ausſchlie⸗ 
de Verſchiedenheit beſtehe. 

Ihe Von einer rechtstypiſchen Verſchiedenheit mehrerer Gejell- 

1 1 t8formen kann nur dann geſprochen werden, wenn fie ſich in 

Akich weſentlichen Artmerkmalen unterſcheiden, wie es bzgl. der 

129 3 und der Kommceſ. a. A. vom RG. in der Entſch. RS. 

te zutreffend angenommen iſt, bzgl. des Verhältniſſes der 

er zur Geſellſchaft bürgerlichen Rechts aber nicht anerkannt 
ein en kann. Die bürgerliche Geſellſchaft iſt nach § 705 BGB. 

Förderrtragsmäßiger Zuſammenſchluß mehrerer Perſonen zwecks 
en arg eines gemeinſchaftlichen Zweckes unter Bildung einer 

Bagnüber dem ſonſtigen Vermögen der Mitglieder gem. SS 718 ff. 

möger verſelbſtändigten, ihnen geſamthänderiſch zuſtehenden Ver⸗ 

ſolchenseinheit, die durch einen Mitgliederwechſel grundſätzlich als 
ge nicht berührt wird (S8 736—738 BGB.). 


Die OßG. iſt nach $ 105 HGB. eine zum Zweck des Be⸗ 
triebes eines Handelsgewerbes unter gemeinſchaftlicher Firma ge⸗ 
gründete Geſellſchaft, alſo eine die vorerwähnten Weſensmerkmale 
der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts aufweiſende Perſonenverbin⸗ 
dung mit dem beſonderen Zweck des Betriebes eines Handels⸗ 
gewerbes, die mit Rückſicht auf dieſen Zweck durch handelsrechtliche 
Normen beſonders ausgeſtaltet iſt. Sie iſt alſo gegenüber der Ge⸗ 
ſellſchaft bürgerlichen Rechts nicht eine artverſchiedene — 
rechtstypiſch andere —, ſondern eine in ihren Grundmerkmalen 
artgleiche Geſellſchaftsform, die ſich nur hinſichtlich des ihrem 
Zwecke angepaßten Maßes der vermögensrechtlichen Verſelbſtändi⸗ 
gung von der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts unterſcheidet (ogl. 
beſonders §8 124, 131 Ziff. 3 HGB., § 209 KO.); fie kann daher 
als „Unterart“ oder „Abart“ der Geſellſchaft bürgerlichen Rechts 
bezeichnet werden. 


Die Umwandlung der OHG. iu die Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts oder umgekehrt bedeutet alſo nicht eine Anderung der für 
die umzuwandelnde Geſellſchaftsform, insbeſ. die vermögensrecht⸗ 
liche Verbundenheit weſentlichen Artmerkmale (anders bei Erſet⸗ 
zung des geſamthänderiſchen Eigentums einer Erbengemeinſchaft 
oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch ein geſellſchaftliches Ge⸗ 
ſamthandeigentum, hierüber KJ. 51, 180 und 45, 230), ſondern 
lediglich eine Anderung des Zweckes bei unveränderter Weſens⸗ 
form, nämlich beſtehenbleibender Verbindung der bisherigen Ge⸗ 
ſellſchafter als Träger des Einheitsvermögens. 


Wie eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts ohne Anderung 
ihres Grundweſens und ihrer Vermögensträgerſchaft dadurch in 
eine OHG. verwandelt werden kann, daß ihr ſtatt des bisherigen 
Zweckes durch Vertrag der Geſellſchafter der Betrieb eines Han⸗ 
delsgewerbes als Zweck beſtimmt wird, ſo muß das gleiche auch 
für den umgekehrten Fall gelten, daß eine OHG. durch Aufgabe 
des Handelsgewerbebetriebes und Einführung einer anderen 
Zweckbeſtimmung in eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts um⸗ 
gewandelt wird. Aus dem Fehlen einer dieſe Zuläſſigkeit aus⸗ 
ſprechenden ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmung, wie ſie beiſpiels⸗ 
weiſe $ 332 HGB. für die Umwandlung einer Kommchkeſ. a. A. 
in eine AktG. enthält und wie fie durch das Gef. v. 5. Juli 
1934 und die DurchfVoO. hierzu v. 14. Dez. 1934 (RGBl. I, 
569, 1262) über Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften geregelt 
iſt, kann die Unzuläſſigkeit nicht gefolgert werden, weil bei der 
Artgleichheit beider Geſellſchaftsformen zu einer ſolchen Beſt. kein 
Anlaß vorlag. 


Wie in Ripr. und Schrifttum 8 anerkannt iſt, hat 
eine bei Auflöſung der OHG. durch Übertragung des Geſchäfts⸗ 
vermögens mit Firma auf eine andere Rechtsperſon beſchloſſene 
Zurückbehaltung einzelner Vermögensgegenſtände zur eigenen wei⸗ 
teren Verwaltung der bisherigen Geſellſchafter zur Folge, daß trotz 
der Auflaſſung hinſichtlich dieſer Gegenſtände die bisherige DHO. 
als Abwicklungsgeſellſchaft beſtehen bleibt, daß die bisherige OHG. 
ſich in der letzteren ohne Veränderung der Rechtsträgerſchaft fort⸗ 
ſetzt. Es iſt aber kein rechtlicher Grund erſichtlich, aus welchem 
es den Geſellſchaftern verſagt ſein ſollte, dieſe Abwicklungsgeſell⸗ 
ſchaft dadurch in eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts umzu⸗ 
wandeln, daß ſie die von der Geſchäftsübertragung ausgenom⸗ 
menen Gegenſtände in der Verbindung als Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts zurückbehalten. Die in $ 149 HGB. für das Liquidations⸗ 
verfahren vorgeſchriebene Umſetzung des Vermögens der Geſell⸗ 
ſchaft in Geld hat nicht die Bedeutung, daß die Geſellſchafter (Li⸗ 
quidatoren) unter allen Umſtänden gezwungen ſein ſollen, die 
von dem Geſchäftsverkauf ausgeſchloſſenen Gegenſtände, insbeſ. 
Grundſtücke, durch Veräußerung in Geld umzuſetzen. Die Vorſchr. 
des § 152 HGB. läßt vielmehr erkennen, daß der übereinſtim⸗ 
mende Wille der Beteiligten, das ſind hier ausſchließlich die Ge⸗ 
ſellſchafter (vgl. § 146 Abſ. 2 S. 2 HGB.), über Verwaltung und 
Verwertung des bei Auflöſung der OH®. vorhandenen Geſchäfts⸗ 
vermögens entſcheidend ſein ſoll. Bei anderer Auffaſſung würden 
die Geſellſchafter ihre Abſicht, die Grundſtücke in geſellſchaftsmäßi⸗ 
ger Form weiterzuverwalten, nur durch Rückerwerb und Einbrin⸗ 
gung in eine neugegründete Geſellſchaft erreichen können. Das 
wäre eine durch die Zwecke der Liquidation nicht gebotene, wirt⸗ 
ſchaftlich nicht zu rechtfertigende Erſchwerung, die nicht im Sinne 
der auf Erleichterung der Umwandlung von Geſellſchaftsformen 
gerichteten Geſetzgebung liegen würde, läßt doch die erwähnte VO. 
v. 14. Dez. 1934 in 88 7, 8 ſogar die Umwandlung einer in Li⸗ 
quidation befindlichen Kapitalgeſellſchaft — AktG. und Kommcheſ. 
d. A. — in eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts zu, ſolange 
noch nicht mit der Verteilung des Vermögens begonnen iſt. 

Wie die Oßcg. während ihres Beſtehens als produktive Ge⸗ 
ſellſchaft in eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts umgewandelt 
werden kann, ſo muß das gleiche auch für ſie im Zuſtande der 
Liquidation (Abwickelung) gelten, zumal anerkanntermaßen die 
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Liquidationsgeſellſchaft jederzeit in eine produktive Handelsgeſell⸗ 
ſchaft zurückverwandelt werden kann. 

Die Umwandlung des den Geſellſchaftern in ihrer Verbin⸗ 
dung in Form einer DH. zuftehenden Geſchäftseigentums in 
das geſamthänderiſche Eigentum einer aus ihnen beſtehenden bür⸗ 
gerlichen Geſellſchaft kann allerdings nicht ipso jure, d. h. nicht 
ohne weiteres als Folge des Ausſchluſſes von der Geſchäftsübertra⸗ 
gung eintreten; ſie ſetzt vielmehr eine entſprechende Willenseini⸗ 
gung der Geſellſchafter voraus, die jedoch ebenſo wie der — nicht 
mit Einbringung von Grundſtücken verbundene — Geſellſchafts⸗ 
vertrag überhaupt keiner Form bedarf. Eine dahingehende Willens⸗ 
einigung iſt im vorl. Falle in der oben wiedergegebenen Beſt. der 
notariellen Verhandlung zu ſehen, da fie den Willen der Gejell- 
ſchafter erkennen läßt, zwecks gemeinſchaftlicher Verwaltung und 
Verwertung des Grundſtücks dieſes in geſamthänderiſcher Verbin⸗ 
dung einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts zu behalten. 

Durch die vorgelegte Urkunde wird alſo in der nach SS 22, 
29 GBO. erforderlichen Form nachgewieſen, daß die Geſellſchafter 
der bisher im Grundbuch als Eigentümerin eingetragenen OHG. 
Fr. G. unter Fortfall dieſes handelsrechtlichen Einheitsnamens 
geſamthänderiſche Miteigentümer des Grundſtücks ſind. Einer dies 
im Grundbuch kundbarmachenden Umſchreibung gem. §§ 22, 48 
GBO. ſteht alſo rechtlich nichts im Wege. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 31. Jan. 1935, 1 X 633/34.) 
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31. 58 105, 131 Ziff. 4, 139 HGB. Wird eine OHG. 
nach dem Tode eines Geſellſchafters mit deſſen Erben 
fortgeſetzt, ſo wird jeder einzelne Miterbe vorbehaltlich 
der Rechte aus § 139 HGB. trotz Aufrechterhaltung der 
Erbengemeinſchaft unbeſchränkt haftender Geſellſchafter. 


Als Geſellſchafter der OßG. find im Handelsregiſter die 
Kaufleute M. und H. L. eingetragen. Der letztere iſt am 14. April 
1932 verſtorben und von ſeiner Witwe R. L. ſowie von ſeiner 
Tochter E. L. beerbt worden. Demnächſt wurde zur Eintragung in 
das Handelsregiſter angemeldet, daß R. und E. L. in Erbengemein⸗ 
ſchaft an die Stelle ihres Erblaſſers getreten ſeien, und zwar 
unter Ausſchluß von der Geſchäftsführung und von der DVertre- 
tung. Das Regiſtergericht lehnte die Eintragungen ab, weil eine 
Erbengemeinſchaft nicht Mitglied einer OHG. ſein könne. Dem 
trat das LG. auf eine Beſchw. der Antragſteller bei. Die hier⸗ 
gegen gerichtete weitere Beſchw. hatte keinen Erfolg. 

Nach § 131 Ziff. 4 HGB. wird die OHG. durch den Tod 
eines Geſellſchafters aufgelöſt, ſofern ſich aus dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage nicht ein anderes ergibt. Es mag hier unterſtellt werden, 
daß der nicht vorliegende Geſellſchaftsvertrag eine Beſt. über die 
Fortſetzung der Geſellſchaft mit den Erben eines verſtorbenen Ge⸗ 
ſellſchafters enthält. Auch für dieſen Fall iſt aber den Vorinſt. im 
Ergebnis darin beizuſtimmen, daß die Geſellſchaft nicht mit einer 
Erbengemeinſchaft fortgeſetzt werden kann. 

Zu der Frage, in welcher Rechtsform die mehreren Erben 
eines verſtorbenen Geſellſchafters gegebenenfalls das Geſellſchafts⸗ 
verhältnis fortſetzen, hat das RG. in RGZ. 16, 56 ff. ſchon unter 
der Geltung des früheren Rechtes Stellung genommen, und zwar 
dahin, daß jeder einzelne Erbe ohne weiteres perſönlich haftender 
Geſellſchafter mit allen Rechten und Pflichten eines ſolchen werde. 
An dieſer Auffaſſung hat es in JW. 1912, 475 2s und Recht 1917 
Nr. 457 für das jetzt geltende Recht feſtgehalten. Das KG. hat ſich 
dem in KGJ. 49, 109 mit eingehender Begr. angeſchloſſen, ebenſo das 
OLG. Dresden in KGG J. 49, 268. Auch im Schrifttum wird nahezu 
ausſchließlich dieſe Rechtsanſicht vertreten. 

Zur Begr. ſetzt das KG. ſich zunächſt mit dem in der vorl. 
Sache von den BeſchwF. wiederholten Hinweiſe darauf ausein⸗ 
ander, daß eine Erbengemeinſchaft als Inhaberin eines früher 
von dem Erblaſſer als Einzelkaufmann betriebenen Handelsgeſchäf⸗ 
tes anerkannt wird. Dem wird entgegengehalten, daß die Erben⸗ 
gemeinſchaft gerade in die von dem HGB. feſtgelegte Form der 
OHG, nicht hineinpaſſe, weil ſie hinſichtlich der Schuldenhaftung 
nicht als Einheit anzuſehen ſei, die einzelnen Miterben aber nicht, 
wie es zum Begriffe der Op. nach $ 105 HGB. gehöre, unbe⸗ 
ſchränkt mit ihrem ganzen Vermögen, ſondern u. U. nur mit dem 
Nachlaſſe für die Schulden der Geſellſchaft haftbar gemacht werden 
könnten. Endlich wird ausgeführt, daß der S 139 HGB. mit der 
Annahme des Eintritts einer Erbengemeinſchaft in die OHG. un⸗ 
vereinbar ſei. 

Ferner hatte vorher das KG. in KG. 44, 132 ausgeſprochen, 
daß bei der KommGeſ. an die Stelle eines verſtorbenen Komman⸗ 
ditiſten die Geſamtheit ſeiner Erben in Erbengemeinſchaft trete, 
und daß ein einzelner Miterbe die Stellung als ſelbſtändiger 
Kommanditiſt nur durch den Abſchluß eines beſonderen Vertrages 
erlangen könne. Dieſer Auffaſſung hat ſich das RG. in RG. 123, 
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366 JW. 1929, 1361 JFG. 6, 1 angeſchloſſen. Die Beſchwỹ. 
meinen, daß für den Fall der Beerbung eines perſönlich haften⸗ 
den Geſellſchafters (bei der OHG. oder bei der KommcGeſ.) ni t 
anderes gelten könne. Dem iſt zuzugeben, daß ſich eine verſchiedene 
Behandlung der beiden Fälle entgegen der Anſicht des LG. nicht 
ſchon allein aus dem Beſtehen der Sondervorſchrift des 8 177 
HGB. rechtfertigen läßt, wonach der Tod des Kommanditiſten eine 
Auflöſung der Geſellſchaft nicht zur Folge hat. Denn dasſelbe gilt 
nach $$ 131 Ziff. 4, 161 Abſ. 6 HGB. beim Vorhandenſein einer 
entſprechenden Beſt. des Geſellſchaftsvertrages auch von dem Tode 
des perſönlich haftenden Geſellſchafters. Für die Zulaſſung der 
Erbengemeinſchaft als Rechtsnachfolgerin eines Kommanditiſten 
werden aber in den vorbezeichneten Entſch. noch andere Gründe 
geltend gemacht, die zum Teil aus der Beſonderheit der Stellung 
des Kommanditiſten entnommen werden, insbe]. vom RG. die 
Eigenart der Kommanditeinlage, die den Erben bis zur Ausein⸗ 
anderſetzung nur zur geſamten Hand zuftehen könne. Eine Er 
örterung des Gewichtes dieſer Gründe, die im Schrifttum vielfach 
Widerſpruch erfahren haben, würde indes hier zu weit führen. 
Denn die im vorl. Falle allein zur Beurteilung ſtehende Frage, ob 
eine Erbengemeinſchaft als perſönlich haftender Geſellſchafter an 
die Stelle ihres Erblaſſers treten kann, iſt ganz unabhängig da⸗ 
von, zu welchen Folgerungen ihre Bejahung oder Verneinung für 
einen anderen Fall, nämlich den der Beerbung eines Kommandi⸗ 
tiſten, möglicherweiſe zwingen würde. Sie kann jedenfalls, wie 
noch dargelegt werden ſoll, nur i. S. der ſchon bisher allgemein 
vertretenen Anſicht entſchieden werden. Wenn alſo wirklich, wie 
die BeſchwF. geltend machen, der Fall der Beerbung eines Kom⸗ 
manditiſten im weſentlichen gleich läge, ſo würde ſich daraus 
lediglich die Notwendigkeit ergeben, die in KF. 44, 132; RG. 
123, 366 JW. 1929, 1361 vertretene Meinung aufzugeben. Das 
ſteht aber hier nicht zur Erörterung. 5 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob es ſchon mit dem Begriffe 
der OHG. (§ 105 HGB.) unvereinbar iſt, daß mehrere Miterben 
in Erbengemeinſchaft die Stellung eines perſönlich haftenden Ge’ 
ſellſchafters einnehmen. Jedenfalls ergibt ſich aus der Sonder⸗ 
vorſchrift des §S 139 HGB. mit aller Deutlichkeit, daß eine ſolche 
Geſtaltung der Rechtslage nicht i. S. des Geſetzes liegt. Danach kaun 
gegebenenfalls jeder Erbe ſein Verbleiben in der Geſellſchaft 
davon abhängig machen, daß ihm unter Belaſſung des bisherigen 
Gewinnanteils die Stellung eines Kommanditiſten eingeräumt 
und der auf ihn entfallende Teil der Einlage des Erblaſſers als 
ſeine Kommanditeinlage anerkannt wird. Das entſpricht ſchon nicht 
der Rechtsſtellung, die einem Miterben innerhalb einer Erben 
gemeinſchaft zukommt. Denn ein ſolcher kann grundſätzlich nicht 
ohne Mitwirkung der übrigen Miterben handeln. Nach 8 139 
Abf. 2 ſoll er aber u. U. ſogar befugt ſein, einſeitig fein Aus 
ſcheiden aus der Geſellſchaft zu erklären. Auch die Ausdrucksweise 
ſpricht dafür, daß das Geſetz den Miterben als ſelbſtändigen Ge⸗ 
ſellſchafter anſieht. Von einem „Verbleiben“ des einzelnen Mit 
erben „in der Geſellſchaft“ und von einem „Ausſcheiden aus der 
Geſellſchaft“ dürfte nicht die Rede ſein, wenn er der Geſellſchaft 
lediglich durch Vermittlung der als eigentliche Geſellſchafterin er⸗ 
ſcheinenden Erbengemeinſchaft angehören würde. Er könnte dann 
nur in Anſehung der zum Nachlaſſe gehörenden Geſellſchafter⸗ 
ſtellung in der Erbengemeinſchaft verbleiben oder aus ihr aus“ 
ſcheiden. Vor allem aber würde die Regelung des § 139 vom 
Standpunkte der BeſchwF. aus ihren Hauptzweck verfehlen. Das 
Geſetz will, indem es den Erben in Abſ. 3 eine kurz bemeſſene 
Friſt zur Ausübung der Rechte aus Abſ. 1 und 2 ſtellt, möglicht 
bald Klarheit über die Art ihrer Haftung ſchaffen. Das ergibt 19 
mit aller Deutlichkeit aus Abſ. 4: „Scheidet innerhalb der Frl: 
des Abſ. 3 der Erbe aus der Geſellſchaft aus oder wird innerhalb 
der Friſt die Geſellſchaft aufgelöſt oder dem Erben die Stellung 
eines Kommanditiſten eingeräumt, ſo haftet er für die bis dahin 
entſtandenen Geſellſchaftsſchulden nur nach Maßgabe der die Haſ⸗ 
tung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten betreffenden Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechtes.“ Damit ſollen die Möglichkeiten 
einer Erhaltung der Haftungsbeſchränkung erſichtlich erſchöpft ſeim. 
Die Setzung der Friſt wäre für den häufigſten Fall des Vorhan⸗ 
denſeins mehrerer Erben zwecklos, wenn trotz ihrer Verſäumung 
die Erbengemeinſchaft weiterhin nur nach Maßgabe der erbrech!“ 
lichen Vorſchr. haften ſollte. Haften aber die einzelnen Miterben 
nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt perſönlich unbeſchränkt für die 
Schulden der Geſellſchaft, jo ſind fie eben nach $ 105 HGB. per“ 
ſönlich haftende Geſellſchafter. h 

Dem BeihwF. kann nicht zugegeben werden, daß dieſe Se 
ftaltung der Rechtslage mit den Vorſchr. des bürgerlichen Rechte⸗ 
in unlösbarem Widerſpruch ſtände. Allerdings geht der Nachlaß 
als Ganzes auf die mehreren Erben grundſätzlich in der Weiſe 
über, daß ſie nur gemeinſam in die Rechtsſtellung des Erblaſſers 
eintreten und an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden zur geſamten 
Hand berechtigt werden. Dieſer Grundſatz hindert aber rechtlich 
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nicht, daß zufolge einer geſetzlichen Sonderregelung, wie ſie § 139 
GB. trifft, jeder Miterbe ſelbſtändiger Geſellſchafter mit einer 
unmittelbaren Beteiligung an dem Geſellſchaftsvermögen wird. 
Auch praktiſch wäre das nur dann bedenklich, wenn damit der 
Auseinanderſetzung der Miterben vorgegriffen würde. Etwas Der⸗ 
deniges iſt aber ausgeſchloſſen, wenn man annimmt, daß die aus 
em Geſellſchafterrechte fließenden Anſprüche, ſoweit ſie übertrag⸗ 
ar find, alſo von dem Geſellſchafterrechte ſelbſt getrennt werden 
en (das find die Anſprüche auf den Gewinnanteil und auf den 
useinanderſetzungsanteil), der Erbengemeinſchaft zuſtehen, mithin 
zum Gegenſtande der Erbauseinanderſetzung gemacht werden kön⸗ 
nen und müſſen. Daß etwaige Gläubiger eines Miterben dies aus 
em Handelsregiſter nicht erſehen konnen, tft unerheblich. Denn 
115 Handelsregiſter iſt nicht dazu beſtimmt, über außergeſellſchaft⸗ 
iche Rechtsverhältniſſe hinſichtlich der den Geſellſchaftern zuſtehen⸗ 
en übertragbaren Anſprüche aus dem Geſellſchaftsverhältnis Aus- 
ft zu geben. 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 21. Febr. 1935, 1 Wx 65/35.) [Sch 
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32. 88 260, 262 a HG B. i. d. Faſſ. der VO. über Aktien⸗ 
decht v. 19. Sept. 1981 (NGBL. 1, 493) 881, 2 der 1. Durchſe⸗ 
VO. v. 8. Juni 1934 (RH Bl. I, N). Der Vorſtand einer Aktcgeſ. 
iſt verpflichtet, die Generalverſammlung wegen des Jahres, 
obſchluſſes auch dann innerhalb der Friſt des 8 260 Abj. 2 
GB. abzuhalten, wenn die vorgeſchriebene Bilanzprüfung 
noch nicht abgeſchloſſen iſt; die Vorſchrift des 8 262 HG B. 
teht dem nicht entgegen. Der Vorſtand kaun daher ohne 
Rückſicht hierauf zur Abhaltung der Generalverſammlung 
im Orduungsſtrafverfahren angehalten werden. Verzögert 

er Bilanzyrüfer den Abſchluß der Prüfung aus ſachlich 
nicht gerechtfertigten Gründen (3. B. wegen Nichtvorliegens 
es Jahresabſchluſſes einer Tochtergeſellſchaft oder wegen 
chwebender Sanierungsverhandlungen), ſo iſt unter Um⸗ 
anden auch ein Ordnungsſtrafverfahren gemäß § 2 i. 
erb m. 8 1 Abf. 1 Satz 2 ver 7. Durchf VO. v. 8. Juni 1934 
(AG Bl. I, 491) gerechtfertigt. 


N Durch die Vfg. des Regiſtergerichts v. 3. Sept. 1934 wurde 
en beiden Vorſtandsmitgliedern der K.-Altch. aufgegeben, binnen 
dier Wochen die ordentliche GenVerſ. für das Geſchaͤftsjahr 1933 
abzuhalten und das aufzunehmende notarielle Protokoll in Aus 
tigung oder beglaubigter Abſchrift einzureichen, bei Vermeidung 
Be Ordnungsſtrafverfahrens (vgl. SS 259 Abſ. 5, 260 HGB. i. 
zerb. m. 88 14, 319 HGB.). Die Geſellſchaft antwortete in 
einer Erklärung v. 1. Okt. 1934, daß infolge ſchwebender Sanie⸗ 
zungsverbandlungen die Bilanz für das Geſchäftsjahr 1933 nebſt 
ewinn⸗ und Verluſtrechnung noch nicht endgültig habe fertig- 
geſtellt und daher auch der GenVerſ. zur Genehmigung nicht 
gabe vorgelegt werden können; mit Rückſicht hierauf bat ſie um 
Friſtverlängerung. Das Regiſtergericht lehnte dieſe mit der Begr. 
09 daß die vorzunehmende Sanierung die Hinausſchiebung der 
GenVerſ. nicht rechtfertigen konne, und gab den beiden Vor⸗ 
ſtaudsmitgliedern nunmehr durch Vfg. v. 13. Okt. 1934 gem. 
132 FSG. auf, innerhalb vier Wochen bei Vermeidung einer 
Ordnungsſtrafe von 50 Ru der Vfg. v. 3. Sept. 1934 nach⸗ 
zukommen oder das Unterlaſſen durch Einſpruch zu rechtfertigen. 
N Vorſtandsmitglieder erhoben hiergegen rechtzeitig Einſpruch 
u folgender Begr.: Die Anftrengungen des Vorſtandes, den 
berüfungsvermerk der gem. § 262 à HGB. mit der Bilanzprufung 
köauftragten Treuhand⸗V. Aktcß. für die Bilanz 1933 zu be 
kommen, ſeien bisher erfolglos geweſen; die Treuhand⸗V. Akt. 
telle ſich auf den Standpunkt, daß fie den Prüfungsvermerk erſt 
geben könne, wenn ſie die geprüfte Bilanz der NN. AktG., einer 
70 chtergeſellſchaft der K.⸗AktG., von deren Aktienkapital dieſe 
40 57 beſtte, in Händen habe; hieraus ergäben ſich jedoch Ver⸗ 
abſerungen, da das Geſchäftsjahr der M. AktG. mit dem 31. März 
ſchließe; im übrigen werde auf die Eingabe v. 1. Okt. Bezug 
Enommen. In dem daraufhin vom Regiſtergericht anberaumten 
veulbruchstermin v. 13. Nov. 1934 hat der erſchienene Termins⸗ 
in treter eine Beſcheinigung der Treuhand⸗V. AktG. überreicht, 
n der dieſe beftätigt, daß fie nach ihrer Auffaſſung den Beſtati⸗ 
aungsvermerk erſt geben könne, nachdem ſie ſich an Hand eines 
ei reichenden Prüfungsberichts für die N.-Aktcz, oder auf Grund 
ier Prüfungen ein klares Bild über dieſes Unternehmen 
erſchafft habe. 

Das Regiſtergericht hat den Einſpruch zurückgewieſen und 
zugleich die angedrohte Ordnungsſtrafe von 50.2. feſtgeſetzt. 
zeiti Hiergegen haben die Vorſtandsmitglieder der K.⸗AktG. recht⸗ 
1 ig ſofortige Beſchw. eingelegt. Sie machen geltend: Die Vor⸗ 

ge einer zwar mit dem einfachen Prüfungsvermerk verſehenen, 


aber möglicherweiſe unzutreffenden Bilanz an die GenVerſ. würde 
mit den kaufmänniſchen Gepflogenheiten und Grundſätzen ſowie 
mit der ſelbſtverſtändlich zu beobachtenden Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns ſchlechterdings nicht in Einklang zu bringen 
fein; für die Vorſtandsmitglieder der Geſellſchaft ſei es — auch 
im Intereſſe der Geſellſchaftsgläubiger — oberſte Pflicht, erſt 
dann die Bilanz endgültig mit ihren Namen zu decken, wenn ſie 
die Billigung der Wirtſchaftsprüfer gefunden habe; der Prüfungs⸗ 
bericht über die Y. AktG. ſei inzwiſchen zwar eingegangen und 
ſofort auch der Treuhand⸗V. AktG. zugänglich gemacht; dieſe müfje 
ſich nun aber erſt an Hand dieſes Berichts und auf Grund eigener 
Prüfungen ein klares Bild über die Tochtergeſellſchaft machen, die 
einen weſentlichen Teil der Bilanzſumme der k.⸗AktG. ausmache. 

Das LG. hat die ſofortige Beſchw. durch Beſchl. v. 20. Dez. 
1934 zurückgewieſen. Es führt aus: Für die mit dem 31. Dez. 
1933 abzuſchließende Bilanz der k.⸗AktGG. könne grundſätzlich nur 
die für den 31. März 1933 aufgeſtellte Bilanz der Tochtergeſell⸗ 
ſchaft berückſichtigt werden; es gehe nicht an, die Bilanz der Toch⸗ 
tergeſellſchaft v. 31. März 1934 abzuwarten, und es ſei im all⸗ 
gemeinen auch durchaus möglich, die Bilanz der K.⸗AktGG. auch ohne 
die Bilanz der Tochtergeſellſchaft für das Geſchäftsjahr 1933/34 
aufzuſtellen und in einem Zuſatz zu dem Bilanzbeſtätigungsver⸗ 
merk darauf hinzuweiſen; auch die Überlaſtung des Bilanzprüfers 
könne die BeſchwF. nicht entſchuldigen; in einem ſolchen Falle 
ſei es Sache der Geſellſchaft, andere Bilanzprüfer rechtzeitig zu 
wählen. 

Hiergegen haben die Vorſtandsmitglieder rechtzeitig weitere 
ſofortige Beſchw. erhoben. Sie machen folgendes geltend: Seit 
Monaten ſchwebten umfangreiche Sanierungsverhandlungen für 
die k.⸗AktGG. Unter dieſen Umſtänden ſei es für den Wirtſchafts⸗ 
prüfer zur Zeit unmöglich, den Prüfungsbericht fertigzuſtellen, 
weil der Wert der Beteiligung an der M-AktG. von dem Aus⸗ 
gange dieſer Sanierungsverhandlungen abhänge. Ohne den Prü⸗ 
fungsvermerk könne die Bilanz nach $ 262 à HGB. einer Gen Verſ. 
nicht vorgelegt werden. Auch die Stellung eines Antrages gem. 
8262 b Abſ. 4 HGB. auf Beſtellung eines anderen Bilanzprüfers 
durch das Gericht komme nicht in Betracht, da der bisherige Bi⸗ 
lanzprüfer nicht aus in ſeiner Perſon liegenden, ſondern nur aus 
ſachlich gerechtfertigten Gründen zur Zeit verhindert ſei, die Prü⸗ 
fung abzuſchließen. Somit könne von einem ſchuldhaften Unter⸗ 
laſſen des Vorſtandes, das die Vorausſetzung für ein Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren ſei, nicht die Rede ſein. 

Die weitere Beſchw. hatte keinen Erfolg. 

Gemäß § 260 Abi. 2 HGB. hat der Vorſtand in den erſten 
drei, ſpäteſteus in den erſten ſechs Monaten des Geſchäftsjahres 
für das verfloſſene Geſchäftsjahr den Jahresabſchluß ſowie einen 
Geſchäftsbericht dem Aufſichtsrat und mit deſſen Bemerkungen 
der GenVerſ. vorzulegen. Dieſe Vorſchr., die inhaltlich ſchon vor 
der VO. über Aktienrecht v. 19. Sept. 1931 (NGBL 1, 493) be⸗ 
ſtand, wird durch die in dieſer VO. begründete und in den 
DurchfV'O. hierzu weiter ausgebaute Bilanzprüfungspflicht in 
keiner Weiſe berührt. Insbeſondere hat der 8 262 à Abſ. 1 HGB., 
wonach die Bilanzprüfung vorzunehmen iſt, bevor der Jahres 
abſchluß der Gen Verſ. zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wird, nicht 
etwa den Sinn, daß der Vorſtand von der Pflicht, den Jahres⸗ 
abſchluß binnen der in § 260 Abſ. 2 GB. beſtimmten Friſt der 
GenVerſ. vorzulegen, ſolange entbunden iſt, als die Bilanzprit- 
fung nicht abgeſchloſſen iſt. Vielmehr hat der Vorſtand dafür zu 
ſorgen, daß der Bilanzprüfer To zeitig beſtellt wird, daß bei friſt⸗ 
gemäßer Abhaltung der GenVerſ. das Prüfungsergebnis dent 
Aufſichtsrat bereits vorgelegen hat und dieſer daher gem. § 262 e 
HGB. hierzu hat Stellung nehmen können. Gelingt dies trotz aller 
Bemühungen des Vorſtandes ausnahmsweiſe nicht, dann iſt die 
GenVerſ. trotzdem friſtgemäß abzuhalten und dieſer hierbei der 
von dem Vorſtand gefertigte Jahresabſchluß vorzulegen. Die Ab⸗ 
haltung einer ſolchen Gen Verſ. iſt auch nicht etwa zwecklos. Ihr 
gerade liegt es nunmehr ob, ſich darüber ſchlüſſig zu werden, 
welche Schritte im gegebenen Falle zu tun ſind. Sie wird daher 
insbeſ. zunächſt vom Vorſtand und Aufſichtsrat Rechenſchaft dar⸗ 
über fordern können, worauf es beruht, daß der Prüfungsbericht 
dem Aufſichtsrat noch nicht vorliegt. Falls die Verzögerung in 
der Perſon des gewählten Bilanzprüfers liegt, kann die Gen⸗ 
Verſ. auch einen anderen Bilanzprüfer wählen; tut ſie dies nicht, 
iſt ſogar der einzelne Aktionär befugt, beim Regiſtergericht zu 
beantragen, daß an Stelle des „an dem rechtzeitigen Abſchluß der 
Bilanzprüfung verhinderten“ Prüfers ein anderer Prüfer beſtellt 
wird (8 262 b Abſ. 4 HCB.). Übrigens iſt ſogar eine Beſchluß⸗ 
faſſung über den Jahresabſchluß, bevor die Bilanzprüfung beendet 
iſt, nicht völlig ausgeſchloſſen. Denn die Pflichtprüfung iſt, wenn 
auch der Schutz öffentlicher Intereſſen für ihre Einfuhrung mit 
maßgebend geweſen iſt, doch vorwiegend eine interne Angelegen⸗ 
heit der Geſellſchaft; mit Rückſicht hierauf hat man bei Verabſchie⸗ 
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dung der VO. bewußt davon abgeſehen, zu beſtimmen, daß der 
Jahresabſchluß vor Beendigung der Bilanzprüfung nicht verab⸗ 
ſchiedet werden dürfe, weil man befürchtete, daß damit u. U. der 
ganze Geſchäftsbetrieb des Unternehmens zum Erliegen kommen 
könnte (vgl. Schlegelberger⸗Quaſſowski⸗Schmöl⸗ 
der, VO. über Aktienrecht zu § 262 4a Anm. 6 S. 282). Ob eine 
vor Beendigung der Bilanzprüfung erfolgte Beſchlußfaſſung über 
den Jahresabſchluß anfechtbar ſein würde (vgl. Schlegelber⸗ 
ger⸗Quaſſowski⸗Schmölder a. a. O.), kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. 

Ebenſowenig kann der Vorſtand die Nichtabhaltung der Gen⸗ 
Verf. damit rechtfertigen, daß noch das Bilanzergebnis einer Toch⸗ 
tergeſellſchaft oder das Ergebnis ſchwebender Sanierungsverhand⸗ 
lungen abgewartet werden ſolle. Die Jahresbilanz dient dazu, 
ein Bild von der Geſchäftslage zu geben, wie dieſe ſich am 
Schluſſe des betreffenden Geſchäftsjahres darſtellt; ſie kann daher 
durch ſpätere Ereigniſſe grundſätzlich nicht beeinflußt werden; kei⸗ 
nesfalls darf die Bilanz der Tochtergeſellſchaft abgewartet werden, 
wenn dieſe Bilanz zeitlich nach dem hier maßgebenden Stichtage 
abſchließt. Mit Recht weiſt das LG. darauf hin, daß ein ſolches 
Abwarten künftiger Ereigniſſe den Jahresabſchluß auf völlig un⸗ 
gewiſſe Zeit hinausſchieben würde. So hat auch der Senat bereits 
im Beſchl. v. 6. Okt. 1911 (RIA. 11, 220), wo ebenfalls Sanie⸗ 
rungsbeſtrebungen vorgeſchützt waren, ausgeführt: „Die ordent⸗ 
liche Gen Verſ., in der die Aktionäre über die Frage der Geſell⸗ 
ſchaft Aufklärung erhalten und zur Meinungsäußerung über die 
Geſchäftsführung verſtattet werden ſollen, muß nach der geſetz⸗ 
lichen Vorſchr. unbedingt alljährlich abgehalten werden. Irgend⸗ 
einen Grund, die Veranſtaltung der GenVerſ. zu unterlaſſen, 
kennt das Geſetz nicht. Durch die Nichteinberufung derſelben be⸗ 
gehen die Vorſtandsmitglieder unter allen Umſtänden eine grobe 
Pflichtwidrigkeit.“ Ahnlich heißt es auch in dem Beſchl. des Sen. 
v. 11. Juli 1933, 1 b X 368/33: „Die Pflicht zur alljährlichen Ein- 
berufung der Gen Verf. ift dem Vorſtand ohne Einſchränkung auf⸗ 
erlegt, und, ſoweit ihrer Erfüllung Schwierigkeiten entgegenſtehen, 
iſt die Bilanz jo aufzuſtellen und der GenVerſ. zur Genehmigung 
vorzulegen, wie es den Umſtänden nach möglich iſt; die kritiſche 
Lage, in der ſich die AktG. anſcheinend befindet, macht eine Befol⸗ 


gung der Vorſchr. nur um ſo dringender.“ An dieſer Beurteilung 


der Obliegenheiten des Vorſtandes hat ſich durch das Hinzutreten 
der Bilanzprüfungspflicht, die nur eine größere Zuverläſſigkeit 
des Jahresabſchluſſes gewährleiſten ſoll, nichts geändert. Übri⸗ 
gens verkennt auch der Bilanzprüfer ſeine Pflicht, wenn er wegen 
ene der Bilanz einer Tochtergeſellſchaft (vgl. hierzu 
Schlegelberger⸗Quaſſowski⸗Schmölder, BO. 
über Aktienrecht, § 262 a, Anm. 5, S. 279) oder gar wegen ſchwe⸗ 
bender Sanierungsverhandlungen den Abſchluß der Prüfung hin⸗ 
ausſchiebt. Verzögert er den Abſchluß der Prüfung aus derartigen 
ſachlich nicht gerechtfertigten Gründen, wie fie der BeſchwF. an⸗ 
führt, ſo wird der Vorſtand ſogar in Erwägung zu ziehen haben, 
ob darin nicht ein Fall der Verhinderung des Bikanzprüfers i. S. 
des § 1 Abſ. 1 Satz 2 der 7. DurchfVO. v. 8. Juni 1934 (RG⸗ 
Bl. I, 491) zu ſehen iſt und ob er nicht aus dieſem Grunde ver⸗ 
pflichtet iſt, bei dem Regiſtergericht die Beſtellung eines anderen 
Bilanzprüfers zu beantragen; auch hat ihn das Gericht hierzu 
u. U. durch ein weiteres Ordnungsſtrafverfahren anzuhalten (8 2 
BO. v. 8. Juni 1934). 

GG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 21. März 1935, 1 WX 85/35.) Sch. 
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33. 88 55, 57 GmbH. Kapitalerhöhung — Übernahme 
einer Stammeinlage — durch Aufrechnung mit Dividenden- 
anſprüchen. 

Der alleinige Geſellſchafter der 
in Amerika beſchloß: 

„Das Stammkapital der Geſellſchaſt wird um 9000 RM, alſo 
von 20 000 K. auf 29 000 RM, erhöht. Die neuen Geſchäftsanteile 
nehmen am Gewinn der Geſellſchaft vom 1. April 1934 ab teil. Die 
neuen Stammeinlagen ſind in Geld zu leiſten, und zwar in voller 
Höhe vor der Anmeldung der Kapitalerhöhung zum Handelsregiſter. 

Namens der W. W. Ph. J. übernehme ich auf das erhöhte 
Stammkapital eine Stammeinlage von 9000 AM. Die Übernahme 
erfolgt unter dem Vorbehalt, daß die zuſtändige Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tungsſtelle es genehmigt, daß die W. W. Ph. J. mit ihrem Anſpruch 
auf Zahlung von 10 000 RAM für das Jahr 1932 ausgeſchüttete Divi⸗ 
dende in Höhe von 9000 AM gegen den Anſpruch auf Einzahlung 
der übernommenen Stammeinlage aufrechnet.“ 

Der Geſchäftsführer meldet die Erhöhung des Stammkapitals 
unter Beifügung einer Ausfertigung dieſer Verhandlung nebſt den 
ſonſt erforderlichen Erklärungen und einer Beſcheinigung des LFin A. 
über Genehmigung der Verwendung der Dividende in Höhe von 
9000 AA zur Verrechnung auf die Stammeinlageſchuld von 9000 Rt 


.. Gmbh ., die W. W. Ph. J. 


beim Handelsregiſter an mit der Verſicherung, daß die neue Stamm⸗ 
einlage voll einbezahlt ſei, und daß die eingezahlten Beträge ſich in 
ſeiner freien Verfügung befänden. s 

Das Reg. beanſtandete die Anmeldung zunächſt durch befriſtete 
Vfg. v. 19. Juli aus dem Grunde, weil nach der Verhandlung vom 
12. Juni 1934 die neue Stammeinlage in Geld zu leiſten, ſtatt deſſen 
aber unzuläſſigerweiſe eine Forderung gegen die Geſellſchaft einge⸗ 
bracht ſei. 

Die vom Geſchäftsführer erhobene Beſchw. wurde vom LG. zu⸗ 
rückgewieſen. Seiner weiteren Beſchw. war Erfolg zu geben. 0 

Das LG. führt aus: „Dem BeſchwF. ſei zuzugeben, daß die 
Aufrechnung einer in dem Geſellſchafterbeſchluß vorgeſehenen Zahlung 
gleichzuſetzen ſei. Die Übernahme der auf das erhöhte Kapital zu 
leiſtenden Stammeinlage werde aber unter dem Vorbehalt der Ge⸗ 
nehmigung der zuſtändigen Deviſenbewirtſchaftungsſtelle erklärt. 
Dieſe Erklärung könne rechtlich nur ſo aufgefaßt werden, daß die 
Übernahme erſt mit der Erteilung der Genehmigung wirkſam werde. 
Sie habe in dieſem Augenblick in der im § 55 Abſ. 1 GmbHG. 
geforderten Form der gerichtlichen oder notariellen Beglaubigung von 
dem Übernehmer erklärt werden müſſen. Das ſei hier nicht geſchehen. 
Die vor der Genehmigung in der erwähnten Form geſchehene Cr” 
klärung reiche nicht aus.“ 

Dieſe Ausführungen können mit der weiteren Beſchw. 
nur dahin aufgefaßt werden, daß das LG. eine an einen Vorbehalt 
oder eine Bedingung geknüpfte Übernahme einer Stammeinlage für 
unzuläſſig halte; denn in dem Zeitpunkt, in welchem der Vorbehalt 
oder die Bedingung ſich durch Erteilung der Genehmigung der Deviſen— 
bewirtſchaftungsſtelle erledigen, wird die Übernahme zu einer vor⸗ 
behaltloſen — unbedingten. Wenn das LG. einen in dieſem Zeit? 
punkt in der Form des $ 55 Abſ. 1 Gmb. erfolgte übernahme⸗ 
erklärung für notwendig hält, ſo verneint es damit ſchlechthin die 
Zuläſſigkeit bedingter Übernahmeerklärungen. Das LG. hatte, da es 
das vom Regiſterrichter erhobene Bedenken nicht anerkannte, ſondern 
einen anderen behebbaren Mangel annahm, von ſeinem Standpunkt 
aus der erſten Beſchw. ſtattgegeben und eine Zwiſchenverfügung ande⸗ 
ren Inhalts dem Reg. aufgeben oder ſelbſt erlaſſen müfien. > 

Der Standpunkt des LG. kann jedoch rechtlich nicht gebilligt 
werden. Den Zwecken des Geſetzes iſt genügt, wenn zur Zeit der An⸗ 
meldung das erhöhte Kapital durch Übernahme gedeckt und die geſetz⸗ 
lich geforderten Leiſtungen auf die übernommenen Stammeinlagen 
erfolgt find (8 57 Abſ. 1, 2 GmbHG.). Deshalb werden im Schrift⸗ 
tum allgemein Bedenken gegen bedingte Übernahmeerklärungen für 
den Fall nicht erhoben, daß die Bedingung oder der Vorbehalt zur 
Zeit der Anmeldung ſich erledigt haben, d. h. daß der Vorbehalt 
gegenſtandslos geworden oder die der Übernahmeerklärung beigefügte 
aufſchiebende Bedingung eingetreten iſt, während bei auflöſender Be⸗ 
dingung deren Ausfall zur Zeit der Anmeldung feſtſtehen muß. Die 
Übernahme iſt im vorliegenden Falle an die Bedingung geknüpft, daß 
die beabſichtigte Verwendung des Anſpruchs auf Auszahlung von 
Dividende zur Erfüllung der Einlagepflicht im Wege der Aufrechnung 
durch die Deviſenbewirtſchaftungsſtelle genehmigt wird. Der Eintritt 
dieſer Bedingung iſt durch die eingereichte Beſcheinigung des LFin A. 
bewieſen. Die Aufrechnung ſelbſt iſt nicht — was nach 8 388 BGB. 
unzuläſſig geweſen wäre — bedingt erklärt, ſondern für den Fall der 
Genehmigung der Deviſenbewirtſchaftungsſtelle zur beabjichtigten 
Verwendung der Forderung unbedingt in Ausſicht genommen. Die 
Tatſache der Verrechnung ſelbſt iſt durch die gem. 88 57 Abi. 2, 
8 Abſ. 2 GmbHG. vom Geſchäftsführer bei der Anmeldung abgegebene 
Verſicherung dargetan. 

Die Annahme des LG., daß die Aufrechnung mit dem Auſpruch 
auf Auszahlung von Dividende hier im Sinne des Erhöhungsbeſchluſ⸗ 
ſes als eine Geldleiſtung und nicht als eine Sachleiſtung — Einbrin⸗ 
gung einer Forderung — anzuſehen ſei, iſt dagegen rechtlich zu billi⸗ 
gen, da durch Aufrechnung mit einer vollwertigen frei verfügbaren 
Gegenforderung der Umweg der Auszahlung und Wiedereinzahlung 
vermieden wird, was insbeſ. bei dem Vorhandenſein eines einzigen 
Geſellſchafters keinen vernünftigen Sinn hätte (RG. 96, 227 
JW. 1926, 11532). 

(KG., Ziv Sen. I b, Beſchl. v. 10. Jan. 1935, 1 b X 605/34.) 
Eingeſ. v. RA. Heinrich Richter, Berlin. 
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34. 35 20, 140 FGG. Betrifft ein Firmenmißbrauchs⸗ 
verfahren die Firma einer Gmbh, fo ſtehen Einjprud)3” 
und Beſchwerderecht außer dem Geſchäftsführer auch der 
GmbH. zu. 

Die O.⸗Gmb. iſt in das Handelsregiſter eingetragen. Das Reg” 
Ger. hat das Firmenmißbrauchsverfahren eingeleitet. Die Geſellſchaft 
hat Einſpruch erhoben. Ihr Einſpruch iſt verworfen, die von ihr ein⸗ 
gelegte ſofortige Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. Ihre weitere 
ſoforlige Beſchwerde iſt im weſentlichen erfolglos geblieben. 5 

Das Beſchwerderecht der Beſchw§. iſt ſchon im Hinblick auf die 
Koſtenentſcheidung des LG. zu bejahen. Auch unabhängig von dieſem 
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Geſichtspunkte muß der Beſchw§. das Beſchwerderecht und auch das 
Recht des Einſpruchs gegenüber der das Firmenmißbrauchsverfahren 
einleitenden Verfügung zuerkannt werden. Gerade auch im Rahmen 
des Firmenmißbrauchsverfahrens muß oberſter Grundſatz für das Ge⸗ 
richt ſein, daß die Angelegenheit ſachlich zutreffend erledigt wird, und 
daß die Beteiligten nicht wegen formeller Verſehen mit Strafe belegt 
werden (vgl. KGJ. 31, A 206, 212—213). Die Verletzung dieſes 
oberſten Grundſatzes iſt aber unvermeidlich, wenn das Einſpruchs⸗ und 
Beſchwerderecht der GmbH. für das Firmenmißbrauchsverfahren ver⸗ 
neint wird. Das Geſetz ſelbſt fordert ein Einſchreiten gegen diejenige 
Perſon, die ein ihr nicht zuſtehendes Firmenrecht gebraucht, alſo ein 
Einſchreiten gegen die Gmbh, die „durch“ ihren Geſchäftsführer die 
zu beanſtandende Firma gebraucht (8 140 FGG.). Das Einſchreiten 
kann allerdings nur in der Weiſe erfolgen, daß die Strafe dem Ge⸗ 
ſchäftsführer angedroht und ihm gegenüber verhängt wird. Zur Un⸗ 
terlaſſung des Gebrauchs der Firma ſoll aber auf dieſe Weiſe die 
Gmbh. ſelbſt „angehalten“ werden (8 37 HGB.) und nicht, jeden⸗ 
alls nicht nur ihr gegenwärtiger Geſchäftsführer. Der Satz, daß im 
Ordnungsſtrafverſahren nicht gegen juriſtiſche Perſonen eingeſchritten 
werden könne (vgl. IFG. 10, 87), iſt daher nur in dem Sinne auf⸗ 
rechtzuerhalten, daß ſich dies Einſchreiten unmittelbar gegen phy⸗ 
iſche Perſonen richtet. Mittelbar ſoll jedoch — jedenfalls im Firmen⸗ 
mißbrauchsverfahren — gerade die juriſtiſche Perſon durch dies Ein⸗ 
chreiten getroffen werden. Denn in Wahrheit handelt es ſich um ihre 
Angelegenheit (vgl. KJ. 31, A 206, 212 Zeile 7—8) und auch 
um eine etwaige Beeinträchtigung ihrer Rechte (vgl. § 20 F6G.). 
Dieſe Erwägungen legen die Auffaſſung nahe, daß nach dem Sinn 
es Geſetzes in einem Firmenmißbrauchsverfahren, das die Firma einer 
Gmbh. zum Gegenſtande hat, der in erſter Linie „Beteiligte“, der in 
der Hauptſache „Betroffene“ und „Beeinträchtigte“ in Wahrheit die 
Gmb. iſt. Zum mindeſten führt gerade die Faſſung des Geſetzes da⸗ 
zu, daß Einſpruch und ſofortige Beſchwerde vielfach namens der 
GmbH. erhoben werden. Soll daher dem an die Spitze dieſer Betrach⸗ 
tung geſtellten oberſten Grundſatz entſprochen werden, ſo muß das 
Einſpruchs⸗ und Beſchwerderecht der GmbH. anerkannt werden. Es 
erſcheint in vielen Fällen nicht angängig, den ausdrücklich namens 
er GmbH. erhobenen Einſpruch und die ausdrücklich namens der 
Gmb. eingelegte ſofortige Beſchwerde in Erklärungen des Geſchäſts⸗ 

rers umzudeuten, um zu einem jenem oberſten Grundſatz ent⸗ 
brechenden Ergebnis zu gelangen. Mag eine ſolche Deutung bei der 
HG. vielfach möglich ſein (RSS. 31, A 206, 210 ff.), bei der 
Gmbh. würde es ſich ſehr häufig (und fo auch im vorl. Falle) um 
eine mit der Wirklichkeit nicht im Einklang ſtehende reine Fiktion 
handeln. Die Erwägungen, auf Grund deren die Entſch. KGJ. 31, 
4 206 das Einſpruchsrecht der OHG. verneint (vgl. z. B. auch Schle⸗ 
gelberger, 36G., 8 133 Anm. 3), können nicht als durchgreifend. 
erachtet werden. Es iſt auch nicht angängig, das Beſchwerderecht in 
der hier maßgeblichen Beziehung anders zu behandeln als das Ein⸗ 
ſpruchsrecht (vgl. KJ. 31, A 206, 210 unten). 


(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 4. Okt. 1934, 1b X 393/34.) (Sch. 
* 


„ 35. 8139 F G.; 88 262 a, 266, 299 H B. 88 1, 2 der 
. Durchf. z. Nov. v. 19. Sept. 1931 v. 8. Juni 1934 
Se. 1, 491).“ Die Beſchw. gegen die Feſtſetzung einer 
lad nungsſtrafe iſt auch noch nach deren Bezahlung zu⸗ 
äſſig. Die Vorſchrift des g 262 HB. über die Pflicht. 
prüfung des Jahresabſchluſſes und des Geſchäftsberichts 
der AktG. ift während der Liquidation nicht anwendbar. 


Das Regiſtergericht hat dem Liquidator der Tr.⸗AG. in Liqui⸗ 
dation aufgegeben, innerhalb 2 Wochen bei Vermeidung einer Ord⸗ 
nungsſtrafe von 50 RAM der Verpflichtung nachzukommen, die Be⸗ 
tellung eines Bilanzprüfers bei Gericht zu beantragen bzw. ſofort 
eine Generalverfammlung zu deſſen Beſtellung einzuberufen oder das 
nterlaſſen durch Einſpruch gegen dieſe Verfügung zu rechtfertigen. 
N vom Liquidator erhobenen Einſpruch, in dem die Auwendbar⸗ 
we der Vorſchr. des 82622 HGB. (über Bilanzprüfung) auf das 
iquidationsſtadium verneint wird, hat der Regiſterrichter als un⸗ 
egründet zurückgewieſen und die angedrohte Ordnungsſtrafe gegen 
Erf feſtgeſetzt. Die hiergegen gerichtete ſofortige Beſchw. hatte keinen 
rfolg. Der weiteren ſofortigen Beſchw. iſt ſtattgegeben worden. 


5 Zutreffend iſt das LG. davon ausgegangen, daß die ſofortige 
Beſchw. zuläſſig war, obgleich die feſtgeſetze Ordnungsſtrafe vor Ein⸗ 
dauang der ſofortigen Beſchw. bezahlt worden war. Dies folgt ſchon 
araus, daß die ſofortige Beſchw. nicht nur die Feſtſetzung der Ord⸗ 
liangsſtrafe zum Gegenſtand hat, ſondern auch die ihr zugrunde 
legende Verwerfung des Einſoruchs und daß fie insbeſ. auch darauf 
gerichtet iſt, an Stelle dieſer Verwerfung eine Entſch. herbeizuführen, 
urch welche die das Ordnungsſtrafverfahren einleitende Verfügung 
Au dehoben wird (gl. Schlegelberger, SGG. 8 139 Anm. 1 

. 8). Im übrigen wird durch die Zahlung der Ordnungsſtrafe die 
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Hauptſache nicht einmal inſoweit erledigt, als die Feſtſetzung der 
Ordnungsſtrafe in Frage ſteht; wird nämlich dieſe Feſtſetzung auf⸗ 
gehoben, ſo iſt der gezahlte Betrag zu erſtatten. 


In der Sache ſelbſt nimmt das LG. allerdings mit Recht an, 
daß § 262 a HGB. nicht ein „Anhängſel“ des 8 262 HGB. ſei, und 
daß infolgedeſſen aus der im § 299 Abſ. 2 HGB. angeordneten Unan⸗ 
wendbarkeit des § 262 HGB. auf das Liquidationsſtadium nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden könne, es ſei hier auch 8 262 4 HGB. nicht anwend⸗ 
bar. Nach 8 262 a iſt die Bilanzprüfung darauf zu richten, ob der 
Jahresabſchluß ſachgemäß aufgeſtellt iſt und mit der Inventur und 
den Geſchäftsbüchern übereinſtimmt, und ob ferner bei der Auf⸗ 
ſtellung des Jahresabſchluſſes und des Geſchäftsberichts unter Be⸗ 
rückſichtigung der Buchführung der Geſellſchaft die Vorſchr. der 
88 260, 260 a und b, 261 a bis e, 262 HGB. richtig angewandt 
find. Es handelt ſich hier alſo um die Prüfung des geſamten Jahres⸗ 
abſchluſſes und des Geſchäftsberichts, während die Vorſchrift des 
8262 HGB. lediglich die Vildung eines Reſervefonds zur Deckung 
eines aus der Bilanz ſich ergebenden Verluſtes zum Gegenſtande hat. 
8262 a könnte daher — wenn er überhaupt als „Anhängſel“ be⸗ 
zeichnet werden könnte — höchſtens als Anhängſel der ſämtlichen 
den Jahresabſchluß und den Geſchäftsbericht betreffenden Vorſchr. 
gelten, d. h. auch von ſolchen Vorſchr., die auf das Liquidations⸗ 
ſtadium anwendbar ſind. 


Den weiteren Darlegungen des Beſchwäß. Kann jedoch nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. Das BeſchwGß. führt aus: Als Hauptbeweismittel 
für die Verneinung der Frage werde im Schrifttum angeführt, daß 
die Liquidationsbilanz nicht eine Gewinn⸗ und Verluſtermittlung 
wie die Bilanz der tätigen (aktiven) Geſellſchaften, ſondern eine Ge⸗ 
winnverteilung bezwecke und vorbereite. Es ſei nicht einzuſehen, daß 
dieſe Begr. gegen die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Prü⸗ 
fung von Liquidationsbilanzen ſpreche. Die Verteilung des Ver⸗ 
mögens ſei für die Aktionäre und die Gläubiger der Geſellſchaft 
wichtiger, zum mindeſten obenſo wichtig wie die Verteilung des 
Jahresgewinnes. Aktionäre und Gläubiger Hätten ein dringendes 
Intereſſe daran, daß gerade die Vermögensverteilung in einwand⸗ 
freier Weiſe vorbereitet werde und die Organe der Geſellſchaft bei 
dieſer Vorbereitung durch eine unabhängige Stelle übe prüft wilrden. 
Die Praxis habe beiſpielsweiſe gezeigt, daß von den Liquidatoren 
einzelne Aktivpoſten der Bilanz, trotzdem ſie verteilungsreif ſeien, 
noch länger feſtgehalten würden, und andererſeits, daß noch nicht 
verteilungsreife Poſten verteilt worden ſeien. Solche Mißgriffe den 
Liquidatoren könnten am eheſten durch Bilanzprüfungen verhindert 
werden. Es ſei in dieſem Zuſammenhange zu beachten, daß Liqui⸗ 
dationen ſich oft über Jahre hindurch hinzögen. Wenn das Geſetz 
die Nachprüfung geſunder tätiger AktG. für erforderlich halte, jo 
beſtehe dieſe Notwendigkeit noch eher bei den Bilanzen in Liqui⸗ 
dation befindlicher Geſellſchaften, deren Liquidation oft darin ihre 
Urſache habe, daß die Geſellſchaft innerlich „krank“ ſei. 

Dieſe Erwägungen ſind ſehr beachtlich, ſoweit ſie die Frage 
betreffen. ob es zweckmäßig iſt, daß auch im Liquidationsſtadium 
eine Pflichtprüfung ſtattfindet. Im Schrifttum wird aber zur Begr. 
der vom LG. abgelehnten Auffaſſung nicht geltend gemacht, die Er⸗ 
ſtrechung der Pflichtprüfung auf das Liquidationsſtadium jet nicht 
zweckmäßig. Es wird vielmehr darauf hingewieſen, daß den Haupt⸗ 
gegenſtand der Pflichtprüfung die Innehaltung von ſolchen Vorſchr. 
bilde, die auf die beſonderen Bilanzen des Liquidationsſtadiums nach 
8 299 HGB. nicht anwendbar ſeien (Horrwitz⸗Ullmann, Komm. 
zum neuen Aktienrecht S. 167). In ähnlichem Sinne äußern ſich zu 
dieſer Frage Schlegelberger-Quaſſowski⸗Schmölder (BO. über 
Aktienrecht, 1932, S. 272 f.). Dieſer Geſichtspunkt, dem eine gewiſſe, 
wenn auch nicht ausſchlaggebende Bedeutung zuzuſprechen iſt, ſtellt 
nicht — wie das LG. meint — das Hauptbeweismittel der im Schrift⸗ 
tum herrſchenden Lehre dar. So betonen insbeſ. Schlegelberger⸗ 
Quaſſowski⸗Schmölder a. a. O. S. 273, wichtiger ſei ein 
weiterer Geſichtspunkt: Die Pflichtprüfung verurſache regelmäßig 
nicht unerhebliche Koſten. Es ſei ſehr wohl denkbar, daß dieſe Koſten 
in vielen Fällen außer jedem Verhältnis zu dem im Liquidations⸗ 
ſtadium noch vorhandenen Vermögen ſtänden. In ſolchen Fällen 
würde unter Umſtänden die Durchführung der Pflichtprüfung, die 
doch in erſter Linie dem Intereſſe der Aktionäre und Gläubiger zu 
dienen beſtimmt ſei, gegen deren Intereſſe 7 können. Dies 
könne unmöglich die Abſicht des Geſetzes fein. Das VG. meint hierzu, 
den von ihm angeſtellten, oben wiedergegebenen Erwägungen gegen⸗ 
über müſſe die Koſtenfrage zurücktreten. In Wahrheit darf jedoch 
nicht gefragt werden, welche Erwägungen nach der Auffaſſung des 
Gerichts zurücktreten müſſen; es muß vielmehr geprüft werden, 
welchen Erwägungen nach dem Sinne des Geſetzes die maßgebende 
Bedeutung zukommt. Gerade der von Schlegelberger⸗Quaſ⸗ 
ſowski⸗Schmölder in den Vordergrund geſtellte Koſtengeſichts⸗ 
punkt zeigt nun zunächſt, daß es überaus beachtliche Erwägungen 
geben kann, um deretwillen die Abſicht des Geſetzes dahin gegangen 
ſein mag, trotz Berückſichtigung der gewichtigen Gründe, die für die 
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Erſtreckung der Pflichtprüfung auf das Liquidationsſtadium ſprechen, 
von einer ſolchen Erſtreckung Abſtand zu nehmen. Die Frage muß 
daher dahin geſtellt werden, ob Anhaltspunkte dafür vorhanden 
ſind, daß tatſächlich die Abſicht des Geſetzes die ſoeben bezeichnete 
Richtung gehabt hat. Es zeigt ſich, daß mehrere ſolche Anhaltspunkte 
vorhanden ſind, die in ihrer Geſamtheit zu der Annahme zwingen, 
daß 82624 HGB. nicht auf das Liquidationsſtadium zu erſtrecken iſt. 

Zunächſt ſcheint allerdings die allgemeine Beſt. des § 294 Abſ. 2 
HGB., nach der grundſätzlich bis zur Beendigung der Liquidation 
„die Vorſchr. der vorausgehenden Titel“ zur Anwendung kommen, 
für den Standpunkt des LG. zu ſprechen. Dem ſteht jedoch die 
Sonderbeſt. des § 299 Abſ. 2 HGB. entgegen. Dieſe Vorſchr. zeigt, 
daß gerade für das Gebiet der Bilanzen (88 260-265) und der 
Prüfung pon Geſchäftsvorgängen (88 266—267) eine ausdrückliche 
und erſchöpfende Klarſtellung der Frage, inwieweit „die Vorſchr. der 
vorausgehenden Titel“ zur Anwendung kommen, geboten erſchien. 
Iſt aber dies der Standpunkt des Geſetzgebers, ſo ſpricht bei der 
Beſonderheit des $ 262 a HGB. das Fehlen einer ausdrücklichen 
Beſt. für das Liquidationsſtadium nicht gegen, ſondern für die 
herrſchende Auffaſſung. Es kommt hinzu, daß es jedenfalls nahe⸗ 
gelegen hatte, für die Liquidationseröffnungsbilanz eine ausdrück⸗ 
liche Regelung zu treffen, wenn § 262 a HGB. auch für das Liqui⸗ 
dationsverfahren hätte gelten ſollen; denn 8 262 a HGB. behandelt 
nur Jahresabſchlüſſe; es iſt aber nicht einzuſehen, warum die Liqui⸗ 
dationseröffnungsbilanz anders als die Liquidationsjahresbilanz be⸗ 
handelt werden ſollte, wie das Regiſtergericht annimmt (ogl. Schle⸗ 
gelberger⸗-Quaſſowski-Schmölder a. a. O. S. 273). 

Wichtiger als der ſoeben erörterte Geſichtspunkt ſind zwei wei⸗ 
tere Umſtände. In § 185 Abſ. 2 des Entwurfs II eines Geſetzes über 
AktG. und Kommef. a. A. iſt für das Liquidationsſtadium aus⸗ 
drücklich vorgeſehen, daß die dem § 262 a entſprechende Vorſchr. über 
die Prüfung des Jahresabſchluſſes — Entwurf II 8 120 — außer 
Anwendung bleibt (vgl. den Abdruck bei Schlegelberger⸗Quaſ⸗ 
ſowski⸗Schmölder a. a. O. S. 474). Schon dies zeigt, welcher 
der einander entgegenſtehenden, oben wiedergegebenen Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen die für die Faſſung des Geſetzes maßgebenden Perſönlich⸗ 
keiten die ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen haben. 8 185 Abſ. 2 
des Entw. II muß aber im Zuſammenhalt mit 88 1, 2 der 7. DurchfVO. 
v. 8. Juni 1934 (RG Bl. I, 491) berückſichtigt werden. Dieſe VO. 
iſt erlaſſen worden, nachdem bereits ſtreitig geworden war, ob 
§ 262 a HGB. auch auf das Liquidationsſtadium zu beziehen iſt. Sie 
beſtimmt, daß dann, wenn die Generalverſammlung bis zum Ab⸗ 
lauf des Geſchäftsjahres Bilanzprüfer nicht gewählt hat, der „Vor⸗ 
ſtand“ die Beſtellung von Bilanzprüfern bei dem Gericht des Sitzes 
der Geſellſchaft zu beantragen hat ($1 Abſ. 1), und daß dies Ge- 
richt die „Mitglieder des Vorſtandes“ zur Befolgung der Vorſchr. 
des § 1 Abſ. 1 (und des § 262d HGB.) durch Ordnungsſtrafen an⸗ 
ee en hat. Es darf bei dem damaligen Stand der Literatur als 
ſicher gelten, daß dann, wenn 8262 a HGB. nach der Auffaſſung des 
RIM. auch für das Liquidationsſtadium gelten würde, in dieſer VO. 
v. 8. Juni 1934 neben dem Vorſtand die Liquidatoren genannt worden 
wären, zumal bei Berückſichtigung des $ 185 Abſ. 2 Entw. II (vgl. 
auch z. B. die Faſſung des § 19 HGB.). Der Faſſung des Art. 8 
Abf. 2 der 1. DurchfVO. v. 15. Dez. 1931 (RGBl. I, 760), in dem 
gleichfalls nur der Vorſtand und nicht auch die Liquidatoren ge- 
nannt ſind, iſt mit Rückſicht auf den Zeitpunkt dieſer BO. nicht 
die gleiche Bedeutung beizumeſſen; immerhin kann auch dieſe Beſt. 
zur Unterſtützung der herrſchenden Auffaſſung herangezogen werden 
(ogl. im übrigen auch — hinſichtlich der Genoſſenſchaft — IFG. 11, 
162 ſowie die ausdrückliche Beſt. des Art. J 8 64 b Gef. z. Anderung 
des GenG. v. 30. Okt. 1934 (RGBl. I, 1077). 

Jedenfalls muß — wie bereits betont — aus einem Zufammen- 
halt der ſämtlichen, für die herrſchende Auffaſſung hier angeführten 
Geſichtspunkte geſchloſſen werden, daß dieſe Auffaſſung der Abſicht 
des Geſetzes entſpricht. 

Es kann auch nicht zur Entkräftung dieſer Auffaſſung auf 
die Anderung des 5266 HGB. hingewieſen werden. Denn nach der 
dem Geſetz zugrunde liegenden Auffaſſung mag die Aufſtellung der 
Bilanz als ein „Vorgang“ der Geſchäftsführung anzuſehen ſein, ſo 
daß nach dieſer Auffaſſung auch jetzt noch auf Grund des 8 206 
HGB. eine Bilanznachprüfung dadurch erreicht werden Kann, daß 
beſtimmte Vorgänge bei der Bilanzaufſtellung als Gegenſtand des 
Prüfungsbegehrens bezeichnet werden (vgl. Schlegelberger⸗ 
Quaſſowski⸗Schmölder a. a. O. S. 337). Es kann hiernach 
nicht der Annahme von Schlegelberger⸗QAuaſſowski⸗ 
Schmölder (ebd.) entgegengetreten werden, daß das Geſetz die neue 
Faſſung des 8 266 HGB. auch für das Liquidationsſtadium als aus⸗ 
reichend angeſehen habe, weil die Geſchäftsführung der Liquidatoren, 
auch ſoweit ſie ſich auf die Aufſtellung einer Liquidationsbilanz be⸗ 
ziehe, gegebenenfalls einer Sonderprüfung nach den §8 266, 267 HGB. 
unterworfen werden könne. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 21. März 1935, 1 WX 157/35.) 
Sch. 


36. 53 142, 144, 16 FGG. Eine Löſchung im Handels⸗ 
regiſter, die gemäß SS 142 ff. F GG. mangels Erhebung des 
Widerſpruchs erfolgt iſt, kann nicht wegen Fehlens eines 
materiellen Löſchungsgrundes, ſondern nur wegen eines 
weſentlichen Verfahrensmangels beſeitigt werden. Die un 
richtige Datierung der Zuſtellungsurkunde macht die Zu” 
ſtellung (der Benachrichtigung von der Löſchungsabſicht) 
nicht unwirkſam, wenn ſich das richtige Datum anderweil 
urkundlich feſtſtellen läßt. 


Wie der Senat bereits in ſeiner Entſch. v. 17. Nov. 1922 
(336. 1, 260) ausgeſprochen hat, kann eine Löſchung im Han⸗ 
delsregiſter, die gem. §§ 142 ff. FGG. mangels Erhebung des 
Widerſpruchs erfolgt iſt, nicht wegen Fehlens eines materiellen 
Löſchungsgrundes — im Wege eines neuen Löſchungsverfahrens 
— beſeitigt werden. Zur Geltendmachung von Einwendungen 
gegen die Löſchung iſt der Widerſpruch beſtimmt. Iſt ein ſolcher 
nicht erhoben, jo „darf“ die Löſchung erfolgen. Ihre Unzuläſſigkeit 
kann daher nicht daraus hergeleitet werden, daß ein materieller 
Löſchungsgrund gefehlt habe. Die Einleitung eines neuen Lö— 
ſchungsverfahrens — zwecks Beſeitigung der von Amts wegen cr 
folgten Löſchung — kann vielmehr nur damit begründet werden, 
daß das erſte Löſchungsverfahren an einem weſentlichen verfah⸗ 
rensrechtlichen Mangel gelitten habe; nur in einem ſolchen Falle 
iſt die erfolgte Löſchung „wegen Mangels einer weſentlichen Vor⸗ 
ausſetzung unzuläſſig“. Als Beiſpiele von verfahrensrechtlichen 
Mängeln, die hier in Frage kommen, nennt der erwähnte Beſchlu 
eine dem Geſetz nicht entſprechende en und den Nicht⸗ 
ablauf der Friſt bei Vornahme der Löſchung. 


Im vorl. Falle leidet das Verfahren, das zur Löſchung ge⸗ 
führt hat, nicht an einem weſentlichen verfahrensrechtlichen Man; 
gel. Die Vfg. v. 26. April 1934 ift zwar nach dem Wortlaut der 
Zuſtellungsurkunde erſt am 30. „Mai“ 1934 zugeſtellt worden, 
Wäre dieſe Angabe richtig, dann wäre die am 10. Aug. 1934 
erfolgte Löſchung vor Ablauf der dreimonatigen Friſt erfolgt, und 
die Eingabe v. 15./16. Aug. 1934 konnte als ein rechtzeitiger 
Widerſpruch angeſehen werden. Tatſächlich handelt es ſich aber 
bei der Angabe des Monats „Mai“ um einen Schreibfehler. Die 
Vfg. v. 26. April 1934 iſt laut Aktenvermerk am 28. April 1934 
zur Poſt gegeben worden und laut Poſtſtempel am 30. April 1934 
vollzogen zurückgeſandt worden. Ferner befindet ſich hinter dem 
Datum der Zuſtellungsurkunde ein Aktenvermerk v. „2. Mai 1934“, 
der darauf hinweiſt, daß wohl der 30. April gemeint ſei. Die Zu 
ſtellung kann ſomit nicht am 30. Mai 1934 ſtattgefunden haben. 
Vielmehr handelt es ſich um eine auf einem offenſichtlichen Schreib⸗ 
fehler beruhende, „unrichtige Beurkundung“, die „durch anderweite 
Beweiſe aufgeklärt und berichtigt“ wird und daher die Zuſtellung 
ſelbſt grundſätzlich nicht ihrer Rechtswirkſamkeit beraubt (ogl. hier” 
zu z. B. RG. 17, 405, 413 f. 51, 163, 164; 109, 267 f. JW. 
1925, 758; 124, 27; 133, 369 = JW. 1932, 653; 1930, 3310 = 
HöHHENRNIpr. 30, 1861; LZ. 32, 680; Stein⸗Jonas, ABO 
§ 190 Ja. E.; Baumbach, 3PO., § 191 Anm. 3). Der Man⸗ 
gel der Zuſtellungsurkunde muß auch bei Berücksichtigung des 
Zwecks des § 16 FG. als unweſentlich im Sinne der obigen 
Ausführungen erachtet werden: entſcheidend iſt, daß die Tatſache 
der Zuſtellung — abgeſehen von ihrem Zeitpunkt — durch die 
Zuſtellungsurkunde ſelbſt bewieſen wird, und daß ſich der Ablauf 
der dreimonatigen Friſt bei Vornahme der Löſchung aus den in 
den Akten enthaltenen amtlichen Vermerken einwandfrei ergibt. 
Der Fehler der Urkunde ift ſomit „nach feiner konkreten Beden 
tung unweſentlich“, und der Zweck der Zuſtellung, die bergabe 
des Schriftſtücks, iſt vollſtändig und rechtzeitig erreicht (ogl. RO 
133, 369 = 3%. 1932, 653). § 142 FGG. iſt hiernach nicht an 
wendbar. Die weitere Beſchw. iſt ſomit nicht begründet. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 17. Jan. 1935, 1b X 601,34) Sch. 
* 
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Nang 575, 88, 124, 91 Ab 2 3d. 81 Arm Anw.; § 50 
AchebO.; 8 628 BGB. Der Arm Anw., der den Wechſel in 
der Perſon des Arm Anw. verſchuldet, kann dadurch ſein 
zeitreibungsrecht aus 8 124 30. inſoweit verlieren, als 
es für feinen Nachfolger erwächſt. f) 
8 „Urſprünglich war RA. T. der Kl. als ArmAnw. für die 
er Inſt. beigeordnet worden. Auf Grund von Differenzen, die 
zwiſchen ihm und ſeiner Partei im Laufe des Rechtsſtreits ent⸗ 
ſtanden waren, haben ſowohl RA. T. ſelbſt als auch die Kl. be⸗ 
antragt, RA. T. als Arm Anw. zu entlaſſen und der Kl. einen 
anderen Anwalt beizuordnen. Nachdem das KG. zunächſt ſeinen 
rüheren Beſchluß dahin geändert hatte, daß der Kl., weil ſie 
zum Teil zur Tragung der Koſten in der Lage ſei, das Armen⸗ 
dacht nur noch wegen der Gerichtskoſten bewilligt würde, iſt ihr 
En doch auch wegen der Anwaltsgebühren das Armenrecht be⸗ 
illigt und RA. E. als Pflichtanwalt beigeordnet worden. 
n Nach rechtskräftiger Beendigung des Prozeſſes haben nun⸗ 
niehr beide Arm Anw. die Feſtſetzung ihrer Armenanwaltskoſten 
aus § 124 ZPO. gegen die unterlegene Partei beantragt. Dem 
Antrag des Rel. T. iſt durch Beſchl. v. 28. Jan. 1935 in vollem 
dunfange entſprochen worden. Für RA. E. hat dagegen der UrkB. 
urch Beſchl. v. 6. Febr. 1935 nur die weitere Verhandlungs⸗ 
gebühr feſtgeſetzt, im übrigen aber das Geſuch zurückgewieſen, weil 
eine Notwendigkeit des Anwaltswechſels nicht dargetan ſei. 
. Gegen den erſten Beſchl. v. 28. Jan. 1935 hat der Bekl. Er⸗ 
zanerung eingelegt mit der Begr., daß von ihm keinesfalls die 
Noften zweier Anwälte der Kl. zu erſtatten ſeien, und daß des⸗ 
di. b mindeſtens, jo lange zu befürchten ſei, daß auch für RA. E. 
it vollen Anwaltskoſten feſtgeſetzt würden, die endgültige Entſch. 
n er den Feſtſetzungsantrag des RA. T. auszuſetzen ſei. Das LO. 
hat durch den jetzt angefochtenen Beſchluß die Erinnerung mit der 
Ser. zurückgewieſen, daß für RA. T. als erſten Anwalt auf jeden 
sell die in feiner Perſon verdienten Gebühren feſtzuſetzen ſeien 
nd Einwendungen aus der Feſtſetzung für RA. E. dagegen nicht 
ergeleitet werden könnten. 


tet 
eine eigenen Koſten in Frage kommen, betriebenes Koſtenfeſt⸗ 


dete, Koſtenrechtſprechung 1934 Nr. 170 = JW. 1935, 798 25). 
jo bat zwar der Senat in feiner grundſätzlichen Entſch. vom 
100 Nov. 1929 (Gaedeke, Koſtenrechtſprechung Nr. 172 = JW. 
R 75 798 21) ausgeſprochen, daß der Anſpruch des ArmAnw. aus 
much RO. durch einen Wechſel in der Perſon des Arm Anw. 
micht berührt werde, und daß der ArmAnw. durch den Umſtand, 
wed an feiner Stelle ſpäter ein anderer Arm Anw. beſtellt wird, 
Be feinen Anſpruch an die Staatskaſſe, noch ſein Recht aus 
ar ZPO. verliert. Dieſe Entſch. ſteht aber nur ſcheinbar in 
die iſſem Widerſpruch zu den ſoeben dargelegten Grundſätzen über 
Se Koſtenerſtattung beim Anwaltswechſel. Denn ſie geht davon 
ans daß die Grundlage für beides, nämlich der Gebühren⸗ 
ri bruch an die Partei ſelbſt durch den Anwaltswechſel nicht be⸗ 
rt worden iſt. Nur für dieſen Fall und unter dieſer Voraus⸗ 
ung bleiben die erwähnten Rechte des ausſcheidenden Arm Anw. 
angetaſtet und erleiden durch die Rechte des neu eintretenden 
1 ln. keinerlei Beeinträchtigung. Denn daß u. U. für dieſen 
b 10 eren ſein Gebührenanſpruch gegen die Partei und damit gegen 
ſandstaakskaſſe infolge der bereits für den erſten Arm Anw. ent⸗ 
ſich enen Gebühren gewiſſe Einſchränkungen erleiden kann, wirkt 
. ar die Rechte des erſten ArmAni. nicht aus. 
jung In denjenigen Fällen jedoch, in denen infolge der Beſtel⸗ 
9 des zweiten ArmAniv. der Gebührenanſpruch des ausſchei⸗ 
3775 Anwalts in Mitleidenſchaft gezogen wird, kann die Aus⸗ 
— ung auf deſſen Erſatzanſpruch an die Staatskaſſe und auf 
cher Jeſtſetzungsrecht aus 8 124 350. nicht ausbleiben. Ein ſol⸗ 
Aena iſt nach der Rſpr. des Senats dann gegeben, wenn der 
freien fein Mandat freiwillig niedergelegt — z. B. infolge 
liert illiger Aufgabe der Zulaſſung zur Anwaltſchaft —. Er ver⸗ 
tei dann inſoweit ſeinen Gebührenanſpruch gegenuber der Par⸗ 
und damit auch an die Staatskaſſe, als dieſelben Gebühren für 


den neu zu beſtellenden Arm Anw. entſtehen (Entſch. v. 19. Sept. 
1934 bei Gaedeke Nr. 354 = JW. 1934, 2496 13), Die Rechts⸗ 
lage iſt aber dieſelbe, wenn der Arm Anw. feine Entlaſſung als 
Arm Anw., d. h. die vorzeitige Beendigung feines Mandats durch 
ſein Verhalten verſchuldet. Denn hier greifen dieſelben rechtlichen 
Erwägungen Platz wie vorher. Nach $ 50 RAGebO, auf welche 
§ 1 Arm Anw. verweiſt, i. Verb. m. $ 628 BOB. ſteht dent 
Arm Anw. ein Anſpruch auf Vergütung für feine Tätigkeit inſo⸗ 
weit nicht zu, als ſeine bisherigen Dienſte für ſeine Partei kein 
Intereſſe haben. Das trifft inſoweit zu, als die Partei dem neu 
eintretenden Anwalt gegenüber zur nochmaligen Zahlung derſelben 
Gebühren — wozu regelmäßig ohne weiteres die Prozeßgebühr 
gehört — verpflichtet iſt. Das hat der Senat für den Fall des 
freiwilligen Ausſcheidens des Wahl anwalts (wegen Aufgabe der 
Zulaſſung) bereits anerkannt (vgl. Entſch. v. 21. April 1934; 
Gaedeke Nr. 156 = JW. 1934, 21701). Ob aber die — 
vorzeitige — Beendigung des Auftrags des Anwalts durch frei⸗ 
willige Aufgabe oder durch unbegründete Kündigung (fo Entſch. 
v. 1. März 1933 bei Gaedeke Nr. 155), ob von einem Wahl⸗ 
anwalt oder von einem Arm Anw. verurſacht worden iſt, macht für 
die rechtliche Beurteilung keinen Unterſchied. Entſcheidend iſt 
allein, ob ein vom Anwalt zu vertretendes Verhalten vorliegt. 


Die Auffaſſung, als ob durch die Tatſache der Beiordnung 
dem Arm Anw. nun auch unbedingt im Falle des Obſiegens ſeiner 
Partei ein Recht aus § 124 ZPO. verbrieft wäre, trifft daher 
nach dem Dargelegten ebenſo wenig zu, wie es richtig iſt, daß 
im Falle des § 124 ZPO. die Frage des Anwaltswechſels und 
ſeine Notwendigkeit nicht zu prüfen iſt. 

Betrachtet man unter den angegebenen Geſichtspunkten den 
zur Entjch. ſtehenden Fall, jo ergibt ſich folgendes: RA. T. hatte 
im erſten Verhandlungstermin darauf hingewieſen, daß in einer 
Gebührenklage, die er ſelbſt gegen die Kl. erhoben habe, dieſe ein⸗ 
gewendet habe, geiſteskrank zu ſein. Er hat hinzugefügt, daß er 
Bedenken habe, ob das Gericht an einer Prüfung der Prozeßfähig⸗ 
keit der Kl. vorbeigehen könne, daß allerdings ſeine perſönliche 
Anſicht dahin gehe, daß Bedenken gegen die Prozeßfähigkeit der 
Kl. nicht beſtünden. Nach den eigenen ſpäteren Mitteilungen des 
RA. T. find die Differenzen zwiſchen ihm und der Kl., die ſchließ⸗ 
lich zu der Beſtellung eines anderen Arm Anw. an ſeiner Stelle 
geführt haben, aus dieſer ſeiner Mitteilung an das Gericht heraus 
entſtanden. Die Kl. hat ihm vorgeworfen, daß er Schuld daran ſei, 
wenn ſie den Prozeß verlieren werde, denn er hätte dem KG. 
von ihrem Einwand der Nichtgeſchäftsfähigkeit im Gebührenpro⸗ 
zeß keine Mitteilung machen dürfen. Der Senat muß dieſer Auf- 
faſſung der Kl. beitreten. Der Anwalt, deſſen Verhältnis zu ſei 
ner Partei — und das gilt auch für den beigeordneten Pflicht⸗ 
anwalt — eine beſondere Treupflicht mit ſich bringt (zu vgl. ins⸗ 
beſ. RG. 113, 269 = JW. 1926, 2086), darf unter keinen Um⸗ 
ſtänden ohne zwingende, entweder im allgemeinen Intereſſe der 
Rechtspflege oder im beſonderen Intereſſe ſeiner eigenen Partei 
liegende Gründe Tatſachen vorbringen, die geeignet ſein können, 
ſeiner Partei zu ſchaden und die darüber hinaus fogar erkennen 
laſſen, daß ſie nur aus einer perſönlichen Einſtellung des An⸗ 
walts gegen die Partei geltend gemacht werden, ohne ſachlich für 
die zu treffende Entſch. irgendwie von Bedeutung oder gar der 
Partei nützlich zu ſein. RA. T. hat auch ſelbſt den Einwand 
des Kl. nicht für ſtichhaltig angeſehen, iſt ſich alſo bewußt ge: 
weſen, hier ohne genügenden Grund die Rechtsſtellung der Kl. 
möglicherweiſe ſchadigende Angaben zu machen. Ein ſolches Ver⸗ 
halten des Anwalts ſtellt ſich als ſchuldhafte Verletzung ſeiner 
Vertragspflichten der Partei gegenüber dar. Mag ſelbſt daraufhin 
die Kl. ſich dem Anwalt gegenüber ungebührlich benommen haben, 
fo ift dieſes Verhalten doch nur durch das ſachwidrige Vorgehen 
des RA. T. verurſacht worden und ändert nichts an der Taljache, 
daß die aus dieſer Geſamtſituation heraus erforderlich gewordene 
Beiordnung eines anderen ArmAnw. an Stelle des RA. T. von 
dieſem verſchuldet worden iſt. 

Die vorzeitige Beendigung des Mandats ift alſo von RA. T. 
verſchuldet worden. Da nun ſämtliche für RA. T. entſtandenen 
Koſten auch für ſeinen Nachfolger, RA. E., nochmals entſtanden 
find, hat RA. T. inſoweit feinen Bergütungsanfpruch an die arme 
Partei, damit aber auch fein Recht aus § 124 ZPO. dem unter⸗ 
legenen Bekl. gegenüber verloren, ſo daß die zu ſeinen Gunſten 
getroffene Koſtenfeſtſetzung nicht aufrechterhalten werden konnte. 


Demgemäß mußten ſowohl der angefochtene Beſchluß als 
auch der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 28. Jau. 1935 aufgehoben 
und der Feſtſetzungsantrag des RA. T. zurückgewieſen werden. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 16. März 1935, 20 W 1671/35.) 
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Anmerkung: Der obenſtehende Beſchluß gibt zu Bedenken in 
mehrfacher Hinſicht Anlaß. 

1. Aus dem prozeſſualen Recht der obſiegenden Partei auf 
Koſtenerſatz gegen die im Rechtsſtreit unterlegene Partei ver⸗ 
ſelbſtändigt § 124 ZPO. zugunſten des beigeordneten Arm⸗ 
Anw. — wie des beigeordneten GVollz. — das Recht, ſeine Ge⸗ 
bühren und Auslagen von dem in die Prozeßkoſten verurteilten 
Gegner beizutreiben. Geſchützt iſt dieſes Recht dadurch, daß ihm 
gegenüber § 124 Abi. 2 ZPO. Einreden des unterlegenen Geg⸗ 
ners aus der Perſon der armen Partei ausſchließt — daher auch 
grundſätzlich die arme Partei weder durch Verfügung noch durch 
Vereinbarung mit dem Gegner in dies Recht eingreifen kann — 
und nur die Durchführung einer in der gleichen Koſtenentſchei⸗ 
dung ausgeſprochenen Koſtenverteilung zuläßt. Da das Beitrei⸗ 
bungsrecht des Arm Anw. gewährt wird, damit es ausgeübt wer⸗ 
den kann, beinhaltet es zugleich das Recht des Arm Anw., den An⸗ 
trag auf Koſtenfeſtſetzung — als Vorſtufe der Beitreibung — 
ſelbſtändig auf den eigenen Namen zu ſtellen. 

Das Beitreibungsrecht des Arm Anw., feine Durchführung 
und ſein Verhältnis zu dem Koſtenerſtattungsanſpruch der Par⸗ 
tei ſelbſt bietet manche Schwierigkeiten, denen die Praxis mit 
verſchiedenen Konſtruktionen beizukommen verſucht (vgl. JW. 
1932, 3575 ff.). Infolge ſeines Urſprungs aus dem Recht der 
Partei gegen den unterlegenen Gegner iſt es auch ſeinem 
Umfang nach abhängig von der Regelung, die die Koſten⸗ 
folge in dieſer Hinſicht in der ZPO. erfahren hat. Welche Koſten 
der unterlegene Gegner insgeſamt zu erſtatten hat, richtet ſich 
daher auch beim Wechſel der Arm Anw. und für deren Recht nach 
§ 91 Abſ. 2 ZPO. (ſ. a. RG. 15, 393). § 91 Abſ. 2 ZPO. be⸗ 
ſchränkt nun bekanntlich im Verhältnis zum unterlegenen Gegner 
die Erſtattungsfähigkeit der Koſten mehrerer Anwälte dahin, daß 
dieſe in ihrem über die Koſten eines Anwalts hinausgehenden Be- 
trage zu erſtatten ſind, ſoweit der Anwaltswechſel notwendig 
war. Daher entſcheidet ſich hiernach gegenüber dem Gegner auch, 
ob und inwieweit bei welchem von den mehreren Arm Anw. das 
Beitreibungsrecht entſteht. Welche Möglichkeiten von Konkurren⸗ 
en ſich hierbei praktiſch ergeben können, zeigen die Ausführungen 
Js, 1932, 3575 ff., auf die verwieſen ſein mag. 

Wird im einzelnen Fall die Erſtattungsfähigkeit der mehreren 
Koſten verneint und entſteht daher das Beitreibungsrecht für den 
einen oder anderen Arm Anw. ganz oder teilweiſe nicht — nicht 
handelt es ſich dabei um einen „Verluſt“ dieſes Rechtes, wie das 
KG. es aus Überſtreckung anderer Grundſätze (ſ. u. 2) nennt — 
fo wirkt dies auf die Anſprüche der verſchiedenen Arm Anw. gegen 
die eigene Partei wie gegen die Staatskaſſe rechtlich nicht zurück. 
Denn § 91 Abſ. 2 ZPO. bezieht ſich nur auf das Verhältnis zum 
Gegner, ebenſo 8 124 ZPO. Daher bleiben die Anſprüche des 
einzelnen ArmAnw. gegen Partei und Staatskaſſe, gleichviel wie 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren gegenüber dem Gegner die Entſch. 
aus § 91 Abſ. 2 im Einzelfalle ausfallen mag, unberührt, 
ſo daß auch die Staatskaſſe — darin nicht anders wie eine Partei 
rechtlich geſtellt, dieſer gegenüber aber im Vorteil infolge der nie⸗ 
deren Bemeſſung der Armenanwaltsgebühren — die Koſten meh⸗ 
rerer Anwälte zu zahlen hat, auch wenn ſie gegen die unterlegene 
Partei nur Anſpruch auf Erſtattung der Koſten eines Arm Anw. 
hat. Es verbleibt ihr aber das Recht auf Erſatz ſämtlicher Koſten 
nach deren Zahlung gegen die Partei ſelbſt ($ 5 ArmAnivG.). 

Im Gegenſatz zu der in der Praxis überwiegenden Aus⸗ 
legung des § 91 Abf. 2 ZPO., die zutreffenderweiſe darauf ab⸗ 
ſtellt, ob der Wechſel in der Perſon des Prozeßbevollmächtigten 
objektiv notwendig geweſen iſt, hat das KG. bereits in der 
Entſch.: IW. 1934, 2170 ſeine Auslegung des § 91 Abſ. 2 
dahin verengt, § 91 Abſ. 2 verlange als Grund des An⸗ 
waltswechſels ein ſchickſalsmäßiges, zufälliges, von der betreffen⸗ 
den Partei weder von ſich aus noch von ihr hinſichtlich ihres 
erſten Anwalts zu vertretendes Ereignis. Um ſich nicht den Vor⸗ 
wurf zuzuziehen, es vermenge unſtatthafterweiſe (vgl. Baum⸗ 
bach, ZBO., Einl. II, 8 letzter Abſ.) Prozeßrecht und materielles 
Recht und übertrage auf jenes zivilrechtliche Grundſätze des Ver⸗ 
ſchuldens und der Haftung für dieſes, erklärt zwar das KG. 
a. a. O., es lege den bürgerlich⸗rechtlichen Begriff des Verſchul⸗ 
dens nicht zugrunde, es genüge vielmehr jedes vertretbare Han⸗ 
deln in Beziehung auf den Prozeß, kommt aber im Ergebnis doch 
auf den hier unſtatthaften ziviliſtiſchen Maßſtab, insbeſ. durch die 
Beurteilung der hinter dem Anwaltswechſel liegenden Gründe, 
hinaus. Wenn überhaupt im Zivilprozeß Verſchulden irgendwo 
berückſichtigt werden kann, ſo kommt lediglich prozeſſuales Ver⸗ 
ſchulden in Frage, d. h. Verabſäumung der im Prozeß nötigen 
Sorgfalt (Baumbach a. a. O.). Da dies in § 91 Abſ. 2 nach 
deſſen Faſſung nicht anwendbar iſt, ſo zeigt ſich, daß die vom 
KG. a. a. O. ſelbſt als überwiegend bezeichnete gegenteilige Aus⸗ 
legung die richtige iſt. 

. An ſich iſt richtig, daß ein Erſtattungsanſpruch für die 
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ſo⸗ 
weit ihr felbſt gegenüber Gebührenanſprüche des Anwalts ent⸗ 
ſtanden ſind. 

Die Entſch. KG.: JW. 1934, 2170 hatte zur Frage der An 
ſprüche des Anwaltes, der ſeine Zulaſſung aufgibt, gegen ſein⸗ 
Partei keine eigene Stellung genommen, ſondern gem. § 91 Abi. © 
3 PO. für das Verhältnis zum Gegner ausgeſprochen, daß auch bei 
Bejahung des Gebührenanſpruches aus § 50 RAGGebO. die Er 
ſtattungsfähigkeit gegenüber dem Gegner mangels Notwendigker 
des Anwaltswechſels verneint werden kann. Wie der weitere Der 
lauf der Rſpr. des KG.: von JW. 1934, 2496 an bis zur Doll 
Entſch. zeigt, iſt die Nipr. des KG. darauf gerichtet, bei dem An 
waltswechſel, den das KG. nicht als „ſchickſalsmäßig bedingt“ anzu⸗ 
ſehen geneigt iſt, den Gebührenanſpruch des erſten Anwalts gegen“ 
über der Partei „untergehen“ zu laſſen — Verluſtkonſtruktion 
um damit dreierlei zu erreichen, nämlich 1. die Staatskaſſe faſt vol⸗ 
lig von einer Zahlung der Gebühren an mehrere Anwälte freizu⸗ 
halten, 2. zu beſeitigen, was ſich möglicherweiſe ſonſt ergibt, daß 
ſich die Erſatzanſprüche der Staatskaſſe, die fie durch Leiſtung ihre“ 
ſeits erhält, gegen den unterlegenen Gegner und gegen die Par 
nicht decken, während $ 5 Arm Anw. in korrekter Beachtung der 
rechtlich maßgebenden Verſchiedenheiten: $ 50 RAcgebO. einerſeits 
— 8 91 Abſ. 2 andererſeits dies in Kauf nimmt, 3. um verfab” 
rensmäßig die Grundlage zu gewinnen, bereits im Erſtattungs⸗ 
verfahren zwiſchen Arm Anw. und Staatskaſſe in dieſer Richtung 
entſcheiden zu können. Alles dies iſt rechtlich unhaltbar. 

Obwohl das KG. in der oben abgedruckten Entſch. ausſpricht, 
daß das zur Beurteilung der Gebührenanſprüche des Arman. 
maßgebende Verhältnis dasjenige zur Partei iſt, iſt keine Diele 
Entſch. — was nebenbei hervorgehoben ſein möge — über biele® 
Verhältnis im Hauptpunkt ergangen, auch nicht — entgegen de 
Anführung im obigen Beſchluß — die Entſch. KG.: JW. 1904, 
2170, ſondern nur entweder über das Verhältnis zwiſchen Arme 
Auw. und Staatskaſſe oder über das von Partei bzw. Arm Anw. 
und Gegner. % Sl 

3. Im Verhältnis des Anwalts zu feiner Partei beſtimme 
§ 50 NAGEO., daß die Koſtenanſprüche des Anwalts bei vor 
zeitiger Beendigung ſeines Auftrages gerade nicht untergehen. 
Die in § 50 RAGEHD. ſich anſchließende Faſſung: „unbeſchadet d t 
aus einem Verſchulden ſich ergebenden zivilrechtlichen Folgen“ It 
fachlich, ſprachlich wie geſetzestechniſch klar, daß es ſich bei Gel- 
tendmachung der zivilrechtlichen Folgen eines behaupteten Ver 
ſchuldens vielmehr um eine Einwendung der Partei handen 
die begrifflich die Fortdauer des Gebührenanſpruches vorausſeb 
und über die nur in einem eigenen Rechtsſtreit entſchieden werden 
kann. Das RG. hat bereits in feiner Entſch. 33, 370 ausgeflihtt 
daß infolge der brſonderen Natur des Auftrages zur Brogehflr 
rung und der öffentlich-rechtlichen Stellung des RA. die Freiwin 
ligkeit der Mandatsniederlegung durch dieſen nicht genügt, ul 
den Gebührenanſpruch des Anwalts zu befeitigen oder zu ver 
mindern. Es begründet dies insbeſ. mit folgenden, auch heutigen 
tags noch voll zutreffenden Erwägungen: „Es kann bei der 5 
teilung wie bei der Übernahme des Prozeßauftrages nicht als der 
Vertragswille der Beteiligten angeſehen werden, daß der An 
walt die Vertretung unter allen Umſtänden bis zur Beendiguſh 
der Inſtanz durchführe. Das verbietet ſich von der einen Seite 1 
durch, daß dem Anwalt auf die Dauer der Prozeßinſtanz bb 
eine beſchränkte Einwirkung zuſteht, andererſeits dadurch, 55 
ihm der Auftrag erteilt und von ihm übernommen wird wegen 
ſeiner Stellung als Anwalt beim Prozeßgericht, nicht aber um 
gekehrt mit der Verpflichtung, dieſe Stellung beizubehalten, W 
den Auftrag zu Ende führen zu können. Es kann daher auch ni 
als vertragswidriges Verhalten des Anwaltes angeſehen werden, 
wenn er aus Gründen, deren Würdigung nur feiner eigene d 
Erwägung überlaſſen bleiben kann, feine Stellung aufgibt 17 — 
deshalb die bis dahin geführten Prozeſſe unerledigt läßt, di 2 
wenigſtens ſo lange nicht, als nicht beſondere Umſtän x 
konkurrieren, welche ein Verſchulden des Anwaltes darſtellen, de 
Übernahme eines Auftrages unter Verſchweigen der ſchon n. 
ſtehenden Abſicht, die Zulaſſung aufzugeben“. Wie hier ganz Kr 
zum Ausdruck kommt, hat das RG. damit die Folgerung 1 
gezogen, daß, was ja auch ſonſt oft genug betont wird, der 
walt Organ der Rechtspflege iſt. Nicht die Aufgabe der Zulaſſaſſe, 
ſondern exit beſondere, hinzutretende Umſtände find es a u“ 
die von der Partei dem Gebührenanſpruch des Anwaltes als — 
ſchuldensbegründende Umſtände entgegengehalten werden könn 
Überdies find fie als materiellrechtliche weder ſchematiſch, 1 
können ſie ſchematiſch beurteilt und entſchieden werden. keit 

Man kann auch § 50 RAGeb O. nicht feiner Maßgebliche 
dadurch entkleiden, indem man ihn mit § 628 BGB. berbin A 
und dieſe Verbindung dann formelhaft anwendet. Denn 8 50 ar⸗ 
GebO. ift für das Vertragsverhältnis zwiſchen Anwalt und Ts. 
tei Sonderregelung an Stelle des § 628 BGB. (vgl. O 


Partei gegenüber dem unterlegenen Gegner nur gegeben iſt, 
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Düſſeldorf: 23. 1918, 654 im Anſchl. an RG. 33, 370). Erſt er 
defeitigt nämlich die Inferiorität, in die gerade $ 628 BGB. 
den Dienſtleiſtenden gegenüber ſeinem Vertragspartner trotz des 
gegenſeitigen geſteigerten Vertrauensverhältniſſes (S 627 BOB.) 
durch die ungleiche Ausgeſtaltung der beiderſeitigen Rechte bei 
einer Kündigung (ogl. § 628 Abſ. 1 S. 1 und 2 BGB.) bringt. 
Übrigens iſt auch für § 628 Abs. 1 BGB. — dort als Verluſt⸗ 
grund ausdrücklich behandelt — das Vorliegen eines wirk⸗ 
lichen Verſchuldens erforderlich, da man ſonſt zu unan⸗ 
nehmbaren Konſequenzen (Staudinger 8 628 Anm. IV 2) 
gelangt, und den Sinn der Vertrauensregelung ($ 627) wieder 
aufhebt (vgl. Staudinger 8 627 Anm. I letzter Abſ.). 
4. Der Arm Anw. ſteht in einem doppelten Rechtsverhältnis, 
in einem privatrechtlichen zur Partei und infolge des Beiordnungs⸗ 
beſchluſſes in einem öffentlich⸗rechtlichen zum Staat. Beide Ver⸗ 
hältniſſe beſtehen geſondert nebeneinander (vgl. KG.: JW. 
1935, 789 mit Anm. Bach ebenda). Die Bemeſſungsgrundlage 
ür die Gebührenanſprüche des Arm Anw. iſt in beiden Rechtsver⸗ 
ältniſſen identiſch infolge der Verweiſung, die $ 1 Arm Anw. 
hinſichtlich der Vorſchriften der RAGebO. enthält. Dadurch wird 
auch für das Verhältnis von Arm Anw. zur Staatskaſſe § 50 
RAGEHO. mit ergriffen, und zwar fo wie er iſt. Eine Inhalts⸗ 
anderung wird bei ihm nicht herbeigeführt. Die Ausführungen 
Uber feine Bedeutung in der vorangegangenen Ziffer gelten auch 
hier. Hinzu kommt: Wie das KG.: FW. 1935, 789 eingehend dar⸗ 
legt, iſt eine Weigerung der Staatskaſſe, dem Arm Anw. Gebühren 
u zahlen, nur aus zwei Gründen gerechtfertigt: einmal wenn ein 
Erſatzanſpruch für den Arm Anw. nicht entſtanden iſt, und ferner 
enn der entſtandene Anſpruch wieder untergegangen iſt. Ab⸗ 
gelehnt wird dort daher mit Recht, daß die Staatskaſſe den Ein⸗ 
wand erheben konnte, daß die Partei ſelbſt berechtigt wäre, dem 
Arm Anw. ihrerſeits Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis 
(wozu gerade $ 50 NAGEHD. gehört) entgegenzuſetzen. Wie das 
20. dort noch des näheren darlegt, beruht dies darauf, daß ſich 
as Feſtſetzungsverfahren zur Ente, ſolcher Fragen nicht eignet. 
Der Grund hierfür liegt darin, daß die Verfahren zur Koſtenfeſt⸗ 
letzung wie zur Erſtattung aus der Staatskaſſe dem Urteil an⸗ 
gehängte Verfahren ſind, und daher lediglich Verfahren mit be⸗ 
grenzter Prüfung ſind, nämlich um die Höhe der bereits in und 
durch das Verfahren bis zum Urteil beſtimmbar gewordenen 
oſten zu beſtinnmen. Iſt danach nur Nichtentſtehung bzw. Unter⸗ 
daug eines Anſpruches auf eine beſtimmte Gebühr von der Staats⸗ 
900 hier zu prüfen, fo fällt der Einwendungstatbeſtand aus 8 50 
tAcheb O. gerade nicht darunter. 
„ 5. Ebenſowenig, wie überhaupt die freiwillige Aufgabe der 
Hulaſſung an ſich „Verluſtgrund“ für die Anſprüche des Anwalts 
it, oder ein Verſchulden des Anwalts beinhaltet, ebenſowenig 
it es übrigens auch i. S. des § 628 BGB. ein Verſchulden. Hier 
wird beſonders deutlich, daß das KG. eine dem geſetzten Recht 
zuwiderlaufende Rſpr. treibt. Daß die ſog. freiwillige Aufgabe 
55 Zulaſſung durch den Anwalt kein Verſchulden darſtellt, muß 
Bi das KG. einſehen. Da es aber fein Ziel feſthält, behandelt 
> dieſes kein Verschulden enthaltende Verhalten durch Gleichſtel⸗ 
‚ung als Verſchulden (vgl. KG.: JW. 1934, 2496). Es zeigt ſich 
5 daß das KG. nicht nur Regel und Ausnahme, Inhalt 
8 Wirkung im § 50 RAGEO. umkehrt, ſondern auch noch 
KA herangezogenen § 628 BGB. zum Nachteile des Anwaltes ſei⸗ 
151 Verſchuldensmomentes entkleidet. Denn um es zu wieder⸗ 
yolen: § 628 verlangt wirkliches Verſchulden, ſonſt führt er zu 
Nannehmbaren Konſequenzen 
15 Dieſe treten denn hier auch ein. Gleichſtellung eines Verhal⸗ 
11 ohne Verſchulden mit einem verſchuldeten Verhalten iſt nicht 
Ur rechtlich ein Widerſpruch in fi, da Verſchulden und Nichtver⸗ 
5 ulden ſich ausſchließende Gegenſätze ſind, ſondern auch ein ge⸗ 
altſames Ergebnis. Daß fiskaliſche Gründe gerade an dieſer 
J. nicht zum Zuge kommen, iſt von mir in der Anmerkung: 
ſü 1935, 789 dargelegt worden. Es bleibt, daß der Anwalt 
leit eine oft jahrelange mühevolle und verantwortungsvolle Tätig⸗ 
zuw leer ausgeht. Erforderlich dürfte es noch ſein darauf hin⸗ 
. eiſen, daß die fog. freiwillige Aufgabe der Zulaſſung durch 
— Anwalt in Wirklichkeit, betrifft ſie doch die ganze Exiſtenz 
li Anwalts, abgeſehen von ſeltenen Ausnahmefällen keine wirk⸗ 
freiwillige iſt. Stellt man ſich auf den Standpunkt, daß 
ing Anwaltswechſel wegen feiner Gründe ein Verſchulden be⸗ 
anelten kann, oder jedenfalls die Konſtruktionsgrundlage fur 
e Gleichſtellung mit einem ſolchen abgibt, dann müſſen dieſe 
N wirklich und ernſthaft geprüft werden, nicht aber 
neldaft und ſchematiſch. Das wäre dann mindeſtens nobile 
e eines Gerichts gegenüber dem Anwalt als Organ der 
pe htspflege. Wer da prüft wird finden, daß die Urſache bis 
al Itene Ausnahmefälle nur eine Folgeerſcheinung der außer⸗ 
herr öhnlichen Notlage iſt, die unter den Anwälten 
rſcht, von denen bekanntlich faft zwei Drittel ihre Exiſtenz⸗ 


der 


grundlage verloren haben, daß alſo die fog. freiwillige Aufgabe 
der Zulaſſung hiernach weder eine freiwillige noch eine aus per⸗ 
ſönlichen Gründen iſt, ſondern Folge des Schickſals ihres Berufs. 

Auch aus der öffentlich⸗rechtlichen Stellung des RA. und 
feiner als Arm Anw. kann nicht gefolgert werden, daß der Arm⸗ 
Anw. dem Staat gegenüber pflichtwidrig handle, wenn er ſeine 
Zulaſſung während eines Prozeſſes aufgibt. Der Anwalt ſteht 
nicht, wie der Beamte, in einem vollen öffentlich⸗rechtlichen Pflicht⸗ 
und Treuverhältnis zum Staat. Sein Beruf iſt ein jog. ſtaatlich 
gebundener Beruf. Aber nicht einmal dort, wo — wie beim Be⸗ 
amten — das volle Treuverhältnis beſteht, begründet das vorzei⸗ 
tige Aufhören des Beamten mit der Dienſtleiſtung den Verluſt 
feiner bis dahin entſtandenen Anfprüche. Selbſt für ihn, obwohl 
ihn der Staat ſtandesgemäß beſoldet, gibt es keine entſprechende 
Pflicht zum „Ausharren“. 

6. Was ſchließlich den zur Entſch. ſtehenden Fall anlangt, fo 
kann dieſer m. E. nach den tatſächlichen Feſtſtellungen, wie ſie das 
KG. in ſeinem Beſchluß mitteilt, nicht hinreichend beurteilt wer⸗ 
den. Denn m. E. iſt nicht mit Sicherheit daraus zu entnehmen, ob 
die Bedenken, die der erſte Arm Anw. hinſichtlich der Prozeß⸗ 
fähigkeit der armen Partei in vorſichtiger Form geäußert hat, nur 
die Prozeßfähigkeit dieſer Partei im vorl. Rechtsſtreit betraf, oder 
auch den ſachlichen Streitſtoff zuungunſten der von ihm vertre⸗ 
tenen Partei berührte. Iſt nur das erſtere der Fall geweſen, ſo 
wird man m. E. auch zu einer der Beurteilung des KG. ent- 
gegengeſetzten Beurteilung des Verhaltens des Anwaltes 
gelangen können. Da ein Mangel in der Prozeßfähigkeit die Un⸗ 
wirkſamkeit jeder Prozeßhandlung dieſer Partei zur Folge hat, auch 
zur Prozeßabweiſung führt und ſelbſt ein ergehendes Urteil unter 
die Gefahr der Nichkigkeitsklage ($ 579 Ziff. 4 ZPO.) von vorn⸗ 
herein ſtellt, kann man die Außerung des erſten Anwaltes als 
noch im Rahmen der ihm als Rechtswahrer obliegenden pflicht⸗ 
gemäßen Abwägung zwiſchen den allgemeinen Intereſſen der 
Rechtspflege und dem beſonderen Intereſſe ſeiner eigenen Partei 
liegend betrachten. Wenn der Anwalt hinzugefügt hat, er be- 
trachte dieſe Bedenken ſelbſt nicht für ſtichhaltig, fo zeigt dies, daß 
er das Bedenken in möglichſt vorſichtiger Form hat äußern wollen. 
Für eine Deutung in anderer Richtung liegt — wenigſtens nach 
den zum Ausdruck gelangten tatſächlichen Sefiftellungen — kein 
hinreichender Anhalt vor. Die frühere Gebührenklage dieſes An⸗ 
walts gegen die Partei deutet nicht notwendig in dieſer anderen 
Richtung. Denn wenn von dieſer Klage her noch eine Verſtim⸗ 
mung zwiſchen Anwalt und Partei fortgedauert hätte, hätte jeden⸗ 
falls der Anwalt, wenn nicht auch ſchon die arme Partei, vor 
Beginn einer Tätigkeit die Beſtellung eines anderen Anwaltes als 


Arm Anw. veranlaßt. 
NA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 
* 
Naumburg 


38. § 50 RAGeb O.; 8 628 BGB. Die erſtere Vorſchrift 
gilt auch für das Verhältnis zwiſchen Staatskaſſe und 
Arm Anw. Auch freiwilliges Ausſcheiden aus der Anwalt⸗ 
ſchaft und eine darauf beruhende Mandatskündigung durch 
den Anwalt läßt in aller Regel den Anſpruch des Arm Anw. 
auf bereits entſtandene Gebühren unberührt. Fortfall des 
Intereſſes an der bisherigen Leiſtung des Arm Anw. i. S. 
des § 628 Abſ. 1 Satz 2 kann jedenfalls dann nicht als 
durch die Mandatskündigung hervorgerufen angeſehen 
werden, wenn die bisherige Tätigkeit des Arm Anw. den 
Sachverhalt ſoweit geklärt hatte, daß die Rechtsverfolgung 
völlig ausſichts los erſchien und daher die Beſtellung eines 
neuen Arm Anw. nicht erfolgen durfte. f) 


Der frühere RA. Dr. B. in X. war dem Kl. durch Beſchl. des 
OG. in K. v. 4. Mai 1932 als Arm Anw. beigeordnet worden. Dr. B. 
iſt kurz vor Beendigung des Rechtsſtreits, als durch zwei eingehende 
eidliche Gutachten namhafter Psychiater für den Kl. die Ausſichts⸗ 
loſigkeit feiner auf 81569 BGB. geſtützten Scheidungsklage feſtſtand 
und die Klage, wie dann auch geſchehen, im nächſten Termin ab⸗ 
gewieſen werden mußte, aus der Anwaltſchaft freiwillig ausgeſchieden, 
weil er als nichtariſcher Anwalt durch die politiſche Umwälzung und 
den dadurch bedingten kataſtrophalen Rückgang der Praxis ſich dazu 
gezwungen ſah. Durch Koſtenfeſtſetzungsbeſchl. v. 10. Nov. 1933 ſind 
die ihm aus der Staatskaſſe zu erftattenden Gebühren auf 77,80 AM 
feſtgeſezt und ausbezahlt worden. An Stelle des Dr. B. wurde nun⸗ 
mehr dem Kl. ein zweiter Arm Anw. beigeordnet, deſſen Koſten auf 
51,40 RM feſtgeſetzt find. Auf Erinnerung der Staatskaſſe ſetzte der 
Urk®. der Geſchäftsſtelle bie Gebühren und Auslagen des Dr. B. nen 
auf 26,80 AM ſeſt und brachte hierbei die dem zweiten Arm Anw. an⸗ 
gefallenen Gebühren und Auslagen mit der Begr. in Abzug, daß der 
Arm Auw. keinen Anſpruch auf Erſatz ſeiner Gebühren aus der 
Staatskaſſe habe, wenn er aus der Anwaltſchaft freiwillig ausſcheide 
und dem neu beſtellten Arm Anw. die gleichen Gebühren noch einmal 
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zu erſetzen feien. Das LG. hat der hiergegen gerichteten Erinnerung 
des Dr. B. ſtattgegeben und den urſprünglichen Feſtſetzungsbeſchluß 
wiederhergeſtellt. Gegen dieſen Beſchluß hat die Staatskaſſe Beſchw. 
eingelegt. Sie iſt der Anſicht, daß der Beſchwerdegegner wegen frei⸗ 
williger Aufgabe ſeiner Anwaltstätigkeit die Gebühren und Auslagen 
vom Staate nicht erſetzt verlangen könne, weil er entſprechend den 
Vorſchr. des BGB. nur dann Erſatz verlangen könne, wenn er einen 
— hier nicht vorliegenden — wichtigen Grund zur Niederlegung des 
Vertretungsauftrages habe. Im übrigen ſei die bisherige Tätigkeit 
des RA. Dr. B. für die Partei und damit die Staatskaſſe ohne 
Intereſſe geworden, da ja die Staatskaſſe infolge der Kündigung 
dem zweiten ArmAnw. zum Teil die gleichen Gebühren habe er⸗ 
ſtatten müſſen. Der Beſchwerdegegner erblickt in der durch die Ver⸗ 
hältniſſe erzwungenen Aufgabe ſeiner Anwaltstätigkeit einen wichtigen 
Grund für die Kündigung des einzelnen Mandats. 


Der Beſchw. iſt aus folgenden Erwägungen der Erfolg verſagt 
worden: Nach 81 Arm Anw. werden im Falle der Bewilligung des 
Armenrechts dem für die arme Partei beſtellten RA. die Gebühren 
und Auslagen aus der Staatshaſſe erſetzt. Die durch dieſe Vorſchr. 
gegebene Erſatzpflicht des Staats ſchafft aber zwiſchen ihm und dem 
Arm Anw. kein Rechtsverhältnis, das nach den Vorſchr. des BGB., 
wie der BeſchwF. es will, zu beurteilen fein würde. Vielmehr entſteht 
durch die Beſtellung zum Arm Anw. ein öffentlich-rechtliches Verhältnis 
zwiſchen Staat und ArmAnw. Der Staat übernimmt nicht privat⸗ 
rechtlich an Stelle der armen Partei die Verpflichtung zum Erſatz der 
Gebühren, ſondern gibt als Hoheitsträger aus ſozialen Billigkeits⸗ 
gründen hierdurch der armen Partei die Möglichkeit, ihre Rechte in 
einem Rechtsſtreit durchzuſetzen. Die Grundſätze über den Auftrag 
oder über das Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung können 
deshalb unmittelbar zwiſchen dem Staat und dem Arm Anw. 
keine Anwendung finden. 


Grundſätzlich iſt aber der Anſpruch des Arm Anw. an die 
Staatskaſſe von der Frage des Gebührenanſpruchs des Anwalts an 
die Partei abhängig. Der Staat erſetzt dem ArmAnw. nach Maß⸗ 
gabe der Sätze des Arm Anw. nur die Koſten, auf deren Entrichtung 
ihm aus dem Dienſtverhältnis gegen die Partei, wenn er Wahlanwalt 
wäre, ein Anſpruch zuſtehen würde. Auf dieſem Wege iſt mittel ⸗ 
bar in der Tat auch der Erſtattungsanſpruch des Arm Anw. gegen 
die Staatskaſſe den gleichen Einwendungen ausgeſetzt, wie ſie ihm 
von der Partei ſelbſt auf Grund Dienſtvertragsrechtes entgegengehal⸗ 
ten werden können. 

Welche Einwendungen die Partei erheben kann, ergibt ſich aus 
850 RAcGebO. i. Verb. m. 8 628 BGB. Nach erſterer, grundſatzlich 
für jedes anwaltliche Dienſtverhältnis geltenden Vorſchr. ſtehen dem 
Anwalt bei Aufhebung des Auftrages aus irgendwelchem Grunde 
(3. B. Tod, Kündigung, Aufgabe der Anwaltſchaft) feiner Partei 
gegenüber die bereits entſtandenen Gebühren zu. Derſelbe Gedanke er⸗ 
gibt ſich aus § 628 Abſ. 1 Satz 1. Auch für das freiwillige 
Ausſcheiden aus der Anwaltſchaft (RG Z. 33, 369) läßt die Rſpr. 
mit zutreffenden Erwägungen nur dann eine Ausnahme zu, wenn 
der Anwalt bei Übernahme des Auftrages die Abſicht verſchwiegen hat, 
ſich in Kürze löſchen zu laſſen, ein Fall, der hier unzweifelhaft nicht 
vorliegt. Im übrigen ergeben aber auch die vom Beſchwerdegegner 
glaubwürdig dargelegten Gründe, daß er den Anwaltsberuf tatſächlich 
nicht freiwillig, ſondern unter dem Druck des kataſtrophalen Rück⸗ 
ganges ſeiner Praxis, wie er für ihn als Nichtarier durch die all⸗ 
gemeine Volksſtimmung und die Entziehung des Notariats eintrat, 
aufgegeben hat. Unter dieſen Umſtänden kann jedenfalls, auch wenn 
der Beſchwerdegegner als bereits vor dem 1. Aug. 1914 zugelaſſener 
Anwalt die Rücknahme der Zulaſſung gegen ſeinen Willen gemäß 
dem Gef. v. 7. April 1933 (RG Bl. J, 188) nicht zu befürchten hatte, 
nicht davon die Rede ſein, daß die Herbeiführung der Löſchung durch 
den Beſchwerdegegner ſelbſt ihm als Verſchulden i. S. der oben er⸗ 
örterten Rſpr. anzurechnen iſt. Zu der im Endergebnis abweichenden, 
für den Fall einer wirklich freiwilligen Aufgabe des An⸗ 
waltsberufs ergangenen Entſch. des KG. v. 19. Sept. 1934 (20 W 
5496/34, abgedr. in Der Deutſche Rechtspfleger 1934, 546 — JW. 
1934, 249613) brauchte daher inſoweit nicht Stellung genommen zu 
werden. Soweit das KG. in den Gründen den Erſtattungsanſpruch 
des Arm Anw. gegen die Staatskaſſe der Unterſtellung unter die 
Vorſchr. des § 50 RAGebO. überhaupt entziehen zu wollen ſcheint, 
find feine Ausführungen über die Stellung des Arm Anw., fo bedeut⸗ 
ſam ſie für eine zukünftige Geſetzgebung ſein mögen, mit dem gelten⸗ 
den Geſetzesrecht nicht vereinbar. Iſt danach davon auszugehen, daß 
die Einſtellung der Berufsausübung durch RA. Dr. B. einen wichtigen 
Grund zur Kündigung des Auftragsverhältniſſes gegenüber der Partei 
darſtellte, ſo würde der Gebührenanſpruch nur dann entfallen, wenn 
die bisherige Tätigkeit des Arm Anw. infolge der Kündigung 
des Auftragsverhältniſſes für die Partei kein Intereſſe 
gehabt hätte (8 628 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Es mag dahingeſtellt blei⸗ 
ben, ob es der Sachlage entſpricht, dieſe Frage, wie es das KG. 
a. a. O. tut, lediglich danach zu beantworten, ob in der Perſon des 
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neuen ArmAnw. Gebühren noch einmal entſtehen, die ſchon in der 
Perſon des bisherigen Arm Anw. entſtanden waren. Denn wenn auch 
dem neuen ArmAnw. gebührenrechtlich in gewiſſem Umfange 
die gleichen Gebühren erwachſen können und daher gezahlt werden 
müſſen, wie ſie der urſprüngliche Anwalt erhalten hat, ſo iſt doch 
eben der Prozeß durch den urſprünglichen Arm Anw. bis zu einem im 
Zeitpunkt ſeines Ausſcheidens gegebenen Grade gefördert worden, und 
dieſe Leiſtung des urſprünglichen Arm Auw. in der Richtung der Vor⸗ 
bereitung und Durchführung des Prozeſſes verliert nicht dadurch das 
Intereſſe für die Partei, daß ſie für die weitere Tätigkeit des neuen 
Anwalts zum Teil noch einmal die gleichen Gebühren — z. B. 
Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr — gebührenrechtlich entrichten muß. 
Ganz beſonders geartet kiegt aber der Fall hier. Nachdem zwei eid⸗ 
liche Gutachten die Geifteskrankheit der beklagten Ehefrau verneint 
haben, war die auf § 1569 BGB. geſtützte Klage völlig aus- 
ſichtslos, fo daß dem Kl. das Armenrecht Hätte entzogen werden 
können. Jedenfalls bot die Mandatsniederlegung des Beſchwerdegegners 
dem LG. hinreichenden Anlaß, nunmehr erneut die Ausſichten des 
Rechtsſtreits zu prüfen. Mag man auch grundſätzlich der armen Partei 
das Recht zugeſtehen, in die Lage verſetzt zu werden, über das Er? 
gebnis einer ihr ungünſtigen Beweisaufnahme mündlich zu ver“ 
handeln und zu dieſem Zwecke bei Fortfall des bisherigen Armulnw. 
einen neuen zu erhalten, ſo muß ein ſolches Recht jedenfalls in 
einem ſo kraſſen, völlig ausſichtsloſem Fall, wie hier, vernein 
werden. Wollte man daher, ſelbſt entgegen den oben geäußerter Be⸗ 
denken, mit dem KG. Fortfall des Intereſſes an den bisherigen 
Leiſtungen ſchon dann annehmen, wenn die Kündigung des Auftrags” 
verhältniſſes durch den bisherigen Anwalt die Beſtellung eines neuen 
Anwalts notwendig gemacht hat, ſo würde es eben im vorl. Falle 
an einer ſolchen Notwendigkeit wegen völliger Ausſichtsloſig⸗ 
keit der Rechtsverfolgung gefehlt haben. Dann ergibt ſich aber 
auch vom Standpunkt des KG. aus, daß der Kl. an den bisherigen 
Leiſtungen des Beſchwerdegegners nicht deshalb kein Intereſſe mehr 
hatte, weil bereits entſtandene und an den urſprünglichen Anwalt ge⸗ 
zahlte Gebühren infolge der Kündigung in der Perſon des neuen 
Anwalts noch einmal entſtanden, ſondern deshalb, weil das Prozeß” 
ergebnis im Zeitpunkt des Ausſcheidens des urſprünglichen Anwalts 
die völlige Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung klargeſtellt hatte. 
Es fehlt alſo an dem für die Anwendung des § 628 Abſ. 1 Saß 2 
BGB. notwendigen urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der 
Kündigung des Auftragsverhältniſſes durch den Beſchwerdegegner 
und dem Fortfall des Intereſſes an ſeinen bisherigen Leiſtungen in 
der Perſon des Kl. Dieſe Erwägungen muß ſich nach geltendem Recht 
auch die Staatskaſſe entgegenhalten laſſen. Danach war ihre Beſchw. 
als unbegründet zurückzuweiſen. 


(OLG. Naumburg Saale], 6. Koſten⸗] ZivSen. „Beſchl. v. 17. Dez. 
1934, 6 W 293/34.) = 


Ber. von OLGR. Reitzenſtein, Naumburg (Saale). 


Anmerkung: Die große Bedeutung dieſes verſtändnis⸗ 
vollen Beſchluſſes für das Anwaltsrecht liegt darin: 

1. Das OLG. Naumburg Hält an der vom RG. 33, 369 ein⸗ 
geſchlagenen Rſpr. als auch heute noch geltend feſt. Die freiwillige 
Aufgabe der Zulaſſung eines Anwalts ſtellt für den Wahl⸗ wie 
Arm Anw. kein Verſchulden hinſichtlich der bis dahin von ihm noch 
nicht völlig abgewickelten Sachen dar, ſo daß die freiwillige Aufgabe 
der Zulaſſung weder von der Partei noch von der Staatskaſſe als 
Einwand dem Gebührenanſpruch des Anwalts entgegengehalten werden 
kann, auch die Aufgabe nicht etwa gar von ſich aus Verluſtgrund 
für dieſe Anſprüche iſt. Nur zu ihr beſonders hinzutretende Um⸗ 
ſtände können ein Verſchulden begründen. 

2. Ebenſo zutreffend it das Ergebnis des OLG. Naum? 
burg, daß eine Aufgabe der Zulaſſung infolge eines kataſtrophalen 
Rückganges der Praxis keine freiwillige iſt. Denn eine ſolche 
Aufgabe der Zulaſſung iſt — abgeſehen von dem konkreten Ja 
der Entſch. — Folge des nicht vom einzelnen Anwalt abhängigen 
notvollen Schickſals feines Berufes, damit weder für ihn eine frei⸗ 
willige Aufgabe der Zulaſſung noch eine aus perſönlichen Gründen. 

3. Zu begrüßen iſt die Deutlichkeit, mit der das OLG. Naum 
burg ausſpricht, daß die Auslegung, die 8 50 RAchebO., vor allem 
im Verhältnis des ArmAnw. zur Staatskaſſe, durch das KG. erhält, 
dem geltenden Recht widerſpricht (ſ. a. meine Anm. JW. 
1935, 789 und 1800). Dieſer Widerſpruch einer ſolchen RP! 
wirkt noch unerträglicher, wenn er vergröbert wird durch eine 
formelhafte und ſchematiſche Anwendung. In Wirklichkeit wird bei 
ſolcher Rſpr. nicht mehr geprüft: Liegt eine wirkliche freiwillige An 
gabe der Zulaſſung vor? Sondern es werden die Gründe der ſog. 
Freiwilligkeit der Aufgabe der Zulaſſung übergangen. Ergebnis dieſer 
Rſpr.: Der Sinn des 850 RAGED. wird in ſein Gegenteil verkehrt! 

4. Ergänzend ſei bemerkt: § 628 Abſ. 1 BGB. hat Verſchulden 
zur Grundvorausſetzung. Er kommt deshalb bei vorl. Sachlage nich 
zum Zuge. Jedenfalls kann aber auch bei ihm der Wegfall des 
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Intereſſes nicht unabhängig von der Verſchuldensfrage beantwortet 
werden, insbeſ. nicht lediglich danach, ob in der Perſon des neuen 
Anwalts Gebühren noch einmal entſtehen. Das hieße auch noch den 
Sinn des 8 628 Abſ. 1 BGB. in fein Gegenteil verkehren. 

5. Darüber, daß die Staatskaſſe nicht den Einwand gegenüber 
dem Erſtattungsanſpruch des ArmAnw. erheben kann, daß die Partei 
ſelbſt berechtigt wäre, dem Arm Anw. ihrerſeits Einwendungen aus 
dem Vertragsverhältnis entgegenzuſetzen, vgl. KG.: JW. 1935, 789 
nebſt meiner Anm. ebda. 

RA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 


* 


39. 8 91 Abſ. 2 Satz 2 ZRO.; 8 31 Ziff. 2 RAD. 
Notwendigkeit des Anwaltwechſels, wenn der beſtellte 
Arm Anw. im Laufe des Rechtsſtreits erfährt, daß er vor 
Jahren als Generalſubſtitut eines anderen Anwalts in 
derſelben Rechtsſache einmal für den Gegner aufgetreten 
iſt. Verſchulden des Arm Anw. bei Annahme des Auftrags 
beſeitigt den gegen den unterlegenen Gegner gerichteten 
Erſtattungsanſpruch aus § 124 ZPO. Maß der Anforde- 
rung an die Sorgfaltspflicht des Anwalts. ) 

Durch Beſchluß v. 7. Juli 1934 war dem Kl. der RA. A. 
in K. als ArmAnw. beigeordnet. Im Termin v. 22. Sept. 1934 
ſtellte ſich durch eine Bemerkung des Erſtbekl. heraus, daß RA. A. 
ihn in einem Prozeß aus dem Jahre 1930 vor dem AG. in K. 
in zwei Terminen als Generalſubſtitut des RA. B. vertreten 
Hatte. Dieſer Prozeß war dem gleichen Streitſtoff entſprungen, 
wie der vorliegende, und wurde zwiſchen dem jetzigen Kl. und 
dem jetzigen Erſtbekl. wegen rückſländiger Hypothekenzinſen ge⸗ 
ührt. Auf feine Anzeige vom 3. Okt. 1934 wurde deshalb RA. 
A. von ſeinen Pflichten als ArmAnw. des Kl. entbunden. An 
feiner Stelle wurde dem Kl. RA. C. als ArmAnw. beigeordnet. 
RA. A. wurden die geſetzlichen Gebühren aus der Staatskaſſe 
erſtattet. Nach obſiegendem Urteil beantragte RA. C. gemäß 8 124 
BD. die Feſtſetzung ſeiner und des RA. A. Koſten gegen die 
unterlegenen Bekl. Durch Beſchluß v. 12. Dez. 1934 wurde dieſem 
Antrage unter geringfügigen Abſetzungen entſprochen. Hiergegen 
legten die Bekl. Erinnerung ein, in der ſie bemängelten, daß in 
dem Beſchluß ſowohl für RA. A. als auch für RA. C. je eine 
Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr angeſetzt ſei. Gegen den die Er⸗ 
innerung zurückweiſenden Beſchluß des LG. richtet ſich die ſo⸗ 
ortige Beſchwerde der Bekl. Sie wurde aus folgenden Erwä⸗ 
gungen für unbegründet erachtet: 

Nach 8 91 Abſ. 2 ZPO. find die Koſten mehrerer Anwälte 
nur inſoweit zu erſtatten, als in der Perſon des Anwalts ein 
Wechſel eintreten mußte. Die Partei, die die Koſten mehrerer 

nwälte erſtattet verlangt, hat alſo darzulegen, daß dieſer Wechſel 
notwendig und dieſe Notwendigkeit nicht von ihr verſchuldet war. 
Unverſchuldeter Wechſel wird anzunehmen ſein, wenn die Partei 

Wechſel weder verhindern noch von vornherein vermeiden 
Konnte, Diefer allgemeine Grundſatz hat in der Rſpr. feine Ergän⸗ 
bene dahin gefunden, daß auch der Anwalt ſelbſt den Wechſel nicht 
8 chuldet haben darf, da ihm in dieſem Falle in der Regel ein 
Hebührenanſpruch gegen die Partei nicht zuſteht und die Partei 
5 ſolche Koſten vom Gegner erſtattet verlangen kann, die ſie 
elbſt wirklich aufwenden mußte. Dies gilt auch für den im eigenen 
amen geltend gemachten Erſtattungsanſpruch des ArmAnw. gegen 
den unterlegenen Gegner mit der Maßgabe, daß der Arm Anw. nach 

24 880. die Erſtattung ſolcher Koſten vom unterlegenen 
egner nicht verlangen kann, die er eben wegen eines von ihm 
erſchuldeten Anwaltswechſels von der eigenen Partei, wenn ſie 

ht arm wäre, ebenfalls nicht erſtattet verlangen könnte. 
ſei Nach 831 Ziff. 2 RAO. hätte RA. A. dem Kl. die Gewährung 
einer Berufstätigkeit verſagen müſſen, da er i. J. 1930 in der dem⸗ 
Erben Streitſtoff entſprungenen Sache vor dem AG. in X. für den 
75 ftbekt. als Vertreter des beurlaubten RA. B. tätig geweſen ift. 
Unſtreitig iſt er damals in zwei Terminen für den Erfibekl. aufge- 
„weten und hat in einem Termin zur Sache verhandelt. Dieſes 
anligwerden verpflichtete RA. A. zur Ablehnung des Auftrages 
uch dann, wenn es ſich damals nur um eine ganz vorübergehende 
Geſtenverkretung und um ein einmaliges Verhandeln für den 
Arſtbekl. handelte. Bei der Beauftragung des RA. A. mit der 
Hinornehmung ſeiner Belange hatte der Kl. von dem geſetzlichen 
Vinderungsgrunde für die Annahme des Auftrages keine Kenntnis. 
15 Zeitpunkt der Beſtellung des RA. A. brauchte der Kl. alſo 
deht damit zu rechnen, daß dieſer nicht in der Lage ſein würde, 
heit Prozeß urchzuführen. Den Kl. trifft alſo an der Notwendig⸗ 
it des Anwaltswechſels kein Verſchulden. Aber auch RA. A. 
15 frei davon. Von einem Verſchulden auf ſeiner Seite könnte 
läßt, bann geſprochen werden, wenn er in Kenntnis oder in fahr⸗ 
iger Unkenntnis des geſetzlichen Hinderungsgrundes den Auf⸗ 

8 angenommen und damit deu den Wechſel begründenden Um⸗ 
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ſtand in den Zeitpunkt des Vertragabſchluſſes gelegt hätte. Es liegt 
kein Grund zu der Annahme vor, daß RA. A. ſich bewußt über 
die Vorſchriften der RAD. hinweggeſetzt hätte. Es kann ihm aber 
auch nicht als fahrläſſig angerechnet werden, daß er bei der An⸗ 
nahme des Auftrages des Kl. ſich ſeiner früheren Tätigkeit für 
den Erſtbekl. nicht mehr entſann. Das iſt verſtändlich, wenn man 
berückſichtigt, daß ſeitdem annähernd vier Jahre verfloſſen waren, 
und daß RA. A. nur als Generalſubſtitut, ohne vorher mit dem 
Bekl. ſelbſt verhandelt zu haben, während einer kurzen Ver⸗ 
tretungszeit in zwei Terminen aufgetreten iſt. Die damalige AG.- 
Sache betraf zudem einen ſo einfachen Sachverhalt und war von 
vornherein für den Erſtbekl. derartig ausſichtslos, daß in den 
ganzen Akten außer der Widerſpruchsſchrift v. 16. Juli 1930, die 
eine Begründung des Widerſpruchs nicht enthält, nicht ein einziger 
ſachlicher Schriftſatz des Erſtbekl. enthalten iſt. Es iſt daher durch⸗ 
aus verſtändlich, wenn ſich RA. A. bei der Annahme des Auftrags 
des Kl. dieſer Sache nicht mehr entſann, und er handelte daher 
auch nicht ſchuldhaft, wenn er nicht vor Annahme des Auftrags 
noch Erkundigungen darüber einzog, ob er vielleicht früher einmal 
die Gegenpartei vertreten habe. Eine ſolche Anforderung würde 
eine Überſpannung der Sorgfaltspflicht darſtellen, wie ſie bei kurz⸗ 
friſtigen Anwaltsvertretungen nach billigem Ermeſſen keinesfalls an⸗ 
gebracht erſcheint. Nach vorſtehendem iſt der Hinderungsgrund, der 
RA. A. zur Niederlegung der Vertretung des Kl. zwang, erſt in dem 
Augenblick gegeben geweſen, in dem RA. A. von ſeiner früheren 
Tätigkeit für den Erſtbekl. Kenntnis erhalten hat. Dieſer Fall trat 
erſt während des Prozeſſes ein, wobei noch darauf hingewieſen ſein 
mag, daß RA. A. bereits i. J. 1933 als Vertreter des Kl. gegen 
den Erſtbekl. tätig geweſen iſt, ſich alſo offenbar damals ſchon feiner 
früheren Tätigkeit für den Bekl. nicht mehr erinnert hat. Vom Zeit⸗ 
punkt der Kenntniserlangung an waren Anwalt und Partei nunmehr 
vor die Notwendigkeit geſtellt, den Prozeßvertreter zu wechſeln. 
Danach hat das LG. die Koſten des RA. A. mit Recht als er⸗ 
ſtattungsfähig angeſehen. 

(OLG. Naumburg [Saale], 6. Koſten⸗] ZivSen., Beſchl. v. 10. April 
1935, 6 W 25/35.) 


Ber. von OLGR. Reitzenſtein, Naumburg (Saale). 


Anmerkung: Der Beſchluß hält ſich von einer Überſpannung 
der Anforderungen an die Sorgfaltspflicht des Anwalts frei, geht der 
Geſtaltung des zu beurteilenden Falles wirklich nach und gelangt ſo 
zu einer zutreffenden Beurteilung. Folgerichtig behandelt er 
daher auch hier den Anwaltswechſel als notwendigen i. S. des 
891 Abſ. 2 ZPO. 

Seine Begründung gibt Anlaß zu zwei ergänzenden Be⸗ 
merkungen: 

1. Der Beſchluß prüft im Hinblick auf 8 91 Abſ. 2 ZPO., ob 
der geſetzliche Hinderungsgrund des 8 31 Abſ. 2 RAD. im Zeitpunkt 
des Vertragsabſchluſſes zwiſchen Partei und Anwalt für einen von 
beiden erkennbar war. Dieſer Anſatzpunkt der Prüfung iſt für das 
Verhältnis von Wahlanwalt und Partei zutreffend. Vorliegendenfalls 
geht aber die Beiordnung als Arm Anw. voraus. Damit iſt an ſich 
der Anſatzpunkt der Prüfung auf den Empfang des Beiordnungs⸗ 
beſchluſſes zu verlegen. Nach der Geſtaltung des vorl. Falles war 
auch in dieſem Zeitpunkt das Vorliegen des Hinderungsgrundes nicht 
erkennbar. Wäre er aber ſodann ſchon bei der erſten Beſprechung 
zwiſchen Arm Anw. und Partei erkennbar geworden, jo daß es nicht 
zu einem Vertragsabſchluß zwiſchen Partei und Anwalt gekommen 
wäre, ſo hätte auch dann nicht nur der Anwaltswechſel ſelbſtverſtänd⸗ 
lich und notwendig eintreten müſſen, ſondern es wäre auch dann 
bereits ein Gebührenanſpruch des bis dahin beigeordneten Anwalts 
gegen Staatskaſſe und Partei erwachſen, der aus den Gründen des 
obigen Beſchluſſes zu einer Koſtenerſtattung durch den Gegner gem. 
8 91 Abſ. 2 ZPO. führt. Denn der Beiordnungsbeſchluß it für den 
zum Arm Anw. beſtellten RA. amtlicher Tätigkeitsauftrag (vgl. meine 
Anm. JW. 1935, 789) und enthält einen unabhängig vom Zuſtande⸗ 
kommen eines Vertragsabſchluſſes mit der armen Partei wirkſamen 
Zwang zur Fürſorge für dieſe (vgl. Stein⸗Jonas 8 115 V 2). 
Im Umfang der ſo ſchon vor und unabhängig von einem Vertrags⸗ 
abſchluß verwirklichten Tätigkeit entſteht daher auch für den Anwalt 
die entſprechende Gebühr. 

2. Richtig iſt, daß das Beitreibungsrecht des Arm Anw. 
aus 8 124 ZRO. von 8 91 3 O., daher auch von deſſen Abſ. 2, 
abhängig iſt, ſowie, daß nach ihm die obſiegende arme Partei und 
ihr beigeordneter Anwalt gegenüber dem unterlegenen Gegner Koſten⸗ 
erſtattungsanſprüche nur geltend machen können, ſoweit gegenüber 
der Partei ſelbſt entſprechende Gebührenanſprüche des Anwalts ent⸗ 
ſtanden ſind. 

Ausgangspunkt iſt alſo die Frage des Entſtehens bzw. Nicht⸗ 
entſtehens von Gebührenanſprüchen des Anwalts gegen die Partei. 
Nicht aber iſt es für das Verhältnis zum Gegner von rechtlicher Er⸗ 
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heblichkeit, ob dieſe Anſprüche ſchon inzwiſchen erloſchen ſind. Eine 
rechtliche Betrachtungsweiſe, die den Anwalt beim fog. von ihm ver⸗ 
ſchuldeten Anwaltswechſel feiner Gebührenanſprüche für „verluſtig“ 
erachtet, ruft daher Bedenken hervor. Abgeſehen von einem ſo ſeltenen 
Ausnahmefall wie Parteiverrat, bei dem ein Gebührenanſpruch recht⸗ 
lich nicht entſteht (vgl. 8 654 BGB.), find die Verluſtfälle in Wirklich⸗ 
keit Fälle, in denen der Gebührenanſpruch des Anwalts entſtanden iſt 
und fortdauert, ihm aber möglicherweiſe eine materiellrechtliche Ein⸗ 
rede der Partei oder eine Aufrechenbarkeit mit einem Gegenanſpruch 
gegenüberſteht. Beides beendet nicht unmittelbar den Anſpruch, ſon⸗ 
dern wird erſt wirkſam durch eine Rechtshandlung der Partei, der 
Geltendmachung der Einrede oder des Vollzuges der Aufrechnung. 
Da die Gründe, die ein Erlöſchen der Forderung des Anwaltes herbei⸗ 
führen, wie Erfüllung, Aufrechnung uſw., entſprechend der Natur des 
Schuldverhältniſſes als rein perſönliches, noch dazu materiellrechtliches 
Beziehungsverhältnis zwiſchen Anwalt und Partei aus Umſtänden 
erwachſen, die ſich in dieſem Verhältnis ereignen, damit außer⸗ 
halb des Prozeßverhältniſſes zwiſchen Partei und Gegner liegen, 
kann 8 91 3. die Erſtattungspflicht des Gegners, die eine aus⸗ 
ſchließlich prozeſſuale Folge ſeines Unterliegens iſt, nicht von ihnen 
abhängig machen, ſondern nur vom Entſtehen dieſer Anſprüche, wie 
es auch 8 91 Abſ. 1 ZPO. mit den Worten „erwachſene“ Koſten zum 
Ausdruck bringt. Deshalb gewährt 8 91 in ſeinem Abf. 2 eine ſelb⸗ 
ſtändige, prozeſſuale und daher im Einzelfall auch nur ſo be⸗ 
gründbare Einſchränkungsmöglichkeit hinſichtlich des Umfanges der 
auf ſeiten der obſiegenden Partei entſtandenen und vom unterlegenen 
Gegner zu erſtattenden Koſten. 


RA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 


| Reichsarbeitsgericht | 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


* 40. 88 2, 10, 11, 14, 36 Arb Och. Der Kündigungsſchutz 
der Vertrauensratsmitglieder beginnt erſt mit der Ab⸗ 
legung des feierlichen Gelöbniſſes am Tage der nationalen 
Arbeit, nicht ſchon mit der Berufung zum Vertrauensmann. 
Doch kann eine Kündigung gegenüber dem Vertrauens- 
mann, die vor dem Tage der nationalen Arbeit erfolgt, 
ſittenwidrig und nichtig ſein, wenn ſie nur bezweckt, den 
berufenen Vertrauensmann an der Ausübung des Amtes 
zu hindern. Verzögert der Betriebsführer die Ablegung 
des Gelöbniſſes, jo kann hierin eine Verletzung der Treu⸗ 
pflicht gegenüber der Gefolgſchaft und den durch die A b⸗ 
ſtimmung zu Vertrauensmännern berufenen Gefolgſchafts⸗ 
mitgliedern, ſowie auch eine Verletzung der ſozialen Ehre 
der berufenen Vertrauens männer liegen. 


Für die RevInſt. handelt es ſich nur noch darum, ob die un⸗ 
wirkſame friſtloſe Entlaſſung des Kl. mit Ablauf der geſetzlichen oder 
vertraglichen Kündigungsfriſt die Beendigung des Dienſtverhältniſſes 
herbeigeführt hat oder ob ſie dem Kl. gegenüber als befriſtete Kündi⸗ 
gung, nicht wirken konnte, weil er vom Betriebsführer auf die Lifte 
der Vertrauensmänner geſetzt und die Liſte bei der Abſtimmung gebilligt 
worden war. Der Kl. iſt der Meinung, daß ihm bereits ſeit dieſer 
Berufung der Kündigungsſchutz des 814 ArboOG. zugute kommen 
müſſe, ihm alſo nur unter den dort in Abſ. 1 Satz 2 angeführten Vor⸗ 
ausſetzungen ſein Dienſtverhältnis habe gekündigt werden können. 
Deshalb hat er in den vorderen Rechtszügen die Feſtſtellung begehrt, 
daß ihm der Kündigungsſchutz aus § 14 Arb OG zuſtehe. Dieſer Au⸗ 
trag war ungenau und unſachgemäß. Denn der Kl. vertritt weiter die 
Anficht, daß auch dann, wenn der Kündigungsſchutz des 8 14 Abſ. 1 
Satz 2 nicht ſchon mit der Berufung zum Vertrauensmann, ſondern 
erſt mit dem Beginn des Amtes eintreten ſollte, die Entlaſſung vom 
28. Juni 1934 nach dem Sinn und Zweck des Geſetzes ihm gegenüber 
wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nicht die Wirkungen einer be⸗ 
friſteten Kündigung gehabt habe. Auf die Feſtſtellung des Fort⸗ 
beſtehens des Dienſtvertrages trotz etwaiger befriſteter Kündigung 
kommt es ihm alſo inſoweit an. Für die Entſch. über dieſe Frage iſt 
zwar die Beantwortung jener im Schrifttum umſtrittenen Rechts⸗ 
frage der Auslegung der geſetzlichen Kündigungsbeſtimmung bedeut- 
ſam, aber nur als Vorfrage. 


Während das ArbG. im Anſchluß an die Anſicht von Derſch 
(ArbOch. 814 Anm. 4a) angenommen hat, daß nach dem Geiſte des 
Geſetzes der Kündigungsſchutz bereits mit der Berufung des Gefolgs⸗ 
mannes zum Vertrauensmann eintreten müſſe, iſt das LArbc. der herr⸗ 
ſchenden Meinung des Schrifttums (vgl. Mansfeld-Pohl, Arb Oc. 
8 14 Anm. 3b aa, Anm. 4; Hueck⸗Nipperdey⸗Dietz, ADS. 


8 14 Anm. 21 II 1b) gefolgt, die dahin geht, daß nach dem Klaren 
Wortlaut des § 11 Arb Och. das Amt des Vertrauensrats erſt na 

der Verpflichtung — alſo regelmäßig am 1. Mai — beginne und er 
von da ab der Vertrauensmann den Kündigungsſchutz genieße. Der 
Zuſammenhang der geſetzlichen Beſt. (88 5 f., insbeſ. 5 Abſ. 1 Satz 2, 
6, 10, 11, 13, 16) ergibt, daß der Vertrauensrat mit Einſchluß des 
Betriebsführers unter deſſen Leitung eine geſchloſſene Gemeinſchaft 
bildet und das Amt der Mitglieder des Vertrauensrats nicht vor der 
Ablegung des feierlichen Gelöbniſſes beginnen kann. 


Der Kündigungsſchutz des § 14 Arb oO. ſteht alſo dem Kl. nicht 
zur Seite. 


Gleichwohl macht die Rev. mit Recht geltend, daß die am 
28. Juni 1934 ausgeſprochene, als ſolche nach den einwandfreien Aus⸗ 
führungen der Vorderurteile unwirkſame friſtloſe Entlaſſung dem 
Kl. gegenüber nicht die Wirkung einer befriſteten Kündigung haben 
konnte. 


Der Inhaber der beklagten Firma als Führer des Betriebes 
hatte mit dem Kl. als Betriebszellenobmann dieſes Betriebes gemäß 
8 9 ArboG. und 8 1 der 2. DurchfVO. v. 10. März 1934 (RGBl. , 
187) die der Gefolgſchaft zum Zwecke ihrer Stellungnahme vorzu? 
legende Liſte der Vertrauensmänner und ihrer Stellvertreter aufgeſtellt. 
Er hat dieſe Liſte, auf der auch der Kl. zum Vertrauensmann vor⸗ 
geſchlagen wurde, der Gefolgſchaft bekanntgegeben und zur Abſtim⸗ 
mung geſtellt. Sie wurde am 10. April 1934 von der Gefolgſchaft ge⸗ 
billigt. Der Inhaber der Bekl. hat das Ergebnis am gleichen Tage 
bekanntgegeben und dem Kl. mitgeteilt (8 10 der 2. DurchfVO.). Eine 
Beanſtandung beim Treuhänder der Arbeit (88 13, 14 der 2. Durchf⸗ 
VD.) erfolgte nicht. Deshalb war der Inhaber der Bell. verpflichtet, 
am 1. Mai 1934 an der Betriebsſtatte die Gefolgſchaft zu verſammeln 
und vor ihr mit den durch die Abſtimmung berufenen Vertrauens 
männern als Vertrauensrat das im 8 10 ArbOG. vorgeſchriebene 
feierliche Gelöbnis abzulegen (5. DurchfVO. v. 13. April 1934 RG⸗ 
Bl. I, 3100). Durch die beſtimmte, befehlende Sprache des $ 10 und 
den burt en enen Inhalt des feierlichen Gelöbniſſes tritt deutlich 
hervor, welche Bedeutung der Geſetzgeber der Ablegung dieſes Gelöb⸗ 
niſſes am Tage der nationalen Arbeit und damit der feierlichen Ein⸗ 
führung des Vertrauensrats in ſein Amt beilegt. Es ſoll dadurch in 
beſonders ernſter Weiſe kundgegeben werden, daß nach dem Willen 
des Geſetzgebers zwiſchen dem Führer des Betriebes und der Gefolg⸗ 
ſchaft eine enge Arbeitsgemeinſchaft beſteht und beſtehen ſoll, daß ale 
Betriebsangehörigen miteinander verbunden ſind und unter Hintan⸗ 
ſetzung ſelbſtſüchtiger Belange im Betriebe zum gemeinen Nutzen von 
Volk und Staat nach Kräften den Betriebszweck zu fördern haben 
(8 1 ArboOG.). 8 10 legt alſo dem Führer des Betriebes eine bedeur⸗ 
ſame Pflicht auf. Dieſe Pflicht hat der Inhaber der Bekl. dadurch, 
daß er die feierliche Verpflichtung des berufenen Vertrauensrats weit 
über den 1. Mai 1934 hinauszögerte, nämlich ſie erſt auf Drängen des 
Treuhänders am 28. Juni 1934 vornehmen ließ, erheblich verletzt. 
Denn nur bis zu dem auf den 1. Mai folgenden Werktag hätte das 
Gelöbnis verſchoben werden dürfen, und dies auch nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Treuhänders der Arbeit, wenn infolge der räumlichen Ent 
fernung des Betriebes von dem Orte der allgemeinen Feier des 1. Mal 
durch eine vorhergehende Betriebsverſammſung die Teilnahme per 
Betriebsangehörigen an der gemeinſamen Feier der Bevölkerung 
weſentlich erſchwert geweſen ſein würde (vgl. 5. DurchfVO.). Handelt 
es ſich inſoweit zunächſt nur um die Verletzung öffentlich⸗rechtliche“ 
Vorſchr., jo doch zugleich auch um die Verletzung der Treupflicht, die 
dem Inhaber des Betriebes gegenüber der Gefolgſchaft und den dur 
die Abſtimmung zu Vertrauensmännern berufenen Gefolgſchaftsmit 
gliedern oblag. 


Das Geſez will (88 5, 7), daß in Betrieben mit in der Regel 
mindeſtens 20 Beſchäftigten ein Vertrauensrat zur Erfüllung der WE 
8 6 geregelten Aufgaben vorhanden iſt. Es legt daher dem Führer 
des Betriebes im § 9 die Verpflichtung auf, im Einvernehmen MU 
dem Betriebszellenobmann im März jeden Jahres die Lifte der Vel 
trauensmänner und deren Stellvertreter aufzuſtellen, damit die Gefolg⸗ 
ſchaft dazu in geheimer Abſtimmung Stellung nehme. Kommt zwi 
ſchen ihm und dem Obmann eine Einigung über die vorzufchlagenbet 
Vertrauensmänner und deren Stellvertreter nicht zuſtande oder e 
die Abſtimmung zu keinem dem Geſetz entſprechenden Ergebnis, billig 
insbeſ. die Gefolgſchaft die Lifte nicht, fo kann nach g 9 Abſ. 2 De 
Treuhänder der Arbeit Vertrauensmänner und Stellvertreter in ber 
erforderlichen Anzahl berufen. Daraus folgt, daß der Führer des 
Betriebes, wenn von ihm mit dem Betriebszellenobmann eine zit 
aufgeſtellt, fie zur Abſtimmung geſtellt und ihr von der Gefolgschaft 
zugeſtimmt worden iſt, nunmehr der Inhaber des Betriebes der Ge, 
folgſchaft gegenüber und den durch die Abſtimmung berufenen — 75 
trauensmännern verpflichtet ift, dieſe am geſetzlich feſtgelegten Term 
ihr Amt antreten zu laſſen. Es folgt dies auch aus der Here 
gemeinſchaft, in der der Führer des Betriebes und ſeine Gefolgſcha 8 
nach 8 1 ArbG. miteinander verbunden find, und aus den Pit! 
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ten, die nach § 2 der Führer des Betriebes und die Geſolgſchaft gegen- 
einander haben. In § 2 kommt deutlich zum Ausdruck, daß zwiſchen 
dem Führer des Betriebes und ſeiner Gefolgſchaft ein Treueverhältnis 
beſteht. Wenn dort ausgeſprochen worden iſt, daß die Gefolgſchaft 
dem Führer des Betriebes die in der Betriebsgemeinſchaft begründete 
Treue zu halten hat, der Führer aber für das Wohl der Gefolgſchaft 
zu ſorgen hat, ſo beſagt das, daß der Treue der Gefolgſchaft die Pflicht 
er Treue des Betriebsführers gegenüberſteht. Darüber aber ſetzt er 
ſich hinweg, wenn er der von ihm ſelbſt aufgeſtellten Liſte der Ver⸗ 
trauensmänner nach ihrer Billigung durch die Gefolgſchaft ohne be⸗ 
achtlichen Grund hinterher die Anerkennung verſagt und ohne beacht⸗ 
lichen Grund die berufenen Vertrauensmänner ihr Amt nicht antreten 
läßt. Es liegt darin zugleich eine Verletzung der ſozialen Ehre der 
berufenen Vertrauensmänner. Daß aber die Ausſchließung eines ein⸗ 
zelnen von der Ablegung des allgemeinen feierlichen Gelöbniſſes des 
Verträuensrats ohne triftigen Grund für ihn beſonders ehrverletzend 
iſt, liegt auf der Hand. Das Amt des Vertrauensmannes iſt nach 
8 13 Arb Oc. ein Ehrenamt. Dadurch, daß der Führer des Betriebes 
mit dem Betriebszellenobmann ein Mitglied der Gefolgſchaft auf die 
Liſte der Vertrauensmänner ſetzt, bringt er zum Ausdruck, daß er 
dieſes Mitglied für würdig und für geeignet erachtet, das Ehrenamt 
mit ſeinen Rechten und Pflichten wahrzunehmen und das feierliche 
Gelöbnis des § 10, wonach u. a. der Vertrauensmann in ſeiner Lebens⸗ 
jührung und Dienſterfüllung den Betriebsangehörigen Vorbild fein 
ſoll, abzulegen. Hat er die Liſte zur Abſtimmung geſtellt und die Zu⸗ 
ſtimmung der Gefolgſchaft zu ihr erlangt, ſo kann er keinesfalls vom 
age der nationalen Arbeit an das berufene Vertrauensratsmitglied 
von feinem Amte ausſchließen, auch nicht durch Kündigung, es jet 
denn, daß dazu ein wichtiger Grund oder doch ein beachtlicher wirt⸗ 
ſchaftlicher Grund vorliegt. Selbſt der Verdacht, daß ein Grund zur 
friſtloſen Entlaſſung vorliegen könnte, genügt inſoweit nicht, da die⸗ 
fer. Grund nach § 14 Abſ. 1 Satz 2 ArbOG. auch nach der feierlichen 
Verpflichtung, alſo nach Antritt des Amtes als Vertrauensmann, gel⸗ 
tend gemacht werden kann. Daß aus den dargelegten Geſichtspunkten 
eine Kündigung gegenüber dem berufenen Vertrauensmann, die vor 
em Tage der nationalen Arbeit erfolgt, unzuläſſig ſein kann, iſt 
ebenfalls nicht zu verkennen. Beſteht der Kündigungsſchutz des $ 14 
nach deſſen Wortlaut auch erſt vom Tage des Amtsantritts, ſo kann 
boch ſchon in der Zwiſchenzeit eine Kündigung ſittenwidrig und nichtig 
ein, z. B. wenn ſie nur bezweckt, den berufenen Vertrauensmann an 
der Ausübung des Amtes zu hindern. Der Betriebsführer muß be⸗ 
müht ſein, in dieſer Beziehung auch nur den Schein des Mißbrauchs 
ſeiner Machtſtellung und der Ehrenkränkung (8 36 Nr. 1 Arb o.) 
und damit der Verletzung feiner Treupflicht (§S 35 ArbOch.) zu er⸗ 
wecken. Darf man auch nicht ſo weit gehen, daß der berufene Ver⸗ 
trauensmann vor der Verpflichtung bei aus wirtſchaftlichen Gründen 
notwendig werdenden Entlaffungen bevorzugt wird, jo wird doch regel⸗ 
mäßig die Kündigung eines ſolchen, wenn ſonſt keine Entlaſſungen 
erfolgen, verletzend wirken und, wenn für fie kein beachtlicher Grund 
Arließt, den Verdacht erwecken, daß ſie nur zur Verhinderung der 
den teübernahme erfolge. Ein wirtſchaftlicher Grund zur Kündigung 
es Dienſtverhältniſſes des Kl. lag aber nach den Feſtſtellungen des 
* nicht vor. Er war bereits ſeit Nov. 1925 im Betriebe tätig und 
des ausgezeichneter und ſicherer Arbeiter. Daß er, wie die Eingabe 
es Inhabers des Bekl. v. 27. April 1934 an den Gaubetriebszellen⸗ 
demann ergibt, in ſeiner Tätigkeit als Zellenobmann dem Inhaber 
der Bekl. mißfallen hatte, gab dieſem keinen Grund, die feierliche 
Gerpflichtung des Vertrauensrats hinauszuſchieben und, nachdem ſeine 
an gabe an den Gaubetriebszellenobmann keinen Erfolg gehabt hatte, 
50 28. Juni 1934 den Kl. von der Verpflichtung durch unberechtigte 
autlaſſung auszuſchließen. Es kommt entgegen der Meinung des BG. 
10 80 nicht darauf an, ob der Inhaber der Bekl. glaubte, den Kl. ent⸗ 
allen oder fein Dienſtverhältnis kündigen zu dürfen, ſondern darauf, 
a er vermöge des dem Dienſtvertrage nach dem ArbOG. inne 
5 acnenden Treueverhältnis und den Pflichten gegenüber der Gefolg⸗ 
ſchaft ohne beachtlichen Grund dem Kl. feine Stellung nicht kündigen 
onnte, ein ſolcher Grund nicht vorlag und das ganze Verhalten ihm 
gegenüber wegen des ehrverletzenden Charakters ſo ſehr gegen die 
uten Sitten verſtieß, daß es ſchlechterdings nicht zu entſchuldigen iſt. 
voll 40 ſein, daß dem Inhaber der beklagten Firma dies alles nicht 
iu zum Bewußtſein gekommen tft, aber die geſamten Tatumſtände 
ale ihm bekannt, die nach der dem ArbOG. zugrunde liegenden 
ſeoeichen Anſchauung ſein Verhalten als wider die guten Sitten ver⸗ 
ir dend kennzeichnen. Danach kann er ſich nicht darauf berufen, daß 
Gch der Sittenwidrigkeit ſeines Tuns nicht bewußt geweſen ſei 
198 8. 97, 255; 120, 144 = IM. 1928, 2461; 136, 240 — JW. 
2, 2399). Die Kündigung war mithin nichtig ($ 138 BGB.). 


(MArbcb., Urt. v. 20. Febr. 1935, RAG 248/34. — Hamburg.) 


** 40 a. $2 Abi. 2 Arb OG. Aus der allgemeinen Für⸗ 
ſorgepflicht des Betriebsführers iſt ein Anſpruch des Be⸗ 
ſchäftigten auf Urlaub nicht abzuleiten. Ein ſolchexr An⸗ 
ſpruch ergibt ſich vielmehr nur aus einzelvertraglicher Ver⸗ 
einbarung oder aus Tarifordnung oder Betriebsordnung. 


Das BG. glaubt den Urlaubsanſpruch aus § 2 Abſ. 2 ArbOG. 
herleiten zu können, wonach der Führer des Betriebes für das 
Wohl der Gefolgſchaft zu ſorgen hat, während dieſe ihm die in 
der Betriebsgemeinſchaft begründete Treue zu halten hat. Dieſer 
Vorſchr. entnimmt es die allgemeine Verpflichtung des Unterneh⸗ 
mers, den Arbeitnehmer unter gewiſſen Bedingungen einige Tage 
hintereinander von ſeiner Arbeitsverpflichtung bei Fortzahlung des 
Lohnes zu befreien, damit er ſich von der Arbeit des Jahres er⸗ 
holen kann. Es ift ſich dabei bewußt, daß die Vorſchr. über die Be⸗ 
dingungen der Entſtehung und das Ausmaß des Urlaubsanſpruchs 
nichts enthält, meint jedoch, in dieſer Hinſicht habe die nähere 
Regelung wegen der Verſchiedenheit der Arbeitsverhältniſſe der 
richterlichen Beſt. im Einzelfalle überlaſſen bleiben jollen und 
müſſen. Es betont dabei ſelbſt die Schwierigkeit ſolcher Feſtſtellung 
und führt aus, der Umſtand, daß der Kl. nicht dauernd angeſtellt 
geweſen, ſondern im Bedarfsfalle ſtets neu eingeſtellt worden und 
bei jedesmaliger Beendigung des Bedarfs aus dem Betriebe aus⸗ 
geſchieden ſei, habe die Entſtehung ſeines Urlaubsanſpruchs nicht 
verhindern können, ſeine Zugehörigkeit zur Gefolgſchaft folge dar⸗ 
aus, daß er ſeit 1. Okt. 1933 nur verhältnismäßig kurze Zeit die 
Arbeit ausgeſetzt habe und daher ganz überwiegend für die Bekl. 
tätig geweſen ſei. Vor der letzten großen Arbeitsperiode des Kl., 
die vom 31. Mat bis 28. Juli 1934 dauerte, ſei freilich das Beſtehen 
eines Urlaubsanſpruchs noch ſehr zweifelhaft geweſen, jedenfalls 
ſei der Anſpruch aber nicht lange vor dem 28. Juli 1934 entſtan⸗ 
den. Weiter bezeichnet das BG. das Verlangen eines ſechstägigen 
a als nicht zu hoch, ohne dafür allerdings eine nähere Begr. 
zu geben. 


Gegen eine ſolche Ableitung des Klageanſpruchs aus 8 2 
Abſ. 2 ArbOG. wendet fi die Rev mit Recht. Das BG. verkennt 
die Bedeutung der erwähnten Vorſchr. Sie will mit ihrer Gegen⸗ 
überſtellung der Fürſorgepflicht des Führers des Betriebes einer⸗ 
ſeits und der Treuepflicht der Gefolgſchaft andererſeits die neue 
Auffaſſung des Arbeitsverhältniſſes kennzeichnen und den Geiſt 
zum Ausdruck bringen, der fortan die Arbeitsbeziehungen erfüllen 
und beherrſchen ſoll. Die bisherige Auffaſſung des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes als eines rein ſchuldrechtlichen, in welchem Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ohne innere Verbundenheit mit entgegengeſetzten Be⸗ 
langen einander gegenüberſtanden, iſt der eines mehr perſonen⸗ 
rechtlichen Verhältniſſes gewichen, in welchem der Führer des Be⸗ 
triebes und die Gefolgſchaft zu einer auf gegenſeitiges Vertrauen 
gegründeten Betriebsgemeinſchaft miteinander verbunden ſind. Aus 
dieſer Auffaſſung heraus ſind nunmehr die geſetzlichen oder ver⸗ 
traglichen Bedingungen des einzelnen Arbeitsverhältniſſes und die 
aus ihnen folgenden gegenſeitigen Rechte und Pflichten der in der 
Betriebsgemeinſchaft verbundenen Arbeitsparteien auszulegen. Da⸗ 
gegen kann und will die Vorſchr. des $ 2 Abſ. 2 die gerade wegen 
der Vielgeſtaltigkeit des Arbeitslebens in jedem einzelnen Falle 
notwendige beſondere Regelung des Arbeitsverhältniſſes nicht durch 
eine Rahmenbeſtimmung erſetzen, deren Ausfüllung durch den Rich⸗ 
ter niemals die Sicherheit verbürgen könnte, deren die Arbeits⸗ 
bedingungen des einzelnen Arbeitsverhältniſſes bedürfen. Ausfüh⸗ 
rungen wie die, mit denen das BG. die Entſtehung und den Um⸗ 
Datz Klageanſpruchs zu begründen verſucht, entbehren jedes 
feſten Maßſtabes und muſſen mehr oder weniger auf Willkür hin⸗ 
auslaufen. Die erwähnte Geſetzesvorſchrift bildet alſo keine Grund⸗ 
lage für einen allgemeinen Urlaubsanſpruch aus Arbeitsverhält⸗ 
niſſen. Für einen Urlaubsanſpruch des Arbeitnehmers ſind viel⸗ 
mehr nach wie vor allein die Beſt. des einzelnen Arbeitsvertrages 
maßgebend geblieben, die ſich jetzt aus der beſonderen einzelvertrag⸗ 
lichen Vereinbarung oder einer Betriebsordnung oder einer Tarif⸗ 
ordnung ergeben. 


(RArbcg., Urt. v. 23. März 1935, RAG 264/34. — Stettin.) 
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Keichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch 


O Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


40 b. Deutſch⸗ſchweizeriſches Doppelbeſteuerungsab⸗ 
kommen v. 15. Juli 1931 (RG Bl. 1934, II, 38 = RSt Bl. 1934, 
199 ff.); 83 Abſ. 2 Körp StG. 1925; 883 Ab ſ. 2, 48 EinkStG. 1925. 
Der Rechtsgrundſatz des Urt. TA 123/31 v. 25. April 1933 
(RF H. 33, 91) über die Erfaſſung eines Teiles des im Aus⸗ 
land liegenden Zentralvermögens ausländiſcher Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften wird durch das deutſch⸗ſchweizeriſche 
Doppelbeſteuerungsabkommen v. 15. Juli 1931 nicht berührt. 


(RFH., 1. Sen., Urt. v. 30. April 1935, I A 13/35.) 
* 


40c. Deutſch⸗ſchweizeriſches Doppelbeſteuerungsab⸗ 
kommenv. 15. Jul 1931 (RG Bl. 1934, II, 38 RSt Bl. 1934, 199). 
Ein Steuerpflichtiger mit dem Wohnſitz in Deutſchland 
unterliegt mit ſeinen Bezügen aus einer Familienſtiftung, 
die ihren Sitz in der Schweiz hat, der deutſchen Einkom- 
menſteuer. 


(RS., 6. Sen., Urt. v. 27. März 1935, VI A 898/34.) 
* 


41. $16 Abſ. 1 EintSt®. Ein Direktor eines indu- 
ftriellen Unternehmens, der nebenher ohne Entſchädigung 
als Dozent an einer Techniſchen Hochſchule wirkt, kann die 
ihm durch die Lehrtätigkeit erwachſenden Unkoſten als 
Werbungskoſten geltend machen, wenn die Lehrtätigkeit 
der Ausübung des Hauptberufs dienlich iſt. 


Der BeſchwF. iſt Direktor bei einem induſtriellen Werk und 
im Nebenberuf Dozent an der Techniſchen Hochſchule. Einnahmen 
aus ſeiner Lehrtätigkeit hat er nicht. Er verlangt den Abzug von 
1000 e Werbungskoſten, die ihm durch dieſe Tätigkeit ent⸗ 
ſtanden ſeien. 


Die Vorinſtanzen haben den Abzug abgelehnt. Das Finder. 
hat ausgeführt, der Beſchw . übe feine Lehrtätigkeit aus, um den 
Hochſchullehrerberuf einzuſchlagen und ſchließlich eine Profeſſur 
zu erhalten; es handle ſich alſo bei den von ihm geltend gemachten 
Koſten um Koſten der Vorbereitung auf einen Beruf, die weder 
als Werbungskoſten noch als Sonderleiſtungen abgezogen werden 
könnten. Durch die akademiſche Tätigkeit würden allerdings Stel⸗ 
lung und Titel erworben, die geeignet ſeien, das Fortkommen in 
einem anderen Berufe zu fördern. In dieſem Falle beſtehe aber 
nur ein mittelbarer Zuſammenhang zwiſchen dieſen Aufwendun⸗ 
gen und der anderen Einkommensart. Auch die Verkehrsauffaſ⸗ 
ſung rechne ſolche Koſten, wie z. B. auch die Promotionskoſten, 
zu den Aufwendungen für die Lebenshaltung. Der Einwand des 
BeſchwF., er habe auf Grund ſeiner Lehrtätigkeit einen Ruf an 
die Techniſche Hochſchule in X. erhalten und, weil er den Ruf 
abgelehnt habe, ſei ihm von ſeinem Werk das Gehalt erhöht wor⸗ 
den, ſo daß die geltend gemachten Werbungskoſten mit ſeinen 
Einnahmen aus unſelbſtändiger Arbeit zuſammenhingen, greife 
nicht durch. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 

Der Auffaſſung des FinGer., daß die vom BeſchwF. geltend 
gemachten Aufwendungen Koſten der Vorbereitung auf einen Be⸗ 
ruf darſtellen, kann nicht zugeſtimmt werden. Nach Lage des Fal⸗ 
les, zumal bei Berückſichtigung der Angabe des BeſchwF., er habe 
einen Ruf an die Techniſche Hochſchule in X. abgelehnt, iſt kaum 
anzunehmen, daß der BeſchwF. ſeine Lehrtätigkeit ausübt, um 
ſich auf den Hochſchullehrerberuf vorzubereiten. Der BeſchwF. ver⸗ 
wertet offenſichtlich bei ſeiner Lehrtätigkeit dieſelben Fachkennt⸗ 
niſſe, auf denen ſeine Stellung bei ſeinem Werk beruht. Es kann 
ohne weiteres davon ausgegangen werden, daß die Lehrtätigkeit 
den BeſchwF. wiſſenſchaftlich fördert und damit auch der Ausübung 
ſeines Hauptberufes dienlich iſt. Dafür ſpricht, daß die Arbeit⸗ 
geberin des BeſchwF. ihm die Ausübung der Lehrtätigkeit geſtattet. 
Unter dieſen Umſtänden beſteht eine ſo nahe Beziehung zwiſchen 
dieſer Tätigkeit und dem Hauptberuf des BeſchwF., daß es zu⸗ 
läſſig erſcheint, die durch die Lehrtätigkeit verurſachten Ausgaben 
als Werbungskoſten, die mit den Einnahmen des BeſchwF. aus 
ſeiner Stellung bei ſeinem Werk zuſammenhängen, zu behandeln. 
Dieſe Art der Behandlung ſteht nicht in Widerſpruch zu der bis⸗ 
herigen Rſpr. des erk. Sen.: ſchon in RFS. 21, 84 iſt der Begriff 
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der mit den Einnahmen aus unſelbſtändiger Arbeit zuſammen 
a Werbungskoſten in ähnlicher Weiſe weit ausgelegt 
worden. 


(Rp., 6. Sen., Urt. v. 16. Jan. 1935, VI A 734/34.) 
N 
42. 89 2 Nr. 1, 4, 10, 13 Kö rpStG.; 8 215 Abſ. 2 u. 4 RAbgd. 


1. Bei der geſchäftsführenden GmbH. eines Syndikats 
iſt ſteuerlich nicht nur die Vereinbarung anzuerkennen, daß 
ſie die Erzeugniſſe der Lieferwerke ohne eigenen Gewinn 
für Rechnung der Lieferwerke abſetzen ſoll (vgl. TA 247 31 
v. 27. Okt. 1931 [R St Bl. 1932, 58, St W. 1932 Nr. 48). Darüber 
hinaus iſt für die Körperſchaftſteuer auch eine Verein“ 
barung rechtserheblich, wonach die Gmbh. das ihr für ihre 
übrige Tätigkeit ſyndikatseigenen Charakters überlaſſene 
und das durch dieſe Tätigkeit entſtehende ſogenannte ge” 
bundene Vermögen nur zu treuen Händen ihrer Mitglieder 
beſitzen ſoll. Das gilt auch für den Fall, daß die ge” 
ſchäftsführende GmbH. nicht alle Merkmale einer Organ” 
geſellſchaft aufweiſt. 0 

2. Bei einer geſchäftsführenden Gmbh. eines Syndi“ 
kats, die bei Anwendung des Rechtsſatzes unter 1 objeftib 
körperſchaftſteuerfrei iſt, muß der Gewinn gemäß 8 215 
Abſ. 2 u. 4 RAbgöd. ſelbſtändig und einheitlich nach den 
Grundſätzen des Körp StG. berechnet und feſtgeſtellt werden. 
In dem Feſtſtellungsbeſcheid iſt auch eine Feſtſtellung 
darüber zu treffen, wer an dem feſtgeſtellten Gewinn be 
teiligt iſt und wie der feſtgeſtellte Betrag ſich auf die ein“ 
zelnen Mitgliedswerke verteilt. Der auf die einzelnen 
Beteiligten entfallende Betrag iſt dann dem übrigen 
ſteuerpflichtigen Gewinn der beteiligten Mitgliedswerke 
zuzurechnen. f) 

Aus dem Vorbeſcheid: 

Die Verbands⸗ Gmbh. wurde am 14. März 1925 gegründet. 
Gegenſtand des Unternehmens iſt der Verkauf von zabrikaten der Ge⸗ 
ſellſchafter für Rechnung des Syndikats und die Übernahme von Kon⸗ 
trollen und ſonſtigen Aufträgen für das Syndikat. Die Geſellſchaft 
ſoll nur im Intereſſe des Syndikats tätig ſein und nicht eigene Ger 
winnerzielung bezwecken. Die Veräußerung eines Geſchäftsanteils oder 
von Teilen eines Geſchäftsanteils iſt nur mit Zuſtimmung der Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung zuläſſig. Der Zuſtimmungsbeſchluß bedarf 
einer Dreiviertelmehrheit. Die Geſellſchafter des Syndikats (vgl. hier“ 
zu den heute bzgl. des Syndikats ergangenen Vorbeſcheid IA 402/32) 
und die Geſellſchafter der Verbands-GmbH. (der BeſchwF.) ſind die 
gleichen Perſonen. Die Gmbh. iſt nach 89 der Satzungen des Syn⸗ 
dikats als deſſen Geſchäftsführerin beſtellt. Sie handelt in allen Fällen 
im eigenen Namen und iſt auch zu gerichtlicher und außergerichtlicher 
Vertretung des Syndikats berechtigt. . 

Neben den ſatzungsgemäßen Aufgaben hat das Syndikat eine 
Reihe von wirtſchaftlich wichtigen Nebenaufgaben, die Regelung des 
Handelsverkehrs, des Auslandsabſatzes, Ausſchaltung ungeſunden 
Wettbewerbs, Finanzierung der angeſchloſſenen Werke, Anſtellung von 
Verſuchen, Propaganda, Aufkauf von Werken uſw. übernommen. 

Außer dem Vertrieb der ſyndizierten Erzeugniſſe hat ſich die 
Pflichtige mit dem An⸗ und Verkauf von Grundſtücken ſtillgelegter 
Werke und mit Aktienerwerb befaßt, auch Gewinn und Verluſt aus 
Kapitalverzinſung und Deviſengeſchäften erzielt. F 

Die Pflichtige hat in ihren Körperſchaftſteuererklärungen keine 
Gewinne angegeben, da ſie nach ihrem Geſellſchaftsvertrag keine eigene 
Gewinnerzielung bezwecke und auch kein Einkommen gehabt habe. 

Gegen die Heranziehung zur Steuer hat fie wieder geltend ge” 
macht, daß ſie weder Eigentum noch Einkommen habe. Alles Inven⸗ 
tar und ſonſtiges Betriebsvermögen gehörten nicht der GmbH., ſon⸗ 
dern dem Syndikat; da dieſes eine nicht rechtsfähige Geſellſchaft bür⸗ 
gerlichen Rechtes ſei, gehörten in Wirklichkeit dieſe Gegenſtände den 
Mitgliedern des Syndikats zur geſamten Hand. Daß die Aufwen 
dungen für dieſe Gegenſtände durch die Bücher der Gmbh. gelaufen 
ſeien, ſei unweſentlich, da die GmbH. die Aufgabe habe, das Syndikat 
nach außen hin als deren geſchäftsführendes Organ im Auftrag feiner 
Mitgliedswerke zu vertreten. Die Aufführung der Gegenſtände in den 
Büchern der Pflichtigen ſei daher aus rein praktiſchen Erwägungen 
erfolgt und nicht deshalb, weil die Abſicht der Beteiligten dahin ge⸗ 
gangen ſei, der Pflichtigen das Eigentum an den genannten Gegen“ 
ſtänden zu verſchaffen. Eigentümer zur geſamten Hand ſeien vielmehr 
nach wie vor die Mitgliedswerke. Auch eine Aktivierung immateriel⸗ 
ler Werte könne nur anteilsmäßig bei den einzelnen Mitgliedswerken 
erfolgen. Sie felber werde, da ſie für eigene Rechnung keine Geſchäfte 
tätige, durch die Ausſchaltung einer Konkurrenz weder begänftigt 
noch benachteiligt. Im übrigen werde auch die Aktivierungsmöglich⸗ 
keit dieſer ſog. immateriellen Werte beſtritten. 

Das Fin A. hat die Einwendung der Pflichtigen, fie habe as 
Organ des Syndikats kein eigenes Einkommen, nicht als zutreffen 
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anerkannt. Zuzugeben ſei, daß die Pflichtige Organ des Syndikats 
It. Aus dieſer Tatſache folge aber noch nichts für die hier allein zur 
Erörterung ſtehende Frage der objektiven Steuerpflicht. Auch ein 
Organ könne eigenes Einkommen haben. Richtig ſei lediglich, daß, 
wie auch ſonſt bei Verkaufsgeſellſchaften, die Erzielung eigenen Ge⸗ 
winns ausgeſchloſſen werden könne. Dies könne in doppelter Form 
geſchehen. Einmal in der, daß die Verkaufsſtelle den Verkauf der 
ſyndizierten Erzeugniſſe ausſchließlich für Rechnung — zunachſt — 
der ihr übergeordneten Vereinigung der Mitgliedswerke, ihrer Ge⸗ 
ſchäftsherrin, vornehmen ſolle, alſo verpflichtet werde, alles, was ſie 
aus dieſen Verkäufen erlange, abzüglich allein der zur Deckung ihrer 
Geſchäftsunkoſten benötigten Beträge an dieſe abzuführen. Zum an⸗ 
deren in der Form, daß ſie die Werte, die ſie in — wenn auch ſtill⸗ 
ſchweigender — Abänderung der primären Vereinbarung gänzlichen 
Gewinnausſchluſſes tatſächlich nicht abführe, lediglich zu treuen Händen 
lr die Vereinigung der Mitgliedswerke beſitzen und verwalten ſolle. 
Für das Vorliegen ſolcher Vereinbarungen beſtehe aber keine Ver⸗ 
mutung. So habe der Rich. in feinem Urt. v. 27. Febr. 1929 
(TA 556/28 — RSHBL. 1932, 57), deſſen Gründe nicht veröffentlicht 
worden ſeien, die in der Verkaufsſtelle des betreffenden Syndikats 
zurückbehaltenen Unkoſtenüberſchüſſe mangels gegenteiliger Beſt. der 
Taßungen als Gewinn der Verkaufsſtelle angeſehen. Die Urt. III A 
15/29 v. 20. Febr. 1930: RStBl. 1930, 251 StW. 1930 Nr. 88 
und III A 54/8 v. 20. Nov. 1930: RStBL. 1931, 795 — StW. 1931 
Ar. 533 hätten das Beſtehen eines Treuhandverhältniſſes abgelehnt, 
ba beſondere Umſtände, z. B. ausdrückliche oder ſtillſchweigende Ver⸗ 
einbarungen gegeben ſein müßten, um ein derartiges Verhältnis an⸗ 
nehmen zu können. Wenn daher auch derartige, den Ausſchluß eigenen 
Gewinns bezweckende Vereinbarungen an ſich zuläſſig ſeien, ſo müſſe 
doch grundſäzlich davon ausgegangen werden, daß, ſoweit nicht 
ie Satzungen ausdrücklich das Gegenteil beſtimmten, die ſich aus 
icrückbehaltenen Betragen ergebenden bilanzmäßigen Überſchüſſe 
igenen Gewinn der Verkaufsſtelle begründeten. Die Entſcheidung 
der Frage, ob die im Streitfall in Betracht kommenden Über⸗ 
bose nach den oben wiedergegebenen Grundſätzen eigenes Ein- 
be men der Pflichtigen ſeien, liege auf tatſächlichem Gebiet. Aus 
5 Belt. des 8 2 des Geſellſchaftsvertrags und der 88 17 Abſ. 2 
ch 26 der Satzungen des Syndikats ergebe ſich, daß fie aus den 
nizielten Verkaufserlöſen kein Einkommen haben könne, ebenſo auch 
dacht aus den ihr zur Bildung der Rücklagen zufließenden Beträgen. 
br Pflichtige ſei daher berechtigt, in ihren Bilanzen Ausgleichspoſten 
0 nur in Höhe der Verkaufserlöſe, ſondern auch in Höhe der ihr 
haeder zufließenden Gegenwerte der jährlich zu bildenden Rücklage 
dw. der an ihre Stelle tretenden Werte anzuſetzen. 
5 Dagegen ſeien die im Widerſpruch zu den Satzungen den Ver⸗ 
Zaufserlöſen entnommenen Beträge für ſteuerlich zu aktivierende Auf⸗ 
ber dungen für materielle und immaterielle Werte eigenes Einkommen 
wi Pflichtigen. Die in den Satzungen getroffene Beſt. gänzlichen Ge⸗ 
jet dausſchluſſes ſei durch die tatſächliche Handhabung überholt. Hierin 
wi eine ſtillſchweigende Anderung der Vereinbarungen über den Ge⸗ 
dei hausſchluß zu erblicken, die rechtlich zuläſſig und erheblich ſei. Es 
emsbeſ. vom NFH. anerkannt, daß die angeſtellte Geſellſchaft (Ver⸗ 
ei sſtelle) nur einen Teil der erzielten Verkaufserlöſe abzuführen 
e (Eutſch. des RF. 17, 119). Das gelte auch für die Verein⸗ 
bie ungen, daß die Pflichtige gewiſſe Werte nur als Treuhänderin für 
und eſamtheit der Mitgliedswerke beſitzen ſolle. Wie aus dem klaren 
zieh eindeutigen Wortlaut des 8 26 der Satzungen erſichtlich ſei, be⸗ 
diefe ſich dieſe Vereinbarung nur auf die Rücklagen und die mittels 
auf r beſchafften Werte. Ein innerer Grund, dieſe Vereinbarung auch 
da eie hier ſtreitigen Werte zu beziehen, liege daher nicht vor, zumal 
1 =. Vermutung für ein derartiges Treuhandverhältnis ebenſowenig 
für das Vorliegen eines Gewinnausſchluſſes beſtehe. Auch auf 
US reitfail hätten daher die Darlegungen des Urt. VI A 1651/29: 
RS Bl. 1930, 59 — GW. 1930 Nr. 29 (vgl. auch 14 473/27: 
N BI, 1928, 360 — SW. 1928, 846) Anwendung zu finden, in 
gewin ausgeführt ſei, daß, wenn eine Firma ihren geſamten Jahres⸗ 
Dit; un an eine andere Firma abzuliefern habe, dieſe einen ſteuer⸗ 
75 tigen Gewinn nicht erzielt habe, es ſei denn, daß ſich nach 
gäb ſteuerlichen Bewertungsvorſchriften ein höherer Jahresgewinn er⸗ 
von als der abzuführende Betrag. Dabei werde noch darauf hingewie⸗ 
at daß es bei den hier in Betracht ſtehenden materiellen und int- 
ei daslen Werten überhaupt zweifelhaft ſein könne, ob es möglich 
Ve, das eigene Recht der Pflichtigen an dieſen Werten im Wege der 
don barung auszuſchließen. Was die immateriellen Werte aus den 
aue en Pflichtigen abgeſchloſſenen Schutzverträgen angehe, jo müſſe 
lich der Satzungen, wonach die Geſchäftsſtelle des Syndikats (die 
der ge) zur Wahrnehmung gemeinſamer Intereſſen nach Weiſung 
Fündaupwerſammlung Schutz⸗ und ſonſtige Verträge mit anderen 
en, Syndikaten oder Vereinigungen abſchließen könne, gefolgert 
eh auch die hierzu nötigen Beträge zu eigenem Rechte 
eien. 
Im Berufungs ie Pflichtige ihre Auffaf = 
te gsverfahren hat die Pflichtige ihre Auffaſſung auf 
chterhalten, daß ſie kein eigenes ſeeberpflichiges Einkommen be⸗ 
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zogen habe. Nicht ſie, ſondern die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts 
habe die von ihr als dem geſchäftsführenden Organ verwalteten Ver⸗ 
mögensgegenſtände aus eigenen Mitteln angeſchafft, deren Wert weder 
nach bürgerlich⸗ rechtlichen noch nach ſteuerrechtlichen Begriffen in ihr 
Eigentum übergegangen ſeien und daher auch nicht eigenes Einkom⸗ 
men der Geſellſchaft darſtellen könnten. Alle zurückbehaltenen Beträge 
ſeien von der Geſellſchaft lediglich als Treuhänderin der Mit⸗ 
glieder verwaltet worden. Soweit dieſe Beträge nicht unmittelbar zu 
verausgaben oder in Sachwerten angelegt ſeien, müßten ſie bei Ablauf 
des Vertrags den Berechtigten im Verhältnis ihrer Einzahlungen aus⸗ 
gezahlt werden. Sämtliche Sachwerte ſtänden im Eigentum der Ver⸗ 
bandsmitglieder. Beim Ausſcheiden eines Mitglieds müſſe ihm ſein 
Anteil von dem zurückbehaltenen Vermögen in bar ausgezahlt werden. 

Das FinGer. hat den Steueranſpruch „dem Grunde nach unter 
Ablehnung der ſteuerrechtlichen Beachtlichkeit der Gewinnausſchlußver⸗ 
einbarung in voller Höhe der ſich aus ordnungsmäßigen Steuer⸗ 
bilanzen ergebenden Gewinne unter Einrechnung einer normalen Ver⸗ 
kaufsproviſion und des ſonſtigen Gewinns eines Gewerbebetriebs für 
gerechtfertigt erklärt“. Es hat folgendes ausgeführt: Der Gewinn, 
der dadurch entſtehe, daß gegenüber den Anſätzen der Handelsbilanzen 
nach den Grundſätzen des Steuerrechts Mehraktivierungen in den 
Steuerbilanzen für die Anſchaffung von materiellen und immateriellen 
Werten vorzunehmen ſeien, ſei bei der Pflichtigen zu erfaſſen. Auf 
dieſe nur ſteuerbilanzmäßig vorhandenen Überſchüſſe beziehe ſich weder 
die Gewinnausſchlußvereinbarung noch das Treuhandverhältnis. Sie 
bildeten daher eigenes Einkommen der Pflichtigen, das ihr von ihrer 
Organgeſellſchaft, dem Syndikat, dauernd überlaſſen worden ſei. 

Im Gegenſatz zur Rechtsanſicht des Fin A. ſei das Finger. der 
Überzeugung, daß, wenn überhaupt, körperſchaftſteuerlich eine Erfaſſung 
des durch die Rücklagenbildung und die Früchte der Rücklagen ent⸗ 
ſtehenden Einkommens nur bei der Pflichtigen erfolgen könne, da 
nach den getroffenen Vereinbarungen eine Abführungspflicht dieſer 
Beträge an die Organobergeſellſchaft des Syndikats oder ein Treu⸗ 
handverhältnis zu deſſen Gunſten nicht in Frage komme. Die Frage, 
ob die Rücklagenbildung als ſolche eine Körperſchaftſteuerpflicht nach 
ſich ziehe, ſei vom FinGer. verneint worden. Eine Rücklagenbildung 
als ſolche könne eine Körperſchaftſteuerpflicht niemals zur Folge haben. 
Für die Bejahung oder Verneinung der Körperſchaftſteuerpflicht komme 
es darauf an, ob die Rücklage aus ſteuerpflichtigen Einkünften oder 
ob ſie aus Einlagen der Geſellſchafter gebildet ſei. Treffe letzteres zu, 
ſo ſei die Rücklagenbildung als weitere Einzahlung i. S. des Kap⸗ 
VerkStG. (88 6a oder 6 b) anzuſehen, die nur geeignet ſei, den Wert 
der Geſellſchaftsrechte zu erhöhen. 

Die Frage der Beſteuerung der Rücklagenbildung ſtehe und falle 
daher mit der Frage, ob und in welcher Höhe der Pflichtigen ein 
eigener Gewinn aus Gewerbebetrieb zuzurechnen ſei. Dies ſei nur der 
Fall, wenn entgegen der getroffenen Gewinnausſchlußvereinbarung 
eine Bildung der Rücklage aus Eigengewinn der Pflichtigen an ſich 
möglich ſei. 

Dagegen ſeien aus der gebildeten Rücklage ſich ergebende Ein⸗ 
künfte irgendwelcher Art auf jeden Fall bei der Pflichtigen ſteuer⸗ 
pflichtig, da weder Gewinnausſchlußvereinbarungen noch Treuhand- 
verhältnis dieſe Steuerpflicht aufzuheben vermöchten. Die Rücklagen⸗ 
bildung ſei in Erfüllung des weſentlichen Geſellſchaftszweckes der 
Pflichtigen erfolgt. Das ihr zu dieſem Zwecke von den Geſellſchaftern 
überlaſſene Kapital ſei daher in ſeiner lörperſchaftſteuerrechtlichen 
Funktion dem ſehr gering gehaltenen Eigenkapital der Geſellſchaft, 
mit dem ſie ihre ſatzungsmäßigen Aufgaben unmöglich erfüllen könne, 
gleichzuſtellen. Die Einkünfte aus dem Eigenkapital wie aus dem 
zuſätzlichen Rücklagenkapital ſeien unbedingt körperſchaftſteuerpflich⸗ 
tig. Weder die Gewinnausſchluß vereinbarung, die ſich nur auf die ſon⸗ 
ſtige gewerbliche Betätigung ber Geſellſchaft beziehe, noch das Treu⸗ 
handverhältnis zugunſten der einzelnen Geſellſchafter habe die Kraft, 
die Steuerpflichtigkeit dieſer Beträge auszuſchließen. 

Bei der grundlegenden Vereinbarung völligen Gewinnausſchluſſes 
durch entſprechende Preisvereinbarung erhebe ſich zunächſt die Frage, 
ob ein derartiger Gewinnausſchluß vom Standpunkt des Steuerrechts 
aus rechtserheblich und in vollem Umfange anzuerkennen ſei, oder ob 
der Anerkennung dieſer Vereinbarung beſtimmte geſetzliche Grenzen 
geſetzt ſeien. Aus den Beſt. des KörpStch. könne nur gefolgert wer⸗ 
den, daß die Pflichtige, die ſich der einzelnen darin vorgeſehenen 
Rechtsformen bediene, auch der entſprechenden Beſteuerung unter⸗ 
liegen ſolle, ohne Rückſicht darauf, welche Art von Betrieben ſie 
tatſächlich unterhalte. Auch die einem Kartell als Organ dienende 
GmbH. müſſe ih in das Syſtem des Körp&t®. einfügen. Seien die 
Genoſſenſchaften nur in ganz beſtimmtem Umfange ſteuerlich privi⸗ 
legiert (z. B. § 11 Nr. 4), jo könne man nicht annehmen, daß eine 
zu den Erwerbsgeſellſchaften gehörende Geſellſchaft (abgeſehen vom 
geſetzlich vorgeſehenen Fall der Gemeinnübigkeit) ſich ſelbſt in einem 
noch über die Genoſſenſchaftsprivilegierung hinausgehenden Umfang 
von der Steuer durch Privatvereinbarungen befreien könne. Dies 
müſſe um fo mehr gelten, als die Kartelle zuſammen mit den Ge- 
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noſſenſchaften wirtſchaftlich zu den ſog. Förderungsgemeinſchaften ge⸗ 
hörten Geiler, Kommentar 1923 S. 256). Der Unterſchied zwiſchen 
einem Kartell mit Doppelgeſellſchaft und einer Genoſſenſchaft beſtehe 
wirtſchaftlich darin, daß in Form von Genoſſenſchaften ſich Klein⸗ 
gewerbetreibende zuſammenſchlöſſen, während ſich die Großinduſtrie 
vorwiegend der juriſtiſchen Form der Doppelgeſellſchaft bedienten, um 
den kartellmäßigen Zuſammenſchluß durchzuführen. Habe 3. B. ein 
Kartellorgan ein Vermögen von etwa 30 Millionen, das in Beteili⸗ 
gungen, Effekten, Grundbeſitz uſw. angelegt ſei, ſo könne man nicht 
annehmen, daß der Ertrag dieſes Vermögens dadurch ſteuerfrei werde, 
daß ſich in den Satzungen des Syndikats die typiſche Formel über 
den vollkommenen Gewinnausſchluß durch entſprechende Preisgeſtal⸗ 
tung, verbunden mit der Treuhandeigentumvereinbarung für allen 
Mehrerwerb findet. Gabe man dieſer Parteivereinbarung eine ſolche 
Wirkfamkeit, jo hieße dies das Syſtem des Körperſchaftſteuerrechts 
geradezu auf den Kopf ſtellen. Es würde ſo ein Typus der „erwerbs⸗ 
loſen Erwerbsgeſellſchaft mit gewinnloſem Gewinn und eigentums⸗ 
loſem Eigentum“ geſchaffen, das im Geſetz nicht vorgeſehen ſei. Dieſe 
Erwägungen führten zu der Schlußfolgerung, bei einer Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaft den Gewinnausſchluß zugunſten ihrer Teilhaber niemals ſchlecht⸗ 
hin für zuläſſig zu erachten, da dadurch der Erwerbsgeſellſchaft ein 
begriffliches essentiale, die „theoretiſche Gewinnmöglichkeit“, durch 
Vereinbarung genommen werde. Das Ziel des juriſtiſchen Denkens 
müſſe ſtets die klare Herausarbeitung der geſetzlichen Grundbegriffe 
bleiben. Das dialektiſche Denken ſchlage einen Irrweg ein, wenn es 
ſich dazu herbeilaſſe, künſtliche und in ſich widerſpruchsvolle Denk⸗ 
gebilde zu erzeugen, die weder vor dem geſunden Menſchenverſtand 
noch vor der juriſtiſch geſchulten Vernunft Geltung haben könnten. 

Sei eine grundſätzliche Zuläſſigkeit der Gewinnausſchlußverein⸗ 
barung abzulehnen, ſo zerfalle die Gewinnausſchlußvereinbarung vom 
ſteuerlichen Geſichtspunkt aus in zwei Vereinbarungen, in eine echte 
Gewinnausſchluß vereinbarung, ſoweit der Gewinn auf die wirtſchaft⸗ 
liche Tätigkeit der Gründerwerke zurückzuführen fei, und in eine Ver⸗ 
einbarung der Gewinnausſchüttung, ſoweit der Gewinn auf der Tätig⸗ 
keit des Kartells beruhe. Die Beſteuerung der Erwerbsgeſellſchaft 
richte ſich aber prinzipiell nicht nach dem Gewinn, den ſie ſich ſelbſt 
ſubjektiv zumeſſe, ſondern nach dem Gewinn, der nach den objektiven 
gejeglichen Merkmalen ihr zugerechnet werden müſſe. 

Gegen dieſe Schlußfolgerung ſei nicht einzuwenden, daß ja auch 
im Falle der Organſchaft der Typus „der erwerbsloſen Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaft“ von der Rſpr. zugelaſſen worden ſei. In dieſem Falle ſei der 
Typus nur zugelaſſen im Verhältnis der Untergeſellſchaft zur Ober⸗ 
gefellſchaft, die, mit dieſer eine wirtſchaftliche Einheit bldend, deren 
Funktion als Steuerträgerin übernehme. Dagegen ſei es ſteuerlich 
ausgeſchloſſen, daß die Teilhaber einer ſteuerpflichtigen Körperſchaft 
deren Funktion als Steuerträgerin mitübernähmen. Würde man 
dieſe begriffliche Unmöglichkeit zulaſſen, fo würde das einer voll⸗ 
kommenen Aushöhlung der für Erwerbsgeſellſchaften geltenden ſubjek⸗ 
tiven und objektiven Steuerpflicht gleichkommen. 

Auch die Tatſache, daß es ſich im Streitfall nicht um eine unge⸗ 
wöhnliche Rechtsform handle, dieſe Rechtsform bei Kartellen vielmehr 
allgemein üblich ſei, könne die ſteuerliche Anerkennung dieſer Rechts⸗ 
form nicht zur Folge haben. Die allgemeine Üblichkeit einer Rechts⸗ 
form könne eine Befreiung von der Steuerpflicht nur dann herbei⸗ 
führen, wenn im Geſetz ſelbſt eine Beſt. enthalten ſei, die auf das im 
Wirtſchaftsleben Übliche verweiſe. Eine ſolche Verweiſung ſei im Ge⸗ 
ſetz nicht enthalten, vielmehr ſei im 8 4 KörpSt®. ein ausdrücklicher 
Hinweis darauf enthalten („gelten ohne Rückſicht auf die Art ihres 
Betriebs“), daß bei der Definition von Erwerbsgeſellſchaften eine Be⸗ 
zugnahme auf die Art des konkreten Betriebs ausgeſchloſſen ſein ſolle. 
Ihre Rechtsnatur und die ſich aus dieſer ergebende ſubjektive und ob⸗ 
jektive Steuerpflicht ſollten hier gerade durch die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des konkreten Falles nicht berührt werden. Der normative 
Charakter des Grundbegriffs des Körperſchaftſteuerrechts dulde nicht, 
daß irgendwelche Üblichkeiten des Wirtſchaftslebens dieſen Grund⸗ 
gedanken in ſein Gegenteil verkehrten. Die Norm „Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften ſind als ſolche ſubjektiv und objektiv ſteuerpflichtig“ gelte 
ganz unabhängig von den wirtſchaftlichen Gebräuchen der als Er⸗ 
werbsgeſellſchaft definierten Körperſchaften. 

Auch im vorl. Falle vermöge daher der Umſtand, daß Verein⸗ 
barungen, wonach Gewerbebetriebe von Kartellkörperſchaften auf 
Rechnung ihrer Mitglieder laufen ſollen, allgemein üblich ſeien, die 
normale Körperſchaftſteuerpflicht dieſer Kartellgeſellſchaften als Er⸗ 
werbsgeſellſchaften nicht auszuſchließen. Die Frage, was bei einer 
Erwerbsgeſellſchaft als verſchleierte Gewinnverteilung zu verſteuern ſei, 
ſei davon abhängig, was der Erwerbsgeſellſchaft objektiv als Gewinn 
zuzurechnen ſei. Es gebe auch verſchleierte Gewinnentſtehungen, die 
nicht verteilt werden. Beide Fälle, der der verſchleierten Gewinnver⸗ 
teilung und der der verſchleierten Gewinnentſtehung ſeien Anwen⸗ 
dungsfälle des Satzes, daß der objektiv zurechnungspflichtige Gewinn 
zu verſteuern iſt. Bei der Prüfung der Frage, was im Streitfall als 
Gewinn zu verſteuern ſei, müſſe zwiſchen dem Vertrieb der ſyndizier⸗ 
ten Erzeugniſſe und dem ſonſtigen Gewerbebetriebe unterſchieden wer⸗ 
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den. Bei dem Vertrieb der ſyndizierten Erzeugniſſe habe die Beſchwß. 
wirtſchaftlich eine dem Kommiſſionär ähnliche Stellung. Sie verkaufe 
die ſyndizierten Erzeugniſſe im eigenen Namen, aber für fremde Rech⸗ 
nung, wobei über die Art der Abrechnung vom typiſchen Kommiſſtons“ 
vertrage abweichende Vereinbarungen getroffen worden ſeien. Unter 
dieſen befinde ſich die des völligen Gewinnausſchluſſes, jedoch unter 
Erſetzung der Unkoſten. Hier liege inſoweit eine verdeckte Gewinn“ 
ausſchüttung vor, als die Pflichtige auf den ihr an ſich zuſtehenden 
Proviſionsgewinn von vornherein zugunſten ihrer Geſellſchafter ver. 
zichtet habe. Bei dem ſonſtigen Gewerbebetrieb ſeien die beim Verkauf 
von Material, Grundſtücken, Deviſen uſw. erzielten Gewinne ein⸗ 
ſchließlich der Zinsſalden, die aus Kapitalvermögen entſtehen, zu 
verſteuern. j 

Das FinGer. könne ſomit bezüglich der grundſätzlichen Gültig” 
keit einer Gewinnausſchlußvereinbarung der Nſpr. des RF. nicht 
folgen, der eine ſolche Vereinbarung anſcheinend grundſätzlich und un⸗ 
eingeſchränkt ſteuerlich anerkennen wolle. Nach den vom Finder. 
dargelegten Rechtsgrundſätzen ſei daher die Steuerbilanz der Pflich⸗ 
tigen unter Einſetzung eines normalen, in Hundertſätzen vom Umſaß 
zu errechnenden Proviſionsſatzes neu aufzuſtellen — die übrigen Ge⸗ 
winne bzw. Verluſte eines Gewerbebetriebs ſeien bereits in den Steuer⸗ 
bilanzen verarbeitet. Der ſich dann ergebende Gewinn ſei zur Kör⸗ 
perſchaftſteuer heranzuziehen. Soweit die Rücklage aus den zu ber“ 
ſteuernden Gewinnen gebildet ſei, fei fie körperſchaftſteuerpflichtig, un 
11155 darüber hinausgehenden Umfang ſei ſie kapitalverkehrſteuer⸗ 
pflichtig. 

Mit der RBeſchw. begehrt das Fin A., die objektive Steuerpflicht 
der Beſchw. dem Grunde nach auf die in der Einſpruchsentſcheidung 
als ſteuerpflichtig angeſehenen Beträge (Vermögensvermehrung zu 
eigenem Recht) zu beſchränken. Auch die Pflichtige hat RBeſchw. 
eingelegt, mit der ſie die Anerkennung ihrer objektiven Steuer- 
befreiung begehrt. 

Da die RBeſchw. der Pflichtigen vollſtändige Befreiung von der 
Körperſchaftſteuer begehrt und ſich deshalb im Falle der Stattgabe eine 
Entſch. über die RBeſchw. des Fin A. erübrigt, ſcheint es zwecke 
mäßig, zunächſt die RBeſchw. der Pflichtigen zu behandeln. Sie iſt 
begründet. > 

Zwiſchen den Vorbehörden und der Pflichtigen beſteht Einigkeit, 
daß die Pflichtige als GmbH. auf Grund der Vorſchr. der 88 2 Nr. 1, 
4 Abſ. 1 KörpSt®. als inländiſche Erwerbsgeſellſchaft grundſätzlich der 
unbeſchränkten Körperſchaftſteuerpflicht unterliegt. Dieſe ſubjektive 
Steuerpflicht wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Beſchwö. 
Organ (Angeſtellte) eines anderen Unternehmens oder einer Perſonen“ 
mehrheit, einer ihre verſchiedenen Geſellſchafter umſchließenden Geſell⸗ 
ſchaft bürgerlichen Rechts iſt (vgl. Entſch. des RF. 19, 267 ff.). Denn 
eine rechtlich ſelbſtändige Geſellſchaft bleibt auch dann ſubjektiv ſteuer⸗ 
pflichtig und kann auch eigenes Einkommen haben, wenn ſie als 
Organ anzuerkennen iſt (vgl. Entſch. des RH. 26, 124 und die dort 
weiter angezogenen Entſch.; vgl. auch Evers, Komm. z. KörpSt®- 
2. Aufl., S. 864 ff.; außerdem das Gutachten des 1. und 3. Sen. 
v. 26. Juli 1932, 1 D 2/31 und III P 2/32; Entf. des RF. 31, 
297 [299] und Entſch. des RF. 34, 228). Es iſt auch dem FinGer. 
darin zuzuſtimmen, daß die willkürliche Ausſchaltung der Körper“ 
ſchaftſteuerpflicht einer Erwerbsgeſellſchaft durch Maßnahmen der Ger 
ſellſchafter ſteuerlich nicht zugelaſſen werden kann (vgl. hierzu 3. 
TA 641/29 v. 18. Sept. 1930: RStBl. 1930, 714 = GW. 1930 
Nr. 1223). Wenn in dieſem Urt. ausgeſprochen worden iſt, eine Ver“ 
einbarung derart, daß eine GmbH. alle ihre Geſchäfte zwar im eigenen 
Namen, aber unmittelbar für Rechnung ihrer Geſellſchafter abſchließt, 
ſo daß die Geſellſchaft keinen Gewinn erzielen kann, grundſätzlich 
unter 85 RAbgoO. (5 10 NABID. 1931) falle, ſofern die Verein“ 
barung zur Umgehung der Körperſchaftſteuerpflicht getroffen iſt, ſo darf 
daraus nicht geſchloſſen werden, daß jede Vereinbarung, wonach eine 
Geſellſchaft ohne Entgelt für ihre Geſellſchafter tätig ſein ſoll, ſteuer 
lich unmöglich und unbeachtlich wäre. Es ſei in dieſer Hinſicht auf 
das Urt. IA 247/31 v. 27. Okt. 1931: RStBl. 1932, 58/60 oben) 
verwieſen, das darlegt, welche Bedeutung dem Urt. IA 641/29: RStl⸗ 
Bl. 1930, 714 beizulegen iſt. Der NFH. hat denn auch in beſonderen 
Ausnahmefällen die ſteuerliche Wirkſamkeit von Gewinnausſchlußver“ 
einbarungen zwiſchen Erwerbsgeſellſchaften und ihren Geſellſchaftern 
anerkannt. So hat er Vereinbarungen zwiſchen echten Ein⸗ und Ber“ 
Kaufsgeſellſchaften und ihren Geſellſchaftern und zwiſchen den Ein« und 
Verkaufsgenoſſenſchaften, die ihren Geſchäftsbetrieb auf den Kreis 
ihrer Mitglieder beſchränken, und ihren Mitgliedern, wonach bie Ge⸗ 
ſellſchaften bzw. Genoſſenſchaften ohne Entgelt für die Geſellſchafter 
bzw. Genoſſen tätig ſein ſollen, auch ſteuerlich für zuläſſig erklärt 
(vgl. z. B. 1 A 556/28 v. 27. Febr. 1929: RStBl. 1932, 57; IA 
401/30 v. 9. Juni 1931: RStBl. 1932, 57; IA 247/31 v. 27. Okt. 
1931: RStBl. 1932, 58 und IA 378/30 v. 16. Sept. 1932: RStul. 
1932, 1025 — StW. 1933 Nr. 100) Bei echten Ein⸗ und Verkaufs“ 
geſellſchaften find ſolche Vereinbarungen auch dann anzuerkennen, 
wenn ſie nicht formell alle Merkmale einer Organgeſellſchaft auf“ 
weiſen. Handelt es ſich um Organgeſellſchaften, dann hängt es von 
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der Vereinbarung zwiſchen Dienſtherrn und Angeſtellten (Organ) oder 
von für den Angeſtellten bindenden Weiſungen des Dienſtherrn ab, 
ob der Angeſtellte (das Organ) Einkommen beſitzt oder nicht (vgl. 
Entſch. des RF. 26, 124 und die dort weiter angezogenen Eutſch.; 
außerdem auch Evers, Komm. z. KörpStch, 2. Aufl., ©. 864Rff.). 
Mit dieſer Rſpr. ſteht es nicht im Einklang, wenn das FinGer. im 
Streitfall grundſätzlich die Zuläſſigkeit einer Gewinnausſchlußverein⸗ 
barung verneint hat. Dem Fincher. ſind auch die Entſch. des RH. 
bekannt geweſen. Es glaubt jedoch, ſich dieſer Rſpr. nicht anſchließen 
zu ſollen. Die Erwägungen, die den Rö. zu ſeiner Apr. veranlaßt 
haben, ergeben ſich aus ſeinen Entſch. Sie ſind außerdem in dem 
Gutachten RH. 31, 297 (299/300) eingehend dargelegt. Die An⸗ 
griffe gegen die Rſpr. find zum Teil auf die Befürchtung zurückzu⸗ 
führen, daß die Steuerpflichtigen ſich unberechtigte fteiterliche Vorteile 
verſchaffen könnten. Es mag auch mit Hilfe der Organtheorie ver⸗ 
ucht worden ſein, unberechtigte ſteuerliche Vorteile zu erlangen. Der⸗ 
artigen Verſuchen kann aber im Rahmen der Rſpr. entgegengetreten 
werden (vgl. z. B. 14 191/31: Entſch. des RF. 34, 228 ff. und 
14 439/32 v. 18. Febr. 1933: Entſch. des RF. 33, 63). Von den 
Vertretern des Schrifttums, die zur Rſpr. des R§h. über die Organ⸗ 
theorie eingehend Stellung genommen haben, ſei Popitz, Komm. 
ö. UmjSt®., 3. Aufl., S. 305 angeführt. In abwägender Beurteilung 
gelangt er zu folgendem Ergebnis: „Man kann die Frage aufwerfen, 
ob die Rſpr. des NFH., die für Einzelfälle mauche Zweifel offenläßt, 
nicht beſſer hätte anders gehen und im Intereſſe der Rechtsſicherheit 
an dem ſtarren Grundſatz feſthalten ſollen, daß juriſtiſche Perſonen 
immer umſatzſteuerrechtlich ſelbſtändig ſeien. Eine ſolche Löſung hätte 
indeſſen die Wucht der Tatſachen gegen ſich gehabt. Dies hätte ſicher 
zu einem Eingreifen der Geſetzgebung geführt.“ Was hier Popitz 
für die Umſatzſteuer fagt, gilt dem Grunde, wenn vielleicht auch nicht 
dem Grade nach, ebenſo für die Körperſchaftſteuer. 

Nach alledem hält der Sen. auch nach Prüfung der vom Binder. 
gegen die Nipr. des Rig. geltend gemachten Gründe an feinem bis⸗ 
her vertretenen Rechtsſtandpunkt feſt. Da ſonach die Rechtsauffaſſung 
des Fincher. die eine Gewinnausſchlußvereinbarung im Streitfall 
grundſätzlich für ſteuerlich unzuläſſig erklärt, mit der Rſpr. des RF. 
nicht im Einklang ſteht, war ſeine Entſch. wegen Rechtsirrtums auf 
zuheben. 

Die Sache iſt ſpruchreif. Das Fin A. iſt in Übereinſtimmung 
mit der Pflichtigen davon ausgegangen, daß die Pflichtige ein Organ 
des Syndikats (Vereinigung der Mitgliedswerke) fei. Daß es dabei 
den Organbegriff, wie er ſich in der Rſpr. zur Körperſchaftſteuer her⸗ 
ausgebildet hat, verkannt hätte, iſt nicht erſichtlich. Dieſe Nipr. hat 
ein Organverhältnis nur dann augenommen, wenn das abhängige 
Unternehmen (hier die Pflichtige) finanziell, wirtſchaftlich und orga⸗ 
niſatoriſch in das beherrſchende Unternehmen, etwa nach Art einer 
bloßen Geſchäftsabteilung, eingeordnet iſt (vgl. Entſch. des RF. 22, 

83 und die dort angeführten weiteren Entſch.). Der RF. hat auch 
anerkannt, daß ein Organverhältnis gegenüber einer Perſonenmehr⸗ 
eit, die ſich in eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts zuſammengeſchloſ⸗ 
ſen hat, möglich iſt (vgl. Entſch. des R§H. 19, 267). Dieſe Geſell⸗ 
Haft bürgerlichen Rechts — hier das Syndikat — braucht nicht ſelbſt 
ein Unternehmen zu Be Wie in dem Urt. IA 641/29 v. 18. Sept. 
1930: RStGl. 1930, 714 = StW. 1930 Nr. 1223, ausgeführt iſt, ergibt 
ſich aus der Entſch. Rc. 29, 267 nur, daß die Geſellſchaft bürger⸗ 
lichen Rechts bei einer Mehrheit von ſelbſtändigen Dienſtherren nur 
nie Aufgabe zu erfüllen hat, die Dienſtherren zu einer gleichmäßigen 
Behandlung der Organgeſellſchaft zu nötigen. Beſitzt die Geſellſchaft 
bürgerlichen Rechts nicht ſelbſt ein Unternehmen, wie es hier nach der 
eute ergangenen Entſch. IA 402/32 — das Syndikat betreffend — 
der Fall iſt, dann genügt es für die Anwendung der Organtheorie, 
wenn jeder Geſellſchafter ein Unternehmen beſitzt, in das die Organ⸗ 
boſelſchaft eingeordnet iſt. Zur Annahme, daß einer der Geſellſchaf⸗ 
er der bürgerlich⸗rechtlichen Geſellſchaft keinen Betrieb hätte, fehlt 
nach den Akten und den Vorentſcheidungen jede Veranlaſſung. 

It die Pflichtige hiernach als Organgeſellſchaft anzuerkennen, 
dann bleibt fie an ſich doch ſubjektiv ſteuerpflichtig. Es hängt nur 
don den zwiſchen Dienſtherrn und Angeſtellten getroffenen Verein⸗ 
darungen oder von den für den Augeſtellten bindenden Weiſungen ab, 
b der Angeſtellte (das Organ) Einkommen beſitzt. Dem Fin A. iſt 
zuch inſoweit zuzuſtimmen, daß eine Vermutung, eine Organgeſell⸗ 
daft könne kein eigenes Einkommen haben, nicht beſteht. Es gilt 
ſnelmehr Vertragsfreiheit für die Frage, ob eine Organgeſellſchaft 
9055 Dienſte dem Dienſtherrn unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen 
oder ob fie dafür eine und etwa welche Entlohnung zu beziehen hat 
WEL. Entſch des Rd. 26, 124). Die Rſpr. des Ri . erkennt auch 
fi Möglichkeit an, daß eine juriſtiſche Perſon ebenſo wie eine phy⸗ 
ei che Perſon zum Teil einen ſelbſtändigen Gewerbebetrieb ausübt, alſo 
einen gewerblichen Gewinn erzielen kann, zum Teil als Angeſtellte 
8 anderen Unternehmens tätig iſt. Es iſt auch der Fall denkbar, 
5 nach den Vereinbarungen zwiſchen der Ober⸗ und Untergeſellſchaft 
jüttere nur einen Teil der Exträgniſſe an die Obergeſellſchaft abzu⸗ 
lühren verpflichtet iſt. Allerdings nıljjen ſich dann die Vereinbarungen 


auf ein beſtimmt abgegrenztes Tätigkeitsgebiet des Organs erſtrecken 
und grundſätzlich für eine längere Dauer beſtimmt fein. Sie müſſen 
ſich außerdem auf das volle Geſchäftsergebnis der beſtimmt abgegrenz⸗ 
ten Tätigkeitsgebiete erſtrecken (vgl. Entſch. des Ric. 34, 228). 

Es war hiernach im Streitfall zu prüfen, inwieweit die Pflich⸗ 
tige nach den Vereinbarungen mit ihrem Dienſtherrn eigenes Ein⸗ 
kommen haben ſollte. In dieſer Hinſicht ergibt ſich aus 8 2 der Sat⸗ 
zungen der Pflichtigen, daß Gegenſtand ihres Unternehmens der Ver⸗ 
kauf von Fabrikaten der Geſellſchafter für Rechnung des Syndikats 
iſt, und daß ſie nicht eigene Gewinnerzielung bezweckt. Nach 817 
Abſ. 2 des Syndikatsverkrags beſteht der Preis, den die Pflichtige 
ihren Mitgliedern zu zahlen hat, da ſie „lediglich ein Organ des 
Syndikats“ iſt, in einem nach beſtimmten Vorſchr. berechneten und 
verteilten Geſamterlös der weiterveräußerten Waren abzüglich der 
Rücklage, der Handlungsunkoſten und Verluſte des Syndikats. 
Dabei iſt nochmals ausdrücklich beſtimmt, daß die Pflichtige aus den 
Verkäufen keinen Nutzen haben ſoll, anderſeits aber durch die Mit⸗ 
glieder gegen jeden Verluſt geſchützt iſt. Aus dieſen Beſt. kann nur 
gefolgert werden, daß die Pflichtige aus der Verkaufstätigkeit für 
die Mitglieder kein Einkommen haben ſollte. 

Die Vorbehörden haben zutreffend darauf hingewieſen, daß die 
Pflichtige auch noch andere Aufgaben zu erfüllen hat. Auch inſoweit 
iſt fie nur für das Syndikat tätig. Das ergibt ſich aus § 2 Ab. 2 
ihrer Satzungen, wo ausdrücklich beſtimmt iſt, daß ſie nur im Inter⸗ 
eſſe des Syndikats tätig ſein ſoll. Die hieraus gezogenen Gewinne 
ſollen kein eigenes Einkommen der Pflichtigen ſein, wie ſich aus 
der ebenfalls im 8 2 Abſ. 2 enthaltenen Beit. ergibt, die Pflichtige 
bezwecke nicht eigene Gewinnerzielung. Daß die Pflichtige auch für 
andere Perſonen als das Syndikat tätig geworden wäre und daraus 
Gewinne erzielt hätte, die ihr eigenes Einkommen wären, iſt nicht 
behauptet worden und nicht anzunehmen. 

Der Sen. vermag jedoch der Auffaſſung des Fin A. nicht zu 
folgen, daß die aus dem Verkaufserlöſe entnommenen Beträge für 
ſteuerlich zu aktivierende Aufwendungen für materielle und immate⸗ 
rielle Werte eigenes Einkommen der Pflichtigen ſeien. Das Fin A. 
erkennt zwar an, daß nach den Satzungen jeglicher eigene Gewinn der 
Pflichtigen ausgeſchloſſen ſein ſolle. Es iſt aber der Meinung, dieſe 
Beſt. ſei durch die tatſächliche Handhabung überholt, in der eine ſtill⸗ 
ſchweigende Anderung der Vereinbarung über den Gewinnausſchluß zu 
erblicken ſei. Die Tatſache, daß die Pflichtige die Mittel, die ſie zur 
Erledigung der für ihre Dienſtherrin getätigten Geſchäfte benötigte, 
den Verkaufserlöſen entnommen hat, rechtfertigen jedoch nicht den 
Schluß, dieſe Mittel ſeien der Pflichtigen zu eigenem Einkommen 
überlaſſen worden. Das Fin A. zieht dieſe Folgerung aus $ 26 der 
Satzungen, der beſtimmt, daß die Pflichtige nur die Rücklage oder 
die mit ihr beſchafften Gegenſtände als Treuhänderin für die Geſamt⸗ 
heit der Mitgliedswerke beſitzen ſolle. Dem kann der Sen. nicht bei⸗ 
treten. Ob die Rücklage von den Geſellſchaftern zur Verfügung geſtellt 
wird oder ob das geſchäftsführende Organ die zur Erledigung ſeiner 
Aufgaben erforderlichen Mittel aus den den Mitgliedern zuſtehenden 
Erlöſen zurückbehält, iſt wirtſchaftlich dasſelbe. Daß dieſe Beträge 
nach dem Willen der Mitglieder zur eigenen Verfügung der Beſchwß. 
bleiben ſollten, kann bei einer ſinngemäßen Auslegung der Beſt. 
des § 2 der Satzungen der BeſchwF. und des § 17 Abſ. 2 und $ 26 
des Syndikatsvertrages nicht angenommen werden. Aus dieſen Beſt. 
kann vielmehr nur gefolgert werden, daß die BeſchwF. kein eigenes 
Einkommen haben und daß ſie das, was ihr von den Mitgliedern 
überlaſſen wird, nur als Treuhänderin der Mitglieder beſitzen ſollte. 
Daraus folgt, daß auch der aus der Verwaltung und Verwendung 
des Treuhandvermögens fließende Gewinn nicht Einkommen der 
BeſchwF., ſondern der Dienſtherrin, alſo des Syndikats und da dieſes 
nach der heute ergangenen Entſch. I A 402/32 kein ſelbſtändiges 
Unternehmen und daher nicht Einkommensträgerin iſt, der in ihm 
zuſammengeſchloſſenen einzelnen Mitgliedswerke iſt. 

Zum gleichen ſteuerlichen Ergebnis führt es, wenn die BeſchwF. 
nicht alle Merkmale einer Organgeſellſchaft aufweiſen würde. In dem 
Urt. IA 247/31 v. 27. Okt. 1931 (RStBl. 1932, 58 — StW. 1932 
Nr. 48) iſt ausgeſprochen, daß die Vereinbarung, die Verkaufs⸗Gmbg. 
eines Kartells ſolle die Erzeugniſſe der Lieferwerke ohne eigenen Ge⸗ 
winn für Rechnung der Lieferwerke abſetzen, ſteuerlich auch ſelbſt 
dann anzuerkennen ſei, wenn die Verkaufsgeſellſchaft nicht ſämtliche 
Merkmale einer Organgeſellſchaft aufweiſe. Dieſelben Erwägungen, 
die zur Aufſtellung dieſes Rechtsſatzes geführt haben, laſſen es als 
gerechtfertigt erſcheinen, auch die Vereinbarung ſteuerlich anzuerkennen, 
daß eine Syndikats⸗ Gmbh. nicht nur keinen Gewinn aus ihrer Ver⸗ 
kaufstätigkeit für das Syndikat haben, ſondern daß fie auch die ihr 
zur Erledigung von weiteren, den Aufgaben des Syndikats ent⸗ 
ſprechenden Hilfsgeſchäften überlaſſenen Mittel nur als Treuhänderin 
der Mitglieder beſitzen und verwenden ſoll. Die Notwendigkeit, die 
ſich zwangsläufig aus der Stellung und der Verkaufstätigkeit der 
Syndikate und ihrem Beſtreben nach Beherrſchung des Marktes er⸗ 
gibt, hat dazu geführt, daß ſich die Tätigkeit der Syndikate nicht 
nur auf die Überwachung, Verteilung und Verkaufstätigkeit und der 
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zur unmittelbaren Förderung des Verkaufs erforderlichen Maß⸗ 
nahmen beſchränkt, ſondern daß das Syndikat auch zeitweiſe Maß⸗ 
nahmen treffen muß, die über die engere Verkaufstätigkeit hinaus⸗ 
gehen, die aber entſprechend der Aufgabe des Syndikats als Hilfs⸗ 
geſchäfte ſyndikatseigenen Charakters anzuſehen ſind. Hierunter fallen 
z. B. die Errichtung oder der Erwerb von Bürohäuſern, der Erwerb 
von Anteilen an fremden Unternehmungen, ganzer Konkurrenzunter⸗ 
nehmungen und dergleichen. Auch inſoweit erfüllen die Syndikate 
nicht Selbſtzwecke, ſondern wollen durch ihre Tätigkeit lediglich die 
Mitgliedswerke fördern. Dieſe Tätigkeit führt in der Hand des Syn⸗ 
dikats zu beſonderer Vermögens⸗ und Einkommensbildung. So wie 
ſich die Rſpr. bisher entwickelt hat, iſt es vertretbar, auch die Ver⸗ 
einbarung, wonach das durch die übrige Tätigkeit ſyndikatseigenen 
Charakters entſtehende ſog. gebundene Vermögen der Syndikats⸗ 
GmbH. nur zu treuen Händen für ihre Mitglieder zuſtehen ſoll, 
ſteuerlich anzuerkennen. Da im Streitfall eine ſolche Vereinbarung 
in den Belt. des Syndikatsvertrages enthalten iſt, ſcheidet auch bzgl. 
des bei der BeſchwF§. gebundenen Vermögens die objektive Steuer⸗ 
pflicht aus. 

Bereits oben iſt ausgeführt, daß die Rſpr. über die Organtheorie 
und die Ein⸗ und Verkaufsgeſellſchaften nicht dazu führen darf, den 
Steuerpflichtigen unberechtigte ſteuerliche Vorteile zu verſchaffen. Sie 
iſt nur um der berechtigten Bedürfniſſe der Wirtſchaft willen auf- 
gebaut worden. Als berechtigt könnte jedoch ein Wunſch nicht aner⸗ 
kannt werden, Gewinne, die durch die Tätigkeit der Organe oder der 
Ein- oder Verkaufsgeſellſchaften erzielt werden, überhaupt ſteuerfrei 
zu laſſen. Wenn nach den beſtehenden Vereinbarungen eine Organ⸗ 
geſellſchaft ihr Geſchäftsergebnis an die Muttergeſellſchaft abzuführen 
hat, ſo iſt zunächſt der Gewinn für die Organgeſellſchaft nach den Vor⸗ 
ſchriften des MörpSt®. zu berechnen und der fo berechnete Gewinn 
dann dem Gewinn der Muttergeſellſchaft zuzurechnen (Entſch. des 
NFH.33, 63). Alſo nicht der etwa nach der Handelsbilanz des Or⸗ 
gans ausgewieſene und der Muttergeſellſchaft zugeführte Betrag, der 
je nach Wunſch der Beteiligten beliebig gering berechnet werden kann, 
iſt maßgebend, ſondern das nach den geſetzlichen Vorſchr. zu errech⸗ 
nende Einkommen. Zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung ſind von 
dieſem aber bei der Zuſammenrechnung die bereits an die Mutter⸗ 
geſellſchaft abgeführten Gewinnbeträge von dem nach den Grundſätzen 
des KörpStG. errechneten Gewinn des Organs in Abzug zu bringen. 

Dieſelben Grundſätze find auch bei einer Verkaufs-GmbH. eines 
Kartells anzuwenden, ſei es, daß ſie Organ des Kartells iſt, ſei es, 
daß ſie nicht alle Merkmale eines Organs aufweiſt. Der Unterſchied 
beſteht hier nur darin, daß nicht einer Obergeſellſchaft der Gewinn 
der Verkaufs-GmbH. zuzurechnen wäre. Vielmehr ſind alle im Kar⸗ 
tell zuſammengeſchloſſenen Mitgliedswerke an dem Gewinn der Ver⸗ 
kaufs⸗Gmbh. beteiligt. In dieſem Falle iſt der Grundgedanke des 
Urt. des NFH. 33, 63 dadurch zu verwirklichen, daß der Gewinn der 
Verkaufsgeſellſchaft nach den Grundſätzen des KörpStG. nach § 215 
Abſ. 2 und 4 Abg. ſelbſtändig und einheitlich berechnet und in 
dem Feſtſtellungsbeſcheid auch eine Feſtſtellung darüber getroffen wird, 
wer an dem feſtgeſtellten Gewinn beteiligt iſt und wie der feſtgeſtellte 
Betrag ſich auf die einzelnen Beteiligten verteilt. Der auf die ein⸗ 
zelnen Beteiligten entfallende Betrag iſt dann dem übrigen ſteuer⸗ 
pflichtigen Gewinn der beteiligten Mitgliedswerke zuzurechnen. 


Aus dem Urteil: 


Das Vorbringen der Beteiligten in der mündlichen Verhandlung 
gibt keine hinreichende Veranlaſſung zur Anderung der im Vor⸗ 
beſcheid vertretenen Rechtsauffaſſung. 

Das Fin A. beſtreitet nicht, daß Gewinnausſchlußvereinbarungen 
bzgl. des aus der Verkaufstätigkeit fließenden Einkommens ſteuerlich 
anzuerkennen ſeien. Entſprechend ſeinem bisherigen Vorbringen ver⸗ 
tritt es jedoch erneut die Auffaſſung, die ſteuerlich zu aktivierenden, 
aus dem Verkaufserlöſe entnommenen Aufwendungen für materielle 
und immaterielle Werte ſeien eigenes Einkommen der Pflichtigen. 
Der Sen. bleibt bei der in dem Vorbeſcheid vertretenen Rechtsauf⸗ 
faſſung, daß bei einer geſchäftsführenden GmbH. eines Syndikats für 
die Körperſchaftſteuer auch eine Vereinbarung rechtserheblich iſt, wo⸗ 
nach die GmbH. das ihr für ihre übrige Tätigkeit ſyndikatseigenen 
Charakters überlaſſene und das durch dieſe Tätigkeit entſtehende ſog. 
gebundene Vermögen nur zu treuen Händen ihrer Mitglieder beſitzen 
ſoll; dies gilt auch für den Fall, daß die geſchäftsführende GmbH. 
nicht alle Merkmale einer Organgeſellſchaft aufweiſt. Im Streifalle 
iſt eine ſolche ernſtlich gewollte, rechtserhebliche Vereinbarung gegeben. 
Zwiſchen den Geſellſchaftern und der Geſellſchaft müſſen die Rechts⸗ 
verhältniſſe klar geſtaltet ſein, wenn die Geſellſchaft nicht Gefahr 
laufen will, daß die Steuerbehörde aus der Unklarheit der Verein⸗ 
barungen nachteilige Schlüſſe zieht. Es können nur ernſtlich gemeinte 
und von den Geſellſchaften und Geſellſchaftern tatſächlich beachtete, 
nicht nur vorgetäuſchte Vereinbarungen Berückſichtigung finden (vgl. 
hierzu die Ausführungen in dem heute ergangenen, das Syndikat be⸗ 
treffenden Urt. 1 4 402/32). Für die Beurteilung der Frage, ob ge⸗ 
troffene Vereinbarungen ernſtlich gewollt ſind, werden die Bilanzen 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


der Geſellſchaft und der Geſellſchafter wichtige und oft ſogar entſchei⸗ 
dende Anhaltspunkte geben. War wirklich ein Treuhandverhältnis 
ernſtlich gewollt, dann wird die Geſellſchaft — wenn ſie ſich nicht den 
berechtigten Vorwurf machen laſſen will, unrichtig zu bilanzieren — 
das ſich in ihren Händen befindende, für die Geſellſchafter treuhände⸗ 
riſch verwaltete Vermögen nicht als ihr eigenes in den Bilanzen an⸗ 
geben, anderſeits werden die Geſellſchafter das ihnen gehörende Ver⸗ 
mögen in ihren Bilanzen nicht unberüſckichtigt laſſen dürfen. In 
dieſer Hinſicht ſcheinen allerdings die Bilanzen der Pflichtigen nicht 
einwandfrei zu ſein. Es ſcheint auch nach den Erklärungen des Ver⸗ 
treters der Pflichtigen keineswegs ſicher, ob die Geſellſchafter dem 
Umſtand, daß die Pflichtige nur Treuhänderin des ihr überlaſſenen 
Vermögens ſein fol, in ihren Bilanzen Rechnung getragen haben. 
Wenn der Sen. ausnahmsweiſe für die Vergangenheit davon abſieht, 
aus dieſer Tatſache die Folgerung zu ziehen, ein Treuhandverhältnis 
bzgl. der gebundenen Werte ſei nicht ernſtlich gewollt geweſen, ſo hat 
er ſich von der Erwägung leiten laſſen, daß bis zum Erlaß dieſer 
Entſch. erhebliche Zweifel über die Rechtslage insbeſ. darüber beſtehen 
Ronnten, ob Vereinbarungen der in Frage ſtehenden Art die ſteuerliche 
Anerkennung finden würden. Daß ſolche Zweifel auch tatſächlich be⸗ 
ſtanden haben, geht ſchon daraus hervor, daß die bilanzmäßige Be⸗ 
handlung bei den einzelnen Beteiligten offenbar eine verſchiedene ge- 
weſen iſt. In Zukunft werden jedoch aus der bilanzmäßigen Behand⸗ 
lung Schlüſſe auf den ernſtlichen Willen der Beteiligten gezogen wer⸗ 
den müſſen. 

Das Fin A. hat auf verwaltungsmäßige Schwierigkeiten hin⸗ 
gewieſen, denen bei Syndikaten mit großer Mitgliederzahl die Aus⸗ 
wertung der nach 8215 Abſ. 2 und 4 NAbgD. zu treffenden einheit⸗ 
lichen Feſtſtellungen begegnen kann. Solche Schwierigkeiten ſind nicht 
zu leugnen. Da aber alle in Betracht kommenden Steuerpflichtigen 
an der Mitarbeit intereſſiert ſind, werden die Schwierigkeiten nicht 
unüberwindlich ſein. Der im Urt. eingeſchlagene Weg muß jeden⸗ 
falls erprobt werden, da andernfalls Doppelbeſteuerungen, die auch 
vom Fin A. nicht geleugnet werden, unvermeidlich find. 

(RFH., 1. Sen., Vorbeſch. v. 25. Sept. 1934, Urt. v. 22. Jan. 1935, 
14 401/32.) 
= RFH. 37, 151.0 
* 


* 43. 88 5, 6 Körp St. Zur Frage der ſubjektiven 
Steuerpflicht eines von einer Anzahl von Werken ge” 
ſchloſſenen, in die Form einer nicht rechtsfähigen Per 
ſonenvereinigung Geſellſchaft bürgerlichen Rechts oder 
nicht rechtsfähiger Verein) gekleideten Syndikats, das 
ſeine Geſchäfte durch eine von den Mitgliedern gegründete 
Gmbh. führen läßt. f) 


Aus dem Vorbeſcheid: 


Das Fincher. hat das Syndikat von der Körperſchaftſteuer frei⸗ 
geſtellt. Rechtlich ſei das Syndikat eine ſog. Doppelgeſellſchaft, d. h. 
eine Geſellſchaft, deren Organ eine juriſtiſche Perſon ſei. Wirtſchaft⸗ 
lich betrachtet ſei das Syndikat ein Kontingentierungskartell mit 
Zentraliſation des Abſatzes, verbunden mit einer Kontingentierung 
der Produktion und einem finanziellen Riſikoausgleich. Dem Syn“ 
dikat ſei außerdem eine Reihe beſonderer, gemeinſamen Intereſſen 
dienender Aufgaben übertragen, und zwar 

1. Regelung des Handelsverkehrs; 

2. Regelung des Auslandsabſatzes (Teilnahme am kontinentalen 
und internationalen Verband); 5 

3. Fernhaltung eines ungeſunden Wettbewerbs durch Aufkauf 
von Werken, Abſchluß von Schutzverträgen, Ankauf von Alte 
und Neumaterial; 

4. felbftändige kaufmänniſche Aufgaben, z. B. Finanzierung der 
angeſchloſſenen Werke, Beſchickung von Ausſtellungen, An 
ſtellung von Verſuchen, Propaganda uſw.; 

5. Theſaurierungsaufgaben, z. B. Schaffung eines Reſervefonds, 
Ankauf von Werken; 

6. innerorganiſatoriſche Aufgaben: Mitgliederkontrolle, Straf? 
befugniſſe. 

Nach dieſem gegenüber einem reinen Verkaufskartell ſtark er” 
weiterten Aufgabenkreis handle es ſich wirtſchaftlich hier um eine 
Zuſammenſtellung verſchiedenartiger Zweckgemeinſchaften: Verkaufs⸗ 
Propaganda⸗, Patent⸗, Verſuchsgemeinſchaft und Finanzkonſortium. 
Dieſer große Aufgabenkreis bedinge einen fange Verwal⸗ 
tungsapparat, der von einem Generaldirektor und vier Direktoren 
mit einem entſprechend großen Verwaltungsapparat bewältigt werde. 
Aus dieſem Aufbau des Syndikats habe das Fin A. mit Recht die 
Folgerung gezogen, daß die Verbands⸗Gmbc. Angeſtellte und Organ 
des Syndikats ſei. a 

Das Fincher. ift auch der Aufſaſſung des Fin A. beigetreten, daß 
das Syndikat ſubjektiv körperſchaftſteuerpflichtig fei. Nach den vom 
Rh. aufgeſtellten Rechtsſätzen ſeien als Vorausſetzungen der Steuer“ 
pflicht nach § 6 a. a. O. anzuſehen, daß die Vereinigung einen vom 


64. Jahrg. 1985 Heft 25] 


Rechtſprechung 


Wechſel ihrer Mitglieder unabhängigen dauernden Beſtand habe und 
über eine Organiſation verfüge, die ihr ein ſelbſtändiges Auftreten im 
Wirtſchaftsleben ermögliche. Ihre Tätigkeit und Organiſation muſſe 
lo ſein, wie fie in nicht weſentlich anderer Form auch bei einer Akt®. 
oder Gmbh. ſein würde. Die Mitglieder müßten daher ſich und die 
Vereinigung als etwas Verſchiedenes empfinden und die Einkünfte der 
ereinigung als Einkünfte diefer und nicht ihrer ſelbſt anjehen. Dieſe 
besen sſetzungen ſeien im Streitfall gegeben. Der Geſellſchaftsvertrag 
ezeichne ſich als „Satzungen“, ſpreche von Organen und Mitgliedern. 
eſchlüſſe würden gem. § 6 wie bei Vereinen mit der Mehrheit der ab⸗ 
gegebenen Stimmen gefaßt. Die Vereinigung ſei abweichend von der 
Rechtslage bei Geſellſchaften des BGB. (828) vom Ausſcheiden eines 
Mitglieds durch Konkurs oder Kündigung unabhängig (8 26). Der 
Zuſammenſchluß ſei auf längere Zeit berechnet. Auch aus dem um⸗ 
ſungreichen techniſchen und kaufmänniſchen Apparat, den ſich das 
Syndikat in der Verbands⸗ Gmb. geſchaffen habe, könnten unbedenk⸗ 
lich Schlußfolgerungen auf die wirtſchaftliche und juriſtiſche Stabilität 
er Vereinigung gezogen werden. Wenn ſchon Liefmann (Kartelle 
und Truſts S. 30) für normale Verkaufskartelle den Gebrauch des 
Wortes Geſellſchaft als irreführend bezeichne, ſo könne beim Syndikat, 
einem Kartell mit einer großen Zuſammenballung wirtſchaftlicher 
ebenaufgaben, erſt recht nicht von einer Geſellſchaft im bürgerlich⸗ 
rechtlichen Sinne die Rede ſein. Es ſei vielmehr ſelbſt als Unter⸗ 
nehmerin anzuſehen, die durch ihre Geſchäftsführerin, die Verbands⸗ 
>mbH., am Wirtſchaftsleben teilnehme und nicht mit der Geſamt⸗ 
heit ihrer Mitglieder identifiziert werden könne. 
S Im Gegenſatz zu dem Fin A. hat das Finger. aber die objektive 
jo due pflicht verneint. Was zunächſt das Organverhältnis anlange, 
10 ſtehe die Abrechnungspraxis unmittelbar mit den Mitgliedern gem. 
317 des Syndikatsvertrags in einem gewiſſen Gegenſatz zu 89 der 
Hatzungen des Syndikats und 8 2 des GmbH.-Vertrags. Nach dieſen 
eſt. folle die GmbH. den Verkauf für Rechnung des Syndikats vor⸗ 
nehmen. Tatſächlich erfolge jedoch der Verkauf für Rechnung der ein⸗ 
Einen Mitglieder. Verrechnungen zwiſchen dem Syndikat und der 
85 mbs kämen deshalb überhaupt nicht vor. Erſtere habe demgemäß 
auch keine eigene Buchführung. Da das Organverhältnis ohne prak- 
iche Auswirkung bleibe, könne ihm auch ſteuerlich irgendwelche Aus⸗ 
irkung nicht zuerkannt werden. 
1 Auch die Rücklagenbildung ſei, wie ſich aus den Vertragsbeſtim⸗ 
Sungen ergebe, nicht eine treuhänderiſche Vermögensbildung beim 
bendikat, ſondern eine ſolche bei den Mitgliedern unmittelbar. Des⸗ 
halb ſei in den Satzungen der Ausdruck „Geſamtheit der Mitglieder“ 
erählt. Die Geſamtheit der Aktionäre ſei nicht mit der AktG. iden⸗ 
fäl ebenſowenig die Geſamtheit der Mitglieder eines nicht rechts⸗ 
beolen Vereins mit dem Verein als ſolchem. Hätte ein Treuhand. 
ſontaltnis zugunſten des Syndikats als ſolchem vereinbart werden 
Den, fo hätte dieſes ſelbſt oder doch mindeſtens der Vorſitzende als 
an der einheitlichen Willensbildung genannt werden müſſen. Jeder 
Nacaiſel daran, daß das Snydikat hier nicht gemeint, ſondern die 
“ amten einzelnen Mitglieder, werde dadurch überwunden, daß außer⸗ 
a noch die treuhänderiſche Beteiligung jedes einzelnen Mitglieds 
u der Rücklage nach Maßgabe feiner Einzahlungen feſtgeſetzt fei, und 
ah im Falle des Ausſcheidens eines Mitglieds ſogar ein entſprechen⸗ 
5 Herauszahlungsanſpruch gegeben ſei. Das Syndikat ſei vielmehr, 
ne ihm die Rücklage zur Verfügung geſtellt werde, als Treuhand⸗ 
hmer anzuſehen; Treugeber ſeien die einzelnen Mitglieder. 
ft Das Fin A. rügt in der RBeſchw. unrichtige Anwendung des be⸗ 
Ga 1 Rechtes ſowie Verſtöße gegen den klaren Inhalt der Akten. 
Ein egehrt, die objektive Steuerpflicht des Syndikats entſprechend der 
ſpruchsentſcheidung anzuerkennen. 
Die RBeſchw. des Fin A. iſt nicht begründet, da der Entſch. des 
er. im Ergebnis zuzuſtimmen iſt. 
vechtsſaß; kann dahingeſtellt Sleiben, ob das Syndikat als ein nicht 
anz lefähiger Verein oder als eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
5 duschen iſt. Es iſt richtig, daß bei Wirtſchaftsgebilden der hier in 
fie de ſtehenden Art in Wiſſenſchaft und Praxis die Meinungen, ob 
e nach ihrer Rechtsform nicht rechtsfähige Vereine oder Geſellſchaften 
bürgerlichen Rechts darſtellen, auseinandergehen. So ſieht z. B. 
roch AB e⸗Schlutius: Vierteljahrsſchrift für Steuer und Finanz⸗ 
als „Jahrg. 1932 Heft 4 unter III ©. 778 ff. die Kartellvereinigung 
rechtlich rechtsfähigen Verein an, während Geiler („Geſellſchafts⸗ 
Ben Organiſationsformen des neueren Wirtſchaftsrechts“, Mann⸗ 
„Berlin, Leipzig 1922, S. 29) und Mirow („Die Kartelle 
ſtenersondikate im Steuerrecht“ in der von Bühler herausgegebenen 
bür flihlichen Schriftenreihe, Heft 2 8 3) in ihr eine Geſellſchaft 
lung d ichen Rechts erblicken wollen. Für die ſteuerrechtliche Beurtei⸗ 
zug . Syndikats erübrigt ſich die Entſch, welcher Auffaſſung der 
Sn, geben iſt. Wie das Suydikat mit Recht geltend macht, if 
d örpStcG. in beiden Fällen anwendbar. Gerade mit Rückſicht 


;; 
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a g 8 
Rache daß die Abgrenzung zwiſchen der Geſellſchaft bürgerlichen 
iſt, bat und dem nicht rechtsfähigen Verein noch keineswegs geklärt 


bat das KörpStGG. davon abgeſehen, die umſtrittenen Rechts⸗ 
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begriffe als Unterſcheidungsmerkmal für das Vorhandenſein der 
Steuerpflicht aufzuſtellen (vgl. Evers, Komm. z. KörpstG. 1925, 
2. Aufl., Anm. 7 zu 85 S. 306). 8 6 KörpSt®. beſtimmt, daß bei 
nicht rechtsfähigen Perſonenvereinigungen — alſo auch bei nicht rechts⸗ 
fähigen Vereinen — die Steuerpflicht nur gegeben iſt, wenn ihr Ein⸗ 
kommen nicht nach dem KörpStG. oder EinkStG. unmittelbar bei einem 
anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt. Hiernach iſt die Frage zu 
ſtellen, wer als Einkommensträger zu gelten hat, ob das Syndikat 
oder die in ihm verbundenen einzelnen Mitgliedswerke. In der 
Entſch. Bd. 15 S. 311 hat der R§H. für das Körperſchaftſteuerrecht 
ausgeſprochen, zur Annahme einer körperſchaftſteuerpflichtigen Per⸗ 
ſonenvereinigung ſei erforderlich, daß die Perſonen, die zu der Ver⸗ 
einigung zuſammengeſchloſſen ſind, zur Erreichung eines beſtimmten 
Zwecks planmäßig und dauernd zuſammenwirken müſſen. Das Fin⸗ 
Ger. hat richtig darauf hingewieſen, daß die Vereinigung der Mit⸗ 
gliedswerke einen vom Wechſel ihrer Mitglieder unabhängigen dauern⸗ 
den Beſtand hat und über eine Organiſation verfügt, die ihr ein ſelb⸗ 
ſtändiges Auftreten im Wirtſchaftsleben ermöglicht. Das Syndikat 
hat ſich auch mit der Gründung der Verbands⸗ Gmbh. einen umfang⸗ 
reichen techniſchen und kaufmänniſchen Apparat geſchaffen und ſich 
durch die Beſt. des Vertrags wirtſchaftliche und juriſtiſche Feſtigkeit 
gegeben. Dieſe Tatſachen genügen aber noch nicht für den Nachweis, 
daß als unmittelbarer Bezieher des Einkommens nicht die Mitglieds⸗ 
werke, ſondern das Syndikat anzuſehen iſt. Es kommt darauf an, 
wer im Innenverhältnis ſich als Unternehmer darſtellt, ſo daß nicht 
ohne weiteres entſcheidend iſt, wie die Dinge nach außen erſcheinen. 
Vgl. hierzu Becker, EinkSt®. 8 29 Anm. 41 d, wo ausgeführt iſt, 
daß als Unternehmer anzuſehen ſei, für weſſen Rechnung der Betrieb 
unmittelbar, auch gegebenenfalls durch einen Treuhänder, geführt werde. 


Für die Beantwortung der Frage, ob das Syndikat — die 
Vereinigung der Mitgliedswerke — als ein von ſeinen Mitgliedern 
zu unterſcheidender Organismus oder ob unmittelbar die einzelnen 
Mitgliedswerke als Einkommensträger anzuſehen ſind, iſt im weſent⸗ 
lichen die Verkehrsauffaſſung entſcheidend (vgl. Entſch. des R§h. 
25, 284 und die Ausführungen bei Evers, Komm. z. KörpSt®. 
1925, 2. Aufl., Anm. 4, 5 und 7 zu § 5). Es wird daher geprüft 
werden müſſen, ob nach der Verkehrsauffaſſung die Vereinigung der 
Mitgliedswerke ein Werkzeug in der Hand der Geſellſchafter darſtellt, 
mit dem dieſe unter Wahrung der Selbſtändigkeit ihrer Einzelbetriebe 
ihren Zweck verfolgen, oder ob ſie ein ſelbſtändiges, eigene Zwecke ver⸗ 
folgendes Unternehmen iſt (vgl. Evers, Komm. z. KörpSt®., 2. Aufl., 
Anm. 4 zu 8 6 S. 314/315, und Kennerknecht, Komm. z. Körp⸗ 
StG. 86 Anm. 10 S. 55/56). Die Verkehrsauffaſſung wird an⸗ 
knüpfen an die Abſichten der Beteiligten, wie ſie aus den vertrag⸗ 
lichen Vereinbarungen, aus dem Geſchäftsgebaren und der bilanz⸗ 
mäßigen Handhabung zu entnehmen ſind. Dieſe werden in der Regel 
Aufſchluß darüber geben, ob die Mitglieder ſelber die Vereinigung 
und ji) als etwas Verſchiedenes empfinden und die Einkünfte der 
Vereinigung als Einkünfte dieſer und nicht ihrer ſelbſt anſehen 
müſſen (vgl. Urt. I A2 238/29 v. 26. Juli 1929: RH. 25, 284), 
Nach den Satzungen des Syndikats kann aber nicht angenommen 
werden, daß die Vereinigung der Mitgliedswerke als Einkommens⸗ 
träger gelten ſollte. Sie laſſen vielmehr erkennen, daß es der Wille 
der Mitglieder iſt, durch den Zuſammenſchluß die eigene Wirtſchaft 
zu fördern, nicht aber ein neues Wirtſchaftsſubjekt mit eigenen Inter⸗ 
eſſen ins Leben zu rufen. Eine Abſicht, eine Vereinigung ins Leben 
zu rufen, die ihren Mitgliedern gegenüber ein ſelbſtändiges, gleich⸗ 
geordnetes Unternehmen darſtellt, iſt nicht erkennbar. Insbeſ. wird 
dies durch die zutreffende Feſtſtellung des FinGer. dargetan, daß ſo⸗ 
wohl die Gewinnausſchlußvereinbarung mit dem Organ, der Verbands⸗ 
GmbH., als auch die Abmachungen bzgl. der Rücklagenbildung nicht 
zugunſten der Vereinigung ſelbſt (des Syndikats), ſondern zugunſten 
der einzelnen Mitglieder erfolgt jind, und daß tatſächlich die Ver⸗ 
bands⸗Gmbc. nicht für Rechnung der Vereinigung, ſondern für Rech⸗ 
nung der einzelnen Mitglieder verkauft hat. 


Die Auffaſſung des FinGer. und des Fin A., die in Form einer 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts oder eines nicht rechtsfähigen Vereins 
geſchaffene Vereinigung der Mitgliedswerke ſei als ſelbſtändige, am Wirt⸗ 
ſchaftsleben beteiligte Unternehmerin und damit als Einkommensträgerin 
anzuſehen, kann ſich auch nicht auf die allgemeine Verkehrsauffaſſung 
ſtützen. Es ſei in dieſer Hinſicht z. B. nur auf „Die Umſatzſteuer der 
Verkaufsſyndikate“: Det. 1919/20, 61; „Steuerrecht und bürger⸗ 
liches Recht“: Bank Arch. 20/21, 57; Geiler, „Organiſations⸗ 
formen“ S. 12 u. 26; „Rörp&t®. v. 30. März 1920“ S. 187ff.; 
„Das neue KörpStG.“ (ErgBd.), Anhang IC Anm. 23 S. 263 ff. 
verwieſen, die übereinſtimmend die Auffaſſung vertreten, daß Kartelle 
(Syndikate) bei wirtſchaftlicher Betrachtungsweiſe keine Erwerbs⸗ 
geſellſchaften ſeien, ſondern daß ſich ihr Zweck darin erſchöpfe, den 
beſtehenden Einzelwirtſchaften der Mitglieder zu dienen und ſie zu 
fördern. Ebenſo erblickt Nickliſch („Das Steuerproblem der Kar⸗ 
telle“, die Betriebswirtſchaft) (89 R. 1931 Heft 11 S. 305 ff.) in 
einem Kartell in keinem Falle eine neue Unternehmung. Vgl. außer⸗ 
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dem Mirow, „Die Kartelle und Syndikate im Steuerrecht“, er⸗ 
ſchienen in der von Bühler herausgegebenen ſteuerrechtlichen Schrif⸗ 
tenreihe Heft 2 S. 39 ff., und insbeſ. auch Evers, Komm. z. Körp⸗ 
StG., 2. Aufl., § 6 Anm. 4 S. 314/15, und Kennerknecht, Komm. 
z. KörpStG. 86 Anm. 10 S. 55/56. Schultze⸗Schlutius will 
allerdings die Kartellvereinigung auch für den Bereich der Körper⸗ 
ſchaftſteuer als ein jedem einzelnen ſeiner Mitglieder rechtlich und 
wirtſchaftlich ſelbſtändig gegenübertretendes Unternehmen anſehen (vgl. 
Vierteljahresſchrift für Steuer⸗ und Finanzrecht, Sonderdruck aus 
Jahrg. 1932 Heft 4 S. 773 ff., insbeſ. S. 787/88). Er ſtützt ſich 
dabei auch darauf, der RF. habe ſowohl für die Umſatzſteuer als auch 
für die Vermögenſteuer anerkannt, daß die von den Mitgliedswerken 
gebildete Geſellſchaft bürgerlichen Rechts eine ſteuerfähige Rechtsper⸗ 
ſönlichkeit ſei. Es iſt richtig, daß der Rö. für die Umſatzſteuer 
dieſe Auffaſſung vertreten hat (vgl. z. B. RH. 15, 312 [315]; 
20, 83 [85] und Entſch. V A 961/30 v. 21. Nov. 1930: RStBl. 1932, 
359). Ebenſo hat der NFH. ausgeſprochen, daß eine Vereinigung von 
Zechenbeſitzern, die eine dieſen gemeinſchaftlich gehörende Fabrik für 
gemeinſchaftliche Rechnung durch eine Gmb. als ihr Organ be⸗ 
treiben läßt, für das Vermögenſteuerrecht einer vermögenſteuer⸗ 
pflichtigen OHG. gleichzuſtellen ſei (vgl. RH. 26, 173 ff.). Die 
für die Umſatzſteuer und die Vermögenſteuer ergangenen Entſch. find 
jedoch nicht ohne weiteres für die Körperſchaftſteuer anwendbar. Bei 
der Umſatzſteuer handelt es ſich um Vorgänge des täglichen Geſchäfts⸗ 
verkehrs; fie ſollen nach den beſonderen Grundſäßen des Umſatz⸗ 
ſteuerrechts beurteilt werden. Auch das Vermögenſteuerrecht unter⸗ 
ſcheidet ſich ſchon hinſichtlich der ſubjektiven Steuerpflicht von dem 
Körperſchaftſteuerrecht. So find nach dem VermStGG. 3. B. OHG. ver⸗ 
mögenfteuerpflichtig, nicht aber nach dem KörpSt®. körperſchaft⸗ 
ſteuerpflichtig. Selbſt wenn man alſo mit dem für die Vermögenſteuer 
ergangenen Urt. die Kartellvereinigung (Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts) als OHG. anſehen würde, wäre ſie noch nicht ſubjektiv kor⸗ 
perſchaftſteuerpflichtig, ihr Einkommen wäre vielmehr anteilig bei den 
einzelnen Geſellſchafteru als gewerbliches Einkommen zu verſteuern 
(8 29 Nr. 3 EinkSt®.). Außerdem ſei darauf hingewieſen, daß das 
Urt. ausdrücklich hervorhebt, es entſpreche dem Sinn und Zweck des 
Verm St., die „Vereinigung vermögenſteuerrechtlich einer O. 
gleichzuſtellen, d. h. fie mit ihrem Betriebsvermögen zur Vermögen⸗ 
ſteuer heranzuziehen und dafür die Anteile der einzelnen Geſellſchaft 
von dem gemeinſchaftlichen Vermögen freizulaſſen (8 46 RBewgh.) “. 
Hiermit iſt klar zum Ausdruck gebracht, daß eine doppelte Erfaſſung 
des Vermögens, und zwar einmal bei der Vereinigung und dann an⸗ 
teilmäßig bei den Geſellſchaftern, nicht in Frage kommen kann. 
Würde man für die Körperſchaftſteuer die Vereinigung der Mitglieds⸗ 
werke als ſelbſtändiges, von den Mitgliedswerken zu unterſcheidendes 
Unternehmen und ſomit als Einkommensträgerin anſehen, fo würde 
dies zu einer doppelten Erfaſſung des Gewinns — einmal bei der 
Vereinigung und dann anteilig bei den Geſellſchaftern, an die er ab⸗ 
geführt wird — führen können. Das ſoll 8 6 KörpStG., eine Vor⸗ 
ſchrift, die weder das UmſStG. noch das VermStcd. kennt, verhüten. 


Auch die Tatſache, daß das Syndikat ſich neben dem Vertrieb 
der ſyndizierten Waren mit wirtſchaftlich wichtigen Nebenaufgaben 
befaßt hat, kann es nicht zu einem ſelbſtändigen Einkommensträger 
neben den Mitgliedswerken machen. Daß es auch inſoweit, lediglich 
die Wirtſchaft der Mitgliedswerke fördern und nicht ſelbſtändige Unter⸗ 
nehmerin neben den Mitgliedswerken fein foll, ergibt ſich eindeutig 
aus der Belt. des Syndikatsvertrags, wonach die Geſchäftsſtelle (die 
Verbands-GmbH.) zur Wahrnehmung gemeinſamer Intereſſen nach 
Weiſung der Hauptverſammlung der Geſellſchaft Schutze und ſonſtige 
Verträge mit anderen Firmen, Syndikate oder Vereinigungen ab⸗ 
ſchließen kann (8 25 der Syndikatsſatzungen), und daß die dem Syn⸗ 
dikat zur Verfügung zu ſtellende Rücklage oder die mittels dieſer be⸗ 
ſchafften Gegenſtände nicht im Eigentum der Geſchäftsſtelle ſtehen, daß 
ſie vielmehr als Treuhänder für die Geſamtheit der Mitglieder zu 
verwalten hat, und daß jedes einzelne Mitglied daran nach Maßgabe 
der geleiſteten Einzahlungen beteiligt iſt (8 26 a. a. O.). 

Hiernach kann das Syndikat nicht als Einkommensträger und 
damit fubjektiv ſteuerpflichtig gelten. Die Entſch. des Finger., durch 
die das Syndikat von Körperſchaftſteuer freigeſtellt wurde, iſt daher 
im Ergebnis gerechtfertigt. 


Aus dem Urteil: 


Das Vorbringen in der mündlichen Verhandlung enthielt keine 
neuen, weſentlichen, tatsächlichen oder rechtlichen Gedanken, die zu 
einer Anderung der im Vorbeſcheid vertretenen Rechtsauffaſſung hin⸗ 
reichenden Anlaß geboten hätten. Die Ausführungen des Vorbeſcheids 
können daher in das Urt. übernommen werden. 

Der Vertreter des Fin A. hat ausgeführt, daß das Steuerrecht 
von dem Gedanken der wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe beherrſcht 
werde. Das beſage, richtig verſtanden, einmal, daß die Verhältniſſe 
für die ſteuerrechtliche Beurteilung jo zu ſehen ſeien, wie ſie ſich 
etwaigen rechtlichen Beiwerks entkleidet, tatſächlich darſtellten, zum 
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andern, daß für eine möglichſt gleichmäßige Beſteuerung Sorge zu 
tragen ſei, nötigenfalls über den Rahmen der Rechtsform hinaus. 
Aus dieſem Grundgedanken ſei zu folgern, daß alle Zuſammenſchlüſſs, 
bei denen das wirtſchaftliche Wollen das gleiche ſei, auch ſteuerlich 
gleich behandelt werden müßten, ohne Rückſicht auf die im einzelnen 
Falle getroffenen Parteivereinbarungen. Das Fin A. iſt auch der 
Auffaſſung, daß ſolche wirtſchaftlichen Zuſammenſchlüſſe für alle 
Steuerarten grundſätzlich gleich zu behandeln ſeien. 

Das Gebot einer gleichmäßigen Beſteuerung aller Steuerpflich⸗ 
tigen wird in der Tat dazu führen müſſen, ſolche Gebilde, die die 
gleichen wirtſchaftlichen Ziele verfolgen, ſteuerlich nach gleichen Grund- 
ſätzen zu behandeln. Das kann aber weder dazu führen, die Rechte“ 
form außer acht, noch die beſonderen Vereinbarungen unberückſichtigt 
zu laſſen, die diejenigen getroffen haben, die jene Wirtſchaftsgebilde 
ins Leben riefen. Da das KörpSt®. die Steuerpflicht auf die Rechte⸗ 
form ſtützt, kann bei Prüfung der ſubjektiven Steuerpflicht die Rechts⸗ 
form im Wege der wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe nicht beiſeite ge⸗ 
ſchoben werden. So hat der RH. in ſtändiger Rſpr. auch eine wirt 
ſchaftlich unſelbſtändige Geſellſchaft, eine Organgeſellſchaft, ſtets ale 
ſubjektiv ſteuerpflichtig angeſehen (vgl. z. B. Rc H. 26, 12% 
und die dort weiter angeführten Entſch., außerdem Gutachten ıD 
2/31, III P 2/32 v. 26. Juli 1932: NSS. 31, 297 (299) 
und die Entſch. der Frage, ob und inwieweit eine Organgeſell⸗ 
ſchaft objektiv eigenes Einkommen haben ſoll, lediglich von den Ver⸗ 
einbarungen zwiſchen Dienſtherrn und Angeſtellten oder von den bine 
denden Weiſungen des Dienſtherrn abhängig gemacht. Es geht nicht 
an, das Wirtſchaftsleben nach einer einheitlichen Schablone zu ber 
urteilen. Auch bei Auslegung des 89 NAUGGD. hat im Vordergrunde 
der Erwägungen der Gedanke zu ſtehen, daß die Steuerpflichtigen 
grundſätzlich nicht beſchränkt find in der Wahl der Mittel, mit denen 
ſie ein wirtſchaftliches Ziel erreichen wollen. Was in einem Falle ſich 
als zur Erreichung eines beſtimmten wirtſchaftlichen Wollens geeig“ 
net erweiſt, kann in einem anderen Fall, in dem das gleiche wirtſchaft⸗ 
liche Ziel erſtrebt wird, unzweckmäßig ſein. Es darf in dieſer Hinſicht 
auch auf das Urt. IA 271/31 v. 19. Sept. 1933: RF. 34, 194 (19%) 
verwieſen werden. 

Das Fin A. glaubt, die im Vorbeſcheid vertretene Rechtsauffaſ⸗ 
fung ſtehe nicht im Einklang mit der Rſpr., die ohne juriſtiſche per 
ſönlichkeit organiſierte, wirtſchaftliche Vereine und Verbände als Ein⸗ 
kommensträger i. S. des 8 6 KörpSt®. aufgefaßt habe. Insbeſ. be⸗ 
zieht ſich das Fine. auf das Urt. IA 196/32 v. 6. Dez. 1992: 
RF. 32, 161 = RELB. 1933, 329 = StW. 1933 Nr. 234, in 
dem ein in die Rechtsform der Einheitsgeſellſchaft ohne juriſtiſche Per“ 
ſönlichkeit gekleidetes Kontingentierungskartell als Einkommensträger 
und auch als Erwerbsgeſellſchaft aufgefaßt ſei. Auf dieſes Urt. kann 
ſich das Fin A. ſchon deshalb nicht ſtützen, weil in ihm eine ganz andere 
Streitfrage zu entſcheiden, die ſubjektive Steuerpflicht aber gar nicht 
in Zweifel gezogen war. Daß auch nicht rechtsfähige Perſonenvereini⸗ 
gungen jubjektiv Körperſchaftſteuerpflichtig und ſelbſt Einkommens“ 
träger i. S. der 88 5 und 6 KörpSt®. fein können, iſt niemals zwe 
felhaft geweſen. 

Im Vorbeſcheid iſt u. a. ausgeführt, für die Beantwortung der 
Frage, ob das Syndikat ein von ſeinen Mitgliedern zu unterſcheiden⸗ 
der Organismus ſei, oder ob unmittelbar die einzelnen Mitgliedswerke 
als Einkommensträger anzuſehen ſeien, müſſe im weſentlichen die 
Verkehrsauffaſſung entſcheidend ſein; dieſe werde anknüpfen an die 
Abſichten der Beteiligten, wie fie aus den vertraglichen Vereinbarun⸗ 
gen, aus dem Geſchäftsgebaren und der bilanzmäßigen Handhabung m 
entnehmen ſeien. Das Find greift dieſe Ausführungen mit der Ein 
wendung an, daß die Begriffe „Verkehrsauffaſſung“ und „Auffaſſung 
der Beteiligten“ ſich nicht deckten. Für das Steuerrecht ſeien ſie 5 
u. U. ganz entgegengeſetzte Begriffe. Dieſer Einwand iſt im gewi ſen 
Sinne berechtigt. Es iſt allerdings nicht leicht, die Verkehrsauffel“ 
fung über fo eigenartige Gebilde wie Syndikatszuſammenſchlüſſe 
den verſchiedenen Formen feſtzuſtellen. Naheſtehende und ferner 
ſtehende, kapitalfeindliche und kapitalfreundliche, gründliche und ober“ 
flächliche Beurteiler werden in ihrer Auffaſſung auseinandergehen. « 
derartigen Fällen ift es gerechtfertigt, auch die Anſichten der 9 
teiligten über die Bedeutſamkeit und die verſchiedenen Auswirkungen 
der von ihnen ins Leben gerufenen Gebilde und die geſchloſſenen Ver 
träge zum Worte kommen zu laſſen. Darunter ſind die ehrlichen 
wirklichen Auffaſſungen der Beteiligten zu verſtehen, nicht die o 
getäuſchten, auf die Steuerauswirkungen hin zurechtgelegten Anſichten⸗ 
Aber nicht jede Auffaſſung, die ſteuerlich günſtig iſt, muß um des 
willen als eine vorgetäuſchte, mit den wirklichen Abſichten und Zielen 
nicht in Einklang ſtehende, abgelehnt werden. 

In dem Urt. vom heutigen Tage TA 401/32 über die Steuer- 
pflicht der Verband⸗ Gmbh. iſt darauf hingewieſen, welche Bebeutund 
die Bilanzierung der einzelnen Geſellſchafter beſitzt. Wenn der Sen 
den vom Fin A. in feiner Tragweite ganz richtig erkannten Schritt 
getan hat, für eine vielleicht nicht eindeutige oder noch gar nicht — 
ausgebildete allgemeine Verkehrsauffaſſung die Auffaſſung der 2 
teiligten als genügend gelten zu laſſen, fo muß auf der anderen eitt 
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gefordert werden, daß dann wenigſtens die Auffaſſung der Beteiligten 
offen und einheitlich ſich ausſprechen muß. Es genügt dann nicht, 
duß etwa der wirtſchaftlich oder zahlenmäßig überwiegende Teil der 
Geſellſchafter den auf ihn entfallenden Anteil des Treuhandvermögens 
und des Einkommens in feiner Bilanz ausweiſt. Eine ſolche bilanz⸗ 
mäßige Behandlung wird von allen Mitgliedern gefordert werden 
müſſen, fo daß es im eigenen Jutereſſe jedes einzelnen Syndikats⸗ 
mitglieds liegt, die andern Mitglieder zu einheitlichem Vorgehen zu 
bewegen. Wenn ſo in Zukunft das Einkommen und das Vermögen 
lückenlos erfaßt wird, werden die Bedenken des Fin A. gegen das Er⸗ 
1 5 des Urt. gemildert werden. 

RFH., 1. Sen., Vorbeſch. v. 25. Sept. 1934, Urt. v. 22. Jan. 1935 
14 402/32) ſch p 3 , 


(= Ry. 37, 169.) 


Anmerkung zu Nr. 42 u. 43: I. Zum erſtenmal hat der 
Rig. zu der ſo außerordentlich wichtigen Frage der ſteuerlichen Be⸗ 
handlung der in die Form der Doppelgeſellſchaft gekleideten Syn⸗ 
dikate Stellung genommen. Er hat damit kein völliges Neuland 
betreten, da er die einzelnen Geſichtspunkte ſchon in früheren Entſch. 
Rörtert und entſchieden hat, aber hier findet ſich die erſte — vor⸗ 
äufig wohl endgültige — Zuſammenfaſſung aller dieſer Erwägungen, 

e in eine Anzahl kurzer klarer Sätze ausmünden. Dieſe Sätze 

werden die Rſpr. der Zukunft beherrſchen, wie wenn ſie durch Geſetz 
feſtgelegt wären. 
Die Entwicklung der Ripr. bis Ende 1930 iſt in den Aus⸗ 
führungen StW. 1931 Sp. 481ff. zuſammengefaßt, die weitere Rſpr. 
wird in den beiden neuen Entſch. ſo ausführlich geſchildert, daß es 
nicht notwendig erſcheint, hier den bisherigen Gang der Rſpr. noch 
einmal darzuſtellen. 


II. Das Syndikat iſt in Form der üblichen Doppelgeſellſchaft 
ebildet: Die als Geſchäftsführerin dienende GmbH. empfängt ihre 
eiſungen nicht unmittelbar von den einzelnen Werken, ſondern von 

der Geſamtheit der Werke. Dieſe Gejamtheit ſteht als zweite Geſell⸗ 
St neben der GmbH. (daher: „Doppelgeſellſchaft“), es beſteht keine 
völlige Klarheit darüber, ob dieſe Geſamtheit der Werke eine Geſell⸗ 
Wat des bürgerlichen Rechts darſtellt oder einen nicht rechtsfähigen 
Verein. Dieſer Unterſchied iſt vom Schrifttum für erheblich gehalten 
Rerden, der Rech. kommt aber zu dem Ergebnis, daß es auf dieſe 
1 801 nicht ankommt, und er ſieht daher von der Entſch. der 
ge ab. 


K Die Beurteilung der Steuerfragen durch die Rechtsmittelbehörden 
di eine ſehr verſchiedene geweſen: Das Fin A. hat das Syndikat, d. h. 
die neben der GmbH. beſtehende Vereinigung der Werke, für ſub⸗ 
Jektin Körperſchaftſteuerpflichtig gehalten und mit den erzielten Über- 
ſchüſſen veranlagt, während es bei der Gmbh. zwar auch die ſubjek⸗ 
wwe Steuerpflicht bejaht, aber nur einen Teil der erzielten Überſchüſſe 

ir Steuer heranzieht. Das Fin Ger. bejaht die fubjektive Steuer⸗ 
licht für beide Geſellſchaften, ſtellt aber das Syndikat mangels eige- 
ſch Einkünfte ganz frei, während es die Gmb. mit ſämtlichen Über- 
len zur Steuer heranzieht. Der RF. erklärt das Syndikat 
ft ſubjektiv ſteuerfrei, die Gmbh. iſt zwar ſubjektiv ſteuer⸗ 
in ichtig, hat aber kein eigenes körperſchaftſteuerpflichtiges Einkom⸗ 
9 05 Im Ergebnis kommt es darauf heraus, daß der rechneriſch er⸗ 
dielte Überſchuß des Syndikats einen Teil des eigenen Gewinnes der 


einzelnen Werke darſtellt. 


ait III. Die Körperſchaftſteuerpflicht des Syndikats ſelbſt hängt 
ohl nach altem wie nach neuem Körperſchaftſteuerrecht davon ab, 
. Einkommen nach dem Nörp&t®. oder dem EinkSt®. „un⸗ 
ai elbar bei einem anderen Steuerpflichtigen zu verſteuern iſt“, ob 
en die Tätigkeit des Syndikats einen eigenen ſelbſtändigen Zweck 
alle oder ob es nur dazu dient, die Jwecke der einzelnen Mit⸗ 
em er zu fördern. Daß die Entſch dieſer Frage von der Verkejrs- 
Raffung abhängt, iſt ſelbſtverſtändlich; die Schwierigkeit beſteht 
facht darin, wie dieſe Verkehrsauffaſſung feſtzuſtellen iſt, wenn tat⸗ 
ent ich die Verkehrsauffaſſung nur aus der Auffaſſung der Beteiligten 
Köctmmen werden kann. Mit erfreulicher Deutlichkeit lehnt aber der 
ſie d. den Gedanken ab, daß dieſe Auffaſſung der Beteiligten, weil 
gefehn ſteuerlich günftigen Ergebniſſen führt, deshalb allein ſchon ab⸗ 
8 Int. werben müſſe. Die „ehrlichen, wirklichen“ Auf⸗ 
ülſungen der Beteiligten, wie ſie den wirtſchaft⸗ 
8 en Verhältniſſen entſprechen, werden als Ver⸗ 
ſen nd auffaſſung anerkannt, und das iſt einer der wichtig⸗ 
en Gedanken, die die Entſch. tragen. 
eu Allerdings muüſſen dieſe wirklichen Auffaſſungen der Beteiligten 
355 See Umſtänden entnommen werden, und dafür wird der Art 
Wen ilanzierung der einzelnen Werke erhebliches Gewicht beigelegt. 
Antell die einzelnen Werke ſelbſt den rechneriſch auf ſie entfallenden 
File am Gewinn des Syndikats in ihre Bilanz aufnehmen, ſo ergibt 
daraus ihre Auffaſſung über die ſteuerlich richtige Behandlung 


dieſes Gewinnes, der un mittelbar bei ihnen zu verſteuern iſt. Erfolgt 
dieſe Aufnahme in die Bilanz aber nicht, jo haben die Werke ſelbſt 
die unmittelbare Steuerpflicht nicht gewollt, und das Syndikat muß 
als ſolches beſteuert werden, mag man es bürgerlich⸗rechtlich als nicht 
rechtsfähigen Verein oder als Geſellſchaft anſehen. 

Hier greift aber der andere außerordentlich wichtige Satz des 
Rich. ein, nach dem es für die Vergangenheit nicht fo ent» 
ſcheidend auf die Behandlung der Gewinne in den einzelnen Werks⸗ 
bilanzen ankommen ſoll. Für die Zeit bis zum Erlaß dieſer Entſch. 
wird nicht nur bei dieſem Syndikat, ſondern auch bei allen anderen 
Syndikaten der Art der Bilanzierung noch keine entſcheidende Bedeu⸗ 
tung beigemeſſen werden können, während es für die Zukunft 
entſcheidend darauf ankommen wird, daß wirklich ſämtliche dem 
Syndikat angeſchloſſenen Werke ihre Bilanzen nach den vom RF. 
aufgeſtellten Grundſätzen aufbauen. „Der im Urt. eingeſchlagene Weg 
muß jedenfalls erprobt werden“, dus iſt der Grundſatz, der für die 
weitere Entwicklung und die praktiſche Ausgeſtaltung im Vorder⸗ 
grund zu ſtehen hat. Sollte ſich dieſe Art der Bilanzierung aus 
irgendeinem Grunde nicht überall durchführen laſſen, ſo muß mit 
einer Anderung der Rſpr. gerechnet werden. 


IV. Bei der Behandlung der Gmb H. iſt der Ausgangspunkt 
durch die frühere Rſpr. feſtgelegt. Sie kann Organgeſellſchaft fein 
und muß dann als ſolche behandelt werden, d. h. ſie bleibt grundſätz⸗ 
lich körperſchaftſteuerpflichtig, hat aber die Möglichkeit, mit der 
Muttergeſellſchaft Vereinbarungen über die Frage des Einkommens 
zu treffen, die ſich allerdings auf das geſamke Tätigkeitsgebiet oder 
wenigſtens auf das volle Geſchäftsergebnis eines beſtimmt abgegrenz⸗ 
ten Tätigkeitsgebietes erſtrecken müſſen. Wenn man die GmbH. nicht 
als Organ betrachtet, ſo iſt jedenfalls für den vorl. Fall das Ergeb⸗ 
nis das gleiche, weil ja die GmbH. als Verkaufsgeſellſchaft tätig iſt, 
und weil hier auch ohne Vorhandenſein des Organverhältniſſes der⸗ 
artige Vereinbarungen möglich und ſteuerlich anzuerkennen ſind. So⸗ 
weit es ſich daher um die Beträge handelt, die die GmbH. an das 
Syndikat oder an die Werke tatſächlich abführt, ergeben ſich keine 
beſonderen Schwierigkeiten. 

Nun hat aber die GmbH. im Rahmen ihrer Tätigkeit auch noch 
andere Aufgaben zu erfüllen als den reinen Verkauf, ſie ſammelt 
Vermögen an, um ſich dadurch in den Stand zu ſetzen, ihre Verkaufs⸗ 
tätigkeit für das Syndikat zweckmäßiger oder günſtiger auszuüben. 
Hier ſetzen die Zweifel ein, ob nicht die GmbH. dieſe Mittel als eige⸗ 
nes Einkommen bezieht. Wäre das der Fall, ſo müßte natürlich zu⸗ 
nächſt wieder geprüft werden, ob es ſich wirklich um Körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtige Gewinne handelt oder etwa um ſteuerfreie Mitgliedsbeiträge 
von den einzelnen Werken. Auf dieſe Unterſcheidung weiſt das Fin⸗ 
Ger. mit Recht hin. 

Im allgemeinen iſt der RF. mit der Anerkennung eines Treu⸗ 
handverhältniſſes für das Gebiet der Gewinnermittlung ſehr zurück⸗ 
haltend geweſen, er hat klare ausdrückliche Vereinbarungen verlangt, 
und hier enthält die Satzung ausdrücklich nur die Beſt., daß die Rück⸗ 
lage und die mit ihr beſchafften Gegenſtände der Gmb. als Treu⸗ 
händerin der Werke zuſtehen follten, während über die übrigen Gegen⸗ 
ſtände, die z. B. aus den Erträgniſſen der Rücklage angeſchafft waren, 
eine ausdrückliche Vorſchrift fehlte. Hier konnte nur mit einer groß⸗ 
zügigen Entſch. geholfen werden, die der Ric. gefunden hat: Es 
ergibt ſich aus der Geſamtheit der Vereinbarungen und aus dem 
Zwecke des Syndikats, daß das geſamte Vermögen der GmbY., 
das dieſe zur Erfüllung ihrer Zwecke benötigt, ihr nur als Treu⸗ 
händerin der Werke zuſtehen ſoll, und deshalb hat die GmbH. auch 
inſoweit kein eigenes Einkommen. Auch hier wird zur Vermeibung 
von Steuerumgehungen gefordert, daß die Verhältniſſe in Zukunft in 
den Bilanzen klar zum Ausdruck kommen müſſen (ſiehe oben zu III). 


V. Wer an dieſe Entſch. mit der Paragraphenlupe herangeht, 
wird vielleicht die Möglichkeit finden, einzelne Steine des Gebäudes 
herauszureißen und es damit ganz zum Einſturz zu bringen: Es hätte 
auch anders entſchieden werden können. Aber darauf kann es nicht 
ankommen, der Rey. ſieht feine Aufgabe nicht darin, Steuerpflichten 
überall da feſtzuſtellen, wo es nur irgendwie möglich iſt, ſondern ſucht 
den Weg, den berechtigten neuen Formen der Wirtſchaft ſteuerlich 
gerecht zu werden, und von dieſem Geſichtspunkt aus iſt den Entſch. 
in vollem Umfange beizuſtimmen. 


RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
E 


41. 835 KapVertStG. Die Übertragung eines ſchuld⸗ 
rechtlichen Anſpruchs auf Übereignung von Aktien unter⸗ 
liegt der Börſenumſatzſteuer auch dann, wenn fie nur zum 
Zwecke der Sicherung des Abtretungsempfängers wegen 
eines dem Abtretenden eingeräumten Kredits vorgenom- 
men worden iſt. f) 

Der Kaufmann A., der im Febr. 1930 und Mai 1931 von der 
S.⸗Geſellſchaft Aktien der ARL®.&. im Nennbetrage von 312 500 Ke. 
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gekauft hatte, hat nach teilweiſer Bezahlung des auf 2000000 A. 
vereinbarten Kaufpreiſes durch ſchriftliche Erklärung v. 8. Juni 1931 
ſeine Rechte aus dem vorbezeichneten Kaufvertrage, insbeſ. ſeinen An⸗ 
ſpruch auf Lieferung der Aktien, an die beſchwerdeführende GmbH. 
abgetreten, und zwar zur Sicherheit für einen ihm von der Beſchwx. 
eingeräumten Kredit. Die Beſchw§. hat alsdann die S.⸗Geſellſchaft 
als Schuldnerin von der Abtretung in Kenntnis geſetzt und ſpäter gegen 
ſie wegen Nichtlieferung der Aktien Klage auf Schadenserſatz erhoben. 


Streitig iſt, ob die vorbezeichnete Abtretung des Lieferungs⸗ 
anſpruchs an die BeſchwF. als ein börſenumſatzſteuerpflichtiges An⸗ 
ſchaffungsgeſchäft i. S. des § 35 KapVerkStG. anzuſehen iſt. Das 
iſt, nachdem das Fin A. die Börſenumſatzſteuer auf 3000 RA feſt⸗ 
geſetzt hatte, in beiden Vorentſcheidungen bejaht worden. Zur Begr. 
der RBeſchw. macht die Veranlagte nach wie vor geltend, daß ein 
Anſchaffungsgeſchäft nicht vorliege, weil A. mit der Abtretung ſeines 
Lieferungsanſpruchs ihr gegenüber eine ſchuldrechtliche Verpflichtung 
zur Verſchaffung des Eigentums an den Ausſtellungsaktien nicht 
übernommen habe und die Abtretung außerdem nicht endgültig, ſon⸗ 
dern nur zu Sicherungszwecken geſchehen ſei. 

Die RBeſchw. kann keinen Erfolg haben, da das Bu. nach 
keiner Richtung hin einen Rechtsirrtum erkennen läßt. 

Anſchaffungsgeſchäfte find entgeltliche Verträge, die auf Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums an börſenumſatzſteuerpflichtigen Wertpapie⸗ 
ren gerichtet find (vgl. 8 18 Abſ. 1 des neuen KapVerkStG. von 
1934, das an dem bisherigen feſtſtehenden Begriffe des Anſchaffungs⸗ 
geſchafts nichts hat ändern wollen. In welcher Weiſe das Eigen⸗ 
tum dem Erwerber verſchafft werden ſoll, iſt für den Begriff des 
Anſchaffungsgeſchäftes ohne Bedeutung. Es wird alſo keineswegs 
vorausgeſetzt, daß die eine Vertragspartei ſich gerade ausdrücklich 
verpflichtet hat, das Eigentum an den Wertpapieren, das ihr 
bereits zuſteht oder das ſie ſich erſt noch verſchaffen will, ſelbſt auf 
den Vertragsgegnuer zu übertragen, oder daß ſich eine ſolche Über- 
eignungspflicht aus der gewählten Vertragsbezeichnung (Kauf, Liefe⸗ 
rungsvertrag uſw.) ergibt. Ein Anſchaffungsgeſchäft liegt vielmehr 
auch dann vor, wenn lediglich vereinbart worden iſt, daß die eine 
Vertragspartei einen Übereignungsanſpruch, der ihr bereits gegen 
einen Dritten zuſteht oder den ſie für ſich durch Abſchluß eines An⸗ 
ſchaffungsgeſchäfts gegen einen Dritten begründen will, auf den Ver⸗ 
tragsgegner gegen Entgelt zu übertragen habe. Auch eine ſolche Ver⸗ 
einbarung iſt auf Verſchaffung des Eigentums au den Wertpapieren 
gerichtet, zumal die ihren Übereignungsanſpruch gegen Entgelt über⸗ 
tragende Vertragspartei nach 8 437 BOB. dem Vertragsgegner dafür 
haftbar iſt, daß der Anſpruch rechtlich beſteht. Wenn bei dem Wert⸗ 
papierkauf die Begr. des ſchuldrechtlichen Übereignungsanſpruchs 
der Börſenumſatzſteuer unterliegt, ſo fehlt es auch an jedem inneren 
Grunde, die entgeltliche Übertragung eines ſolchen Anſpruchs 
ſteuerlich anders zu behandeln, da auch eine ſolche Übertragung einen 
Umſatz der Wertpapiere darſtellt, wie er von der Börſenumſatzſteuer 
getroffen werden ſoll. Dies gilt auch dann, wenn der Übereignungs⸗ 
anſpruch, wie im vorl. Falle, noch mit der Verpflichtung zu der ver⸗ 
einbarten und noch nicht völlig bewirkten Gegenleiſtung verknüpft 
iſt. Dementſprechend hat der erk. Sen. bereits in feinem Urt. II A 
353/28 v. 25. Sept. 1928 (Mrozek, Steuerkartei Rechtsſpr. 36 
zu 8 35) ausdrücklich entſchieden, daß auch die Übertragung eines 
Anſpruchs auf Abtretung eines Gmb H.⸗Anteils der Börſen⸗ 
umſatzſteuer unterliege. Für den vorl. Fall einer Übertragung des 
Anſpruchs auf Übereignung von Aktien kann keine andere Be⸗ 
urteilung Platz greifen. Auch im Schrifttum iſt, ſoweit erſichtlich, 
nirgends eine andere Auffaſſung vertreten (vgl. Keßler, KapVerk⸗ 
St®., 2. Aufl., Anm. 10 und 19 zu 8 35). Der gegenteilige Stand⸗ 
punkt der BeſchwF. würde bedeuten, daß nach Begr. eines ſchuld⸗ 
rechtlichen Anſpruchs auf Übereignung von Wertpapieren der börſen⸗ 
umſatzſteuerpflichtige Handel mit dieſen Papieren ſteuerfrei durch den 
Handel mit dem vorbezeichneten Übereignungsanſpruch mit demſelben 
wirtſchaftlichen Ergebnis erſetzt werden könnte. Das kann nicht im 
Sinne des Geſetzes liegen. 

Unerheblich für die ſtreitige Steuerpflicht iſt der Umſtand, daß 
im vorl. Falle die Abtretungserklärung v. 8. Juni 1931 nicht 
ein entſprechendes ſchuldrechtliches Verpflichtungsgeſchäft zeitlich vor⸗ 
ausgegangen iſt. Es genügt, daß der Rechtsgrund dieſer Abtretung 
in einem ſchuldrechtlichen entgeltlichen Geſchäfte beſteht, wie ja auch 
einer Übereignung von Wertpapieren die Eigenſchaft eines ſteuer⸗ 
pflichtigen Anſchaffungsgeſchäfts nicht um deswillen abzuſprechen iſt, 
weil ſie mit dem ihr zugrunde liegenden ſchuldrechtlichen Geſchäfte 
zuſammenfällt. 

Schließlich ſteht auch der mit der Abtretung des Lieferungs⸗ 
anſpruchs im vorl. Falle verfolgte Sicherungszweck der An⸗ 
nahme eines ſteuerpflichtigen Anſchaffungsgeſchäfts nicht entgegen. 
Der Sicherungszweck hat lediglich die Wirkung, daß das Anſchaf⸗ 
fungsgeſchäft nur als ein bedingtes angeſehen werden kann, wodurch 
nach ausdrücklicher Vorſchr. des § 43 Kap ert Sich. die Steuerpflicht 
nicht ausgeſchloſſen wird. Auch das entſpricht ſtändiger Rſpr. des 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Reg., von der abzugehen kein Anlaß vorliegt (vgl. die bereits im 
BU. angeführten Entſch. NFH.13, 135; 19, 24, ferner die Urt. 
II A 664/26 v. 5. April 1927, II A 494/26 v. 17. Dez. 1926 
8100 zek, Steuerkartei, Rechtsſpr. 21 und 25 zu $ 35 KapVerk⸗ 
G.). 
(RFH., 2. Sen., Urt. v. 15. März 1935, II A 80/34.) 


Anmerkung: Hätte der Rc. der RBeſchw. ſtattgegeben, IP 
wäre es eine Frage ſehr kurzer Zeit geweſen, bis ſich der geſamte 
Börſenverkehr auf den neuen ſteuerfreien Weg „umgeſtellt“ hätte. 
Deshalb iſt die Entſch. in ihrem Hauptteil in vollem Umfang zu 
begrüßen und zu billigen. Man kann nicht, wie es hier die Be⸗ 
teiligten wollten, die Entſch. ausſchließlich auf die zivilrechtlichen 
Fragen abſtellen, es kommt auf die wirtſchaftlichen Vorgänge an, 
Und danach iſt die Abtretung eines derartigen Lieferungsanſpruchs 
das gleiche wie die Übernahme einer Lieferungsverpflichtung ſelbſt. 

Der wirtſchaftliche Zweck eines Anſchaffungsgeſchäfts ift auf 
jeden Fall unerheblich. Es iſt feſtſtehende Rſpr., daß die Steuer“ 
pflicht auch dann entſteht, wenn die Lieferung der Wertpapiere nur 
zu Sicherungszwecken erfolgt; Entſprechendes muß dann gelten für 
den Fall der bloßen Abtretung eines Lieferungsanſpruchs. 

Es wird ſich darüber ſtreiten laſſen, ob dieſe ſtändige Rſpr., 
die ja ſtark an den formalen Vorgang anknüpft, nicht doch einma 
geändert werden ſollte. Die ſicherungsweiſe Übertragung von Wert⸗ 
papieren verfolgt wirtſchaftlich einen ganz anderen Zweck als die 
Übertragung zu freiem Eigentum, es handelt ſich hier nicht um einen 
eigentlichen „Kapitalverkehr“, und deshalb ſollten dieſe Geſchäfte 
von der Steuer freigeſtellt werden. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


* 


45. 8 8 Nr. 10 GrErwStG. Der Erwerb von Grund“ 
ſtücken zum Bau der Reichs autobahnen iſt ein Erwerb für 
Zwecke öffentlicher Straßen und daher nach 8 8 Nr. 10 
grunderwerbſteuerfrei. .) 

Die BeſchwF. hat für den Bau der Reichsautobahnen mehrere 
Grundſtücke erworben und iſt für dieſen Grundſtückserwerb gemäß 
88 1, 4 GrErwStG. zu einer Reichsgrunderwerbſteuer von 884,55 Al 
veranlagt worden. 

Einſpruch und Berufung der BeſchwF., mit denen fie Steuer 
freiſtellung begehrte, blieben erfolglos. 

Ihre Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Zutreffend hat zwar das FinGer. angenommen, daß die Steuer⸗ 
befreiung nicht auf § 10 der 1. VO. zur Durchführung des Geſetzes 
über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ vom 
7. Aug. 1933 (RB. II, 521) geſtützt werden kann, da dort nur 
eine Befreiung von direkten Steuern vorgeſehen iſt, wogegen es TI 
= 91 Grunderwerbſteuer um eine indirekte Steuer (Verkehrsſtener) 

andelt. 

Die Entſch. des FinGer. iſt aber gleichwohl aufzuheben, da ſie 
rechtsirrtümlich die Befreiungsvorſchrift des 88 Nr. 10 Satz 1 Gr. 
ErnSt®. für nicht anwendbar hält. Nach dieſer Vorſchrift iſt Grund 
erwerbſteuer nicht zu erheben beim Erwerb von Grundſtücken für 
Zwecke öffentlicher Straßen. Streitig iſt, ob die Reichsautobahnen als 
öffentliche Straßen anzufehen find. Das FinGer. will zu Unrecht bei 
den Reichsautobahnen weder das Merkmal der Straße noch auch das 
der Offentlichkeit als gegeben anſehen. 

Straße iſt ein Unterbegriff des Wegs. Unter „Straßen“ werden 
dauerhaft befeſtigte, regelmäßig benutzbare Wege verſtanden, die vor 
nehmlich dem nichtſchienengebundenen Verkehr (Kraft⸗ und andere 
Wagen und Rader, Reiter und Fußgänger) dienen (ogl. Elſter, 
Wörterbuch der Volkswirtſchaft, 3. Bd. S. 550). Die Rſpr. des 
NZH. hat den Begriff der Straße i. S. der vorerwähnten Befreiungs“ 
vorſchrift nicht eng gefaßt, vielmehr in den Begriff der Straße Wege 
mit einbezogen. So werden bereits in der Entſch. v. 6. Juni 1922, 
II A 108/22 (Mrozek, Kartei, Rechtsſpruch 6 zu 8 8 Nr. 10 Saß! 
unter öffentlichen Straßen, die für den allgemeinen Verkehr von 
Fuhrwerken, Fußgängern uſw. beſtimmten Wege verſtanden un, 
nach der Entſch. v. 6. Febr. 1923, II A 10/23 (Rechtsſpruch 10 
d. a. O.) tritt Steuerfreiheit ein, wenn das Grundſtück unmittelbar 
der Anlegung oder Erweiterung eines öffentlichen Weges dient. 
Nach 8 2 des Geſ. über die Errichtung eines Unternehmens „Reichs“ 
autobahnen“ v. 27. Juni 1933 (RG Bl. II, 509) find die Kraftfahr⸗ 
bahnen öffentliche Wege. Selbſt wenn man den Begriff Straße i. 
der Steuerbefreiungsvorſchrift eng faſſen will, ſind deren Merkmal 
als eines dauerhaft befeſtigten Weges gegeben. In einer jeden Zwei 
ausſchließenden Weiſe aber wird der Charakter der Reichsautobahnen 
als Straßen feſtgeſtellt in § 1 des Gef. über die einſtweilige Neu⸗ 
regelung des Straßenweſens und der Straßenverwaltung v. 26. März 
1934 (RGBl. I, 243), der unter anderem beſtimmt: Die deutſchen 
Straßen, ſoweit ſie dem Verkehr von Ort zu Ort dienen, werden in 
folgende Straßengruppen eingeteilt: 1. Kraftfahrbahnen (Geſetz uber 
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die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ uſw. ) 
Auch iſt in dem § 8a des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes über 
ie Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ v. 18. Dez. 
nn (RGBL. I, 1081) von dem Straßenkörper der Reichsautobahnen 
ie Rede. 

Das Finer. will weiter die Reichsautobahnen als öffentliche 
Straßen deswegen nicht anerkennen, weil fie nach 8 2 des Geſetzes 
b. 27 Juni 1933 ausſchließlich für den allgemeinen Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen beſtimmt ſind, daher ſeiner Anſicht nach der 
Verkehr auf ihnen kein allgemeiner ſei. Der Begriff des allgemeinen 
Verkehrs und der Offentlichkeit ſetzt jedoch keineswegs voraus, daß 
die Straße für verſchiedene Verkehrsarten angelegt iſt. Wenn die 
Entſch. des Senats als öffentliche Verkehrsarten i. S. des $8 Nr. 10 
GrErwStch. den Fuhrwerks⸗ und den Fußgängerverkehr nennen, 
10 will dieſe Aufzählung weder erſchöpfend fein, noch ſoll damit ge⸗ 
ſagt fein, daß die Straße gleichzeitig für verſchiedene Verkehrsarten 
angelegt und beſtimmt ſein muß, um als öffentliche Straße zu gelten. 
Do iſt in der eingangs erwähnten Entſch. v. 6. Jun 1922 von den 
für den allgemeinen Verkehr von Fuhrwerken, Fußgängern uſw. be⸗ 
ſtimmten Wegen die Rede, und in der Entſch. v. 24. Febr. 1931, 
A 20/1 (Mrozek, Kartei, Rechtsſpruch 38 zu 88 Nr. 10 
Hatz 1) wird von der Ermöglichung und Erreichung des öffentlichen 
Serkehrs, insbeſondere für Fußgänger und Fuhrwerke ge⸗ 
ſprochen. Der Begriff des allgemeinen Verkehrs wird jedenfalls, wie 
auch Germershauſen⸗Seydel in „Wegerecht und Wegeverwal⸗ 
tung in Preußen“ (4. Aufl., Bd. I S. 4 unten) mit Recht betont, 
durch eine Beſchränkung des allgemeinen Gebrauchs nach Art und 
Zweck des Weges (Fuß⸗, Reit⸗, Radfahr⸗, Automobilwege uſw.) nicht 
ausgeſchloſſen, ſofern der Weg für dieſen in Rede ſtehenden Zweck 
jedermann offenſteht. Dies trifft aber für die Autobahnen hinſichtlich 
bes Verkehrs mit Kraftfahrzeugen zu. Im übrigen ſind auch die Reichs⸗ 
autobahnen Straßen, die in die vorhandenen Wegeverbindungen orga⸗ 
ic eingegliedert werden, indem fie durch zahlreiche Anſchlußſtellen 
Auffahrten, Abfahrten, Zubringerſtraßen uſw.) mit dem vorhandenen 

traßenſyſtem verbunden werden. An dem Charakter der Offentlich⸗ 
eit der Reichsautobahnen ändert auch nichts der Umſtand, daß nach 
des Geſetzes v. 27. Juni 1933 dem Unternehmen „Reichs⸗ 
dutobahnen“ das Recht zuſteht, Benutzungsgebühren zu erheben. Denn 
r Begriff der Öffentlichkeit einer Einrichtung ſetzt nicht notwendig 
wie das FinGer. aus der bisherigen Rſpr. des Rö. folgern zu 
müſſen glaubt — eine Unentgeltlichkeit der Benutzung voraus. Aus⸗ 
laggebend iſt nicht, ob die Anlage jedermann ohne Erfüllung beſon⸗ 
; er Vorausſetzungen, d. h. unentgeltlich, ſondern daß ſie jedermann 
nter den gleichen Vorausſezungen und Bedingungen zugänglich iſt. 
f uch wenn daher für die Benutzung der Reichsautobahnen eine Gebühr 
tuboben werden ſollte, ſo wird auch dann gegen Entrichtung der 
zarifmäßigen Gebühren die Benutzung der Anlagen in gleicher Weiſe 
edem Kraftfahrzeug offenſtehen. 
Reine hiernach für den Erwerb der Grundſtücke zum Bau ber 
eichsautobahnen die Vorausſetzungen der Befreiungsvorſchrift des 88 
bei, 10 Satz 1 GrErmSt®. gegeben find, ift die Beſchw§. unter Auf⸗ 
bung der Vorentſcheidungen von der Grunderwerbſteuer freizuſtellen. 
5 Anders wäre die Rechtslage, wenn die Beſchw. Grundſtücke 
nicht zum Bau von Autoſtraßen, ſondern z. B. zur Schaffung eines 
‚fie oder Verwaltungsgebäudes erwerben würde. Ein ſolcher Erwerb 
eine, da nach der ftändigen Rſpr. des Senats Steuerfreiheit nur 
ff ritt, wenn das Grundſtück unmittelbar der Anlegung einer 
1gentlichen Straße dient, nicht ſteuerbegünſtigt fein (RH. v. 28. Nov. 
Kare Bd. 11 S. 50 und v. 6. Febr. 1923, II A 10/3; Mrozek, 
klei, Rechtsſpruch 10 a. a. O.). 
R., 2. Sen., Urt. v. 8. Febr. 1935, II A 33/35 8.) 


für Anmerkung: Die Entſch. iſt bei dem beträchtlichen Umfang des 
hel! le Reichsautobahnen notwendigen Grundſtückserwerbes von er⸗ 
be licher praktifcher Bedeutung. Sie iſt in jeder Hinſicht überzeugend 
Air, en und im Ergebnis befriedigend. Zweckmäßig iſt der Hinweis 
kur chluß der Entſch., daß nach der ſtändigen Rſpr. des RF. der 
iR mittelbar dem Straßenbau dienende Grundſtückserwerb an der 
fo, uftigung nicht teilnehme. Bei der Förderung, die das große 
ba Werk der Reichsautobahnen naturgemäß verdient, liegt der 
wird ſch Nahe, es möge der Geſetzgeber ergänzend eingreifen. Indeſſen 
Mi es hier wohl genügen, wenn in geeignetem Umfange von der 
aus Geleit Gebrauch gemacht wird, die Steuer im Verwaltungswege 
Bründen der Billigkeit zu erlaſſen. 


RA. Dr. Auguſt Bergſchmidt, Berlin. 
- * 
46. 8 12 GrErwStG. 


Gn Werden ſchon bisher auf den 
8 utunſüken eingetragene Grunddienſtbarkeiten, die in 
preig 9 eines Grundſtücks beſtehen, neben dem Kauf- 
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keiten zum Veräußerungspreis nach § 12 GrErwStG. nicht 
ſtatthaft. 

Der BeſchwF. erwarb durch Kaufvertrag v. 25. Nov. 1931 
die Grundſtücke Pl. Bl. 101 und 102 für 49 000.924 und 
wurde am 9. Juli 1932 als Eigentümer grundbuchlich eingetragen. 
Im Hinblick darauf, daß der BeſchwF. auf den Grundſtücken 
laſtende Grunddienſtbarkeiten (Waſſerſammel⸗ und Durchleitungs⸗ 
rechte, Begehungsrechte am Mühlgraben, Rechte zum Führen, Be⸗ 
treiben und Unterhalten einer Starkſtromleitung) mit übernom⸗ 
men hatte, rechnete die Steuerſtelle nach 8 12 GrErwStG. dem 
Kaufpreis von 49 000 7% die von ihr mit 8585 Ne bewerteten 
Grundddienſtbarkeiten hinzu und veranlagte den Beſchwß. zu 
einer Grunderwerbſteuer nebſt Zuſchlägen von 2953,05 7. 

Im Einſpruchswege beſtritt der Beſchw. die Zuläſſigkeit 
der ſteuerlichen Hinzurechnung des Wertes der Grunddienſtbar⸗ 
keiten zum Kaufpreis. Sein Einſpruch wurde als unbegründet zu⸗ 
rückgewieſen, ebenſo ſeine Ber. 

Die RBeſchw. iſt begründet. Hauptſtreitgegenſtand iſt die 
Frage, ob der Wert der Grunddienſtbarkeiten dem Veräußerungs⸗ 
preis nach $ 12 GrErwStc. ſteuerlich hinzuzurechnen iſt. Der 
Senat hat zu der Frage ſchon Stellung genommen (RF. vom 
13. Okt. 1931, II A 529/31, R.. 29, 348; Mrozek, Steuer⸗ 
kartei, Rechtsſpr. 14 zu § 13 und Rechtsſpr. 3 zu § 12 Abſ. 2 
Satz 1 Abt. II), indem er die Zurechnung des Wertes der auf 
dem Grundſtück laſtenden Grunddienſtbarkeiten zu dem Meiſtgebot 
als rechtsirrig beanſtandete. Hierbei fällt es nicht ins Gewicht, 
daß es fi dort um einen Steuerfall nach § 13, nicht — wie 
hier — nach § 12 GrErwStsG. handelte. Denn, wie die Urteils⸗ 
begründung ergibt, kann die Frage der Zurechenbarkeit der Grund⸗ 
dienſtbarkeit i. S. des § 13 nur unter gleichzeitiger Rücksichtnahme 
auf die S$ 11 und 12 GrErw StG. beantwortet werden. So wird 
auch von Ott (StW. 1932, Teil 1 Spalte 713) betont, daß die 
beſondere Vorſchr. des § 18, ſoweit nicht die Eigenart der Zwangs⸗ 
verſteigerung entgegenſteht, aus $ 12 zu ergänzen und zu erläu⸗ 
tern iſt. Aus der notwendigen Ineinklangbringung von Wert 
(8 11) und Preis (5 12) kommt die vorerwähnte Entſch. mit Recht 
zu dem Ergebnis, daß es für die Frage der Zurechenbarkeit von 
Laſten zum Veräußerungspreis darauf ankommt, wie die Laſten 
nach den Anſchauungen des Verkehrs auf den Wert des Grund⸗ 
ſtücks einwirken. Es dürfen daher bei § 12 dem Veräußerungs⸗ 
preis nicht hinzugerechnet werden ſolche Laſten, mit deren Weg⸗ 
fall der Eigentümer des Grundſtücks oder ſeine Rechtsnachfolger 
in abſehbarer Zeit nicht rechnen, die alſo im rechtsgeſchäftlichen 
Verkehr mit Grundſtücken der in Betracht kommenden Art als 
eine dauernde wertmindernde Eigenſchaft des Grund⸗ 
ſtücks (§ 11) empfunden werden, wie dies bei den auf dem Grund⸗ 
ſtück haftenden Grunddienſtbarkeiten der Fall iſt, die zu irgendeiner 
Benutzung des Grundſtücks berechtigen. Es werden alſo nach der 
vorerwähnten Entſch. v. 13. Okt. 1931 dieſe Grunddienſtbarkeiten 
als dauernde Laſten des Grundſtücks betrachtet und unter dieſem 
Geſichtspunkt als wertmindernde Eigenſchaften des chene ing 
angeſehen, die ſchlechthin ihre Hinzurechnung zur Gegenleiſtung 
ausſchließen. Den gleichen Standpunkt vertritt auch Ott (StW. 
1932, Teil ] insbeſ. Spalten 722—724), der auch in der Belaſtung 
des Grundſtücks mit einer Grunddienſtbarkeit, weil dieſe dem je⸗ 
weiligen Eigentümer eines anderen Grundſtücks zuſteht, eine 
dauernde Laſt des belaſteten Grundſtücks erblickt, alſo die Grund⸗ 
dienſtbarkeit als wertmindernde Eigenſchaft bei dem zu ermitteln⸗ 
den Einheitswert anſieht. Stellt aber die ſchon bisher auf dem 
Grundſtück eingetragene Grunddienſtbarkeit, die in der Nutzung 
des Grundſtücks beſteht, als eine dauernde Laſt eine Eigenſchaft 
des Grundſtücks dar, iſt alſo das ſo beeigenſchaftete Grundſtück be⸗ 
wextet, jo kann auch nur für das fo beſchaffene Grundſtück und 
nicht für das unbelaſtete Grundſtück die Gegenleiſtung beſtimmt 
werden. Im Hinblick auf die Wechſelwirkung von Bewertung und 
Preisbeſtimmung kann alſo, was Ott mit Recht hervorhebt, das, 
was ſich als dauernde Laſt des Grundſtücks und damit als Eigen⸗ 
ſchaft des Grundſtücks darſtellt, nicht unter dem Geſichtspunkt einer 
Hinzurechnung nach § 12 dem Preis im engeren Sinne hinzu⸗ 
gerechnet werden. Werden, wie vorliegend, ſchon bisher auf dem 
Grundſtücke eingetragene Grunddienſtbarkeiten, die in der Nutzung 
des Grundſtücks beſtehen, neben dem eigentlichen Preis vom 
Grundſtückserwerber übernommen, ſo iſt daher keine ſteuerliche 
Hinzurechnung zum Veräußerungspreis i. S. des § 12 GrErw⸗ 
StG. ſtatthaft (dgl. RH. v. 12. April 1932, II A 560/31, Rö. 
31, 244, insbeſ. 248). Dies hat das Finger. verkannt. Seine Entſch. 
iſt daher ebenſo wie die Einſpruchsentſcheidung aufzuheben. Die 
Grunderwerbſteuer nebſt Zuſchlägen iſt nach dem Veräußerungs⸗ 
preis von 49 000 %% unter Berückſichtigung der Übernahme der 
Steuer durch den Erwerber anderweit auf 2512,80 %, feſtzu⸗ 
ſetzen. Die Koſten des geſamten Rechtsmittelverfahrens fallen dem 
Reich zur Left. - 

Es bedarf keiner Erörterung, ob, wie Ott annimmt, die 
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Rechtslage eine andere wäre, wenn der Erwerber erſt im Kauf⸗ 
vertrag die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit neben dem 
Kaufpreis übernimmt, da es ſich um einen ſolchen Fall hier 
nicht handelt. 
(RFH., 2. Sen., Urt. v. 18. Jau. 1935, II A 390/34.) 
* 


47.81 Nr. 1 Umf6tG. 1926 u. 1932; $ 138 H6%.; 
8 738 BOB. Wird eine OHG. nach dem Geſellſchaftsper⸗ 
trag beim Ausſcheiden eines Geſellſchafters von den übri⸗ 
gen Geſellſchaftern fortgeſetzt, ſo iſt zwar für die dem 
ausgeſchiedenen Geſellſchafter gewährte Abfindung, nicht 
aber außerdem noch für die Anwachſung der Geſellſchafter⸗ 
rechte die Umſatzſteuer zu entrichten. Dies gilt auch dann, 
wenn bei einer nur aus zwei Perſonen gebildeten OHG. 
der eine Geſellſchafter ausſcheidet und der andere nach 
dem Geſellſchafts vertrag das Unternehmen fortſetzt. 

Zwiſchen A. und B. beſtand eine OH®. Als B. die Geſell⸗ 
ſchaft i. J. 1931 kündigte, übernahm A. auf Grund des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags „das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven nebſt der 
Firma“ als Alleininhaber. B. hat bei ſeinem Ausſcheiden die Hälfte 
des vorhandenen Warenbeſtandes aus dem bisherigen gemeinſchaft⸗ 
lichen Vermögen zu freiem Eigentum erhalten. Hierfür iſt die 
Umſatzſteuer entrichtet. Hierüber beſteht auch kein Streit. Das 
Fin A. verlangt die Umſatzſteuer auch für die andere Hälfte des 
Warenlagers, die dem A. allein verblieben iſt. 

Das Fin A. geht davon aus, daß bis zum Ausſcheiden des B. 
die OHG. als ſolche nach $ 124 HGB. Eigentümerin des ganzen 
Warenlagers war; aus Anlaß des Austritts des B. habe jeder der 
beiden Geſellſchafter das Alleineigentum an der Hälfte des Waren⸗ 
lagers unmittelbar aus dem Vermögensbeſtand der OHG. erlangt; 
jeder dieſer beiden Eigentumsübergänge müſſe nach § 1 Nr. 1 Umſ⸗ 
StG. zur Umſatzſteuer herangezogen werden, ganz gleich, ob man 
den Hergang mehr von der handelsrechtlichen oder von der wirt⸗ 
ſchaftlichen Seite aus beurteile. 

Das Fincher. hat den Warenübergang in das Alleineigentum 
des A. von der Umſatzſteuer freigeſtellt; die RBeſchw. des Fin A. 
iſt nicht begründet. 

Mit dem Ausſcheiden des B. iſt das geſamte bisher ge⸗ 
meinſchaftliche Vermögen dem A. zu alleinigem Eigentum ange⸗ 
wachſen; dieſer war nach dem Geſellſchaftsvertrage berechtigt, das 
Geſchäft in ſeinem eigenen Namen und auf ſeine Rechnung unter 
der bisherigen Firma weiterzuführen und hatte dafür dem B. eine 
Abfindung in ſinngemäßer Anwendung des § 738 BGB. zu ge⸗ 
währen. B. empfing dieſe Abfindung in Geſtalt der Hälfte des 
Warenlagers. Die Leiſtung dieſer Abfindung liegt innerhalb der ge⸗ 
werblichen Tätigkeit des nunmehrigen Einzelkaufmanns A., das 
Entgelt dafür iſt in der vorangegangenen Aufgabe der Geſell⸗ 
ſchaftsrechte zu erblicken, die B. beſeſſen hatte und die nunmehr 
dem A. angewachſen find. Dieſer Leiſtungstauſch hat ſich alſo — im 
Gegenſatz zur Meinung des Fin A. — zwiſchen B. und A. vollzogen. 
Letzterer hat dafür die Umſatzſteuer entrichtet (vgl. RF. V A 
344/25 v. 29. Jan. 1926: RStBl. 1926, 128 Nr. 109). Die im 
Alleineigentum des A. verbliebene andere Hälfte der Waren 
unterlag aber keinem derartigen Leiſtungsaustauſch. Bürgerlich⸗ 
rechtlich ſind dieſe Waren weder von B. noch von der OHG. an A. 
veräußert worden. Aber auch wirtſchaftlich erſchöpft ſich die in der 
Verfügungsmacht über dieſe Waren eingetretene Anderung in der 
Tatſache, daß A. die Geſellſchaftsrechte des B. „vereinnahmt hat“. 
Darüber hinaus iſt kein Entgelt gezahlt, es ſind aber auch keine 
Waren an A. geliefert worden, denn nur durch die Aufgabe der Ge⸗ 
ſellſchaftsrechte des B. iſt A. wegen der Vereinigung aller Geſell⸗ 
ſchafterrechte in ſeiner Hand zum Alleinunternehmer geworden. 

Das Fin A. kann ſich zur Unterſtützung feiner RBeſchw. auch 
nicht auf das Urt. des erk. Sen. v. 7. Okt. 1932, V A 30/32: RStBl. 
1933, 288, berufen. Damals hatten die Geſellſchafter einer OHG. die 
Auflöſung ihrer Geſellſchaft in einem gerichtlichen Vergleich be⸗ 
ſchloſſen (§ 131 Nr. 2 HGB.), und dabei vereinbart, eine Verſilbe⸗ 
rung des Geſellſchaftsvermögens zum Zwecke der Erlösverteilung 
(Liquidation) zu unterlaſſen und ſtatt deſſen die Gegenſtände des 
Geſellſchaftsvermögens ſelbſt unter ſich zu verteilen. Der Senat 
hat dieſe Verteilung des Geſellſchaftsbermögens ebenſo für um⸗ 
ſatzſteuerpflichtig erklärt, wie wenn die aufgelöſte Geſellſchaft ihre 
Waren und ſonſtigen Vermögensſtücke einzeln oder im ganzen ver⸗ 
ſilbert hätte. Das Entgelt für die im Wege der Naturalteilung zu⸗ 
gewieſenen Vermögensgegenſtände wurde im Verzicht auf die Aus⸗ 
zahlung des Auseinanderſetzungsguthabens ($ 149 HGB.) erblickt. 
Die Herausgabe von Vermögenswerten aus den Beſtänden einer 
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Perſonalgeſellſchaft an die Geſellſchafter gegen Aufgabe der Geſell⸗ 
ſchafterrechte iſt nach Auffaſſung des Senats grundſätzlich ein um“ 
ſatzſteuerpflichtiges Geſchäft z. B. auch dann, wenn die Geſellſchaſ⸗ 
ter die empfangenen Werte ſofort wieder in ein neu gebildetes ge 
ſellſchaftliches Unternehmen einbringen. Da ſomit nicht nur eine 
Fa der Waren zum Zwecke der Erlösverteilung 
(Liquidation), ſondern auch eine an Stelle der Liquidation vor⸗ 
genommene unmittelbare Verteilung der Warenber 
ſtände unter die ehemaligen Geſellſchafter die Umſatzſteuerpflicht 
auslöſen würde, hat ſich das FinGer. in der Begr. feines an ſich 
zutreffenden Standpunkts inſofern — wenigſtens in der Ausdrucks⸗ 
weiſe — vergriffen, als es die Durchführung einer Liqui⸗ 
dation als entſcheidendes Merkmal für die Frage der Umſatz⸗ 
ſteuerpflicht anſieht. Entſcheidend iſt im gegebenen Falle allein, 
daß das Warenlager oder andere Werte dem A. nicht geliefert mitt? 
den und daß er inſoweit auch kein Entgelt gezahlt hat. A. hat keine 
Geſellſchaftsrechte aufgegeben, es ſind ihm im Gegenteil die Ge⸗ 
ſellſchafterrechte des B. zugewachſen, und für dieſe Vereinnahmung 
hat A. die Umſatzſteuer bezahlt; die Geſellſchaft iſt übrigens auch 
nicht i. S. des $ 131 HGB. „aufgelöſt“ worden, ſondern fie hat 
durch die Vereinigung aller Mitgliedsrechte in einer Perſon ihr 
begriffliches Ende gefunden. Dabei iſt das Unternehmen mit ſeinen 
bisherigen Beſtänden — unbeſchadet der Abfindung an B. — er- 
halten geblieben. A. iſt lediglich alleiniger Geſchäftsinhaber ge 
worden; die bloße Anderung des Eigentümers und der Wechſel in 
den Herrſchaftsbefugniſſen ift aber für ſich allein kein ſteuerpflich⸗ 
tiger Tatbeſtand nach dem Umſatzſteuerrecht. Die Entſch. der ſtrei⸗ 
tigen Frage kann deshalb nicht anders ausfallen, als wenn von 
drei oder mehreren Geſellſchaftern einer ausgeſchieden wäre und 
die verbliebenen die Geſellſchaft fortgeſetzt hätten. 
(RFH., 5. Sen., Urt. v. 18. Jan. 1935, V A 5/34 8.) 
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48. § 1 Nr. 1 umſStG. 1926 u. 1932. Zahlungen, die 
von den für die Erreichung eines gemeinſamen Zwecks zu 
einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts verbundenen 
Firmen nach Maßgabe der tatſächlichen oder vermuteten 
Inanſpruchnahme der Geſellſchaftseinrichtung an eine 
GmbH. als Organ der Geſellſchaft geleiſtet werden, ſind 
Entgelte für Sonderleiſtungen auch dann, wenn ſie lediglich 
der Deckung der Unkoſten der GmbH. dienen. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 11. Jan. 1935, V A 140/34.) 


* 

49. 88 1 Nr. 1, 2 Nr. 5 Um StG. 1926; SS 1 Nr. 1, 2 Nr. 9 
UmſStch. 1932. Die durch eine private Kleinbahn erhobenen 
Stand⸗, Lager⸗ und Wiegegelder, Aufbewahrungs- und 
Signierungsgebühren ſind umſatzſteuerpflichtig. 

(R., 5. Sen., Urt. v. 17. Dez. 1934, V A 804/32.) 


* 

50. 88 1 Nr. 1, 2 Nr. 5, 8 Abi. 1 u. 7 UmſStG. 1926; 88 1 
Nr. 1, 2 Nr. 5, 8 Abſ. 1 u. 7 UmſStG. 1932. Die Leiſtungen im 
ſogenannten Wagenübergangsverkehr auf Grund des Über“ 
einkommens über die gegenſeitige Benutzung der Güter? 
wagen im Bereiche des Vereins deutſcher Eiſenbahn ver“ 
waltungen find umſatzſteuerpflichtig; als Entgelt unter“ 
liegen der Steuer nicht nur die etwa vereinnahmten baren 
Spitzenbeträge für un ausgeglichen gebliebene Mehrlet” 
ſtungen, ſondern auch alle ſachlichen Gegenleiſtungen im 
Naturalausgleich. 

(Rh., 5. Sen, Urt. v. 17. Dez. 1934, V A 658/32.) 
* 

51. 88 1 Nr. 1, 2 Nr. 7 UmſStG. 1926. Bringen die 
Geſellſchafter einer OHG. Vermögen dieſer Geſellſchaft 
in eine Kapitalgeſellſchaft ein, fo liegen hierin zwei Ver 
äußerungen des Vermögens, nämlich von der OHG. am DI? 
Geſellſchafter und von den Geſellſchaftern an die Kapital, 
geſellſchaft. Die zweite Veräußerung iſt nach § 2 Nr. 
UmſStG. 1926 umſatzſteuerfrei, die erſte iſt umſaßſteuer“ 
pflichtig. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 21. Dez. 1934, V A 728/33.) 


* 

452. 5 1 Nr. 1 umſStG. 1926 u. 1932. Eine ſtändige Or 
cheſtervereinigung(Teilungsorcheſter), die, ohne langfriſtig 
Vertragsverhältniſſe einzugehen, bei fortgeſetzt i 
ſelnden Auftraggebern ſpielt, iſt i. S. des Umſatzſteuet 
rechts gewerblich ſelbſtänd kg. Sie iſt mit den vollen ver 
einnahmten Entgelten umſatzſteuerpflichtig. 

(Rey H., 5. Sen., Urt. v. 1. Febr. 1935, V A 256/34 8.) 
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